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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/239: Halbwertzeit - eine administrative Wende ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland 

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf 

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

IPPNW - Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs / Ärzte in
sozialer Verantwortung

Lingen/Gronau/Münster, 5. Dezember 2019

BMU: Exportstopp für Brennelemente?

- AtomkraftgegnerInnen fordern rasche Umsetzung 

- auch Exporte von angereichertem Uran aus Gronau beenden

- Bereits am Freitag neuer Uranmülltransport Gronau-Russland?



Anti-Atomkraft-Initiativen aus dem Emsland, der Grafschaft Bentheim und
dem Münsterland sowie die Umweltverbände BBU und die atomkritische
Ärzteorganisation IPPNW werten die Ankündigung von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD), Brennelement-Exporte von
der Brennelementefabrik Lingen an grenznahe AKW im Ausland verbieten zu
wollen, als ersten wichtigen Schritt zu einem umfassenden Exportverbot
für Uran und Brennelemente. Ein Arbeitsentwurf des BMU sieht laut einer
dpa-Meldung vor, dass keine Brennelemente mehr an AKWs geliefert werden
sollen, die älter als 30 Jahre sind und näher als 150 km zur deutschen
Grenze liegen. Damit wären Exporte an die Pannenreaktoren in Tihange,
Doel, Cattenom und Fessenheim zukünftig ausgeschlossen, aber eben auch
an das AKW Borssele in den Niederlanden sowie die alternden Schweizer
AKW Beznau, Mühleberg, Gösgen und Leibstadt.

"Endlich kommt aus dem Bundesumweltministerium ein konkreter Entwurf zur
Änderung des Atomgesetzes. Das ist ein erster und längst überfälliger
Schritt. Nun dürfen die Groko in Berlin und die Landesregierungen in
Hannover und Düsseldorf den Entwurf nicht zerreden, sondern wir fordern
eine rasche Umsetzung. Dabei muss auch ein Exportverbot für
angereichertes Uran aus der Urananreicherungsanlage in Gronau an diese
grenznahen Reaktoren mit aufgenommen werden, damit es keine Lücken gibt.
Das Ziel bleibt die Stilllegung der Brennelementefabrik Lingen sowie der
Urananreicherungsanlage Gronau," erklärte Alexander Vent vom Bündnis
AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland.

Neuer Uranmülltransport von Gronau nach Russland schon am Freitag?

Nach Informationen von Anti-Atomkraft-Initiativen gibt es Anzeichen
dafür, dass der Betreiber der Urananreicherungsanlage Gronau, der
deutsch-niederländisch-britische Urenco-Konzern, den derzeit
vorbereiteten Abtransport von weiteren 600 t abgereichertem
Uranhexafluorid (UF6) von Gronau nach Russland vom nächsten Montag evtl.
auf den morgigen Freitag vorzieht. Das Transportschiff, die Mikhail
Dudin, befindet sich bereits in der direkten Anfahrt auf den Hafen von
Amsterdam und wird nach letzten Infos nicht erst am Montag, sondern
schon am morgigen Freitag dort eintreffen. Auch die Beladung der
Bahnwaggons scheint in Gronau weitgehend abgeschlossen.

Für Montag sind bereits zahlreiche Protestaktionen im Münsterland und
Ruhrgebiet angekündigt. Beim letzten Transport am 18. November wurde der
Uranzug im Münsterland durch Proteste für mehrere Stunden gestoppt.

"Es ist gut, dass das Bundesumweltministerium jetzt die skandalöse
Exportpraxis der Uranindustrie in Deutschland bei den Brennelementen
endlich ins Visier nimmt. Dazu gehören definitiv aber auch die
unverantwortlichen Atommüllexporte der Urenco von Gronau nach Russland.
Wenn dort jetzt vom staatlichen Atomkonzern Rosatom sogar der Bau von
Schnellen Brütern zur Bewältigung der Uranmüllberge anvisiert wird, dann
wird der Gronauer Uranabfall in Russland zu einem umfassenden
Sicherheitsrisiko. Das muss sofort und endgültig unterbunden werden,"
ergänzte Matthias Eickhoff vom Aktionsbündnis Münsterland gegen
Atomanlagen.




Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2019 
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KOHLEALARM/671: Klimakampf und Kohlefront - rechtliche Nachspiele ... (We don't Shut up!)


"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Prozess gegen Klimaaktivist*innen wegen Kraftwerksblockade endete heute
mit einem Aufsehen erregenden Urteil



Eschweiler - Heute [4.12.2019] endete der dritte Prozesstag gegen fünf
Klimaaktivist*innen am Amtsgericht Eschweiler mit einem Freispruch im
Hauptanklagepunkt "Störung öffentlicher Betriebe" sowie im Bezug auf den
Vorwurf des Hausfriedensbruchs. Verurteilt wurden die Angeklagten jedoch
wegen Widerstands zu 50 bzw. 60 Tagessätzen à 5 Euro. In der Verhandlung
ging es um die Blockade des Kohlekraftwerks Weisweiler im November 2017.

Cornelia, eine der Angeklagten, sagt: "Dass wir wegen Störung
öffentlicher Betriebe freigesprochen wurden, ist erfreulich. Aber obwohl
das Gericht viele Beweistatsachen zur Klimakrise als offenkundig
ansieht, hat es daraus nicht die nötigen Konsequenzen gezogen und die
Blockade als gerechtfertigt anerkannt."

Die Angeklagten und ihre Verteidigung kündigten an, in Berufung zu
gehen, da unter anderem Fragen bezüglich der Versammlungsfreiheit aus
ihrer Sicht nicht zufriedenstellend geklärt wurden.

Der heutige Prozesstag begann mit einer Stellungnahme der Angeklagten zu
den zuletzt gehörten Vorträgen der Sachverständigen Rosa Gierens und
Christian Döring, die beim letzten Verhandlungstag dargelegt hatten,
inwiefern das Kraftwerk Weisweiler durch Luftverschmutzung Menschen
krank macht und tötet.

Die Beweisaufnahme wurde nach einer kurzen Anhörung einer Polizeizeugin,
die zur Aufklärung des Sachverhalts nichts beitragen konnte,
geschlossen.

In ihrem inhaltlich widersprüchlichen Plädoyer beantragte die
Staatsanwältin dann überraschend Freiheitsstrafen.

Es folgten Plädoyers aller Verteidiger*innen, die aufgrund der dünnen
Beweislage sowie rechtlicher Bedenken Freispruch in allen Anklagepunkten
forderten. Sie kritisierten dabei auch ein allgemein erhöhtes
Verfolgungsinteresse der Behörden gegenüber Klimaaktivist*innen.

Die Angeklagten bezogen sich in ihrem letzten Wort einmal mehr auf die
Klimakatastrophe und den Beitrag des Kraftwerks Weisweiler zur
Zerstörung von Lebensgrundlagen weltweit. Dabei verlasen sie ein
Statement des vom Klimawandel betroffenen Zeugen Seuri Sanare Lukumay
sowie einen Text des Klimawissenschaftlers Tobias Bayr zum Thema
Kippelemente im Klimasystem. Beide waren im Verfahren nicht angehört
worden.

Die Angeklagten beendeten ihr Statement mit der Ankündigung: "Das letzte
Wort der Bewegung für Klimagerechtigkeit ist noch lange nicht
gesprochen."

Das Gericht lehnte einen Freispruch aufgrund eines rechtfertigenden
Notstands unter anderem damit ab, dass die Blockade nicht lange genug
angedauert habe, um der Klimakrise Einhalt zu gebieten.

Vor dem Hintergrund der anhängigen Schadensersatzforderung von 2
Millionen gegen die Aktivist*innen ist das heutige Urteil insofern
interessant, dass sie in allen Anklagepunkten, in denen RWE sich als
geschädigt sieht, freigesprochen wurden. Das Zivilverfahren vor dem
Landgericht Aachen ruht, bis der Strafprozess abgeschlossen ist.

In diesem Prozess wurde nebenbei zum ersten Mal über die Aktion "Ende
Gelände" im November 2017 entschieden. Der Freispruch für die
Angeklagten wegen der Besetzung des Tagebaus Hambach ist auch ein
Freispruch für 3000 andere Aktivist*innen.

Die Aktivist*innen der hauptsächlich verhandelten Aktion "WeShutDown"
hatten am 15. November 2017 frühmorgens Förderbänder und Bagger im
Braunkohlekraftwerk Weisweiler bei Aachen blockiert, und damit die fast
vollständige Abschaltung des Großkraftwerks erreicht. Zeitgleich tagte
die 23. Klimakonferenz der UN in Bonn. Die Aktion verhinderte neben
Schadstoffemissionen auch den Ausstoß von rund 26 000 Tonnen C02 durch
das Kraftwerk.

Webseite: wedontshutup.org

Twitter: @we_shut

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net

Internet: www.wedontshutup.org
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KOHLEALARM/670: Klimakampf und Kohlefront - eine Frage der Gerechtigkeit ... (We don't Shut up!)


"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Prozess zur Kraftwerksblockade in Weisweiler geht in die letzte
Runde



Eschweiler - Am Amtsgericht Eschweiler findet morgen der vorerst vermutlich
letzte Verhandlungstag im Prozess gegen fünf Klimaaktivist*innen um die
Blockade des Braunkohlekraftwerks Weisweiler im November 2017 statt.
Der Strafprozess läuft vor dem Hintergrund einer anhängigen
Schadensersatzklage des Betreiberkonzerns RWE in Höhe von gut 2 Mio Euro
gegen die Aktivist*innen. Die Aktion während der UN-Klimakonferenz in Bonn
hatte zu einer fast vollständigen Abschaltung des Kraftwerks geführt und
den Ausstoß von 26000 Tonnen verhindert.

Die Angeklagten wollen im Prozess beweisen, dass die Blockade vor zwei
Jahren, welche zum fast vollständigen Abschalten des Kraftwerks geführt
hat, angesichts der fortschreitenden Klimakrise notwendig war, und somit
gemäß "rechtfertigenden Notstandes"straffrei bleiben muss. Dazu hatten
sie bereits zum ersten Termin einen Klimawandelbetroffenen aus Tanzania
als Zeugen geladen, sowie mehrere Wissenschaftler*innen als
Sachverständige.

Der morgige Termin hat Symbolkraft: Genau wie zum Zeitpunkt der Blockade
finden gerade in Madrid die UN-Klimaverhandlungen statt. Die
Aktivist*innen verweisen darauf, dass die deutsche und internationale
Klimapolitik völlig versagt hat, und die Emissionen weiter steigen. Die
Menschen müssten daher den Schutz ihrer Lebensgrundlagen vor Konzernen
wie RWE selbst in die Hand nehmen: "Die verhandeln schon länger als ich
lebe, und weiterhin werden jedes Jahr die Prognosen zum Weltklima nur
immer noch schlimmer. Klimagerechtigkeit bleibt Handarbeit! Die Aktion
am Kraftwerk hat Schaden verhindert, den RWE jeden Tag verursacht.", so
der Angeklagte Mike. Mit seiner Enttäuschung steht er nicht alleine da:
Am 20. September hatten 1,4 Millionen Menschen in Deutschland für
wirksamen Klimaschutz demonstriert, während die Bundesregierung ihr
Klimapaket vorstellte, dass von der Klimawissenschaft einhellig als
unzureichend zurückgewiesen wurde.

Die Angeklagten berufen sich auf rechtfertigenden Notstand. Am
vergangenen Prozesstag wurden dazu zwei Sachverständige - eine
Meteorologin und ein Kinderarzt gehört. Sie berichteten, dass durch die
Luftverschmutzung des Kraftwerks Weisweiler jährlich 278 Menschen in der
Region ums Leben kommen. Außerdem trägt das Kraftwerk als großer
CO2-Einzel-Emmitent messbar zur Klimakatastrophe bei, die Millionen von
Menschen in der Gegenwart und Zukunft tötet und verelenden lässt.
Nach wie vor ist schwer absehbar, wie das Gericht entscheiden wird. Der
Richter hatte allerdings am zweiten Prozesstag die tödlichen Folgen des
Kraftwerksbetriebs als "offenkundig" bezeichnet.

"Egal wie das Urteil ausfällt und egal ob wir irgendwann zu zwei
Millionen Euro Schadensersatz verurteilt werden, bleiben solche Aktionen
notwendig. Wir lassen uns nicht einschüchtern und hoffen, dass immer
mehr Menschen aktiv werden - egal ob bei Ende Gelände, Schulstreiks oder
in Kleingruppenaktionen", so die Angeklagte Cornelia. "Wir nutzen den
Prozess, um RWE öffentlich anzuklagen für die Zerstörung von
Lebensgrundlagen weltweit. Die Aufmerksamkeit die uns dabei zuteil wird,
hat der Konzern mit seiner Klage erst selbst geschaffen."
Tatsächlich berichten auch internationale Medien wie der britische
"Guardian" über den Prozess.

Breite Unterstützung erhalten die Angeklagten von der Bewegung für
Klimagerechtigkeit: Auch zu diesem Prozesstermin ist wieder eine
Kundgebung der Solidaritätskampagne "We Don't Shut Up!" geplant. Bei den
beiden ersten Terminen waren immer wieder Rufe der Demonstrierenden vor
dem Gericht in den Saal gedrungen.

Webseite: wedontshutup.org

Twitter: @we_shut

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net

Internet: www.wedontshutup.org
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KOHLEALARM/669: Klimakampf und Kohlefront - trotz der Weihnachtszeit ... (Michael Zobel)


Der Kohleausstieg bleibt Handarbeit - Waldspaziergang, Film und andere
Termine

von Michael Zobel, 3. Dezember 2019



Liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, Mitmenschen...

mehr als 630000 Menschen in Deutschland auf den Straßen beim erneuten
weltweiten Klimastreik, Ende Gelände in den ostdeutschen
Braunkohlerevieren [1],

Aktivisten von Greenpeace auf dem Bagger in Garzweiler und das C zu Besuch
in der Keyenberger Kirche und am Tagbau Hambach... [2]

Nein, es wird auch in der Adventszeit nicht ruhiger. Die Bagger baggern
Richtung Morschenich und Keyenberg. Dem Hambacher Wald wird systematisch
das Wasser abgegraben, die Dörfer werden weiter abgerissen, Menschen werden
weiter vertrieben und verlieren ihre Heimat, hier bei uns und auf der
ganzen Welt.

Und was macht die Politik? Das Nichtstun und Aussitzen wird Methode, jeder
Tag ohne ein echtes Kohleausstiegsgesetz ist ein verlorener Tag. Wir sollen
mit einem geradezu lächerlichen Klimapäckchen ruhig gestellt werden [3].

Deshalb dürfen wir nicht nachlassen, an vielen Orten, im Wald, in den
Dörfern, in den Revieren... zum Beispiel:

Sonntag, 8. Dezember, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 68 Monate,
Sonntagsspaziergang im und am Hambacher Wald.

Treffpunkt 11.30 Uhr/12 Uhr Beginn. Einfahrt zum Kieswerk Collas an der
Landstraße zwischen Kerpen-Buir und Morschenich, gegenüber der Mahnwache.
Parkplätze vorhanden. ÖPNV S-Bahn-Station Buir, 20 Minuten zu Fuß. Bei
Bedarf schicken wir Shuttles.

Wir werden ein paar Neuerungen versuchen, zum Beispiel je nach
TeilnehmerInnenzahl mit mehreren Gruppen auf verschiedenen Routen gehen.
Gegen Ende des Spazierganges kommen die Menschen wieder zusammen. Es geht
wie immer um viele Themen, vor allem die Lage im und um den Wald solle in
den Fokus genommen werden. Bitte normale Wanderverpflegung selber
mitbringen.

Kommende Termine: 12. Januar Keyenberg, 9. Februar Hambi

Mittwoch, 4. Dezember, 12:00 Uhr, Weshutdown, 3. und wahrscheinlich letzter
Verhandlungstag in Eschweiler zur Kraftwerksblockade Weisweiler - jeder
dieser Prozesse ist eine Anklage gegen uns alle... die Angeklagten freuen
sich über Unterstützung vor Ort.

http://wedontshutup.org

5. Dezember und 8. Dezember, 17 Uhr, In unser Namen, der bewegende Film von
Daggi und Tom, läuft wegen der großen Nachfrage noch zweimal im Apollo in
Aachen.

https://apollo-aachen.de/in-unser-aller-namen/

Freitag, 6. Dezember, ab 10 Uhr in Köln, RWE Enteignen - Energieproduktion
vergesellschaften

https://aufbaeumen.net/zuaktion.html

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglich.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner
Webseite

www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel, Todde Kemmmerich und viele UnterstützerInnen


Verweise:

[1] https://www.ende-gelaende.org/

https://www.medienkollektivfrankfurt.net/archiv/antikohleproteste-von-ende-gelaende

[2] https://www.facebook.com/greenpeace.de/videos/463748650944275

[3] https://youtu.be/C1q9asJZoWM

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 3. Dezember 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/668: Klimakampf und Kohlefront - Ende Gelände kritisiert Polizei ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 1. Dezember 2019

Ende Gelände kritisiert Polizei wegen Verstößen gegen Grundrechte +++
Versammlungsfreiheit und Pressefreiheit eingeschränkt



Cottbus/Leipzig, 1. Dezember 2019. Während der Aktionstage von Ende Gelände
im Lausitzer und Leipziger Revier kam es aus Sicht des Aktionsbündnisses zu
mehreren Rechtsverstößen von Seiten der Polizei. Der Rechtsbeistand von
Ende Gelände weist auf folgende gravierende Rechtsverstöße hin:

Einschränkung der Versammlungsfreiheit

Die Polizei Brandenburg und Sachsen und die zuständigen
Versammlungsbehörden versuchten im Vorfeld das Grundrecht auf
Versammlungsfreiheit erheblich einzuschränken. So vertrat die Brandenburger
Polizei eine grundrechtsfeindliche Rechtsauffassung im Hinblick auf das
Tragen von weißen Anzügen und Staubmasken. Das Eilverfahren dagegen wurde
zweitinstanzlich gewonnen. Das OVG Berlin-Brandenburg hat die Polizei
Brandenburg darauf hingewiesen, dass ihre Rechtsauffassung nicht mit dem
Grundgesetz vereinbar ist, womit den Teilnehmer*innen erhebliche Schikanen
erspart blieben. In Sachsen wurden sogar per Allgemeinverfügung
Versammlungsverbot-Zonen in drei Landkreisen ausgewiesen. Auch in Sachsen
wurde in Eilverfahren gegen diese Versammlungsverbote vorgegangen. Die
Gerichte urteilten in diesen Verfahren gegen die Versammlungsfreiheit und
ließen das Versammlungsverbot bestehen.

Rechtsanwalt Michael Plöse zu den Eilverfahren: "Ich bin davon überzeugt,
dass die Eilentscheidung des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg
sehr zur Deeskalation der Lage beigetragen hat. Das war ein wichtiges
Judikat auch für die Anerkennung der Vielgestaltigkeit und Offenheit der
von der Versammlungsfreiheit geschützten Aktionsformen. Dem gegenüber ist
es wirklich ärgerlich, wie unkritisch die sächsische
Verwaltungsgerichtsbarkeit die Versammlungsverbotszonen gerechtfertigt hat.
Ausgehend von Szenarien zwischen Terroralarm und Zombieapokalypse redete
sie einen polizeilichen Notstand herbei, der umfassende
Freiheitseinschränkungen ermöglichte. Das ist Angst-Rechtsprechung, nicht
demokratische Streitkultur."

Trotzdem ließen sich die Aktivist*innen durch die Verbote nicht von ihrem
Protest abhalten. Dazu Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:
"Durch die Einschränkung des Versammlungsrechts wurde versucht, unseren
legitimen Protest zu unterdrücken. Dieser muss aber dort sichtbar werden,
wo die Klimakrise geschaffen wird: an den Orten der Zerstörung. Ziviler
Ungehorsam ist heutzutage wie auch historisch notwendig, um soziale
Veränderungen herbeizuführen. Wir brauchen einen sofortigen Kohleausstieg
und einen schnellen und gerechten Strukturwandel. Das haben wir gestern
einmal mehr deutlich gemacht."

Polizeigewalt

Im Verlauf der Aktion kam es zu massiver Polizeigewalt und verletzten
Aktivist*innen durch den Einsatz von Schlagstöcken, Pfefferspray, Schlägen
und Tritten sowie Schmerzgriffen durch die Polizei. Im Tagebau Vereinigtes
Schleenhain wurden sitzende Aktivist*innen überfallartig und wiederholt von
Polizeieinheiten mit Schmerzgriffen und Faustschlägen angegriffen, wodurch
Panik entstand. Dort gab es zudem einen riskanten Einsatz der Polizei mit
Polizeipferden. Auch andernorts wurde beobachtet, wie die Polizei
Aktivist*innen anlasslos mit Schlägen und Schmerzgriffen sowie Pfefferspray
attackierte. Mehrere Menschen mussten sich von Demosanitäter*innen an den
verschiedenen Aktionsorten behandeln lassen. Dabei wurden
Demosanitäter*innen von einzelnen Polizeigruppen an ihrer Arbeit gehindert.

Gewahrsamnahmen

Während der Gewahrsamnahmen im Gelände der Mibrag wurden Aktivist*innen
permanent gefilmt, ohne dass dazu irgendein weiterer Anlass gegeben war.
Einige der Aktivist*innen wurden zudem bei eisigen Temperaturen für mehrere
Stunden im Außenbereich der mobilen Gefangenensammelstelle festgehalten.

Einschränkung der Pressefreiheit

Presservertreter*innen wurden an mehreren Stellen massiv von der Polizei an
ihrer Berichterstattung gehindert. Es kam auch zu Durchsuchungen von
Journalist*innen. Eine Autokolonne von Medienvertreter*innen wurde gezielt
gestoppt und für längere Zeit ohne Angabe von Gründen festgehalten.
Sicherheitskräfte der LEAG versuchten außerdem, Pressevertreter*innen durch
Androhung von Strafanträgen einzuschüchtern und hinderten sie am Zugang zu
den Tagebauarealen zur Berichterstattung.

Nike Mahlhaus kommentierte: "Die Reaktionen auf unsere Proteste offenbaren
ein Demokratiedefizit: Nicht nur, dass die Regierung seit Jahren nicht
handelt und die sächsischen Behörden im Vorhinein versucht haben, unseren
legitimen Protest mit Versammlungsverboten zu kriminalisieren. Auch während
unserer Aktion wurde die Pressefreiheit eingeschränkt und so die
Berichterstattung verhindert. Die Antwort auf die Klimakrise muss mehr
Demokratie sein, nicht weniger."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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SPRACHE/1010: Leibniz-Institut für Deutsche Sprache Mannheim präsentiert neue Wörter 2019 (idw)


Leibniz-Institut für Deutsche Sprache - 05.12.2019

Von Ankerzentrum bis Zungenschrittmacher. Leibniz-Institut für Deutsche
Sprache Mannheim präsentiert neue Wörter 2019



Im Neologismenwörterbuch des Leibniz-Instituts für Deutsche Sprache
Mannheim [1] werden jährlich Wortartikel zu lexikalischen Einheiten
veröffentlicht, die in den letzten Jahren neu im Deutschen aufgekommen
sind und bereits eine gewisse Verbreitung erfahren haben. Von
"Ankerzentrum" bis "Zungenschrittmacher" reicht das (alphabetische)
Spektrum der neusten Einträge, die zu Nikolaus, am 6. Dezember 2019,
freigeschaltet werden.

Zentrale gesellschaftliche Debatten hinterlassen im neuen Wortschatz ihre
Spuren, ganz aktuell erkennbar an den neuen Einträgen zu "Ankerzentrum",
der Neubedeutung von "divers" oder "Mikroaggression". Auch die derzeitigen
Diskussionen rund um Fortbewegung, Verkehr, Verpackung sowie Klima- und
Umweltschutz zeigen sich in neuen Wörtern wie "Flugscham",
"Elektrotretroller", "Unverpacktladen", "Urban Farming" oder dem neuen
umweltbewussten Sport des "Ploggings".

Auch Innovationen aus der Medizin und des Gesundheitssektors finden
Ausdruck in neuen Wörtern wie "Zungenschrittmacher", "PrEP" oder
"Carearbeit".

Viele neue Begriffe hängen zudem mit aktuellen digitalen und
technologischen Angeboten zusammen: Ob in Bus oder Bahn, als echter
"Smombie" ist man nicht mehr nur am Emailen oder Twittern (Neologismen der
1990er und 2000er Jahre), sondern nutzt das Handy heute auch zum
"Parshippen" oder "Facetimen". Damit der Akku durchhält, sollte man immer
eine "Powerbank" zur Hand haben, wenn man nicht unfreiwillig das eigene
"viral gegangene" Video verpassen und damit "Digital Detox" betreiben
möchte.

Wie immer gibt es aber auch eine Reihe von Neologismen, die aktuelle
Trends im Bereich Freizeit, Erholung, Sport, Essen und Mode benennen: Wer
Ruhe und Kontemplation sucht, findet diese eingekuschelt in seinen
"Onesie" im "Sternenpark" oder beim "Waldbaden"; wer den eigenen Körper in
Form bringen möchte, kurbelt beim "HIIT" die Fettverbrennung an und stärkt
sich danach mit einem proteinreichen "Skyr" oder einer vegetarischen
"Bowl".

Wir laden Sie dazu ein, im Neologismenwörterbuch, das insgesamt mehr als
2.000 Wortartikel enthält, weitere Einzelheiten zur Bedeutung und
Verwendung dieser lexikalischen Einheiten nachzulesen. Hierbei können Sie
die erweiterte Suche nutzen, mit der Sie nach Artikeln mithilfe von 150
verschiedenen Eigenschaften recherchieren können. Wir freuen uns auch über
Hinweise auf neue Wörter, die Sie uns mithilfe der Seite Wortvorschlag
https://www.owid.de/wb/neo/mail.html unkompliziert durchgeben können.
Eine schöne Beschäftigung für die ganze Familie gerade auch für die
kommenden Feiertage.


Das Leibniz-Institut für Deutsche Sprache (IDS) in Mannheim ist die
gemeinsam vom Bund und allen Bundesländern getragene zentrale
wissenschaftliche Einrichtung zur Dokumentation und Erforschung der
deutschen Sprache in Gegenwart und neuerer Geschichte. Es gehört zu den
über 90 Forschungs- und Serviceeinrichtungen der Leibniz-Gemeinschaft.

Näheres unter:

www.ids-mannheim.de

www.facebook.com/ids.mannheim

www.leibniz-gemeinschaft.de

Anmerkung

[1] https://www.owid.de/docs/neo/start.jsp

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution115

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Deutsche Sprache, 05.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/333: Syrien - Angekündigte Einschränkung des Abschiebungsstopps verletzt Völkerrecht


Amnesty International - Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Syrien: Angekündigte Einschränkung des Abschiebungsstopps verletzt
Völkerrecht



Innenminister von CDU/CSU und SPD haben sich laut Medienberichten darauf
geeinigt, schwere Straftäter nach Syrien abzuschieben. Damit würde
Deutschland gegen nationales und internationales Recht verstoßen. 

Berlin - Zu den heute bekannt gewordenen Plänen der aktuell tagenden
Innenministerkonferenz sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty
International in Deutschland:

"Sollten die Innenminister Menschen - egal ob Straftäter oder nicht - nach
Syrien abschieben, wäre dies ein Rechtsbruch mit Ansage. Deutsches Recht
und internationale Abkommen, wie die Europäische Menschenrechtskonvention,
verbieten es, jemanden in ein Land abzuschieben, wo ihm Gefahr für Leib und
Leben oder Folter drohen.

Syrien ist auch nach rund acht Jahren Konflikt mit hunderttausenden Toten
kein sicheres Land. Selbst in Gebieten, die außerhalb von Kampfzonen
liegen, drohen weiter willkürliche Festnahmen, Verschwindenlassen, Folter
und Misshandlungen. Abschiebungen nach Syrien sind deshalb ohne Ausnahme
rechtswidrig."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





APPELL/165: Abrüstungsorganisationen werben für Dialog und Zusammenarbeit (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Abrüstungsorganisationen werben für Dialog und Zusammenarbeit

Brief an die Delegierten des SPD-Parteitages in Berlin



Die Abrüstungsorganisationen IPPNW und ICAN sowie die Initiative "Neue
Entspannungspolitik Jetzt" appellieren in einem Brief an die Delegierten
des SPD-Parteitages in Berlin, verstärkt mit der Zivilgesellschaft in
Sachen Frieden und Abrüstung zusammen zu arbeiten. Die SPD solle sich
gemeinsam mit der Zivilgesellschaft aktiv für den Beitritt zum UN-
Atomwaffenverbot, für einen Abzug der Atomwaffen aus Deutschland, für die
Einhaltung der Rüstungskontrollverträge und für eine neue
Entspannungspolitik einsetzen.

"Seit Jahren wächst die Kluft zwischen Zivilgesellschaft und der
"etablierten Politik" in den zwei für die Menschheit existentiellen,
internationalen Fragen: Friedenspolitik und Klimapolitik", heißt es in dem
Brief. Es sei höchste Zeit für eine verstärkte Zusammenarbeit mit der
Zivilgesellschaft in Sachen Frieden sowie für eine neue Entspannungspolitik
im Sinne von Willy Brandt. Vor rund 40 Jahren habe Willy Brandt kurz nach
dem NATO-"Doppelbeschluss" und angesichts der wachsenden Proteste der
Zivilgesellschaft die deutsche und internationale Friedensbewegung
regelmäßig zu Dialog und Zusammenarbeit eingeladen. Aber die Partei Willy
Brandts habe diesen Austausch seit Jahren vernachlässigt.

Das UN-Atomwaffenverbot sei bis jetzt von 80 Staaten unterzeichnet und von
34 Ländern ratifiziert worden. "Mit mindestens 50 Ratifizierungen wird das
Atomwaffenverbot Teil des Völkerrechts - ein Meilenstein der
internationalen Bemühungen um nukleare Abrüstung, der schon im kommenden
Jahr Realität werden kann, bislang aber keine Unterstützung durch die
Bundesregierung bekommt", erklären die Organisationen IPPNW, ICAN und die
Initiative Neue Entspannungspolitik Jetzt!". Das Europaparlament, und
zahlreiche SPD-Europa-Abgeordnete hätten die Abgeordneten-Erklärung von
ICAN für ein Atomwaffenverbot unterzeichnet. Insgesamt hätten 515
Abgeordnete aus Landtagen, Bundestag und Europaparlament diese Erklärung
unterschrieben. Zudem verabschiedeten die SPD-Landtagsfraktionen in Bremen,
Berlin und Rheinland-Pfalz gemeinsam mit anderen Fraktionen Beschlüsse in
ihren Landesparlamenten. Bisher 64 deutsche Städte, darunter viele von der
SPD regiert, hätten den ICAN-Appell für den Beitritt Deutschlands zum
Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnet.

Angesichts des Zusammenbruchs der nuklearen Rüstungskontrolle, eines neuen
atomaren Wettrüstens und der wachsenden Kriegsgefahr müsse sich die SPD für
Dialog und Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft öffnen. Die Delegierten
des SPD-Bundesparteitages sollten im Bund und in den Bezirken
Ansprechpartner für die Zivilgesellschaft für die Themenbereiche Friedens-
und Klimapolitik benennen und bei der programmatischen Erneuerung die
Zivilgesellschaft und ihren Sachverstand aktiv einbeziehen - durch Dialoge
und Mitarbeit in fachlichen Kommissionen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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ADVENT/127: Adventskalender - für den 7. Dezember 2019 (SB)

Adventskalender für Samstag, den 7. Dezember

[image: Adventskalender 7. Tür - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Das Kämpfen und Morden

und die Rebellion,

Soldaten die Orden,

Banditen der Lohn.

zum 7. Dezember 2019
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AUSSICHTEN/8824: Und morgen, den 07. Dezember 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.12.2019 bis zum 08.12.2019 +++






[image: Jean-Luc 8824 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Thermometer neun Grad plus

und mit Graupel und mit Schauern

jagen Jean-Luc in den Fluß,

um den Rest der Zeit zu dauern.
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FUNDSTÄTTEN/138: Erstmals Einblick in die früheste Geschichte der Tempelstadt Heliopolis (idw)


Universität Leipzig - 05.12.2019

Erstmals Einblick in die früheste Geschichte der Tempelstadt Heliopolis



Ein ägyptisch-deutsches Grabungsteam hat in Kairo bei durch Bauvorhaben
bedingten Notgrabungen eine Reihe von erstaunlichen Funden gemacht, die
zurück bis in die früheste Geschichte der Tempelstadt Heliopolis reichen.
Zu den entdeckten Objekten aus unterschiedlichen Jahrtausenden gehören
Feuerungsanlagen einer Brauerei, ein steingepflasterter Weg, ein Relief
mit einer Darstellung von Ramses II. und Fragmente lebensgroßer
Skulpturen. Die Grabungen standen unter der Leitung von Dr. Dietrich Raue
von der Universität Leipzig und Dr. Aiman Ashmawy vom Ägyptischen
Antikenministerium.

In der nun dreizehnten gemeinschaftlichen Grabungskampagne erreichte der
Verbund aus Wissenschaftlern des Ägyptischen Antikenministeriums und der
Universität Leipzig, unterstützt durch Mitarbeiter der Hochschule Mainz,
jetzt die bislang ältesten Schichten dieses bedeutenden Kultzentrums. Sie
gehören einer Zeit an, in der der nördliche und südlich Landesteil
sukzessive zusammenwuchsen, der Norden jedoch noch gut 400 Jahre vor den
Königen der sogenannten 1. Dynastie eine deutlich andere materielle Kultur
aufwies.

Zusammen mit zahlreichen Funden, die in einer Tiefe von bis zu zwei Metern
unter dem Grundwasserspiegel geborgen werden konnten, fand das Team
Ausschnitte von Häusern des mittleren 4. Jahrtausends v. Chr. Als
besonderer Befund können die Feuerungsanlagen einer Brauerei gewertet
werden. Ein Bauprojekt im Kairoer Stadtteil Matariya machte diese erste
Notgrabung notwendig, bei der nun diese erstaunlichen Funde zutage
gefördert wurden.

"In den darüber liegenden Schichten des 2. Jahrtausends vor Christus
fanden sich, nicht weniger überraschend, Belege für Brunnenbauten des
Übergangs von der 20. zur 21. Dynastie, also der Zeit um 1100/1050 vor
Christus", berichtet Dr. Dietrich Raue. "In den Haldenschichten wurden
Fragmente von Rosengranitsäulen, Königssphingen und Keramikformen zur
Herstellung von Fayenceamuletten entdeckt."

Eine zweite Notgrabung erbrachte ebenfalls unverhoffte Erkenntnisse: So
konnte ein steingepflasterter Weg der 3. Zwischenzeit (frühes 1.
Jahrtausend v. Chr.) aufgedeckt werden. Aufsehenerregende Funde stammen
dabei aus zwei Gruben der griechisch-römischen Zeit. Darin kamen zum einen
ein hervorragend erhaltenes Relief mit einer Darstellung von Ramses II.
vor dem Sonnengott Ra-Harachte zum Vorschein als auch eine Sammlung von
Fragmenten lebensgroßer Skulpturen.

Neben der Basis einer Statue des Enkels Ramses' II., Sethos II. (1204 -
1198 v. Chr.), aus braunem Quarzit ist eine weibliche Figur aus
Rosengranit besonders bemerkenswert. Sie trägt auf der Rückseite die
Titulatur von Ramses II. (1279 - 1213 v. Chr.). "Es handelt sich entweder
um die Darstellung einer Königin dieses Herrschers oder um eine Göttin aus
dessen Regierungszeit", sagt Raue.

Dr. Aiman Ashmawy vom Ägyptischen Antikenministerium, der Co-Direktor der
Grabungskampagne, erläutert hierzu, "dass die Funde möglicherweise mit den
Abtransporten der römischen Kaiserzeit in Verbindung stehen". Schließlich
seien im späten 1. Jhd. v. Chr. - frühen 1. Jhd. n. Chr. zahlreiche
Obelisken und andere Denkmäler nach Alexandria verschleppt worden. Die
berühmtesten heliopolitanischen Denkmäler, die in dieser Zeit aus dem
Tempel transportiert wurden, sind eine Reihe von Obelisken, die heute in
Rom zu besichtigen sind.

Die Ausgrabungen fanden laut Dr. Dietrich Raue, Kustos des Ägyptischen
Museums - Georg Steindorff - der Universität Leipzig, mit der Beteiligung
eines internationalen Wissenschaftlerteams des ägyptischen
Antikenministeriums und auch von den Universitäten Lüttich, Venedig und
der American University Cairo statt. Zuletzt hatten die Wissenschaftler im
Mai für Aufsehen gesorgt, als sie unter anderem erstmals auf gewaltige
Binnenmauern aus Lehmziegeln von fünf bis sieben Metern Stärke gestoßen
waren.

Die Arbeiten wurden durch die Unterstützung der Gerda Henkel Stiftung, der
Berthold Leibinger Stiftung, der Europäischen Stiftung für Bildung und
Kultur der Rahn-Dittrich-Gruppe und des Forums für Ägyptologie an der
Universität Zürich ermöglicht.


Weitere Informationen unter:

http://www.heliopolisproject.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 05.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FILM/124: Braunschweig - Leo-Kurzfilme im Roten Saal, 11.12.19


Stadt Braunschweig

Leo-Kurzfilme im Roten Saal



Braunschweig. Unter dem Motto "Leo - Kurze für Kurze" erwartet
Kino-Anfängerinnen und -Anfänger am Mittwoch, 11. Dezember, um 10 Uhr
und um 15.30 Uhr im Roten Saal, Schlossplatz 1, ein besonderes
Filmerlebnis. Für kleine Kinder ist ein speziell zusammengestelltes
Kurzfilm-Programm zu sehen. Die Kurzfilme sind in Gestalt, Inhalt und
Länge für Vorschulkinder und Schulanfänger geeignet. Das Programm
dauert inklusive Spielpausen rund 50 Minuten.

Kartenreservierungen sind im Kulturinstitut unter der Telefonnummer
0531/470-4848 oder online unter www.braunschweig.de/leo möglich.

Der Eintritt kostet 1,50 Euro pro Person.

Bei der Vormittagsvorstellung für Kindertagesstätten und Schulen ist
der Eintritt für Lehrkräfte, Erzieherinnen und Erzieher frei.

Im Animationsfilm "Schneeflocke" träumt sich ein afrikanischer Junge,
der eine Papierschneeflocke mit der Post bekommt, im Handumdrehen den
echten Winter herbei. Im Puppentrickfilm "Der Märchenmantel" machen
sich die Ritter Dick und Schick auf die Suche nach dem Schatz einer
kleinen Prinzessin. In der Puppenanimation "Rosso Papavero" beobachtet
ein kleiner Junge in einer sternenklaren Nacht eine zauberhafte
Zirkusprozession. Eva-Maria Schneider-Reuter präsentiert die Filme
gemeinsam mit der Löwen-Handpuppe Leo. Sie ist dem Publikum bekannt
vom Braunschweiger Kinderfilmfest "Sehpferdchen" und vom Berliner
Spatzenkino. In den Pausen zwischen den Filmen wird erklärt, gesungen,
getrampelt und gehüpft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.12.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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HÖRFUNK/502: Deutschlandfunk Kultur - "Eineinhalb Wunder und ein Spatz" von Angela Gerrits, 8.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Eineinhalb Wunder und ein Spatz

Kinderhörspiel von Angela Gerrits

hr2 kultur/Deutschlandfunk Kultur 2019

(Ursendung)

Kakadu

Sonntag, 8. Dezember 2019, 8.05 - 9.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Daniel ist elf, ein bisschen verliebt und gern auf der
Skateboard-Rampe, auch wenn er dort von den Älteren schikaniert wird.
Er führt also ein ganz normales Leben - bis er Hayat kennenlernt. Der
ist im gleichen Alter und frisch in die Kleinstadt gezogen. Obwohl er
seine Heimat vor gar nicht allzu langer Zeit verlassen musste, spricht
er schon akzentfrei Deutsch. Schnell freunden sich die beiden Jungen
an und verbringen ihre Zeit am liebsten zusammen. Doch dann wird
Hayats Heimatland zu einem sicheren Herkunftsland erklärt - und Hayat
ist eines Tages plötzlich weg! Jetzt kann Daniel nur noch auf ein,
oder besser, auf eineinhalb Wunder hoffen. Hierfür sorgt - ganz
unerwartet - ein kleiner Spatz.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. November 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TREFFEN/205: Braunschweig - Spanisch-deutsches Bilderbuchkino, "Lucia Alucina en la nieve/Steffi Staune im Schnee", 12.12.19


Stadt Braunschweig

Spanisch-deutsches Bilderbuchkino



Braunschweig. In der Kinderbibliothek können Kinder ab vier Jahren mit
ihren Familien am Donnerstag, 12. Dezember, um 16 Uhr das winterliche
Bilderbuch "Lucia Alucina en la nieve/Steffi Staune im Schnee" von der
Bilderbuchkünstlerin Christa Unzner auf Spanisch und Deutsch erleben.
Lesepaten der Bürgerstiftung Braunschweig präsentieren es auf Spanisch
und Deutsch in der Stadtbibliothek, Schlossplatz 2.

Im Anschluss gibt es ein Bastelangebot für die Kinder.

Der Eintritt ist frei.

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

In der stimmungsvollen Erzählung geht es um Steffi Staune und ihr
Kuscheltier Ole. Sie betrachten am Abend die dicken Schneeflocken
durchs Fenster. Morgens ist alles weiß und gemeinsam stapfen beide
durch den Schnee. Sie treffen auf Nachbarn und Tiere; bald sind sie
auf dem Weg gen Nordpol. An einer Schlucht angekommen, springt Steffi
mit Ole Hand in Hand und sie fliegen los. Eine Bilderbuchgeschichte,
in der auf zauberhafte Weise Schnee- und Traumlandschaften
ineinanderfließen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.12.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUFBAU/577: Mobilmachung an der Strasse von Hormus


aufbau Nr. 98, Sep/Okt 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Mobilmachung an der Strasse von Hormus



Das Säbelrasseln im Nahen Osten geht weiter. Als
Kristallisationspunkt der Auseinandersetzung hat sich
der viel befahrene Persische Golf erwiesen. Hier verdichten sich eine
Vielzahl wirtschaftlicher wie militärischer Interessen auf engstem
Raum.

(az) Im Juni stieg die Kriegsgefahr im Nahen Osten erneut. Erst wurden
zwei Tankschiffe beschädigt, wofür die USA und Saudi Arabien den Iran
verantwortlich machten. Am 20. Juni schoss der Iran eine amerikanische
Drohne ab, worauf Trump am darauffolgenden Tag einen Luftangriff auf
den Iran erst in letzter Minute absagte. Angegriffen wurde dann aber
doch, und zwar via Sanktionen und Cyber-Attacken auf die iranischen
Revolutionsgarden. Auch im Juli gingen die Auseinandersetzungen
weiter. Erst stoppte der Iran einen britischen Tanker, danach
antwortete Grossbritannien mit der Festsetzung eines iranischen
Tankers. Seitdem diskutiert die Welt über einen neuen Militäreinsatz
zum Schutz der Handelsschiffsfahrt.

Dass sich dieser Konflikt in der Strasse von Hormus abspielt, ist kein
Zufall. An der schmalsten Stelle der Meeresenge liegt der Iran nur 55
Kilometer vom gegenüberliegenden Oman entfernt. Die vielbefahrene
Seeroute ist zentraler Ort des Ölhandels. Der Persische Golf verbindet
die führenden Ölproduzenten mit den Abnehmerstaaten. Sinkt die
Transportkapazität durch die Kriegsgefahr, steigt der Ölpreis. Wer die
Strasse von Hormus kontrolliert, hat entsprechende Macht auf die
weltweite Wirtschaft. Entsprechend rigoros will man in den
imperialistischen Zentren die freie Fahrt der Rohstoffe verteidigen.


Aktion und Reaktion

Die Ereignisse der vergangenen Monate sind das Ergebnis globaler
Asymmetrien. Ungleiche Machtverhältnisse rufen bei den schwächeren
Kräften in der Regel ein absehbares Verhalten hervor. Mit möglichst
wenig Einsatz gilt es einen möglichst grossen Effekt zu erzielen. Mit
diesem Prinzip konnte sich Nordkorea jahrzehntelang an den
Verhandlungstisch drängen. Diesem Prinzip folgt auch der Iran, wenn er
sich in Militäreinsätzen eines Schiffes bemächtigt. Wohl weiss das
Land, dass es militärisch unterlegen ist. Allerdings bildet der
Persische Golf die Schwachstelle etlicher Staaten, die auf Öl
angewiesen sind. Die Intention des Irans ist einfach: Kann die Gefahr
an der Strasse von Hormus erhöht werden, bildet dies einen Gegendruck
zu den von den USA erlassenen Sanktionen infolge ihres einseitigen
Ausstiegs aus dem Atomabkommen. Dies würde den Iran dank Unterstützung
einiger europäischer Staaten zurück an den Verhandlungstisch bringen.
Allerdings ist dies ein Spiel mit dem Feuer, denn die USA und einige
europäische Staaten sind durchaus bereit, ihre Interessen militärisch
durchzusetzen.


Die EU am Persischen Golf verteidigen

In den europäischen Ländern ist man gespalten, wie auf den iranischen
Druck zu reagieren ist. Die einen fordern mehr diplomatische
Interventionen, die anderen ein militärisches Eingreifen. Wichtiger
allerdings als die Frage, was man tun muss, ist die Frage, welche
Rolle die USA dabei spielen sollen. Grossbritannien forderte im Juli
noch eine rein europäische Mission, hat sich nun aber besonnen und ist
bereit unter militärischer Führung der USA zu funktionieren.
Frankreich hingegen will als vereinte europäische Stimme handeln.
Unter diesem Vorzeichen ist es auch zu verstehen, wieso Macron den
iranischen Aussenminister an den G7-Gipfel in Biarritz einlud und nun
versucht, ein Treffen zwischen Trump und dem, iranischen Präsidenten
zu organisieren. Dies hat allerdings weniger mit einer von
europäischen Medien attestierten Vernunft zu tun, denn mit Macrons
persönlichem Interesse, sich als Vermittler zu inszenieren, als auch
mit Frankreichs Interessen in der Region. Dieses besitzt einen
militärischen Stützpunkt in Abu Dhabi und hofft auf mehr Einfluss auf
die Vereinigten Arabischen Emirate, die im Gegensatz zu den USA kein
Interesse am militärischen Konflikt haben und jüngst auf Abstand zu
den USA gingen.

In Deutschland unterstützt man Frankreichs Vorgehen, ist allerdings
innenpolitisch gespalten, ob es nicht doch einen militärischen Einsatz
bräuchte. Während die CDU/CSU bereit für einen Einsatz wären, gibt
sich die SPD skeptisch. Manche Dinge ändern sich aber nie. So kann
sich gerade der Deutsche Grünen-Chef Robert Habeck einen europäischen
Militäreinsatz durchaus vorstellen. "Deutschland muss in Verantwortung
gehen" und dürfte die Initiative nicht den Amerikanern überlassen,
liess er anfangs August verlauten. Dieser Einsatz hiesse dann
wohlwollend "europäische Mission" und "eine klare Rechtsgrundlage"
müsse gegeben sein. Ins gleiche Horn bläst auch die grüne
Ko-Vorsitzende Annalena Baerbock, die Deutschland eine fehlende
"Führungsverantwortung" in der EU vorwirft, und eine verbesserte
"europäische Rüstungszusammenarbeit" fordert. Bei den Grünen ist man
vorbereitet für die nächste Regierungsarbeit.


Verschärfter Kampf um Rohstoffe

2012 gründete sich in Deutschland die Rohstoffallianz. Der
Zusammenschluss grösserer deutscher Industrieunternehmen, darunter
Bayer und Thyssen Krupp, sorgte sich um die Rohstofflieferung und
forderte ein stärkeres staatliches Engagement bei der
Rohstoffsicherung. Vorbild für den damaligen Vorsitzenden Dierk
Paskert war die militärische Politik der USA und Chinas, die beide die
Rohstoffversorgung als zentrales geopolitisches Interesse erkannt
haben. So liess er 2013 in einem Interview verlauten: "Die Präsenz des
US-Militärs am Persischen Golf oder der massive Ausbau der
chinesischen Seestreitkräfte dient eben auch dem Schutz dieser
Interessen." Die offenen Worte der Industrie offenbaren zweierlei.
Erstens benötigen der Kapitalismus und seine führenden Nationen einen
freien Zugang zu Rohstoffen. Hierfür ist das Kapital bereit, auch
kriegerische Auseinandersetzungen zu fördern. Zweitens täuscht die
aktuelle Debatte um mögliche Militäreinsätze darüber hinweg, wie
militarisiert die Gegend am Persischen Golf bereits ist. Die
amerikanische Flotte kreuzt seit Jahrzehnten umher, genauso wie
etliche Länder militärische Stützpunkte in den angrenzenden Ländern
besitzen. Die weitere Aufrüstung erhöht einzig das Risiko, dass aus
dem alten Säbelrasseln bald schon ernst werden könnte.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 

Quelle:

aufbau Nr. 98, September/Oktober 2019, Seite 3

HerausgeberInnen:

Revolutionärer Aufbau Zürich, Postfach 8663, 8036 Zürich
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Revolutionärer Aufbau Winterthur, winterthur@aufbau.org

Redaktion und Vertrieb Schweiz
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E-Mail: info@aufbau.org
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Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken
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DAS BLÄTTCHEN/1949: 40 Jahre Neoliberalismus


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 24 | 25. November 2019

40 Jahre Neoliberalismus

von Jürgen Leibiger



Margret Thatcher wurde 1979 Premierministerin des Vereinigten Königreichs,
Ronald Reagan zog 1981 als US-Präsident in das Weiße Haus ein, Helmut Kohl
übernahm 1982 die Kanzlerschaft. Diesen Daten und Namen stehen für den
Beginn der Dominanz neoliberaler Wirtschaftsstrategien in drei führenden
Staaten des Westens. Ihre nationalen Ausprägungen waren der Thatcherismus,
die Reaganomics und Kohls "Bonner Wende".

Ihr markantestes Motto lautete "Mehr Markt, weniger Staat", und konkret
ging es um Steuersenkungen, Sozialabbau und Privatisierungen, um das
Zurückdrängen gewerkschaftlicher Macht und um die Stärkung der
Angebotsseite der Wirtschaft, sprich der Gewinne und Investitionen. Diese
Neuorientierung, so das Versprechen, würde die Wachstumskräfte entfesseln
und den allgemeinen Wohlstand erhöhen. Ronald Reagans Wirtschaftsberater
hatten eine "trickle-down-economics" im Hinterkopf, wenn sie versprachen,
der wachsende Reichtum der Oberschicht werde auch den Ärmeren zugutekommen.
Georg Gilder postulierte in seiner, als "Rezeptbuch Reagans"
apostrophierten Arbeit "Reichtum und Armut", das Beste, was man gegen die
Armut tun könne, sei die Absenkung der Steuern für die Reichen. Und Arthur
Laffer, noch ein Guru des Marktradikalismus, versprach, niedrigere
Steuersätze würden ein so starkes Wachstum initiieren, dass die
Steuereinnahmen trotz der niedrigeren Sätze steigen würden, eine Idee, der
Reagan prompt folgte, allerdings mit verheerenden Folgen für den 
US-Haushalt. Margret Thatcher forderte ihre Kabinettsmitglieder damals auf,
die Arbeiten Friedrich von Hayeks, dem Haupt des Neoliberalismus, der die
Forderung nach "sozialer Gerechtigkeit" als die "schwerste Bedrohung" der
Zivilisation bezeichnete, zu lesen. In der Bundesrepublik wurde die
kapitalfreundliche Strategie nicht ganz so unverblümt vertreten, aber das
sogenannte Lambsdorff-Papier des FDP-Wirtschaftsministers, dessen
Autorenschaft eigentlich beim späteren Bundesbankpräsidenten Hans Tietmeyer
liegt, und das für die SPD-FDP-Koalition unter Helmut Schmidt 1982 das
"Scheidungspapier" - so Schmidt - war, ließ an Klarheit, wohin die "Bonner
Wende" führen sollte, nichts zu wünschen übrig.

Heute ist oft zu hören, der Neoliberalismus sei gescheitert. Aber stimmt
das wirklich? Kommt es nicht darauf an, woran Erfolg oder Scheitern
gemessen werden? Trotz der schweren ökonomischen Krisen, die in den bisher
vierzig Jahren neoliberaler Vorherrschaft die Wirtschaft erschütterten, hat
sich diese Strategie für die Kapitalseite insgesamt gelohnt. Die
Gewerkschaften haben deutlich an Macht eingebüßt, der Arbeitnehmeranteil am
Volkseinkommen ist zurückgegangen, der Anteil der Gewinn- und
Vermögenseinkommen gestiegen. Wichtige, vormals öffentliche Bereiche wurden
privatisiert und die Steuern auf Vermögen und hohe Einkommen sowie für die
Unternehmen wurden gesenkt. Infolge all dieser Maßnahmen hat sich der Grad
der Kapitalverwertung, der bis Ende der 1970er Jahre gesunken war, wieder
stabilisiert und ist sogar gestiegen. Die Börsenkurse, die bis zu Beginn
der 1980er Jahre nur verhalten gewachsen waren, sind seitdem geradezu
explodiert. Pendelte der DAX zwischen 1960 und 1980 gerademal um die Marke
von 500 Indexpunkten, so schoss er seit 1983 trotz zwischenzeitlicher
Einbrüche auf einen Wert von über 13000. Die Zahl der Dollar-Milliardäre
verzehnfachte sich weltweit seit den 1980er Jahren. Zeugt all das nicht
etwa vom vollen Erfolg der neoliberalen Wirtschaftsstrategie?

Wer sich an das Versprechen eines "Trickle-down-Effekts" hält, muss
allerdings von einem Desaster sprechen. Nehmen wir Deutschland als
Beispiel. Zwar ist das durchschnittliche reale Pro-Kopf-Einkommen
gestiegen, aber die realen Nettoeinkommen der unteren Schichten blieben
zurück. Der nationale Wohlfahrtsindex und die Lebenszufriedenheit haben
sich von der Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts abgekoppelt und wachsen
nicht mehr mit. Die Einkommens- und Vermögensschere hat sich dramatisch
geöffnet. Die Zahl der prekär Beschäftigten und der Armen ist gestiegen.
Die Arbeitslosigkeit hat in den 80er, 90er und 00er Jahre immer neue
Rekorde erklommen und hat die Betroffenen nicht nur Lebensqualität
gekostet, sie ist neben der Absenkung des Rentenwerts eine weitere Basis
für niedrige Renten und steigende Altersarmut. Die Infrastruktur ist
überaltert; der Investitionsrückstand liegt bei 138 Milliarden Euro,
doppelt so hoch wie ein Jahresbetrag der öffentlichen Investitionen. Im
Gegensatz zu den Versprechen sind die Investitionsquoten in der
neoliberalen Ära gesunken und die Arbeitslosigkeit führte zur Stilllegung
eines gigantischen Produktionspotenzials. Allein die gegenwärtig knapp 2,5
Millionen Arbeitslosen verursachen fiskalische Kosten von über 50
Milliarden Euro, die an anderer Stelle fehlen. Ohne diese Arbeitslosigkeit
könnte das Bruttoinlandsprodukt um 5 Prozent höher sein; und das ist nur
ein Jahr bei zudem vergleichsweise niedriger Arbeitslosenquote! Das infolge
der Wirtschaftskrise von 2007-2009 (die auch wegen der Deregulierung der
Finanzmärkte so schwer ausfiel) entgangene Bruttoinlandsprodukt beträgt
über die Jahre - so eine Berechnung von Sebastian Dullien - das Mehrfache
eines jährlichen BIP.

Kernforderungen der neoliberalen Strategen waren "weniger Staat" und
sinkende Staatsverschuldung. Dabei sind sie kläglich gescheitert. Zwar
wurden der Sozialstaat und bestimmte Marktbeschränkungen, zum Beispiel für
die Finanzmärkte, abgebaut, aber ansonsten hat sich die Regelungsdichte
nicht verringert. Und für viele von Sozialeinkommen Abhängige hat sie sich
in unerträglicher Weise erhöht. Die Staatsquoten liegen etwa auf dem
gleichen Niveau wie zu Beginn der 80er Jahre, teilweise sind sie sogar
höher; Staatsverschuldung und Schuldenquoten sind enorm angewachsen. In
Deutschland mag daran die Art und Weise, wie die Angliederung des Ostens
vollzogen wurde, seinen Anteil haben, aber das gilt wohl kaum für die
anderen Länder des Westens. Kohl hatte eine Schuldenquote von 30 Prozent
übernommen; sie war noch vor 1990 auf 40 Prozent gestiegen und liegt heute,
nach zwischenzeitlichen 80 Prozent bei einem Wert von 60.

Welche dieser Entwicklungen dem Wesen des Kapitalismus geschuldet sind und
welche aus der Spezifik der neoliberalen Wirtschaftsstrategie entspringen,
kann hier nicht weiter thematisiert werden. In anderen Ländern, unter
anderen Bedingungen und Kräfteverhältnissen waren und sind andere
Strategievarianten mit anderen Folgen realisiert worden; Fatalismus wäre
also fehl am Platze. Und sie beruhen auch nicht primär auf persönlichen
Eigenschaften und Auffassungen ihrer Exponenten. Die Durchsetzung der
neoliberalen Strategie war seit den 1970er Jahren möglich geworden, weil in
der Rekonstruktionsperiode nach dem Zweiten Weltkrieg auch die Macht des
Großkapitals rekonstruiert worden war und sich nunmehr unter den
Bedingungen der Globalisierung verstärkt Geltung verschaffte. Die
Internationalisierung konnte als Druckmittel gegen die Gewerkschaften und
den Sozialstaat eingesetzt werden. Im Gefolge des wirtschaftlichen
Strukturwandels waren viele der traditionellen, industriellen Hochburgen
gewerkschaftlicher Macht geschleift worden und nach 1990 war dann ein
Systemkonkurrent untergegangen.

Inzwischen freilich sind selbst in der Mainstream-Presse Stimmen zu hören,
wonach der Sieg des Neoliberalismus - manche sprechen sogar vom
Kapitalismus überhaupt - ein Pyrrhussieg gewesen sei. Die
gesellschaftlichen Spaltungen und die pessimistische Zukunftserwartung
großer Teile der Bevölkerung haben zu einem Stimmungsumschwung und einem
Aufweichen der Machtposition bisher dominierender politischer Kräfte und
Parteien geführt. Und manchem Wirtschaftsstrategen schwant womöglich, dass
wirtschaftliche Labilität und Krisenanfälligkeit sowie der Aufstieg
internationaler Konkurrenten nicht mit einem weiteren "Mehr Markt, weniger
Staat" bekämpft werden können. Als es in der jüngsten Weltwirtschaftskrise
um die Rettung des Großkapitals ging, hatte man ja schon einmal Teile der
marktradikalen Politik suspendiert. Wohin das Pendel heute schlagen wird,
ist angesichts der komplizierten Gemengelage nicht ausgemacht. Aber mit
Blick auf die drei Länder, von denen hier die Rede war, verbietet sich für
einen Linken wohl jeder Zweckoptimismus: Es könnte auch schlimmer kommen.
Friedrich Merz jedenfalls forderte "Mehr Kapitalismus wagen."
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Berlin weist russische Diplomaten aus

Von Peter Schwarz

6. Dezember 2019



Die Bundesregierung hat am Mittwoch zwei russische Diplomaten zu
unerwünschten Personen erklärt und mit sofortiger Wirkung ausgewiesen. Sie
begründete dies damit, dass die russische Seite "trotz wiederholter
hochrangiger und nachdrücklicher Aufforderungen nicht hinreichend bei der
Aufklärung des Mordes" an Selimchan Changoschwili mitgewirkt habe, der am
23. August im Berliner Tiergarten erschossen wurde.

Changoschwili, ein georgischer Staatsbürger aus dem von Tschetschenen
bewohnten Pankisi-Tal, kämpfte seit 1999 an der Seite von Islamisten für
die Unabhängigkeit der russischen Teilrepublik Tschetschenien und wurde
deshalb von russischer Seite als Terrorist verfolgt. 2008 soll er im
russisch-georgischen Krieg eine 200 Mann starke Kampfgruppe befehligt
haben. Er stand außerdem im Verdacht, für den US-Geheimdienst CIA
gearbeitet zu haben.

2015 überlebte Changoschwili in der georgischen Haupstadt Tblissi ein
Attentat schwerverletzt. Er floh anschließend mit dem ehemaligen
georgischen Präsidenten Micheil Saakaschwili in die Ukraine und beantragte
2017 in Deutschland Asyl. Der Antrag wurde abgelehnt. Das Bundeskriminalamt
stufte Changoschwili als islamistischen Gefährder ein. Er durfte aber
trotzdem im Land bleiben. Nach zwei Jahren hob das BKA seine Einstufung als
Gefährder aus bisher unerklärten Gründen auf.

Beim Anschlag im Berliner Tiergarten handelte es sich anscheinend um einen
Auftragsmord. Der Täter kam mit einem Fahrrad und streckte Changoschwili
mit einer schallgedämpften Pistole durch drei Schüsse aus nächster Nähe
nieder. Er wurde verhaftet, als er versuchte, die Tatwaffe und sein Fahrrad
in der Spree zu versenken, und sitzt seither in Untersuchungshaft.

Der mutmaßliche Täter besaß einen russischen Pass auf den Namen Wadim
Sokolow, der sich als gefälscht herausstellte. Von Anfang an äußerten
Medien den Verdacht, dass der russische Geheimdienst hinter dem Mord
stecken könnte. Generalbundesanwalt Peter Frank, der in solchen Fällen
zuständig ist, weigerte sich aber, die Ermittlungen zu übernehmen. Er
begründete dies damit, dass der Verdacht einer russischen Beteiligung "nur
auf Vermutungen, Hypothesen oder unbestätigten Behauptungen" beruhe.

Das hat sich nun geändert. Am Mittwoch hat Frank den Fall mit der
Begründung an sich gezogen, es gebe einen Anfangsverdacht, dass es um eine
"staatsschutzspezifische Tat von besonderer Bedeutung" gehe. Es bestünden
"zureichende tatsächliche Anhaltspunkte" dafür, dass Changoschwili im
Auftrag staatlicher russischer Stellen getötet worden sei.

Schlüssige Beweise existieren allerdings nicht. Zusätzlich zu den
bisherigen vagen Indizien - dass die Registrierungsnummer des gefälschten
Passes auf den russischen Geheimdienst GRU hinweist, dass der
Tatverdächtige für eine Scheinfirma in St. Petersburg arbeitete, dass die
russischen Behörden nach anfänglicher Kooperation die Zusammenarbeit
einstellten - wollen die Ermittler den Mordverdächtigen als Wadim Krassikow
identifiziert haben. Dieser hatte im Sommer 2013 auf ähnliche Weise einen
Geschäftsmann in Moskau umgebracht.

Die russischen Behörden hatten nach Krassikow gefahndet, die
Fahndungsmitteilung aber zwei Jahre später gelöscht. Das geschah etwa zur
selben Zeit, als der gefälschte Pass auf Sokolow ausgestellt wurde. Das
Berliner LKA hat nun Fotos des Tatverdächtigen mit Bildern aus den früheren
Fahndungsdatenbanken abgeglichen und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass "es
sich mit hoher Wahrscheinlichkeit um ein und dieselbe Person handelt".

Ein überzeugender Beweis ist das nicht. Angesichts der Verbindungen des
Opfers zu Separatisten, Islamisten und CIA - ein Milieu, in dem es von
Kriminellen, Terroristen und Geheimdienstlern wimmelt - kommen zahlreiche
andere Auftraggeber für den Mord in Frage. Die russische Regierung lehnt
jede Verantwortung ab. Präsidentensprecher Dmitrij Peskow warf der
deutschen Regierung einen "politisierten Ansatz" vor, der bei
Strafermittlungen "unzulässig" sei.

Das hinderte Berlin nicht daran, Strafmaßnahmen zu ergreifen, die leicht
eskalieren können. Das russische Außenministerium hat bereits
Gegenmaßnahmen gegen die "unbegründete und unfreundliche" Ausweisung
angekündigt.

Es gibt offensichtliche Parallelen zum Giftanschlag auf den früheren
russischen Agenten Sergej Skripal in Großbritannien. Obwohl sie bis heute
keine schlüssigen Beweise [1] vorlegen kann, hat die britische Regierung
den Anschlag für eine hysterische antirussische Kampagne ausgeschlachtet.
Auch Berlin hat deswegen vier russische Diplomaten ausgewiesen.

Die erneute Ausweisung zweier russischer Diplomaten findet vor dem
Hintergrund einer merklichen Abkühlung der deutsch-russischen Beziehungen
statt. Seit der französische Präsident Emmanuel Macron im britischen
Economist der Nato den "Hirntod" bescheinigte und die
Russlandpolitik der USA als "Hysterie" bezeichnete, bemüht sich Berlin,
seine Treue zur Nato unter Beweis zu stellen.

Bundeskanzlerin Angela Merkel und Außenminister Heiko Maas haben Macron
öffentlich kritisiert und sich zur Nato bekannt. Sie wollen die
Konfrontation mit Russland zwar nicht so weit treiben wie die USA. Sie sind
auf Gas- und Ölimporte aus Russland angewiesen und haben weiterhin
Sanktionsmaßnahmen der USA gegen die nahezu fertiggestellte Pipeline Nord
Stream 2 zu befürchten, die Russland durch die Ostsee direkt mit
Deutschland verbindet. Aber sie sind nicht bereit, einen Bruch der Nato zu
riskieren, in der die USA nach wie vor die mit Abstand stärkste
Militärmacht sind.

Dabei geht es nicht nur um Russland, sondern auch um China. Solange das
riesige Land vor allem Massenprodukte herstellte und einen lukrativen Markt
für deutsche Autos, Maschinen und Investitionen bot, waren die Beziehungen
zwischen Berlin und Peking äußerst herzlich. Außerdem band die beiden
größten Exportländer der Welt die gemeinsame Ablehnung von Handelsschranken
zusammen.

Doch seit China zum Konkurrenten im Hochtechnologiebereich aufsteigt, in
Afrika, Asien, Lateinamerika und Osteuropa investiert und militärisch
aufrüstet, wird es von Berlin zunehmend als Rivale und potentieller Gegner
betrachtet.

Deutsche Medien verfolgen aufmerksam und alarmiert die enger werdende
wirtschaftliche und militärische Zusammenarbeit zwischen Russland und China
und haben die antichinesische Propagandakampagne [2] nach den Enthüllungen
über die Unterdrückung der uigurischen Minderheit begierig aufgegriffen.

Die deutsche Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer bereitet -
in der Tradition der Kanonenbootpolitik des Kaiserreichs - die Entsendung
eines deutschen Kriegsschiffs ins Südchinesische Meer vor. Das wäre eine
offene Solidarisierung mit den USA, die China als größten ökonomischen und
geostrategischen Rivalen betrachten und systematisch einen Krieg gegen das
1,4-Milliarden-Einwohner-Land vorbereiten.

Spätestens seit Bundeskanzlern Angela Merkel im Mai 2017 in ihrer
berüchtigten Münchener Bierzeltrede [3] verkündet hat, dass "die Zeiten, in
denen wir uns auf andere völlig verlassen konnten, ein Stück vorbei" sind
und "wir Europäer unser Schicksal wirklich in die eigene Hand nehmen"
müssen, hat sich in Deutschlands herrschender Klasse auch die Überzeugung
durchgesetzt, dass man sich auf einen Konflikt mit den USA vorbereiten und
entsprechend aufrüsten muss.

Die Stimmungsmache gegen Russland im Fall Changoschwili dient dazu, die
Aufrüstung und die Kriegsvorbereitungen voranzutreiben.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/09/08/skri-s08.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2017/05/31/link-m31.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/11/29/uygh-n29.html
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Zerstörungswahn

von Damian Bugmann



Die geplante megalomane Stadtautobahn Westast durch Biel und Nidau
ist nach den Grossdemonstrationen 2016 bis 2018 in Biel und durch die
Verhandlungen des "Runden Tischs" aufgeschoben. "Stadtwanderer"
Benedikt Loderer veröffentlichte ein Sachbuch zur schweizerischen und
Bieler Autobahngeschichte.


Der Widerstand gegen die Westast-Autobahn in der Stadt regte
sich anläßlich der Gemeindewahlen vom Herbst 2016. An die
Demonstrationen gegen den Westast kamen ab Frühling 2017 Tausende, die
Vorstellung der ökoscheinheiligen Begleitplanung der Städte Nidau und
Biel im Herbst dieses Jahrs gab dem Widerstand Schub. Die PdA Biel/POP
Bienne war von Anfang an gegen das Projekt engagiert. Zuerst hiess es
von Vertreter*innen von Biel, Nidau und dem Kanton Bern, das Projekt
sei beschlossen, es gebe keine Alternative und auch keine
Rekursmöglichkeit. 2018 musste der Kanton wegen des Drucks aus
Bevölkerung und Politik einlenken und setzte auf "Dialog" - um Zeit zu
gewinnen und auf das Abebben des Widerstands zu hoffen. Im Februar
2019 wurde ein "Runder Tisch" ins Leben gerufen: 30 Organisationen
suchen im Auftrag der A5-Behördendelegation nach Alternativen zur
offiziellen Stadtautobahn, welche zehn Voll- und Halbanschlüsse in der
Region Biel vorsieht. Befürworter, Kritiker und Behörden verhandeln in
der Dialoggruppe, welche Entscheide fällt. Bis im Juni 2020 soll die
Gruppe eine breit abgestützte Empfehlung abgeben. Es wird debattiert
und der anvisierte Baubeginn von 2020 ist unrealistisch geworden.


Angst umfahren zu werden

Aufschlussreich, reich dokumentiert und pointiert formuliert ist das
Buch "Das Bieler Dreieck" von "Stadtwanderer" Benedikt Loderer über
die Autobahngeschichte in Biel und der Schweiz, über das offizielle
Projekt und die Variante von Westast so nicht. Loderer war
Chefredaktor und kreativer, wortgewaltiger Schreiber der
Architekturzeitschrift "Hochparterre", lebt in Biel, ist
Parlamentarier der Grünen im Stadtrat und engagiert sich gegen den
Westast-Gigantismus. Zwei von vielen herausragenden Zitaten aus dem
Buch: "Am Anfang stand die Angst, die Schweiz könnte umfahren werden"
und "Stau ist eine Zusammenrottung von Unschuldigen".

Zu Beginn der Sechziger Jahre gab es wenig touristischen Verkehr und
Schwertransport, nur Durchgangsverkehr durch die Hauptstrassen der
Dörfer und Städte. Da er in der Tendenz zunahm, machten sich vor allem
Städte Gedanken, wie er durchgeleitet werden könne, ohne den
Stadtverkehr zu behindern. Im Kreuzungspunkt Biel mit Verbindungen zu
Bern, Neuenburg, Jura und Solothurn überlegte man sich, die Achse
Solothurn - Neuenburg mitten durch die Stadt zu leiten, die Schüss mit
einer Strasse zu überdecken und diese beim Zentralplatz über eine
Brücke zu führen.


Bundesgeld herausholen

In den Sechzigern setzte man auf Umfahrungen und erträumte und
projektierte Autobahnen mit riesigen Anschlüssen, Brücken und
Viadukten wie in den USA und in Deutschland. Der Planungsbegriff "das
Bieler Dreieck" hat die Eckpunkte Bözingenfeld (Richtung Jura,
Solothurn), Brüggmoos (Bern) und Strandboden (Neuenburg) und den
Seiten Ostast, Westast und Nordumfahrung. Die Nordumfahrung mit dem
Altstadttunnel wurde fallen gelassen, weil der Kanton sie nicht
bezahlte. Dazu führt Benedikt Loderer aus: "Da die Kantone mit
Bundesgeld bauen, ist das Ab- und Herausholen von Bundesgeld eine der
Hauptaufgaben der kantonalen Baudirektor*innen." Der vierspurige, fünf
Kilometer lange Ostast wurde im Oktober 2017 eröffnet, ein Tunnel
führt vom Bözingenfeld unter den Naherholungsgebieten Holzmatt und
Längholz durch zum gewaltigen Anschluss im Industriegebiet Brüggmoos.
Von da aus soll der vierspurige Westast anstelle der zweispurigen
Durchgangsstrasse einst den Verkehr Richtung Bielersee-Nordufer und
Neuenburg führen.


Riesige Baustellen-Brache

Das Projekt A5-Westast des Kantons will eine gedeckte Autobahn vom
Ostast-Anschluss bis zur zweispurigen Nationalstrasse am Nordufer des
Bielersees im Tunneltagbau erstellen. Ein offener Anschluss am Bahnhof
(von 14 Metern Tiefe in der Grösse der Nidauer Altstadt) und ein
offener Halbanschluss bei der Seevorstadt sollen den See von der Stadt
abschneiden und das Naherholungsgebiet Strandboden und das
Naturschutzgebiet "Rusel" eindecken mit Lärm und Abgasen. Eine Bauzeit
von etwa 20 Jahren mit geschätzten 600000 Lastwagenfahrten müsste in
Kauf genommen werden. 74 Häuser würden abgebrochen, 750 Bäume gefällt.
Riesige brache Flächen rund um die Baustellen ohne Vegetation und mit
stark beeinträchtigter Bodenfauna würden als Schuttablage,
Materiallager und Maschinenpark dienen. Durch die massive Abholzung
würde das Stadtklima deutlich wärmer. Für den Westast, die schweizweit
teuersten sieben Autobahn-Kilometer, sind 2,2 Milliarden Franken
budgetiert, massive Budget-Überschreitungen sind bei Grossprojekten
häufig.


Westast light

Die Alternativversion von "Westast so nicht" will auf die beiden
Anschlüsse verzichten und die Autobahn in einem Tunnel unterhalb der
problematischen Grundwasserzone führen. Mit der Hälfte der Baukosten
und ohne Baumfällungen, Häuserabrisse, Schuttablagerung, Baustellen
und Lastwageninvasion in der Stadt. Das redimensionierte
Alternativprojekt ist zwar stadtverträglicher, aber immer noch
überdimensioniert. Das System West-/Ostast ist ausgelegt für
Verkehrskapazitäten, die sechs Mal höher sind als jene in und um Biel.
Die Projektgegner*innen kritisieren, dass heute und im Fall von Biel
immer noch die Verkehrshochrechnungen der Sechziger als Grundlage
Jahre für die Lösung aktueller Verkehrsprobleme genommen werden. Aber
eben, Bund und Kanton bezahlen, Bauunternehmen profitieren, die
private Mobilität wird attraktiver und Gemeindepolitiker*innen brüsten
sich mit der Realisierung von innovativen Visionen. Einzelne gezielte
Anpassungen und Verbesserungen der Verkehrsinfrastruktur würden
genügen, das sagen unter der Hand auch Leute, die am "Runden Tisch"
beteiligt sind.


Benedikt Loderer: 

Das Bieler Dreieck - Eine kleine Geschichte der Autobahn 1953 bis 2017.

110 Seiten. edition clandestin Biel/Bienne/Westast so nicht, 2019

 * 
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DOKUMENTATION/1701: ARD-alpha - Nordpol-Expedition mit Karsten Schwanke, 7. - 28.12.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

ARD-alpha

Nordpol-Expedition mit Karsten Schwanke

samstags, 7. bis 28. Dezember 2019, 19.55 Uhr



Es ist die größte Nordpolexpedition aller Zeiten, die der
Wissenschaftsjournalist Karsten Schwanke gerade für ARD-alpha in der
BR Mediathek und im YouTube-Kanal von ARD-alpha mit kurzen Videos
verfolgt und kommentiert. Nun sind seine Berichte über die einjährige
Drift des Forschungsschiffes "Polarstern" durch die Arktis auch im
linearen Programm zu sehen. Vom 7. bis 28. Dezember 2019 zeigt
ARD-alpha jede Woche (ab Januar 2020 alle zwei Wochen) samstags um
19.55 Uhr eine Folge der Reihe "Expedition am Nordpol".

Eingefroren im Packeis des Nordpols - so driftet der
Forschungseisbrecher "Polarstern" aus Bremerhaven, das größte und
wichtigste Schiff der deutschen Meeres- und Polarforschung, seit zwei
Monaten durch die zentrale Arktis. Ziel der Expedition des
Alfred-Wegener-Instituts ist es, neue Erkenntnisse über das
Abschmelzen des Eises und den Klimawandel zu gewinnen. Welche
wissenschaftlichen Experimente werden vom Team der "Polarstern"
durchgeführt? Welchen Wetterbedingungen ist das Schiff ausgesetzt? Und
wie ist die Situation vor Ort? Darüber berichtet Karsten Schwanke in
der Reihe "Expedition am Nordpol" für ARD-alpha.


"Expedition am Nordpol" - die einzelnen Folgen:

Samstag, 7. Dezember 2019, 19.55 Uhr

Die Scholle (1/4)

Seit dem 4. Oktober 2019 driftet der Bremerhavener 

Forschungseisbrecher "Polarstern" eingefroren im Packeis über den
Arktischen Ozean. Es herrschen winterliche Bedingungen auf der
Eisscholle. Die tiefste Temperatur wurde am 13. Oktober mit minus 25
Grad Celsius gemessen, die ersten Eisbären kamen zu Besuch, und die
Scholle hat seit Beginn der Drift etwa 35 Kilometer Luftlinie
zurückgelegt.

Samstag, 14. Dezember 2019, 19.55 Uhr

Start der Experimente (2/4)

Die Vorbereitungen für die Experimente laufen auf Hochtouren, damit so
schnell wie möglich die Messkampagne beginnen kann. Auf der Eisscholle
wurden an verschiedenen Orten die Messgeräte errichtet. Manche
Experimente befinden sich in der Nähe der "Polarstern", andere in
mehreren Kilometern Entfernung. Für U-Boote wurden Löcher ins Eis
gefräst, für atmosphärische Messungen mehrere Meter hohe Masten
aufgestellt.

Samstag, 21. Dezember 2019, 19.55 Uhr

Das Abenteuer der Drift (3/4)

Die Bewegung des Meereises läuft sehr komplex ab. Meeresströmungen
spielen in der zentralen Arktis kaum eine Rolle - dafür Windstärke und
Windrichtung. In den ersten beiden Wochen der Drift drehte sich die
Eisscholle in einem Kreis von etwa 40 Kilometern Durchmesser.
Anschließend zog sie auf einer fast geraden Linie weiter. Aktuell hat
sich die Geschwindigkeit deutlich verlangsamt, und es geht gemächlich
weiter Richtung Nordpol.

Samstag, 28. Dezember 2019, 19.55 Uhr

Der erste Sturm (4/4)

Anfang November zog der erste Wintersturm über die Eisscholle und die
"Polarstern" hinweg. Die bange Frage: Hält die Scholle oder bricht sie
auseinander? Es haben sich Risse gebildet, so dass einige Instrumente
einen neuen Platz finden mussten. Aber nach einer kleinen
Unterbrechung konnten die Messungen wieder aufgenommen werden.

Alle Videos können fünf Jahre hier abgerufen werden:

BR Mediathek: br.de/mediathek

https://www.br.de/mediathek/sendung/expedition-am-nordpol-av:5dd276f4ebea9c001ad8f003

ARD-Mediathek: ardmediathek.de/alpha

Startseite von ARD-alpha ard-alpha.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. Dezember 2019

Herausgeber:
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FILM/1684: ZDF - Der Fernsehfilm der Woche "Danowski – Blutapfel", am 09.12.2019 (ZDF)


Danowski – Blutapfel

Der Fernsehfilm der Woche

Montag, 9. Dezember 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Statement von Romanautor Till Raether

– Fragen an Milan Peschel

– Fragen an Emily Cox

– Fragen an Andreas Döhler



Stab

Buch: Anna Tebbe nach dem Roman "Blutapfel" von Till Raether
Regie: Markus Imboden
Kamera: Martin Farkas
Musik: Florian Tessloff
Ton: Benjamin Schubert
Kostüme: Anette Schröder
Szenenbild: Marion Strohschein
Schnitt: Ursula Höf
Casting: Gitta Uhlig
Produktion: all-in-production c/o Hollywood Diner GmbH
Produzentin: Annette Reeker
Producer: Herwig Krawinkler
Herstellungsleitung: Matthias Krause
Produktionsleitung: Stefan Hoffmann
Redaktion: Daniel Blum
Länge: 89 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Adam Danowski – Milan Peschel
Andreas "Finzi" Finzel – Andreas Döhler
Meta Jurkschat – Emily Cox
Knud Behling – Felix Goeser
Victoria Roeder – Oda Thormeyer
Leslie Danowski – Bettina Stucky
Stella Danowski – Momo Beier
Martha Danowski – Maggie Salomon
Oliver Wiebusch – Peter Schneider
Rüdiger Bressin – Sebastian Rudolph
Tracy Harris – Isabella Parkinson
Paul Lemann – Marc Benjamin
Yvonne Bressin – Ute Hannig
Johanna Bressin – Nele Ahrend
Susanne Thomsen – Franziska Hartmann
Edith Klüver – Marion Breckwoldt
Sebastian "Trickster" Iwoleit – Sascha Weingarten
Franka Simon – Anna Schäfer
Anita Baxmann – Hedi Kriegeskotte
Albert König – Christoph Tomanek
und andere


Inhalt

Der Fahrer eines Geländewagens wird im Elbtunnel hinter seinem Lenkrad erschossen, der Täter entkommt unerkannt. Das Opfer ist der IT-Berater Oliver Wiebusch, der ein scheinbar langweiliges Leben in einer Reihenhaussiedlung vor den Toren Hamburgs führte. Die Vermutung liegt nahe, dass der Täter nicht Wiebusch, sondern ein anderes Opfer im Auge hatte.

Der an Hypersensibilität leidende Kommissar Adam Danowski, sein alkoholkranker Partner Andreas "Finzi" Finzel und die junge Kollegin Meta Jurkschat übernehmen die Ermittlungen. Sie finden heraus, dass Wiebusch Verbindungen zur Urban-Explorer-Szene hatte. Er stieg in die Hamburger Unterwelt hinab und erkundete auch die Versorgungsschächte des Elbtunnels. Dann stirbt die Frau des Urban-Explorers Trickster unter mysteriösen Umständen. Von nun an überschlagen sich die Ereignisse.

 * 

Statement von Romanautor Till Raether

Schwer zu beschreiben, wie es ist, wenn man als Autor zum ersten Mal seinen eigenen Figuren gegenübersteht. Mit einer Mischung aus Vorfreude, Ungläubigkeit und Furcht, vielleicht? Ich habe das voriges Jahr bei den Dreharbeiten zu "Danowski – Blutapfel" erlebt. Furcht, weil man ja nicht weiß, wie andere sehen, was man bisher nur im eigenen Kopf gesehen hat. Aber es war ein absolutes Aha-Erlebnis: die liebevolle, einfallsreiche Inszenierung am Originalschauplatz, und dann der Kommissar, den ich mir doch eigentlich nur ausgedacht hatte, und der mir nun gegenüberstand.

Von Milan Peschel als Danowski war ich begeistert, sobald ich das erste Mal von dieser Besetzungsidee hörte, und als ich ihn bei der Arbeit am Drehort sah, wusste ich, warum: Er hat seinen eigenen Danowski geschaffen, der viel Ähnlichkeit mit meinem hat und der doch eine original Peschel-Neuerfindung ist, sodass es diese Figur, die ich sehr mag, nun zweimal gibt. Und das trifft genauso zu auf die Arbeit von Emily Cox, Andreas Döhler, Felix Goeser, Bettina Stucky und den anderen. Und darauf, was die Drehbuchautorin Anna Tebbe aus meiner Geschichte und Markus Imboden aus den Bildern gemacht hat, die ich mir bisher ja nur vorgestellt hatte: Ich liebe den Witz und die Melancholie, die Zuversicht und das Düstere, Bedrohliche dieses Films. Eine Stimmung und Atmosphäre, die ich auch in meinem Kriminalroman einzufangen versucht habe. Aber jetzt ist all das auf ganz neue Weise in der Welt und nicht mehr nur in meinem Kopf, und das ist fantastisch.

Vor einer Weile habe ich "Danowski – Blutapfel" mit meiner Frau und meinem ältesten Freund gesehen, nach dem Motto: Helft mir mal zu schauen, was die da angestellt haben. Nach spätestens fünf Minuten waren wir so drin, so unterhalten und eingefangen, dass ich vergaß: Es sind meine eigenen Figuren, mit denen ich hier mitfiebere und lache. Und schöner geht's nicht.

 * 

Fragen an Milan Peschel

Sie spielen Adam Danowski, einen überforderten Ermittler. Wie würden Sie Ihre Figur beschreiben?

Seine Überforderung entspringt einer Übersensibilität, die ihn einerseits sehr empfindlich gegenüber seiner Umwelt und deren Einflüssen macht, ihn aber andererseits auch Dinge wahrnehmen lässt, die andere nicht sehen.

Wie schwer ist es für Danowski, seine Komfortzone zu verlassen und sich Herausforderungen stellen zu müssen?

Er verfällt nie in unnötigen Aktionismus, weil er mit seinen Kräften haushalten muss, entwickelt aber augenblicklich eine Stärke und Energie, sobald er eine Spur oder einen Hinweis hat. Stellen sie sich einen Angler vor, der stundenlang ruhig auf die Oberfläche eines Sees schaut – bis ein großer Fisch anbeißt. Wäre Danowski ein Angler, würde er nicht mit Blinker angeln, sondern immer nur mit Stippe.

Wie haben Sie sich auf die Rolle des Adam Danowskis vorbereitet?

In aller Ruhe...

 * 

Fragen an Emily Cox

Meta Jurkschat stößt als junge, motivierte Ermittlerin auf ein eingespieltes Kommissaren-Team, das gesundheitlich angeschlagen ist. Wie kommt sie mit Danowski und Fenzel zurecht?

Meta sieht Danowski als Freund, erkennt, wie sensibel er ist, und kümmert sich um ihn, wenn er seine Angstanfälle hat. Sie kennt sowas von sich nicht, sie ist viel mutiger als er. Gleichzeitig ist sie ehrgeizig und zielstrebig, und ihre Karriere steht für sie über allem.

Was wussten Sie vor dem Film über die Urban-Explorer-Szene?

Ehrlich gesagt, nichts. Umso spannender war es, sich mit dieser für mich völlig neuen Welt zu beschäftigen. Das ist das Schöne an diesem Beruf – man lernt immer wieder dazu und stößt auf Welten, von denen man nicht mal wusste, dass sie existieren. Urban Explorers erkunden sogenannte Lost Places im öffentlichen Raum. Da ich selbst ein sehr neugieriger Mensch bin, kann ich die Faszination verstehen, unzugängliche und ungenutzte Einrichtungen zu erkunden. Als Kind bin ich wahnsinnig gerne auf richtig hohe Mauern geklettert. Hätte ich gewusst, dass es Urban Explorers gibt, hätten meine Eltern bestimmt Mühe gehabt, mich davon abzuhalten, das erste Urban-Explorer-Kind zu werden.

Wie waren die Dreharbeiten im Hamburger Elbtunnel, in den dunklen, schmalen Schächten?

So ein Drehtag dauert ja um die 12 Stunden, das heißt wir haben 12 Stunden am Stück unter der Elbe verbracht. Ich habe mich immer schon gefragt, wie es hinter diesen Notausgangtüren aussieht, und dahinter zu schauen und in die Schächte zu gehen, war sehr spannend. Als wir nach den 12 Stunden wieder an die frische Luft kamen, war das ein sehr befreiendes Gefühl – auf die Dauer ist so ein Tunnel dann doch ganz schön eng und stickig.

Die Fragen stellte Christiane Beeck.

 * 

Fragen an Andreas Döhler

Wie ist das Verhältnis der beiden Ermittler Danowski und Finzel?

Das Verhältnis zwischen Danowski und Finzel geht weit über eine normale Beziehung zwischen Kollegen hinaus. Diese Beziehung ist über Jahre gewachsen und zu einer Freundschaft geworden.

Während seiner Alkoholentziehungskur wird Finzel regelmäßig von Danowski besucht. Das scheint ihn aber nicht zu interessieren, denn er ignoriert Danowski konstant. Warum?

Finzel ist überzeugt, dass er nicht selbst für seinen Rückfall in seine Alkoholsucht verantwortlich ist, sondern ihm jemand bewusst schaden wollte. Allerdings glaubt ihm niemand.

Die Fragen stellte Christiane Beeck.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Dezember 2019

Copyrights by ZDF
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FILM/1683: ZDF - Frau Holles Garten, am 08.12.2019 (ZDF)


Frau Holles Garten

"Herzkino" mit Cornelia Froboess

Sonntag, 8. Dezember 2019, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Interview mit Cornelia Froboess

– Interview mit Klara Deutschmann

– Interview mit Lavinia Wilson



Stab

Buch: Sarah Esser
Regie: Seyhan Derin
Kamera: Florian Schilling
Ton: Ben Krüger, Ron Klober
Schnitt: Maja Stieghorst
Musik: Therese Strasser
Kostüme: Corinna Baum
Szenenbild: Jörg Prinz
Produktion: sabotage films GmbH
Produzenten: Annedore von Donop, Karsten Aurich
Redaktion: Silvia Hubrich


Die Rollen und ihre Darsteller

Frau Holle – Cornelia Froboess
Mia Goldig – Klara Deutschmann
Marissa Goldig – Lavinia Wilson
Helene Goldig – Lena Stolze
Jakob Sommer – Jean-Yves Berteloot
Lennart Sommer – Patrick Kalupa 
Costas Nikolaidis – Edgar Eckert
Stefanie Lilienfeld – Stephanie Gossger
Peter Pechmeyer – Thomas Bestvater
Azubi – Saladin Dellers
Frau Hahnenschrei – Dennenesch Zoudé
Herr Frühling – Andreas Hoppe
Mann im karierten Anzug – Gerd Welkisch
und andere


Inhalt

Mia Goldig liebt ihren Job im Botanischen Garten. Doch ihre Mutter, die scheidende Leiterin des Gartens, zieht ihre Schwester als Nachfolgerin vor. Kann Frau Holle für die richtige Entscheidung sorgen?

Die neue Leiterin muss vor allem finanzkräftige Sponsoren finden, da sich der Garten in finanziellen Nöten befindet. Eine Aufgabe, die sich die zurückhaltende Chefgärtnerin Mia selbst nicht zutraut. Sie liebt die Pflanzen, nicht aber den großen Auftritt. Ganz im Gegensatz zu ihrer selbstsicheren Schwester Marissa.

Auch ihre Mutter Helene sieht in Mia, die stottert, wenn sie vor mehreren Menschen sprechen muss, nicht die richtige Wahl für diesen repräsentativen Posten. Dagegen scheint ihr die zielstrebige Marissa wie geschaffen für die Stelle. Dass Marissa der Garten völlig egal ist und sie ein intrigantes Spiel treibt, entgeht Helene.

Aber Frau Holle, der guten Seele des Gartens, die dort einen Laden betreibt, bleibt nichts verborgen: Sie weiß, dass Marissa die völlig Falsche für die Rettung des Botanischen Gartens ist. Mia hingegen eignet sich in Frau Holles Augen perfekt für die Aufgabe. Und so ermuntert sie Mia, sich als Leiterin zu bewerben. Auch der neue Gartenbauunternehmer Lennart Sommer, zu dem sich Mia hingezogen fühlt, bestärkt sie darin.

Zwischen den Schwestern entbrennt ein Kampf um den Botanischen Garten. Schafft es Mia, sich zu beweisen und Marissas finstere Pläne zu verhindern?

 * 

"Es wird immer 'Gut und Böse' geben"
Interview mit Cornelia Froboess

Was macht Frau Holle zur guten Seele und heimlichen Besitzerin des Botanischen Gartens?

Der Garten ist die Seele von Frau Holle. Sie sieht alles, kennt alle Pflanzen, alle Angestellten und deren Charaktere.

Für Mia ist Frau Holle eine Art märchenhafter Coach. Was sieht Frau Holle in der jungen Frau?

Mia ist für Frau Holle wie eine Tochter und die Einzige im Umkreis, die das Herz und Händchen hat, den Garten zu beleben, zu erhalten. Außerdem liebt sie die Arbeiterinnen und Arbeiter und ist voller Menschenliebe.

Warum kommt das Märchen "Frau Holle" niemals aus der Mode?

Weil es immer "Gut und Böse" geben wird.

Frau Holles Café ist ein friedlicher Ort und der Botanische Garten eine Oase der Glückseligkeit. Wo kommen sie privat zur Ruhe?

In "meinem Garten" auf dem "Rinklhof" in Oberbayern.

 * 

"Ich setze auf die heilende Kraft von Pflanzen"
Interview mit Klara Deutschmann

Sie spielen Mia Goldig, die ein Händchen für Pflanzen aller Art hat und bei den Mitarbeitern des Botanischen Gartens beliebt ist. Als eine neue Direktorin für den Garten gesucht wird, zögert Mia. Warum?

Mia ist eher schüchtern und steht nicht gerne im Mittelpunkt. Sie liebt Pflanzen, ihre Arbeit im Botanischen Garten und der Umgang mit den Mitarbeitern dort erfüllt sie. Glück bedeutet für Mia nicht, eine hohe Position innezuhaben. Im Gegenteil: Es setzt sie eher unter Druck, vor vielen Menschen zu sprechen. Sie hat ihr Leben lang von ihrer Mutter und ihrer Schwester gelernt, dass sie nicht besonders belastbar sei. Mit den Jahren hat sie aufgehört, diese Festlegung in Frage zu stellen.

Mia Goldig sucht Frau Holles Nähe. Was sieht sie in der alten Dame?

Frau Holle hat die große Gabe, Menschen in die Seele gucken zu können, ihr Innerstes zu erkennen. Sie weiß um Mias Stärke, ihre Hilfsbereitschaft und ihren sicheren Instinkt. In Frau Holles Anwesenheit kann Mia ganz sie selbst sein und fühlt sich geborgen und verstanden, so dass sie sich entfalten kann.

Mia kann sich nicht auf die Unterstützung ihrer Mutter verlassen. Wieso?

Ihre Mutter unterstützt Mia schon, aber aus Sorge um sie, traut sie ihr nicht das zu, was sie eigentlich leisten kann. Sie sieht in Mia noch immer das kleine Mädchen, das sehr sensibel und unsicher ist und sich schnell aus der Bahn werfen lässt. Lennart hat hingegen einen unvoreingenommenen Blick auf Mia, der ihr Mut macht. Mia lernt von ihm, dass sie ihre Kraft in sich selbst finden kann, wenn sie anfängt, sich zu vertrauen. Dieses Vertrauen ist in Mias Leben ein großes Schlüsselwort.

Sie haben die meiste Drehzeit im Botanischen Garten in Berlin verbracht. Was machen Ihre eigenen Zimmerpflanzen?

Oh, ich liebe meine Zimmer- und Balkonpflanzen! Ich hege und pflege sie und bastle mit Hingabe Selbstbewässerungssysteme, wenn ich mal längere Zeit nicht zuhause bin. Und wenn ich im Herbst Tomaten auf dem Balkon ernten kann oder Pasta mit eigenem Pesto koche, macht mich das froh.

Mia hat eine besondere Vision für die Zukunft des Botanischen Gartens. Wie sieht diese aus?

Mia möchte die Forschung an der heilenden Wirkung von Pflanzen im Botanischen Garten weiter ausbauen. Sie ist der Auffassung, dass die Natur dem Menschen helfen kann, gesund zu werden und zu bleiben. Ich habe großen Respekt vor Menschen, die sich mit Heilpflanzen so gut auskennen wie Mia. Es war spannend, mich in der Vorbereitung noch eingehender damit zu beschäftigen.

Ich selber setze auch auf die heilende Kraft von Pflanzen.

Welche Rolle spielten Märchen in Ihrer Kindheit?

Märchen gehörten als Kind fest zu meinen Gute-Nacht-Geschichten – unsere Eltern haben sie meiner Schwester und mir immer vorgelesen. Allerdings habe ich erst Jahre später festgestellt, dass viele Märchen in der Version meiner Eltern einen ganz anderen Schluss hatten. Sie haben diesen sehr fantasievoll neu gedichtet, um uns mit einem versöhnlichen Ende in die Träume zu schicken.

 * 

"Bei 15-Zentimeter-Absätzen kann man nur staksen"
Interview mit Lavinia Wilson

Mia nennt ihre Schwester Marissa die "Boshaftigkeit in Person", wie würden Sie Marissa beschreiben?

Marissa ist egozentrisch, manipulativ und durchsetzungsstark. Eine eiskalte Kapitalistin. Natürlich schlummert ganz tief in ihr auch eine zarte, verletzte Seele. Aber von der zu erzählen wäre ein anderer Film.

Marissa hat in kurzer Zeit alle auf ihrer Seite. Nur mit Frau Holle wird sie nicht warm. Warum?

Marissa würde sagen, dass Frau Holle der Humor und der Sinn fürs echte Leben fehlen.

Ihre Kostüme als "Pechmarie" haben Ihnen sehr gut gefallen. Was machte die Garderobe so besonders?

Die Kostümbildnerin Corinna Baum hat mir die perfekte Fashion-Rüstung auf den Leib geschneidert. Ausnahmsweise mal keine Angst vor Klischees, sondern voll auf die 12.

Unsere erste Inspiration war Cruella aus "101 Dalmatiner". Sie hat das aber viel bunter, noch krachiger interpretiert. Sie hat sich unglaublich viele Gedanken gemacht – zum Beispiel hat sie passend zum Charakter völlig übertriebene stachelige Schmuckstücke gefunden. Und bei den 15-Zentimeter-Absätzen kann man nur staksen. Da spielt sich die böse Schwester ganz von alleine.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Dezember 2019
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REPORTAGE/583: ZDF.reportage "Speed-Dating im Alter – Senioren suchen Anschluss", 8.12.19 (ZDF)


ZDF.reportage

Speed-Dating im Alter – Senioren suchen Anschluss

Sonntag, 8. Dezember 2019, 18.00 Uhr / sonntags 18.00 Uhr

Inhalt:

– Die nächsten "ZDF.reportagen" / Sendetermine und Stab

– Speed-Dating im Alter – Senioren suchen Anschluss

– Zwischen Baum und Borkenkäfer – Einsatz im kranken Wald

– Kreuzfahrt in die Karibik – Weihnachten unter Palmen

– Kreuzfahrt in die Karibik – Silvester fern der Heimat

– Abenteuer Hurtigruten – Winterzauber am Polarkreis

– Infos zur "ZDF.reportage"



Sonntag, 8. Dezember 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Speed-Dating im Alter – Senioren suchen Anschluss
Film von Michael Hawich

Produktion: 99 pro Media
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 15. Dezember 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Zwischen Baum und Borkenkäfer – Einsatz im kranken Wald
Film von Felix Krüger

Produktion: clipfilm
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 22. Dezember 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Kreuzfahrt in die Karibik– Weihnachten unter Palmen
Sonntag, 29. Dezember 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Kreuzfahrt in die Karibik– Silvester fern der Heimat
Film von Ralf Wilharm

Produktion: Doclights
Redaktion: Heike Schnaar
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 28. Dezember 2019, 18.00 Uhr, ZDF
ZDF.reportage: Abenteuer Hurtigruten – Winterzauber am Polarkreis
Film von Meike Materne

Produktion: ZDF
Redaktion: Rita Stingl
Länge: ca. 60 Minuten

 * 

Speed-Dating im Alter – Senioren suchen Anschluss

Bis ins hohe Alter unabhängig leben, das wollen viele. Aber wenn der Partner stirbt, die Kinder aus dem Haus sind und selbst Freunde rar werden, braucht es einen Neuanfang im Alter.

Lieber allein als ins Heim. Aber Einsamkeit macht krank: Laut einer Statistik fühlen sich über 22 Millionen Menschen der Altersgruppe 65 plus einsam und isoliert. Da werden der Hausarzt oder die Kassiererin im Supermarkt oft zu den einzigen Gesprächspartnern.

Im Alter neue Kontakte zu knüpfen, fällt schwer: Doch in der Gesellschaft wächst das Bewusstsein für das Problem "Einsamkeit". Es entwickeln sich viele Projekte und auch Geschäftsideen, die Senioren aus ihrer Isolation holen wollen. So versucht es ein Bitterfelder Seniorenheim mit "Rentner-Speeddating". Schließlich ist man auch im Alter gegen eine neue Liebe nicht gefeit.

Die Teilnehmerlisten jedenfalls sind voll, vor allem die Frauen sind begeistert von der "Acht-Minuten-Chance". Viele Teilnehmer waren lange verheiratet, oft 30 bis 40 Jahre, bevor sie den Partner verloren. So auch Edith H. – ihr Mann starb vor zwei Jahren, jetzt erhofft sie sich, wieder Anschluss zu finden.

Aber auch Zweckbündnisse bringen Vorteile: Bei "Wohnen für Hilfe" lassen Rentner einen Studenten kostenlos bei sich wohnen. Eine Win-win-Situation für beide Seiten. Denn im Gegenzug übernehmen die Studenten Aufgaben im Alltag, wie Putzen, Gartenarbeit oder Einkaufen. Rentner Klaus S. (79) hat auf diesem Weg Student Andy (35) kennengelernt. Zwischen den beiden ist mittlerweile eine echte Männerfreundschaft entstanden. Die beiden unternehmen viel zusammen, machen lange Fahrradtouren.

Ingrid R. wurde selbst aktiv und gründete das "Ratsch-Treffen". Was als Kaffeerunde begann, ist heute ein umfassendes Freizeitangebot für Senioren. Ehrenamtlich versteht sich: Im Sommer wird montags und donnerstags Boule gespielt, dienstags und mittwochs gekegelt. Inzwischen umfasst die Gruppe rund 100 Mitglieder. Neben dem Spaßfaktor ist auch der Flirtfaktor sehr hoch: Bereits sieben Paare haben sich durch die Gruppe gefunden.

Vom sozialen Engagement bis zur cleveren Geschäftsidee: Die "ZDF.reportage" besucht die "Generation Gold" und begleitet Senioren, die ihren Weg gefunden haben, der Einsamkeit zu entkommen.

 * 

Zwischen Baum und Borkenkäfer – Einsatz im kranken Wald

Tote Wälder, abgestorbene Bäume: "Wie nach einem Atomkrieg!", so beschreiben Wanderer im Harz ihre Eindrücke, die sie beim Aufstieg auf den Brocken, gesammelt haben. Das Mittelgebirge im Herzen Deutschlands ist vom Klimawandel besonders hart getroffen. Millionen Fichten sind allein in den vergangenen Monaten dem Waldsterben zum Opfer gefallen.

Von der größten Krise des Deutschen Waldes sprechen Fachleute, wie Nationalparkleiter Andreas Pusch. Das jetzige Waldsterben sei viel umfangreicher als der vom sauren Regen verursachte Waldkollaps der 80er Jahre. Weit über 200 000 Hektar, ein Gebiet dreimal so groß wie Hamburg, verteilt im Bundesgebiet, ist jetzt schon von Dürre, Hitze und Borkenkäfer dahingerafft. Wie dieses Sterben gestoppt werden soll, ist zur Zeit nicht klar.

Dass es sich wohl um einen nationalen Notstand handelt, zeigen verschiedene Einsätze der Bundeswehr im Kampf gegen den Borkenkäfer. Wie im Osterzgebirge, so sind Kolonnen von Soldaten in den Wäldern mit Schäleisen unterwegs, um die Forstleute im Wettlauf gegen den Schädling zu unterstützen. Dabei sind die Ursachen auch hier von keiner Armee zu bekämpfen: ausbleibender Regen und Stürme haben die Bäume so geschwächt, dass sie dem kleinen Schädling bisweilen schutzlos ausgeliefert sind.

Waldbesitzer Jörg von Beyme im südlichen Sachsen-Anhalt sieht sich in einer existenziellen Krise. Nicht nur, dass ein Großteil seines etwa 700 Hektar großen Waldes unter Stürmen und Dürre zusammengebrochen ist. Selbst besonders wehrhaft geltenden Laubbäume, wie Buchen, müssen reihenweise notgefällt werden. Doch wohin damit?

"Ich werde mein Holz einfach nicht mehr los. Durch das Überangebot sind die Preise derart im Keller, dass ich kein Einkommen mehr erzielen kann. Wie ich meine Kredite bedienen soll, ist mir zur Zeit ein Rätsel", sagt der Vater von drei Kindern. Eigentlich hatte er vor, sich und seine Familie langfristig von einem gesunden Wirtschaftswald zu ernähren. Brennholz – darin sieht er mittlerweile die einzige Chance, noch etwas verkaufen zu können.

Vielfältig sind die Bemühungen, vom Wald noch zu retten, was zu retten ist. Aus Sorge um den wertvollen Rohstoff lassen viele Waldbesitzer mit Hochdruck Fichten und Buchen fällen.

Revierförsterin Anne-Sophie Knop aus dem Soonwald sieht im Anbau von Monokulturen eine der Ursachen für die Krise des Waldes. Viele Forstbetriebe haben jedoch schon vor Jahrzehnten begonnen, Mischwald zu pflanzen. Dort hat die nötige Verjüngung bereits begonnen. Wo alte Fichtenbestände sterben, wächst junger Wald heran. Die Hoffnung ist, dass sich der junge Wald von heute besser an häufigere Dürrejahre anpassen kann.

Die Reportage erzählt von Menschen, die dem Waldsterben auf unterschiedlichste Art begegnen und es aufzuhalten versuchen. Zwischen Wiederaufforstung und "Natur, Natur sein lassen" zeigt der Film Strategien zwischen Hoffnung und Anpassung an veränderte klimatische Bedingungen.

 * 

Kreuzfahrt in die Karibik – Weihnachten unter Palmen

Die Kreuzfahrtbranche boomt. Weltweit reisen immer mehr Passagiere auf den schwimmenden Hotels. Vor allem zu Weihnachten und über Neujahr wollen viele dem deutschen Winterwetter entfliehen. Die Reedereien haben sich auf die Nachfrage eingestellt. Und so müssen die Gäste auch in der Ferne nicht auf's Weihnachtsgefühl verzichten. Vom Weihnachtsbaum über die Lebkuchenhäuschen, bis hin zum Adventssingen ist auf der Kreuzfahrt an alles gedacht.

Familie Hechel hat sich entschieden, ihren Weihnachtsurlaub weit weg vom kalten Winter und vom alljährlichen Weihnachtstrubel in der Karibik zu verbringen. Mit dem Kreuzfahrtschiff geht es 14 Tage in die östliche Karibik, zu Traumzielen wie St. Lucia, Domenica und Guadeloupe. Sonnenbrille und Shorts sind angesagt, statt dickem Mantel und Pudelmütze. Auf Weihnachten und Geschenke müssen die beiden Kinder aber nicht verzichten, denn an Bord des Ozeanriesen ist für Weihnachtsstimmung gesorgt. "So haben wir das Beste von beidem", sagt Nicole Hechel,"Sonne und Weihnachten".

Auch für die Crew ist die Weihnachtsreise etwas Besonderes. Für Bordfriseurin Nadine Leis gibt es bei über 3000 Passagieren viel zu tun, denn an den Festtagen wollen alle besonders gut aussehen. Nadine hofft, dass das Heimweh nicht zu stark wird. Es ist das erste Mal, dass sie Weihnachten nicht zuhause feiert. Chefkoch Sebastian Heinze dagegen fährt seit 16 Jahren zur See. Für ihn hat die Weihnachtsplanung vor Monaten begonnen – mit den ersten Bestellungen. Zu seiner Küchencrew gehören 105 Köche, 12 Bäcker und 104 Küchenhelfer. Sie müssen über die Feiertage mehr als 4000 Menschen versorgen. Und das 24 Stunden am Tag. Pausen gibt es während der 14-Tage-Tour kaum. An Heiligabend möchte Heinze für seine Schiffsgäste auch in der Karibik etwas ganz Traditionelles bieten: Gänsebraten mit Klößen und Rotkohl.

Hans-Dieter Tenhaef und seine Lebensgefährtin Doris Terlau möchten auch dem Weihnachtstrubel entfliehen. Beide sind erfahrene Kreuzfahrer. In der Karibik suchen sie bei den Ausflügen sportliche Abenteuer. Mit den Fischen tauchen und Jetski fahren, für Dieter ein Traum. So vergisst man schnell, dass es eigentlich Weihnachtszeit ist.

Die "ZDF.reportage" blickt hinter die Kulissen einer Weihnachtskreuzfahrt in die Karibik.

Teil zwei der "ZDF.reportage: Kreuzfahrt in die Karibik" wird am Sonntag, 29. Dezember 2019, um 18.00 Uhr ausgestrahlt.

 * 

Kreuzfahrt in die Karibik – Silvester fern der Heimat

Weihnachten und Neujahr möchte Familie Hechel dieses Mal statt im kalten Deutschland bei 25 Grad Celsius und Sonnenschein in der Karibik feiern. Mit dem Kreuzfahrtschiff geht es 14 Tage zu Traumzielen wie St. Lucia, Domenica und Guadeloupe. Sonnenbrille und Shorts sind angesagt, statt dickem Mantel und Pudelmütze. Die Familie feiert zum ersten Mal Weihnachten und Silvester nicht zu Hause. Für das Ehepaar und die beiden Kinder ein ganz exklusiver, außergewöhnlicher Urlaub.

Auch Hans-Dieter Tenhaef und seine Lebensgefährtin Doris Terlau möchten dem Trubel zum Jahreswechsel zu Hause entfliehen. Beide sind erfahrene Kreuzfahrer. In der Karibik suchen sie bei den Ausflügen sportliche Abenteuer. Mit den Fischen tauchen und Jetski fahren, so sportlich möchte Dieter das neue Jahr angehen.

Rentnerin Birgit Schubert hat dem kalten Berlin für 14 Tage den Rücken gekehrt. Allein geht sie auf Kreuzfahrt durch die Karibik. Von ihren Freunden zu Hause konnte oder wollte niemand mit. Die 67-Jährige hofft, auf der Reise neue Eindrücke zu gewinnen und eventuell auch neue Bekanntschaften zu machen.

Die "ZDF.reportage" blickt hinter die Kulissen einer Kreuzfahrt zum Jahreswechsel in die Karibik.

 * 

Abenteuer Hurtigruten – Winterzauber am Polarkreis

Eine Schiffsreise zum Polarkreis ist Naturkino pur. Besonders im Winter, wenn Schnee und Eis die Küste in eine bizarre Landschaft verwandeln und Reisende vom Polarlicht verzaubert werden.

2400 Kilometer – 34 Häfen – 11 Schiffe. Vernetzt wie ein Busfahrplan legt die Flotte an jedem der Häfen an und ab. Die Postschiffe der Hurtigruten sind keine Kreuzfahrer im klassischen Sinn, sondern die Gäste machen eine Reise auf einem Versorgungsschiff.

Vom Postpaket bis zum Auto kann man alles mit dem Schiff verschicken. Sie sind der Schulbus für Kinder und der Lieferwagen für den Supermarkt. Von Bergen aus geht es immer Richtung Norden, den Golfstrom entlang. Als "Reichsstraße Nr. 1" wurde die Route früher bezeichnet, denn lange Zeit war die Strecke für viele der Hafenstädtchen entlang der Westküste nicht nur die schnellste, sondern oft auch die einzige Verkehrsanbindung zum Rest des Königreichs Norwegen.

Die Linie der alten Postschiffe wurde 1893 zum ersten Mal befahren. Aus der Transportroute von damals ist längst ein Touristenmagnet geworden, der jährlich viele Tausende Gäste anzieht. Sie wollen die Urgewalten der zerklüfteten Fjord-Landschaften erleben, meterhohe Eiswände bestaunen und sich von den bizarren Polarlichtern verzaubern lassen. Eine Reise im Winter kann zudem sehr abenteuerlich werden. Schnee, Kälte und Sturm sind vor allem für die Besatzung eine Herausforderung. Das Wohlfühlprogramm an Bord, Wandertouren und Schlittenfahrten an den verschiedenen Orten werden für die Passagiere zu einem einzigartigen, unvergesslichen Erlebnis.

Die Reportage begleitet Menschen, die sich mit dieser Reise einen Lebenstraum erfüllen, Besatzungsmitglieder, die das einzigartige Erlebnis möglich machen, und Einheimische, die die "MS Nordkapp" für Behördengänge oder Arztbesuche nutzen.

 * 

Infos zur "ZDF.reportage"

Die "ZDF.reportage" berichtet immer sonntags, 18.00 Uhr, aus der Alltagswirklichkeit der Zuschauer. Sie greift Themen auf, die aktuell und brisant sind und setzt sie spannend und emotional um. Dabei erzählt die "ZDF.reportage" immer aus der Perspektive der Betroffenen, von Menschen, ihren Lebenswegen und Schicksalen, ihren Konflikten, ihren Hoffnungen und Träumen. Die meisten Reportagen spielen in Deutschland, bei Auslandsthemen ist stets ein deutscher Bezug vorhanden.

Die Redaktion der "ZDF.reportage" wird geleitet von Heike Schnaar.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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FEATURE/1360: WDR 5 - Königreich des Schweigens. Stimmen aus syrischen Gefängnissen, 8. + 9.12.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. Dezember
2019

Königreich des Schweigens

Stimmen aus syrischen Gefängnissen

Von Jakob Weingartner

Produktion: WDR/DLF/ORF 2019

Dok 5 - Das Feature

8. Dezember 2019, 11.04 - 12.00 Uhr | WDR 5

Dok 5 - Das Feature (Wdh.)

9. Dezember 2019, 20.04 - 21.00 Uhr | WDR 5



Das in den Bergen von Damaskus gelegene Militärgefängnis Saydnaya gilt
als Todesfabrik. Zehntausende werden dort systematisch gebrochen und
getötet. Da sie nichts sehen dürfen, tragen Geräusche die Erinnerungen
der Überlebenden.

Auch wenn das Feature auf "illustrierende" Atmo- O-Töne von realer
Gewalt verzichtet, will es am Wochenende vor dem "Tag der
Menschenrechte" die "Traumatisierungs-Maschine" Saydnaya immersiv
erfahrbar machen.

Den Gefangenen sind die Augen verbunden oder sie sitzen mit dem
Gesicht zur Wand. Sie horchen in den Raum, um Gefahren zu orten,
erkennen Wärter an ihren Schuhen und Folterinstrumente an ihren
Geräuschen. "Sadnaya ist eine Maschine, die schneidet, verbrennt und
schmilzt. Sie vernichtet nicht nur Fleisch; sie tötet auch Seelen",
sagt ein ehemaliger Häftling. Die Tonaufnahme findet in einer
fensterlosen Zelle des früheren Stasi Gefängnisses in Berlin
Hohenschönhausen statt. Geräusch für Geräusch rekonstruiert der Zeuge
den Nicht-Ort Sadnaya und fasst schwer Sagbares in Worte. Über zwei
Jahre hat der Autor Zeugnisse von Überlebenden dokumentiert und
verdichtet.

Die Tortur hat System. Das Regime von Bashar al-Assad nutzt Angst um
Syrien zu einem "Königreich des Schweigens" zu machen. Wer frei
gelassen wird, ist meist traumatisiert; entweder politisch gelähmt
oder religiös radikalisiert. Mancher ist nach dem Erlittenen selbst
bereit, den Kreislauf der Gewalt weiter zu befeuern, bei dem sich
Assad als "kleineres Übel" zu präsentieren sucht.

Amnesty International fordert seit Jahren eine internationale
Untersuchung der syrischen Traumatisierungsmaschine. Öffentliche
Aufmerksamkeit ist für die Überlebenden eine letzte Hoffnung. Obwohl,
oder gerade weil viel darauf hindeutet, dass das Assad-Regime seine
Macht über ganz Syrien zurückgewinnen könnte.

Torture in Saydnaya Prison [in englischer Sprache]

forensic-architecture.org

Amnesty International zum Militärgefängnis Saydnaya, Syrien

amnesty.org

Redaktion: Thomas Nachtigall

 * 
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HÖRSPIEL/2014: WDR 3/1LIVE - "Jazzy Diaspora Oder: Die Geburt eines säkularen Juden", 8./9.12.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. Dezember
2019

Jazzy Diaspora Oder: Die Geburt eines säkularen Juden

Von Paul Brody

Mit Florian Lukas und Paul Brody

Regie: Nikolai von Koslowski

Komposition: Paul Brody

Produktion WDR 2019

WDR 3 Hörspiel

8. Dezember 2019, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

9. Dezember 2019, 23.00 - 00.00 Uhr | 1LIVE



In den 1990ern zieht der amerikanische Jazztrompeter Paul Brody nach
Berlin. Trotz jüdischer Eltern versteht er sich selbst nicht als Jude.
Erst die Klezmer-Musik bringt ihn dazu, sich mit seiner
Familiengeschichte zu beschäftigen.

Als Paul Brody in den 1990er Jahren von Boston nach Berlin kommt,
stellt er sich als kalifornischen Dada-Jazztrompeter vor. Denn in
Kalifornien wuchs er auf. Seine jüdische Mutter stammte aus Wien und
floh 1939 mit einem Kindertransport vor den Nazis. Sein Vater war Sohn
jüdisch-orthodoxer Einwanderer aus der Ukraine. Doch seine Eltern
lehnten jede religiöse Kindererziehung ab. Sich selbst also als
jüdischen Musiker zu betrachten, auf die Idee kommt Paul nicht. Eher
zufällig landet er in einer Klezmer-Band und gibt selbst
Klezmer-Unterricht. Durch die Musik beginnt sich sein Blick auf die
eigene Geschichte zu verändern. Kann man Klezmer unabhängig von seinem
religiösen Kontext spielen? Und was ist das überhaupt: jiddische
Musik?

Die Hörspiel-Kooperation von 1LIVE und WDR 3 - Pop trifft Politik,
Doku trifft Drama, Herz trifft Schmerz. Jeden Montag!

Redaktion: Leslie Rosin

Das Hörspiel steht nach der Sendung bis 8. Dezember 2020 zum Download
zur Verfügung.
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MELDUNG/1992: Deutschlandfunk Audiothek App jetzt auch im Auto nutzen (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 5.12.2019

Neu: Update bringt CarPlay- und Android Auto-Funktionalität

Dlf Audiothek App jetzt auch im Auto nutzen



Seit über zwei Jahren ist die Dlf Audiothek App für Android und iOS
erhältlich, mit der Nutzerinnen und Nutzer Beiträge und Livestreams
der drei Programme Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur und
Deutschlandfunk Nova auf dem Smartphone hören können.

Die App wird seitdem kontinuierlich weiterentwickelt, das neueste
Update ermöglicht die Dlf Audiothek-Nutzung mit Apples CarPlay und
Googles Android Auto.

Die neue Funktion der App zeigt sich, wenn ein Smartphone, auf dem die
Dlf Audiothek App installiert und konfiguriert ist, mit einem
Carinfotainment-System, das Apple CarPlay und/oder Android Auto
unterstützt, verbunden wird. Die Dlf Audiothek kann dann direkt vom
Display des Autoradios geöffnet und über die CarPlay- bzw. Android
Auto-Funktionalität des Carinfotainment-Systems bedient werden.

Um eine sichere Nutzung der Dlf Audiothek App während der Führung
eines Kraftfahrzeugs zu gewährleisten, steht der schnelle und einfache
Zugriff auf Downloads und Playlists im Vordergrund. Aus diesem Grund
kann die App im Auto nur verwendet werden, wenn sie bereits
vorkonfiguriert ist und Inhalte oder Playlists als Download zur
Verfügung stehen. Auch für die beliebte Funktion "Mein Radio" ist es
notwendig, zunächst Sendungen als Favoriten auszuwählen. Ausnahmen
sind die Livestreams der drei Programme und die Rubrik "Meistgehört",
die auch ohne Konfiguration abrufbar sind.

Die Dlf Audiothek ist zum kostenlosen Download im App Store (iOS) und
im Google Play Store (Android) erhältlich. Sie bietet Zugriff auf
nahezu alle Beiträge aus den drei Programmen der letzten sechs Monate.
Darüber hinaus können Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur und
Deutschlandfunk Nova im Livestream gehört werden. Im Monat Oktober
2019 verzeichnete die App 2 Mio. Besuche und über 9,5 Mio. Wiedergaben
über Audio on Demand oder Livestream.

Mehr Informationen: www.deutschlandradio.de/apps

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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PREIS/349: 1LIVE Krone kürt die Besten des Jahres (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. Dezember
2019

1LIVE Krone kürt die Besten des Jahres

Rapperin Juju wird mit Doppel-Krone zur Königin des Abends +++ Weitere
Preisträger Sido, Kontra K, Felix Jaehn, Marteria & Casper +++ Felix
Lobrecht ist King of Comedy +++ Sonderpreis für Robert Enke Stiftung
erhält tosenden Beifall +++ Giant Rooks aus Hamm mit Förderpreis
ausgezeichnet



Unzählige Musiker*innen und Promis trafen am Abend auf Einladung von
1LIVE bei der 20. Verleihung von Deutschlands größtem Radio-Award, der
1LIVE Krone, in Bochum auf ihre Hörer*rinnen und Fans. In insgesamt
zehn Kategorien wurden in der crossmedialen Liveshow die begehrten
Auszeichnungen von den glücklichen Gewinner*innen entgegengenommen.

Die 1LIVE Krone wird von den Künstler*innen als Publikumspreis in
besonderem Maße geschätzt. Die ergänzenden Entscheidungen der 1LIVE
Redaktion über die Vergabe der 1LIVE Comedy-Krone, des 1LIVE
Sonderpreises und des 1LIVE Förderpreises wurden zudem vom
Show-Publikum aus dem gesamten Sektor mit großem Beifall belohnt.

Die gewohnt coole Mischung aus spannenden Kopf-an-Kopf-Rennen der
Nominierten, exklusiven Bühnenperformances und launigen Beiträgen
heizte die imposante Jahrhunderthalle Bochum gewaltig auf. Nach einem
grandiosen Opening von Krone-Moderator Luke Mockridge und einer
außergewöhnlichen akustischen Live-Performance von Die Toten Hosen
wurden folgende Künstler für die 1LIVE Krone als Gewinner bejubelt:

In der Kategorie »Bester Künstler« konnte SIDO die meisten Stimmen auf
sich vereinen. Sein aktuelles Album »Ich und keine Maske« brachte es
auf Platz 1 der Deutschen Charts. Gewohnt bescheiden nahm Sido seine
zweite Krone nach 2015 entgegen: »Bester Künstler - wurde Zeit!«

Juju erhielt ihre erste Krone des heutigen Abends gemeinsam mit
Henning May von AnnenMayKantereit für ihren gefühlvollen Song
»Vermissen«. Nach der Trennung von SXTN veröffentlichte Juju im Juni
ihr erstes, deutlich emotionaleres Soloalbum »Bling Bling«, von dem
»Vermissen« nun prompt die Krone »Beste Single« abräumt.

Felix Jaehn spielt auf den größten Dance Festivals der Welt - u.a.
Tomorrowland und Parookaville - und trifft mit seinen Tracks, die oft
eine sehr persönliche Message mitbringen, genau ins Schwarze. Die
aktuelle Hitsingle »Never alone« ist deshalb Programm, Felix Jaehn
feiert niemals alleine - gerade heute nicht als »Bester Dance-Act«.

Es ist ohnehin schon ein super erfolgreiches Jahr - on air und on
stage -für Felix Lobrecht. Jetzt vervollständigt er seinen Run mit der
»1LIVE Comedy-Krone«. »Zu Recht« der Hype, kommentierte der Berliner
in der unverwechselbaren Art via Instagram, bedankte sich aber dennoch
bei seinem Lieblingssender.

Nach der 1LIVE Krone »Bester Live Act« in 2018 holt sich Kontra K nun
auch den Preis für »Bester Hip Hop Act« 2019. Der Berliner ist
erfolgsverwöhnt, seine letzten fünf Alben - darunter auch das aktuelle
»Sie wollen Wasser, doch kriegen Benzin« - haben alle Goldstatus
erreicht.


Rapperin Juju ist glänzende Doppel-Gewinnerin

Die »Beste Künstlerin« des Abends heisst Juju und ist mit dieser
Doppel-Auszeichnung glänzende Gewinnerin des Abends. Als eine Hälfte
von SXTN hatte die Berlinerin mit großer Klappe und provokanten Texten
nicht nur aus Sicht von 1LIVE eine ganze Generation geprägt und den
Weg für weiblichen Rap geebnet. Nun ist sie auch solo maximal
erfolgreich.

Im vergangenen Jahr feierten Marteria & Casper bereits ihre 1LIVE
Kronen für das »Beste Album« und »Bester HipHop Act«. Eine Kategorie
aber fehlte den Rappern noch, jetzt ist das Trio mit der diesjährigen
1LIVE Krone »Bester Live Act« perfekt. Einmal mobilisiert, gab es für
die Fans der beiden beim Online-Voting kein Halten mehr.

AnnenMayKantereit mit der durchdringenden Stimme von Sänger Henning
May ist eine der herausstechendsten Bands in der deutschen
Musiklandschaft, Songs wie »Pocahontas« und »Marie« unverkennbar.
Heute Abend erhielten die Kölner für ihr bisheriges Schaffen verdient
die 1LIVE Krone als »Beste Band«.

Die intensive Beschäftigung - besonders in 1LIVE Plan B - mit jungen,
progressiven Bands und Künstler*innen, mündet seit dem letzten Jahr im
Förderpreis. Die völlig überraschte Band Giant Rooks aus Hamm nahm den
Preis und damit weiterhin den vollen Support durch 1LIVE direkt nach
ihrem umjubelten Live-Auftritt in der Show entgegen.

Den Sonderpreis der 1LIVE Krone erhielt die Robert Enke Stiftung im
zehnten Jahr ihres Bestehens. Laudator und 1LIVE Urgestein Jürgen
Domian stellte die Wichtigkeit der durch die Stiftung maßgeblich
vorangetriebenen Enttabuisierung der Krankheit Depression heraus. Die
Witwe von Robert Enke und Vorstandsvorsitzende der Stiftung, Teresa
Enke, dankte 1LIVE für die intensive Auseinandersetzung mit dem Thema.


Exklusive Live-Auftritte machen die Krone einzigartig

Alice Merton präsentierte mit ihrer aktuellen Single »Easy« poppige
Indiesounds in einem gemeinsamen Auftritt mit Bosse. Die Giant Rooks
rockten die Halle mit »Wild Stare«. Nico Santos hatte sich für sein
Gesangs-Duett von »110« und »Better« LEA auserkoren und SIDO
brillierte am Ende der Show mit seinem Medley aus »Melatonin« und
»Pyramiden« feat. Johannes Oerding sowie seiner Nr. 1 Single »Tausend
Tattoos«.

»1LIVE wollte als erster Radiosender deutsche Künstler fördern, und
vor 20 Jahren haben unsere Hörer den beliebtesten Acts dann zum ersten
Mal die Krone aufgesetzt«, so Jochen Rausch, Wellenchef von 1LIVE.
»Seither hat sich die 1LIVE-Krone jedes Jahr neu erfunden, weil es
immer wieder neue nationale Künstler gibt, die es bis ganz nach oben
schaffen. Und für den WDR ist die Krone das größte gesellschaftliche
Ereignis des Jahres.«

Nach dem Blitzgewitter am Roten Teppich konnten die 1LIVE Hörer*innen,
die ein Show-Ticket gewonnen hatten, die vielen Stars in der
Show-Halle hautnah erleben. Die Nominierten und Gewinner*innen,
bekannte TV-Gesichter, beliebte Influencer*innen und Sport-Freaks
genossen anschließend die inzwischen legendäre Aftershow-Party.

Weitere Infos zur 1LIVE Krone 2019

https://www1.wdr.de/radio/1live-krone/

 * 
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TALK/1696: Deutschlandfunk - Gespräch mit der Soziologin Jutta Allmendinger, 8.12.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Soziologin Jutta Allmendinger im Gespräch mit Tanja Runow

Zwischentöne - Musik und Fragen zur Person

Sonntag, 8. Dezember 2019, 13.30 - 15.00 Uhr, Deutschlandfunk



Jutta Allmendinger schaut den Deutschen schon seit Jahrzehnten in die
Klassenzimmer, in den Geldbeutel und in die Seele. "Das Land in dem
wir leben wollen?" Sie weiß, wie es aussieht. Seit Jahren erforscht
sie die Ängste, Wünsche und Hoffnungen der Bundesbürger im Rahmen der
sogenannten "Vermächtnisstudie". Und jetzt navigiert sie uns
vielleicht auch noch aus der Krise? "Kurze Antworten auf große Fragen
der Gegenwart" lautet der vielversprechende Untertitel eines aktuellen
Buches, das sie mit herausgegeben hat. Die Soziologin Jutta
Allmendinger, 1956 in Mannheim geboren, ist seit zwölf Jahren
Präsidentin des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung. Sie
schreibt Bücher, prägte Begriffe wie Bildungsarmut und wurde immer
wieder auch für politische Posten gehandelt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. November 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





NEUROLOGIE/2040: Immunwächter im menschlichen Gehirn neu vermessen (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 03.12.2019

Immunwächter im menschlichen Gehirn neu vermessen

Verschiedenste Erscheinungsformen von Immunzellen im menschlichen Gehirn
erstmalig identifiziert / Besondere Subform der Immunwächter bei
Hirntumoren entdeckt / Studie im Fachmagazin Nature Neuroscience
erschienen



Ein internationales Forscherteam unter Leitung des Universitätsklinikums
Freiburg, des Max-Planck-Instituts für Immunbiologie und Epigenetik
Freiburg sowie der Charité - Universitätsmedizin Berlin, hat das
hirneigene Immunsystem des Menschen im gesunden und erkrankten Gehirn neu
vermessen. Dabei fanden die Forscherinnen und Forscher überraschend viele
unterschiedliche Erscheinungsformen von Immunzellen, Mikroglia genannt.
Mit neuartigen, hochauflösenden Techniken untersuchte das Team aus
Freiburg und Berlin die Bausteine und den Stoffwechsel einzelner
Immunzellen im Hirngewebe. So wiesen sie detailliert nach, wie sich das
menschliche Immunsystem bei Hirntumoren verändert, was für zukünftige
Therapieansätze von Bedeutung sein dürfte. Die Studie erschien am 18.
November 2019 im Fachmagazin Nature Neuroscience.

"Wir waren sehr überrascht zu sehen, in wie vielen unterschiedlichen
Erscheinungsformen Mikrogliazellen im menschlichen Gehirn zu finden sind.
Der Zustand der Zellen wird offensichtlich stark durch Faktoren wie
Altern, Tumoraktivität und umgebende Zellen beeinflusst", sagt
Projektleiter Prof. Dr. Marco Prinz, Ärztlicher Direktor des Instituts für
Neuropathologie am Universitätsklinikum Freiburg und Mitglied im
Exzellenzcluster CIBSS - Centre for Integrative Biological Signalling
Studies der Universität Freiburg. "Die Vielfalt der Immunzellen eröffnet
neue Therapieansätze gegen Hirntumoren oder neurodegenerative
Erkrankungen", fasst Prinz zusammen. Für ihre Studie werteten die Forscher
Gewebeproben von 15 Patienten aus, bei denen aufgrund einer Epilepsie oder
eines Tumors Hirngewebe entnommen werden musste. Frühere Studien an
Nagergehirnen waren zu dem Schluss gekommen, dass Mikroglia nur wenige
unterschiedliche Aktivitätszustände einnehmen können.

Mikroglia, die Immunwächter im Gehirn, übernehmen während der
Hirnentwicklung wie auch im gesunden und kranken Erwachsenengehirn viele
verschiedene Aufgaben, von der Ernährung bis hin zur Gewebereparatur. In
den letzten Jahren wird diesen hirneigenen Immunwächtern zunehmend auch
eine wichtige Rolle bei der Entstehung zahlreicher degenerativer
Hirnerkrankungen wie Alzheimer, Parkinson aber auch bei entzündlichen
Erkrankungen wir Multipler Sklerose und bei Hirntumoren zugeschrieben.
Daher sind Wissenschaftler weltweit sehr daran interessiert,
Mikrogliazellen detaillierter zu verstehen, um diese zukünftig gezielt
therapeutisch verändern zu können.

Eine Manege voll von verschiedenen Immunwächtern bei Hirntumoren

Detailliert verglichen die Forscher um Prinz und Dr.Dominic Grün,
Forschungsgruppenleiter am Max-Planck-Institut für Immunbiologie und
Epigenetik in Freiburg, gemeinsam mit den Erstautoren der Studie, Dr.
Roman Sankowski vom Institut für Neuropathologie des Universitätsklinikums
Freiburg, und Dr. Chotima Böttcher von der Charitè Universitätsmedizin
Berlin, die unterschiedlichen Zustände der Mikrogliazellen in menschlichen
Hirntumoren. Bislang wurde angenommen, dass es vor allem im Blut
zirkulierende Immunzellen sind, die in Hirntumoren zu finden sind.
Sankowski konnte zeigen, dass es im Hirntumorgewebe speziell aktivierte
hirneigene Mikrogliazellen gibt. Diese Zellen unterscheiden sich von
anderen Mikroglia in zellulärer Ausstattung und Zellstoffwechsel. "Wir
haben die Hoffnung, dass jetzt neue zellspezifischere und
nebenwirkungsarme Therapieansätze entwickelt werden können, mit denen sich
Tumorerkrankungen besser behandeln lassen", sagt Sankowski.

Mit Laser und Molekularanalyse die Zelle erforschen

Die Untersuchung wurde dank neu entwickelter Einzelzell-Analysen (englisch
single cell analyses) möglich. Damit ermittelten die Forscher anhand von
RNA-Analysen die Genaktivität und mittels Lasermessung die
Proteinausstattung einzelner aus dem Hirngewebe extrahierter Zellen. "Mit
diesen Methoden erhalten wir ein wesentlich präziseres zelluläres Bild von
sehr komplexen Geweben wie dem Hirn und darin stattfindende
Veränderungen", sagt Grün, einer der Entwickler dieser Technik. "Deshalb
dürften die Methoden ein enormes Potenzial für die medizinische Diagnostik
haben", so Grün.


Originalpublikation:

Mapping microglia states in the human brain through the integration of
high-dimensional techniques. 

DOI: 10.1038/s41593-019-0532-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg - 03.12.2019
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NOTFALL/346: "Du brauchst nur zwei Hände, um ein Menschenleben zu retten!" (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 03.12.2019

"Du brauchst nur zwei Hände, um ein Menschenleben zu retten!" 

240 Hamburger Schüler in Wiederbelebung trainiert



Es ist super einfach, ein Leben zu retten! Man muss nur wissen, wie.
Dieses Signal senden heute 240 Schülerinnen und Schüler aus Hamburg hinaus
in die Welt. Denn Wiederbelebung ist kinderleicht! Das wissen die
Siebt- bis Zehntklässler nun. Gemeinsam mit ihren Lehrerinnen und Lehrern waren
sie in die Messehalle gekommen, um sich im Rahmen des aktuell
stattfindenden Intensiv- und Notfallmedizin-Kongresses der Deutschen
Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) von
den Experten vor Ort zeigen zu lassen, wie im absoluten Notfall zu
reagieren ist.




[image: Foto: © Mike Auerbach]

Drücken fürs Leben: 240 Hamburger Schüler setzen ein Zeichen und
üben gemeinsam die Laienreanimation. Experten fordern, dieses Training
deutschlandweit ab Klasse 7 in allen Schulen verpflichtend einzuführen.
Durch besser geschulte Laien könnten bundesweit pro im Jahr rund 10.000
Menschenleben zusätzlich gerettet werden. 

Foto: © Mike Auerbach



Was man braucht: Zwei Hände und vollen Körpereinsatz. Und dann heißt es:
Drücken, bis der Notarzt kommt! Experten fordern seit Jahren,
deutschlandweit Reanimationsunterricht ab der 7. Schulklasse einzuführen -
bislang ist dies nirgends verpflichtend.

Wenn plötzlich ein Mensch zu Hause, im Zug oder auf der Straße umfällt und
keine Lebenszeichen mehr zeigt, ist jeder gefragt. Es gilt, zu handeln. So
viel wissen die 240 Schülerinnen und Schüler in der Hamburger Messehalle
bereits. Artig sitzen sie in Reih und Glied auf dem Fußboden, vor sich
eine Übungspuppe bestehend aus Kopf und Brust. Dr. Malte Issleib, Oberarzt
der Klinik und Poliklinik für Anästhesiologie am Universitätsklinikum
Hamburg-Eppendorf (UKE) sowie Reanimationsbeauftragter des UKE, läuft mit
einem Mikrofon durch die Reihen. "Was macht ihr jetzt? Da liegt jemand und
rührt sich nicht." Vereinzelte Vorschläge. Getuschel. Dann ist das
Statement der Schüler formuliert: "Ich muss was tun. Ich sollte kein
Glotzefrosch sein!"

Regel Nummer 1: Prüfen!

Nein, Glotzefrösche kann man ganz und gar nicht gebrauchen, wenn ein
Menschenleben in Gefahr schwebt. Zupackende Hände. Mutige Kinder. Ruhige
Helfer. Beherzte Passanten. Das entscheidet im Notfall über Leben und Tod.
So lernen die Kinder und Judendlichen an diesem Vormittag: Hauptsache, ich
tue etwas. "Aber zunächst prüft ihr, ob es sich wirklich um einen Notfall
handelt. Schaut, ob der Mensch vor euch normal atmet", erklärt Issleib.
"Es wäre komisch, wenn der sich nur auf der Wiese sonnt, und ihr gleich
mit Herzdruckmassage beginnt." Ja, selbst bei so ernsten Themen wie der
Wiederbelebung darf gelacht werden.

Regel Nummer 2: Rufen!

Wenn aber klar ist, ja, der Mensch atmet nicht normal, sein Herz hat
aufgehört zu schlagen, ist der nächste Schritt ebenfalls kinderleicht:
Rufen! "Mach andere Leute darauf aufmerksam, dass hier jemand Hilfe
braucht. Handel nicht alleine", lernen die Schüler. Und dann, ganz klar:
Den Notarzt rufen. Also die 112 wählen.

Regel Nummer 3: Drücken!

Jetzt kommt der Moment, in dem die Schüler vollen Körpereinsatz zeigen
müssen. Denn nach Prüfen und Rufen folgt in der Notfallkette das
"Drücken". Das bedeutet: Die Brust des Menschen frei machen, zwischen den
Brustwarzen eine imaginäre Linie ziehen und genau in der Mitte mit
ineinandergreifenden Händen anfangen, zu drücken. "Ihr seid jetzt das Herz
dieses Menschen. Ihr müsst für ihn das Blut zum Gehirn pumpen, bis der
Notarzt kommt und übernimmt", ruft Issleib den konzentrierten Schülern zu.
"100-120 Mal pro Minute. 1-2-3 ... Kommt, schneller! Fester!" Die Kids
kommen schnell ins Schwitzen: "Boah, voll anstrengend! Aber echt cool!"

Jeder kann ein Menschenleben retten - es ist kinderleicht

Professor Dr. Bernd W. Böttiger beobachtet die pumpenden und fokussierten
Kinder im Raum mit einem stolzen Lächeln. Er hat als Kongresspräsident der
DIVI den heutigen Trainingstag ermöglicht und alle zusammengetrommelt.
Laienreanimation, wie es in Fachkreisen heißt, ist seine ganz persönliche
Herzensangelegenheit. "All diese Kinder werden im Notfall ein Leben retten
können. Denn wenn ein Patient mit Herz-Kreislauf-Stillstand erst vom
Rettungsdienst mit Herzdruckmassage wiederbelebt wird, ist es in der Regel
für das Gehirn zu spät, falls niemand vor Eintreffen des Notarztes
reagiert hat." Er macht deutlich: Das Gehirn ist nach drei bis fünf
Minuten ohne Sauerstoff unwiederbringlich geschädigt. Das gilt es, durch
Herzdruckmassage zu verhindern. Bei einem Patienten mit
Herz-Kreislauf-Stillstand ist noch genug Sauerstoff im Blut. Es muss lediglich zum Gehirn
gepumpt werden. Und ab der 7. Klasse hat jeder genug Kraft, diese
Pumpleistung des Herzens kurzfristig zu übernehmen - und auch jüngere
Kinder können zum Beispiel auch durch Prüfen und Rufen viel dazu
beitragen, dass ein Leben gerettet wird.

Deshalb fordert Böttiger, Direktor der Klinik für Anästhesiologie und
Operative Intensivmedizin des Universitätsklinikums Köln sowie
Vorsitzender des Deutschen Rates für Wiederbelebung (GRC), seit Jahren
eine verpflichtende Einführung von zwei Schulstunden
Reanimationsunterricht pro Jahr ab der siebten Klasse in Deutschland. Die
Kultusministerkonferenz empfiehlt dies seit 2014. Verpflichtend ist das
Thema Laienreanimation in noch keinem einzigen Bundesland. "Das geniale
ist, dass wirklich nur zwei Hände gebraucht werden", sagt Böttiger. "Kein
Gerät. Kein Medikament. Und deshalb hat das Thema auch keine Lobby. Es
verdient niemand Geld daran." Aktionen wie diese - unter dem globalen
Begriff "KIDS SAVE LIVES" - schulen weltweit mit ehrenamtlichen Helfern
unzählige Kinder. "Und es ginge noch so viel mehr!"

10.000 Menschenleben pro Jahr retten - die Politik ist gefragt

Seine Argumente trägt Böttiger an diesem Vormittag auch der Hamburger
Senatorin für Gesundheit und Verbraucherschutz, Cornelia Prüfer-Storcks,
vor. Morgen kommt Bundesgesundheitsminister Jens Spahn. Böttiger zählt
auf:

1. Von 100.000 Einwohnern erleiden jedes Jahr rund 30 bis 90 Menschen
außerhalb eines Krankenhauses einen Herz-Kreislauf-Stillstand. Das sind in
Deutschland mindestens 50.000 Menschen pro Jahr.

2. Nur 10 Prozent der Betroffenen überleben derzeit.

3. Die Patienten sind in der Regel jünger: Nahezu 50 Prozent sind im
erwerbsfähigen Alter.

4. Wenn häufiger unverzüglich Wiederbelebungsmaßnahmen eingeleitet werden
würden, könnten sich die Überlebenschancen verdoppeln bis verdreifachen.
Das heißt: Jedes Jahr könnten 10.000 Leben in Deutschland zusätzlich
gerettet werden.

5. In Dänemark wurde die Laienreanimationsquote u.a. durch die Einführung
von Wiederbelebungsunterricht in Schulen und Informationskampagnen von 20
Prozent im Jahr 2000 auf mehr als 45 Prozent im Jahr 2010 gesteigert. Die
Überlebensrate konnte dadurch verdreifacht werden.

So schickt Böttiger die jungen Menschen an diesem Vormittag mit einer
Hausaufgabe hinaus ins nassgraue Hamburg: "Zeigt zehn anderen Personen,
die ihr kennt - Mama, Papa, Bruder, Schwester, Onkel und Tante, Oma und
Opa - was ihr gelernt habt!" Zwei Wochen haben die Kinder Zeit. Die
schwierigste Aufgabe für heute: Im Kopf auszurechnen, wie viele Personen
dann wissen, wie man reanimiert, wenn 240 Kinder jeweils zehn weitere
Personen anleiten. Wiederbelebung ist kinderleicht.

"KIDS SAVE LIVES" ist eine internationale Initiative und wird seit 2015
auch von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) unterstützt.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-du-brauchst-nur-zwei-haende-um-ein-menschenleben-zu-retten-240-hamburger-schueler-in-wiederbelebung-trainiert

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment75802

"Du brauchst nur zwei Hände, um ein Menschenleben zu retten!" 240 Hamburger Schüler in Wiederbelebung trainiert

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 03.12.2019
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RECHT/388: Klage auf Kostenerstattung einer Raucherentwöhnung durch ihre Krankenkasse (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 11/2019

Nikotin

Raucherin gibt nicht auf

von Dirk Schnack



Eine Patientin aus Eckernförde klagt vor dem
Bundesverfassungsgericht, damit ihre Krankenkasse Medikamente zur
Raucherentwöhnung erstattet.


Eine Patientin aus Schleswig-Holstein hat Verfassungsbeschwerde
beim Bundesverfassungsgericht (BVG) in Karlsruhe eingereicht, nachdem
das Bundessozialgericht ihre Klage auf Kostenerstattung einer
Raucherentwöhnung durch ihre Krankenkasse abschlägig beschieden hatte.
Die Patientin begründet ihre Verfassungsbeschwerde unter anderem mit
dem Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit und mit dem Grundrecht
auf Gleichbehandlung. Beistand erhält die Klägerin von der Deutschen
Gesellschaft für Nikotin- und Tabakforschung, in der auch
Allgemeinmediziner Dr. Ulf Ratje aus Eckernförde aktiv ist. Er setzt
sich seit vielen Jahren dafür ein, dass süchtigen Rauchern unter
seinen Patienten eine Therapie auf Kasse ermöglicht wird.

Ratje verwies in einer Pressemitteilung auf die tödlichen Folgen des
Nikotinkonsums. "Bei der Tabakabhängigkeit handelt es sich um eine
Erkrankung, an deren Folgen jährlich 120.000 Menschen in Deutschland
versterben. Das Leben eines Rauchers verkürzt sich um durchschnittlich
zehn Jahre. Seit Ausschluss der Kostenerstattung für Medikamente zur
Raucherentwöhnung im § 34 SGB V zum 1. Januar 2004 sind rund zwei
Millionen Menschen in Deutschland vorzeitig an den Folgen des Rauchens
verstorben", so der Allgemeinarzt.

Das BSG hatte in seiner Begründung u. a. auf die bestehenden Angebote
zur Raucherentwöhnung in der Prävention (Angebote nach § 20 SGB
V) hingewiesen, die die Entstehung von Erkrankungen einschließlich
einer Sucht verhindern sollen. Derartige Angebote sind aber nach
Überzeugung Ratjes bei Vorhandensein einer Tabakabhängigkeit (ICD 10
F17.2) oder eines schädlichen Gebrauchs von Tabak (ICD 10 F17.1) wie
bei Vorliegen einer COPD nicht mehr indiziert, da es sich hier um
Primärpräventionsangebote handelt.

In der vertragsärztlichen Versorgung sollen die hausärztliche
Versicherungspauschale (GOP Nr. 03000 EBM), das problemorientierte
ärztliche Gespräch (GOP Nr. 03230 EBM) sowie Inhalte strukturierter
Behandlungsprogramme, z. B. im DMP COPD, ausreichende Maßnahmen zur
Raucherentwöhnung in der Therapie der Tabakabhängigkeit darstellen.
"Zeitlicher Rahmen und Honorierung reichen für den ärztlichen
Ratschlag aus, mit dem Rauchen aufzuhören. Die Erfolgsrate liegt dann
bei ca. fünf Prozent Abstinenz", gibt Ratje zu bedenken. Eine
strukturierte verhaltenstherapeutische Intervention analog zu Inhalten
der Alkoholentwöhnung und in der S3-Leitlinie mit einer Evidenz A
bewertet habe aber eine Erfolgsquote von rund 20 Prozent, in
Kombination mit einer medikamentösen Nikotinentzugsbehandlung von über
30 Prozent Abstinenz. Hinzu kommt: "Aufgrund der sehr eingeschränkten
Therapiemöglichkeiten gibt es praktisch keine Therapiestrukturen in
Deutschland."

Begründet wird der Erstattungsausschluss vom Gericht außerdem mit dem
Argument, bei der Anwendung der Medikamente zur Raucherentwöhnung
stehe die Lebensqualität im Vordergrund. "Diese Begründung ist
medizinisch-wissenschaftlich widerlegt", so Ratje. Er betont, dass die
entsprechenden Medikamente ausschließlich zur Entwöhnung dienen und
nur eingesetzt werden, nachdem zuvor eine Nikotinabhängigkeit
diagnostiziert wurde. Der Einsatz der Entwöhnungspräparate sei vor
allem dazu gedacht, Entzugssymptome im Rahmen eines Abstinenzversuchs
zu dämpfen, so Ratje weiter. Das Bundessozialgericht hatte bei seiner
Klageabweisung unter anderem angeführt, dass eine Raucherentwöhnung
auch durch nichtmedikamentöse Maßnahmen erfolgen könnte. Ratje
verweist dagegen auf Studien, wonach die Wirksamkeit medikamentöser
Nikotinersatztherapien belegt sei.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 11/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201911/h19114a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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VORSORGE/830: Unterstützung für Familien mit Empfehlungen zum digitalen Medienkonsum (idw)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 03.12.2019

BZgA unterstützt Familien mit Empfehlungen zum digitalen Medienkonsum



Jugendliche in Deutschland verbringen im Durchschnitt täglich mehr als 200
Minuten online und rund 100 Minuten mit digitalen Spielen. Die
Rund-um-die-Uhr-Verfügbarkeit der digitalen Angebote kann dazu verleiten, das
richtige Augenmaß für die Nutzung der digitalen Medien zu verlieren. Bei
vielen Kindern und Jugendlichen werden Smartphone oder Tablet auf dem
Weihnachtswunschzettel stehen. Anlässlich der bevorstehenden Feiertage
empfiehlt die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA)
Familien einen besonnenen Umgang mit digitalen Medien. Dabei sollten
Eltern den Medienkonsum ihrer Kinder, aber auch den eigenen im Blick
behalten.

Aktuelle Studienergebnisse der BZgA zeigen, dass 22,4 Prozent der 12- bis
17-Jährigen bundesweit einen problematischen Medienkonsum haben. Weitere
5,8 Prozent sind bereits von einer computerspiel- und internetbezogenen
Störung betroffen. Hierbei ist in den vergangenen Jahren ein eindeutiger
Anstieg zu verzeichnen.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, betont: "Digitale Medien
können per se sinnvoll sein. Wenn sie entsprechend genutzt werden, sollten
sie eine Bereicherung darstellen, Spaß machen und beim Lernen hilfreich
sein. Sie gehören auch für Jugendliche inzwischen selbstverständlich zum
Alltag. Solange der Medienkonsum nicht die komplette Freizeit ausfüllt und
das familiäre Miteinander belastet, ist das richtige Maß gegeben. Eltern
sind mit ihrer Mediennutzung auch hier Vorbild für ihre Kinder. Sie
sollten die gemeinsame Zeit als wertvoll und unwiederbringlich verstehen.
Es ist wichtig, dass Familien die Freizeit möglichst gemeinsam aktiv
gestalten und bewusst genießen."

Die Empfehlungen der BZgA für den Medienkonsum in Familien können dabei hilfreich sein:


	Vereinbaren Sie mit Ihrem Kind verbindlich Zeiten für die Nutzung digitaler Medien.

	Interessieren Sie sich für die digitalen Aktivitäten Ihrer Kinder

	lassen Sie sich davon berichten, nehmen Sie Anteil oder spielen Sie gegebenenfalls mit.

	Seien Sie authentisch und halten Sie sich auch selbst an vereinbarte Zeiten.

	Planen Sie gemeinsame Aktivitäten: Das können Gesellschaftsspiele, sportliche Aktivitäten, Ausflüge oder Spaziergänge sein. Was immer der Familie zusammen Spaß macht: Bei diesen Aktivitäten sollten digitale Medien für alle tabu sein.

	Auch beim gemeinsamen Essen und während einer Unterhaltung sollten digitale Medien Pause haben. Schenken Sie Ihrem Kind Ihre ungeteilte Aufmerksamkeit. Das ist ein wertvolles Geschenk für Ihr Kind.



Für die Mediennutzungsdauer gibt es entsprechend dem Alter von Kindern
folgende Regeln, die als Orientierung dienen können:


	Kinder im Alter von 0 bis 3 Jahren: keine Bildschirmmedien nutzen

	Kinder im Alter von 3 bis 6 Jahren: höchstens 30 Minuten täglich

	Kinder im Alter von 6 bis 10 Jahren: höchstens 45 bis 60 Minuten täglich



Weitere praktische Tipps finden Eltern von Kindern ab 12 Jahren in der
BZgA-Broschüre "Online sein mit Maß und Spaß". Außerdem bietet die BZgA
Eltern eine persönliche Beratung per E-Mail unter:

http://www.multiplikatoren.ins-netz-gehen.de/multiplikatorenberatung

Angebote der BZgA zur Prävention der exzessiven Mediennutzung:

Informationsportal für Jugendliche

http://www.ins-netz-gehen.de

Online-Selbsttest "Check dich selbst" für Jugendliche

http://www.ins-netz-gehen.de/check-dich-selbst/bin-ich-suechtig

Online-Verhaltensänderungsprogramm "Das andere Leben" für Jugendliche

http://www.ins-netz-gehen.de/das_andere_leben/home

Informationsportal für Eltern, Lehrkräfte und Fachkräfte

http://www.multiplikatoren.ins-netz-gehen.de

Beratung per Mail für Eltern, Lehrkräfte und Fachkräfte

http://www.multiplikatoren.ins-netz-gehen.de/multiplikatorenberatung

Informationsportal zur Kindergesundheit

http://www.kindergesundheit-info.de

Empfehlungen zu den täglichen Mediennutzungszeiten von Kindern (0 bis 10 Jahre)

http://www.kindergesundheit-info.de/themen/medien/alltagstipps/mediennutzung/hoechstdauer

Broschüre für Eltern (Jugendliche) "Online sein mit Maß und Spaß"

http://www.multiplikatoren.ins-netz-gehen.de/articles/1958

Broschüre für Eltern (Kinder) "Gut hinsehen und zuhören!"

http://www.bzga.de/infomaterialien/kinder-und-jugendgesundheit/gut-hinsehen-und-zuhoeren-ratgeber-fuer-eltern

Faltblätter für Jugendliche:

"Computerspiele find ich toll! Wo ist das Problem?"

http://www.multiplikatoren.ins-netz-gehen.de/articles/2105

"Im Netz bin ich am liebsten! Wo ist das Problem?"

http://www.multiplikatoren.ins-netz-gehen.de/articles/2259

BZgA-Telefonberatung zur Suchtvorbeugung:

Rufnummer 0221 - 89 20 31. Montag bis Donnerstag von 10 bis 22 Uhr und
Freitag bis Sonntag von 10 bis 18 Uhr (Preis entsprechend der Preisliste
des Telefonanbieters für Gespräche in das Kölner Ortsnetz)

Studiendaten der BZgA zum Thema:

BZgA-Studie "Die Drogenaffinität Jugendlicher in der Bundesrepublik
Deutschland 2015 - Teilband Computerspiele und Internet" zum Download
unter: 

http://www.bzga.de/forschung/studien-untersuchungen/studien/suchtpraevention

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 03.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/2008: Der Weg zum Tarifvertrag - Entlastung am Klinikum Brandenburg kommt langsam in die Gänge (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 48 vom 29. November 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Der Weg zum Tarifvertrag

Entlastung am Klinikum Brandenburg kommt langsam in die Gänge

von Werner Sarbok im Gespräch mit Andreas Kutsche



Die Städtisches Klinikum Brandenburg GmbH und die Gewerkschaft ver.di
haben sich am 23. Januar 2019 in Brandenburg an der Havel auf ein
gemeinsames Eckpunktepapier zur Entlastung der Pflegekräfte geeinigt
(siehe UZ vom 18. April). UZ sprach mit Andreas Kutsche über die
Umsetzung.


UZ: Hat sich nach der Vereinbarung der Personalschlüssel bei
euch verändert? Gibt es nun mehr Kolleginnen und Kollegen auf den
Stationen?

Andreas Kutsche: Ja, der Personalschlüssel hat sich im Haus verändert.
Es sind eine ganze Menge an Schwestern und Pflegern eingestellt
worden, der größte Anteil davon zum Ende des Ausbildungsjahres. Am 1.
Oktober haben wir unsere 25 Auszubildenden übernommen.

Weiterhin haben wir uns im Laufe des Jahres an Programmen zur
Personalgewinnung beteiligt, um ukrainische Pflegekräfte und
philippinische Pflegekräfte anzuwerben. Dabei zeigt sich eine ganz
große Schwierigkeit, die Sprachbarriere bereitet uns große
Kopfschmerzen. Nur wenige schaffen sprachbedingt die Zulassung und
sind hier immer noch als Krankenpflegehelfer beschäftigt, obwohl sie
ja eigentlich schon fertig ausgebildet sind.


UZ: Macht sich die Entlastung auf den Stationen konkret bemerkbar?

Andreas Kutsche: Die Entlastung ist noch nicht richtig angekommen.
Schlimmer noch, die Ausfallquote hinsichtlich des
Langzeitkrankenstandes hat sich erhöht. Wir können noch nicht
verstehen, warum das passiert, denn eigentlich sind die Stationen
etwas besser besetzt. Wir denken, dass das angestammte Personal so
ausgebrannt ist, dass sich einige ins Krank flüchten.

Also, die Entlastung kommt noch nicht so richtig an. Man muss aber
auch dazu sagen, dass wir eine Leistungserweiterung vollzogen haben:
Wir haben eine neue Station eröffnet und da ist ja auch Personal
reingeflossen. Man muss von den insgesamt 46 Neueingestellten etwa 20
abziehen. Wenn man es richtig betrachtet, sind es im Endeffekt über
das Jahr gesehen nicht so viele entlastende Stellen gewesen. Doch die
Entlastung beginnt jetzt erst, mit der Einstellung unserer Schüler im
Oktober, wirklich zu wirken.


UZ: Wo klemmt es denn noch am meisten mit der Umsetzung des
Tarifvertrages Entlastung?

Andreas Kutsche: Wir haben bisher nur ein Eckpunktepapier vereinbart,
uns fehlt noch ein ausformulierter Tarifvertrag. Und da sind beide
Seiten ein Stück weit in der Verantwortung. Auf der einen Seite haben
wir mit ver.di diesen nicht mit Nachdruck gefordert, daraus jetzt
endlich den Tariftext zu machen, und der Arbeitgeber hat sich aber
auch nicht weiter gerührt, weil die Ausfinanzierung des Ganzen sehr
schwierig ist. Die Refinanzierung der zusätzlichen Stellen läuft ja
nachträglich, so dass das "Klinikum" in Vorleistung gehen muss. Die
Banken investieren gern in Betongold, aber nicht in Humankapital.


UZ: Die kritische Finanzlage des Klinikums ist durch die
Lokalpresse in Brandenburg gegangen. Ist das der Hintergrund?

Andreas Kutsche: Ja, unter anderem. Die Liquidität ist sehr
angespannt. Das liegt aber an dem Finanzierungssystem der
Krankenhäuser in der Bundesrepublik. Und es gibt auch noch
hausgemachte Probleme. Wir machen Dinge, die wir uns nicht leisten
können, die wir nicht refinanziert bekommen. Das Problem mit der
schlechten Refinanzierung haben viele Krankenhäuser in der BRD.


UZ: Als kommunales Krankenhaus könnt ihr viele Leistungen
nicht oder zu wenig bei den Krankenkassen abrechnen, die ihr
aufbringt. Von der derzeitigen Abrechnung über Fallpauschalen, den
DRGs, profitieren die meist privaten Kliniken, die sich beispielsweise
auf bestimmte operative Eingriffe konzentriert haben. Und ihr müsst ja
als kommunale Klinik die ganze Akutversorgung aufrecht erhalten. Ist
die Finanzsituation überhaupt zu lindern im Rahmen der bestehenden
Finanzierung des Krankenhaussystems?

Andreas Kutsche: Nein, das ist sie nicht. Wir haben uns auf den Weg
gemacht, mit der Medizinischen Hochschule Brandenburg (MHB) zu einer
der angesagtesten Kliniken in Brandenburg zu werden. Der Antrag, den
Status Uniklinik zu erhalten, ist gestellt. Die MHB soll dazu dienen,
die Fachkräftesicherung im ärztlichen Dienst zu sichern und das
Leistungsspektrum zu erweitern. Doch die MHB ist auch eine zusätzliche
Belastung für das Klinikum. Mit Weitblick gesehen ist es aber wiederum
auch ein Vorteil, weil wir uns in eine Richtung spezialisieren und
Dinge anbieten können, die eben andere Krankenhäuser im Land
Brandenburg nicht anbieten.

Das ist positiv, wenngleich ich immer sage, so eine medizinische
Hochschule kann niemals nur von drei Krankenhäusern getragen werden.
Das ist eine Landesaufgabe.

Im DRG-System sehen wir Licht am Horizont hinsichtlich des
Herausrechnens der Pflege-DRGs. Das DRG-System selbst ist völlig
untragbar und muss abgeschafft werden. Aber andere sehen das eben noch
nicht so.


UZ: Hat sich die Stimmung der Belegschaft verbessert, auch
wenn der Tarifvertrag jetzt noch nicht greift?

Andreas Kutsche: Ich denke schon. Man muss ja damit erst mal
klarkommen, dass man vielleicht doch eine oder zwei Personen auf der
Station mehr hat, das baut sich jetzt wirklich erst so richtig auf und
man kann seine Arbeit wieder anders organisieren. Wieder mehr Zeit für
den Patienten zu haben, daran muss die Pflegekraft sich auch erst
wieder gewöhnen.

Die Mindestbesetzungsquoten sind noch nicht optimal, aber wir sind
schon auf einem guten Weg und die Stimmung ist positiv. Wir haben
immer noch Probleme mit der Besetzung von Diensten, spontane Ausfälle
kriegen wir immer noch nicht sofort ersetzt, damit die Schicht
abgedeckt ist. Wir arbeiten weiterhin mit Bettenschließungen. Und
positiv wird aufgegriffen, dass wir die Eckpunkte haben und dass wir
ab nächstes Jahr in den Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes (TVöD)
zurückkehren.


UZ: Gibt es denn auch Stolz und Zufriedenheit bei den
Kolleginnen und Kollegen, dass sich dieser Kampf für Entlastung
gelohnt hat?

Andreas Kutsche: Das ist noch nicht so offensichtlich. Die Anerkennung
zeigt sich auf anderen Wegen. Wir hatten vor drei Wochen unsere
Aufsichtsratswahl für das Klinikum, da sind neben vier weiteren
Bewerbern drei ver.di-Mitglieder angetreten. Wir haben klar gewonnen.
Wir sind jetzt drei ver.di-Mitglieder im drittelbeteiligten
Aufsichtsrat und besetzen somit alle drei Mitarbeitersitze.


UZ: Welches Fazit kannst du bisher ziehen?

Andreas Kutsche: Wir sind auf dem richtigen Weg. Jetzt muss endlich
bei uns unter beide Tarifverträge die Unterschrift drunter. Wir haben
aus der Mitgliedschaft Druck in Richtung ver.di aufgebaut. Weil die
Gewerkschaft leider auch zu wenig Personal hat, bleiben manche Dinge
liegen und es geht nicht voran.

 * 
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POLITIK/2007: Hebammenverband fordert Gesetz zur Stärkung der Geburtshilfe (DHV)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 5. Dezember 2019

Hebammenverband fordert Gesetz zur Stärkung der Geburtshilfe

Bundesrat fordert: Bessere Arbeitsbedingungen für Hebammen



Ein verbesserter Personalschlüssel bei Geburten, die Evaluation der
Sicherstellungszuschläge in unterversorgten Regionen und die Vorlage
eines Gesetzentwurfes zur Stärkung der Geburtshilfe sind nur ein Teil
der Forderungen, die der Bundesrat beschlossen und der Bundesregierung
übermittelt hat.

Hebammen leisten einen wichtigen Beitrag zur medizinischen Versorgung
in Deutschland, die Arbeitsbedingungen und auch die Vergütung der
Hebammen bilden diese - für unsere Gesellschaft so bedeutende -
Leistung jedoch nicht ab. Der Bundesrat hat jetzt in einer
Entschließung (Drucksache 544/19 / Beschluss) die Bundesregierung dazu
aufgefordert, zeitnah mit einem Gesetzentwurf die Geburtshilfe im
Krankenhaus zu stärken.

Dazu zählt ein verbesserter Betreuungsschlüssel während der Geburt.
Bei fast der Hälfte aller Geburten betreut eine Hebamme zwei Gebärende
gleichzeitig. Zu Stoßzeiten und/oder bei Personalknappheit steht eine
Hebamme bis zu fünf Gebärenden parallel bei. Die Folge ist, dass
Hebammen in Deutschland inzwischen dauerhaft mehr als doppelt so viele
Gebärende betreuen wie Hebammen in anderen europäischen Ländern. Eine
Situation, die für Mütter einer reichen Industrienation und im
Vergleich mit unseren Nachbarländern unwürdig ist.

Diese sehr schlechte Betreuungsquote unterläuft auch wissenschaftliche
Erkenntnisse der Arbeitsgemeinschaft wissenschaftlich-medizinischer
Fachgesellschaften (AWMF), die eine Eins-zu-eins-Betreuung während der
Geburt empfiehlt.

Ulrike Geppert-Orthofer, Präsidentin des Deutschen Hebammenverbandes:
"Der Betreuungsschlüssel muss dringend verbessert werden. Andere
europäische Länder schaffen das auch. Nur so verhindern wir, dass sich
immer mehr Hebammen aus der Geburtshilfe zurückziehen oder sich
ausschließlich auf andere Bereiche der Hebammenversorgung wie Vorsorge
oder Wochenbettbetreuung konzentrieren."

Hebammenvergütung in den Krankenhäusern in Pflegepersonalkostenbudgets integrieren

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung darüber hinaus erneut auf zu
prüfen, analog zum Pflegepersonal-Stärkungsgesetz, die Personalkosten
für jede zusätzliche Hebammenstelle im Kreißsaal und die
Tarifsteigerungen für angestellte Hebammen zu refinanzieren. Ergänzend
soll auch geprüft werden, inwieweit die Hebammenpersonalkosten in den
Krankenhäusern in die neuen, ab 2020 geltenden Pflegebudgets
integriert werden können. Ab dem nächsten Jahr werden die Diagnosis
Related Groups (DRG) um die Pflegepersonalkosten bereinigt. Den
Krankenhäusern werden dann nur die tatsächlich anfallenden Kosten für
die Pflege erstattet und nicht mehr wie bisher in den sogenannten
Fallpauschalen mit anderen Kosten, beispielsweise für Arztstellen,
verrechnet.

Dazu Ulrike Geppert-Orthofer: "Die Sonderstellung der Hebammen in den
Krankenhäusern muss beendet werden. Sie leisten genauso engagiert und
gewissenhaft ihren Dienst wie das Pflegepersonal, die Therapeutinnen
und Therapeuten oder auch die Ärztinnen und Ärzte. Insofern ist die
Integration der Hebammen in die Pflegebudgets überfällig."

Um die flächendeckende Versorgung in der Geburtshilfe nicht weiter zu
gefährden, hat der Bundesrat die Bundesregierung auch aufgefordert,
zeitnah eine Evaluation des Sicherstellungszuschlags vorzulegen. Dies
wurde bereits im Juni 2018 auf der 91. Gesundheitsministerkonferenz
beschlossen. Die Evaluation soll der Frage nachgehen, ob das Niveau
der Sicherstellungszuschläge die steigenden Haftpflichtprämien für die
freiberuflichen Hebammen auffängt.

 * 

Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 20.000 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Geschäftsstelle:

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe

Telefon: 0721-98189-0, Fax: 0721-98189-20

Mail: info@hebammenverband.de

Internet: www.hebammenverband.de
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STUDIE/082: Arbeitsmarktsituation bremst Gesundheitsförderung in der Gesundheitswirtschaft aus (idw)


Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft e.V. (iso) - 02.12.2019

iso-Studie: 

Arbeitsmarktsituation bremst Gesundheitsförderung in der Gesundheitswirtschaft aus



Trotz guter Konzepte und zahlreicher Handlungsempfehlungen gelingt die
Umsetzung von Maßnahmen zur betrieblichen Gesundheitsförderung
ausgerechnet in Krankenhäusern und in Pflegeeinrichtungen oft nur
schleppend. Eine von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie des
Saarbrücker Instituts für Sozialforschung und Sozialwirtschaft (iso)
beleuchtet die Barrieren und Treiber, die die Umsetzung betrieblicher
Gesundheitsförderung in Unternehmen der Gesundheitswirtschaft voranbringen
oder erschweren.

Für die Studie wurden 72 Experten, Fach- und Führungskräfte interviewt
sowie 744 Beschäftigte aus Kliniken und Pflegeeinrichtungen schriftlich
befragt. Bei den befragten Führungskräften konnte eine hohe Sensibilität
festgestellt werden, dass hinsichtlich der Förderung der
Mitarbeitergesundheit Handlungsbedarf besteht. Trotz dieser Sensibilität
sind Gute-Praxis-Beispiele anderer Unternehmen, Handlungshilfen oder
Informationen über geeignete Kooperationspartner und
Dienstleistungsanbieter wenig bekannt. Die Anforderung, im Alltagsgeschäft
einen funktionierenden Betrieb zu organisieren, ist für die Leitungskräfte
so dominant, dass für die Entwicklung nachhaltiger betrieblicher
Strategien meist nur wenig Raum bleibt.

Dennoch steht bei den Akteuren das Bemühen im Mittelpunkt, die Belastungen
für die Beschäftigten zu begrenzen oder Kompensationen für
Sonderbelastungen wie z. B. das in der Pflege verbreitete Einspringen aus
dem Dienstfrei zu organisieren. Wie die Ergebnisse der Befragungen zeigen,
sind diesen Bemühungen aufgrund des Fachkräftemangels im Gesundheitssektor
enge Grenzen gesetzt, solange es nicht gelingt, die bisherigen und die
durch die jüngsten Pflege- und Gesundheitsreformen neu geschaffenen
Stellen auch tatsächlich zu besetzen. Die Personalengpässe unterlaufen
häufig die Bemühungen, innerhalb des Betriebs die Belastungen des
Personals auszugleichen und betriebliche Gesundheitsförderung erfolgreich
umzusetzen. Bei den Pflegefachkräften und Ärzten zeigen sich
Absetzbewegungen in atypische Beschäftigungsformen wie Honorar- oder
Leiharbeit. Dort können sie unter Umständen bessere Löhne und attraktivere
Arbeitszeiten realisieren. Sie verschärfen allerdings die Konkurrenz um
"gute Arbeitsbedingungen" innerhalb der Belegschaften. Obwohl die
Beschäftigten angesichts der Personalengpässe eigentlich über eine starke
Arbeitsmarktposition verfügen, ist es ihnen bisher nicht gelungen, in der
Branche spürbar verbesserte Arbeitsbedingungen durchzusetzen.
Trotz schwieriger Rahmenbedingungen bemühen sich dennoch viele
Einrichtungen der Gesundheitsbranche, betriebliche Angebote zur
gesundheitlichen Sensibilisierung, zum gesünderen Verhalten und zur
Stärkung der Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten zu schaffen. Gerade in der
Konkurrenz um die Fachkräfte steht das Bemühen im Vordergrund, sich als
attraktiver Arbeitgeber zu präsentieren. Häufig aber stehen diese Angebote
allein, ohne in systematische Strategien oder betriebliche Prozesse
eingebunden zu sein. Die Resonanzen seitens der Beschäftigten werden den
Studienergebnissen zu Folge überwiegend als ernüchternd beschrieben.
Angebote zur Gesundheitsförderung, wie etwa Fitness oder Entspannung,
leiden unter einem Glaubwürdigkeitsproblem, solange es nicht gelingt, die
Arbeitsbelastungen wirksam zu reduzieren. Die Nachfrage nach solchen
Angeboten könnte möglicherweise gesteigert werden, wenn sie in größerem
Maße auch innerhalb der Arbeitszeit wahrgenommen werden können.
Positive Praxisbeispiele zeigen, dass ambitionierte betriebliche
Gesundheitsprojekte vor allem "Top-Down" von Leitungspersonen
vorangetrieben wurden, denen es gelungen war, die Führungskräfte der
Einrichtung und die Beschäftigten für die Maßnahmen zu gewinnen und die
Umsetzung und Nutzung der Maßnahmen nachzuhalten. Dort, wo
überbetriebliche Präventionsanbieter wie Krankenkassen oder die
Berufsgenossenschaft in dauerhafte Kooperationen eingebunden wurden,
konnten diese Allianzen wesentlich dazu beitragen, innerbetriebliche
Strukturen für die Steuerung von Gesundheitsprojekten zu schaffen und die
Umsetzung von Maßnahmen zu verstetigen.


Originalpublikation:

Hielscher, Volker; Krupp, Elisabeth (2019): 

Betriebliche Prävention im
Gesundheitswesen. Barrieren und Treiber der Gesundheitsförderung in
Kliniken und Langzeitpflege. 

Working-Paper der Forschungsförderung, Hans-Böckler-Stiftung, Nr. 159, November 2019

www.iso-institut.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1519
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DEMENZ/464: Menschen mit Demenz verstehen und gemeinsam begleiten (MDS)


Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Menschen mit Demenz verstehen und gemeinsam begleiten



Demenz ist eine der häufigsten Gesundheitsprobleme im Alter und eine
der Hauptursachen für Pflegebedürftigkeit. Immer mehr Menschen sind
davon betroffen. Tendenz steigend. Die pflegerische und medizinische
Begleitung und Versorgung muss sich auf diese Herausforderung
ausrichten. Den Menschen mit Demenz verstehen zu wollen, sollte dabei
das Leitbild des Handelns sein. Zudem ist es notwendig, die
sektorenübergreifende Vernetzung auszubauen und nicht-medikamentöse
Verfahren breiter einzusetzen. Dies sind die Kernpunkte der
Grundsatzstellungnahme Demenz, die heute von den Medizinischen
Diensten vorgestellt wurde.

Derzeit leben etwa 1,7 Millionen Menschen mit Demenz in Deutschland.
Bis zum Jahr 2030 könnten es 2 Millionen, bis 2050 knapp 3 Millionen
Betroffene sein. Mit zunehmendem Lebensalter steigt das Risiko, an
einer Demenz zu erkranken. Diese Entwicklung korreliert mit der
demographischen Entwicklung. Die meisten Demenzformen sind in ihrem
Verlauf fortschreitend und nicht heilbar. Zwei Drittel der Betroffenen
werden von ihren An- und Zugehörigen in ihrem häuslichen Umfeld
versorgt; ein Drittel lebt in Pflegeheimen. Der Anteil der
Heimbewohnerinnen und -bewohner mit Demenz steigt ebenfalls und liegt
inzwischen bei rund 70 Prozent.

Vernetzung und Kooperation der beteiligten Professionen stärken

Diese Entwicklung stellt das Gesundheits- und Pflegesystem vor
besondere Herausforderungen. Menschen mit Demenz benötigen parallel
verschiedene Versorgungsangebote. "Das Thema Demenz muss daher
sektorenübergreifend gedacht werden - von der Pflegeberatung über die
Pflege, in der Haus- und Facharztpraxis ebenso wie in den
Krankenhäusern. Wichtig ist die Vernetzung und Kooperation", sagt Dr.
Peter Pick, Geschäftsführer des MDS. Die medikamentöse Behandlung von
Demenzerkrankungen ist ein wesentliches Element einer umfassenden
Therapie. Dennoch gilt es, den Nutzen und die Risiken der
Medikamentenversorgung, insbesondere bei längerfristigem Einsatz, in
jedem Einzelfall sorgfältig abzuwägen und gerade bei psychischen
Verhaltenssymptomen nicht-medikamentöse Verfahren als Alternative zu
prüfen. "Aus Studien wissen wir, dass über die Hälfte aller
Heimbewohnerinnen und -bewohner Psychopharmaka erhalten - oftmals ohne
dass der Ursache für sogenanntes herausforderndes Verhalten
nachgegangen wird. Dabei kommt es darauf an zu fragen: Wer ist der
Mensch mit Demenz und was könnte ihm in der konkreten Situation
helfen?", erläutert Dr. Andrea Kimmel, Seniorberaterin Pflege beim
MDS.

Beziehungsgestaltung als Kern der Pflege und die Entlastung der Angehörigen

Menschen mit Demenz sind aufgrund ihrer Verletzlichkeit und der
Beeinflussbarkeit von Umwelteinflüssen besonders auf soziale
Unterstützung angewiesen. Das tägliche Miteinander gewinnt mit der
Schwere der Erkrankung an Bedeutung. Bei der Begleitung, Pflege und
Therapie kommt es darauf an, sich auf die Lebensgeschichte des
Betroffenen einzulassen. "Die Begegnung sollte auf Augenhöhe erfolgen.
Auch dafür wollen wir mit unserer Grundsatzstellungnahme
sensibilisieren. Es geht darum, eine Beziehung aufzubauen und jenseits
aller Fachlichkeit eine mitfühlende Haltung gegenüber dem Menschen mit
Demenz zu entwickeln", erläutert Dr. Kimmel.

Menschen mit Demenz sind insgesamt stark auf andere Personen
angewiesen. Eine wichtige Rolle spielen dabei die Zu- und Angehörigen,
die durch die Begleitung und Versorgung aber besonders belastet sind.
Ärztinnen und Ärzte, Pflegeberatungen und Pflegedienste haben zu ihnen
oft einen besonders intensiven Kontakt. "Dies sollte genutzt werden,
um den Zu- und Angehörigen Mut zu machen und sie zu unterstützen,
Entlastungsmöglichkeiten in Anspruch zu nehmen", sagt Dr. Kimmel.

Potenziale nicht-medikamentöser Verfahren besser nutzen

In der Grundsatzstellungnahme wird eine Vielzahl an
nicht-medikamentösen Verfahren vorgestellt. Dazu gehören das Training
kognitiver Funktionen und von Alltagsaktivitäten, Verfahren zur
Beziehungsgestaltung und zur körperlichen Aktivierung. Diese sollten
insgesamt stärker in der Begleitung, Pflege und Therapie von Menschen
mit Demenz verankert werden. "An vielen Stellen sollte den
nicht-medikamentösen Verfahren eine Priorität gegenüber medikamentösen
Verfahren eingeräumt werden. Dabei müssen wir uns im Klaren sein, dass
nicht-medikamentöse Verfahren personal- und zeitintensiv sind, so dass
hierdurch Fragen der Personalbemessung und -besetzung angesprochen
sind", sagt Dr. Peter Pick.

Begutachtungszahlen bestätigen Anstieg demenzieller Erkrankungen

Der Anstieg der gerontopsychiatrischen und demenziellen Erkrankungen
spiegelt sich auch in den Begutachtungszahlen der Medizinischen
Dienste wider: 2018 haben die Gutachterinnen und Gutachter bei über
einem Drittel der Versicherten (35,2 Prozent), die erstmals einen
Antrag auf einen Pflegegrad gestellt und erhalten haben, erhebliche
Beeinträchtigungen ihrer kognitiven und kommunikativen Fähigkeiten
festgestellt. Konkret traf das auf 320.000 Versicherte zu. Bei den
Erstantragstellern, die ambulant versorgt wurden, betrug der Anteil
der Menschen mit Demenz ein Drittel (33,2 Prozent). Bei den in der
stationären Pflege befindlichen Pflegebedürftigen bzw. bei denjenigen,
die in ein Pflegeheim umzogen, betrug der Anteil der Menschen mit
Demenz fast zwei Drittel (62,3 Prozent). Das zeigt: Demenz und andere
gerontopsychiatrische Krankheiten sind demnach die häufigsten Ursachen
für den Umzug ins Pflegeheim.


Hintergrund:

Das Thema Demenz ist für die Medizinischen Dienste kein neues Thema.
Der MDS hat bereits 2008 dazu eine erste Grundsatzstellungnahme als
Praxisleitfaden für die stationäre Pflege veröffentlicht. Die neu
überarbeitete Grundsatzstellungnahme "Menschen mit Demenz -
Begleitung, Pflege und Therapie" fasst die aktuellen fachlichen
Standards für die medizinische und pflegerische Versorgung von
Menschen mit Demenz zusammen. Die Grundsatzstellungnahme kann auf
www.mds-ev.de heruntergeladen und unter Richtlinien/ Publikationen
bestellt werden. Mit der Neuauflage leistet die MDK-Gemeinschaft einen
wichtigen Beitrag zur Umsetzung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs in
der Praxis. Der Praxisleitfaden soll Pflegekräfte und alle weiteren
Akteuren im Versorgungsalltag beraten und unterstützen. Mit der
Grundsatzstellungnahme nehmen die Medizinischen Dienste ihren
Beratungsauftrag zur Weiterentwicklung der pflegerischen Versorgung
wahr.

Der Medizinische Dienst des GKV-Spitzenverbandes (MDS) berät den
GKV-Spitzenverband in medizinischen und pflegerischen Fragen. Er
koordiniert und fördert die Durchführung der Aufgaben und die
Zusammenarbeit der MDK. Dabei geht es zum Beispiel um bundesweit
einheitliche Kriterien für die Begutachtung.
Die Medizinischen Dienste der Krankenversicherung (MDK) begutachten
Antragsteller auf Leistungen der Kranken- und Pflegeversicherung im
Auftrag der Krankenkassen. Die MDK führen zudem Qualitätsprüfungen in
Pflegeheimen und ambulanten Diensten durch.

Diese Pressemitteilung und weitere Informationen finden Sie auf der
Internetseite des MDS: 

www.mds-ev.de

 * 

Quelle:

Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Theodor-Althoff-Straße 47, 45133 Essen

Telefon: 0201 8327-115, Fax: 0201 8327-3115

E-Mail: office@mds-eV.de

Internet: www.mds-ev.de
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DIABETES/2093: Forschung zum Zusammenhang von Fettstoffwechsel und Diabetes (idw)


Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke - 02.12.2019

Fettstoffwechsel und Diabetes: Im Takt der inneren Uhr



Abhängig von der Uhrzeit, zu der gegessen wird, verändern sich die
Fettmuster im Blut und beeinflussen die Empfindlichkeit für das Hormon
Insulin. Das zeigt die Publikation einer Forschergruppe um PD Dr. Olga
Ramich vom DIfE im Journal of Clinical Endocrinology & Metabolism.

Zahlreiche physiologische Prozesse wie beispielsweise Wach- und
Schlafzustand, Körpertemperatur und Blutdruck folgen einem regelmäßigen
24-stündigen Tag/Nachtrhythmus. Dieser Takt der inneren Uhr wird von einem
Netzwerk von Proteinen und Genen gesteuert und kann durch Licht und
Mahlzeiten beeinflusst werden. Störungen des empfindlichen Systems, z. B.
durch einen Jetlag oder Schichtarbeit, können Übergewicht,
Insulinresistenz und veränderte Blutfettwerte begünstigen und erhöhen das
Risiko für Stoffwechselerkrankungen wie Typ-2-Diabetes.

Nicht nur was und wie, sondern auch wann

Das Team um PD Dr. Olga Ramich, Leiterin der Forschungsgruppe "Molekulare
Ernährungsmedizin" am Deutschen Institut für Ernährungsforschung
Potsdam-Rehbrücke (DIfE), erforscht die Zusammenhänge zwischen innerer Uhr,
Zusammensetzung der Nahrung und Stoffwechselerkrankungen. Ramich wollte
genau wissen, wie sich der Zeitpunkt der Aufnahme einer
kohlenhydratreichen Mahlzeit im Vergleich zu einer fettreichen Mahlzeit
auf den Fettstoffwechsel und die Blutzuckerkontrolle auswirkt. Dafür
analysierte ihre Forschungsgruppe das Lipidom, also die Gesamtheit der
Lipide im Blutplasma, von 29 nicht-adipösen, gesunden Männern.

"Unsere Ergebnisse zeigen sehr deutlich, dass sowohl Mahlzeitenkomposition
als auch Tageszeit die Zusammensetzung der Fette im Blut beeinflussen. Für
ein Drittel aller Lipide waren die Änderungen nach der Mahlzeit davon
abhängig, ob dieselbe Mahlzeit morgens oder nachmittags gegessen wurde",
sagt Ramich. Zusammen mit den Blutlipiden veränderte sich im Laufe des
Tages auch die Insulinempfindlichkeit. "Möglicherweise können die
tageszeitlich bedingten Lipidmuster ein Grund dafür sein, dass unser
Körper morgens empfindlicher auf Insulin reagiert als abends", erklärt die
Forscherin.

Ablauf der Studie

Die Studie bestand aus zwei jeweils vierwöchigen Ernährungsphasen. In der
einen Phase nahmen die Probanden am Vormittag eine kohlenhydratreiche und
am Nachmittag sowie am Abend eine fettreiche Mahlzeit zu sich. Während der
anderen Phase gab es früh die fettreiche und spät die kohlenhydratreiche
Kost. Nach Abschluss der jeweiligen Phase folgte ein Untersuchungstag, an
dem die Studienteilnehmer in das Humanstudienzentrum des DIfE kamen und
zwei Mahlzeiten zu sich nahmen - eine um 9 Uhr und die andere um 15.40
Uhr. Diese Testmahlzeiten waren der vorangegangenen Ernährungsintervention
entsprechend entweder kohlenhydratreich oder fettreich. Das Forscherteam
untersuchte die Fette im Blut und die Gene im Fettgewebe der Probanden vor
und nach jeder Testmahlzeit.

Dynamische Analyse durch High Throughput Shotgun Plasma Lipidomics

Insgesamt analysierten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im
Blut der Probanden 672 Fette aus 14 Fettklassen. Dafür nutzten sie die
neue High-Throughput-Shotgun-Plasma-Lipidomics-Methode. Eine Premiere,
denn bislang hat noch keine Forschungsgruppe diese Methode für Analysen
des Lipidstoffwechsels in einer Diätinterventionsstudie mit Menschen
verwendet. "Für uns sind derartig dynamische Analysen des humanen Lipidoms
ein Meilenstein. Erstmals können wir nun genau sehen, wie sich die
Fettmuster im Laufe des Tages und unter Einfluss verschiedener Mahlzeiten
verändern", freut sich die Leiterin der Forschungsgruppe. Um zu verstehen,
durch welche Mechanismen die Blutfette reguliert werden, untersuchten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zudem die Expression der Gene des
Lipidstoffwechsels im Fettgewebe.

Zeitlich abgestimmte Ernährungsempfehlungen?

Die Studie gibt neue Einblicke in die tageszeitabhängigen Mechanismen der
Fettstoffwechselregulation beim Menschen und deren Zusammenhang mit der
Kontrolle des Blutzuckerspiegels. "Es ist gut vorstellbar, dass das Wissen
um die richtige Tageszeit für bestimmte Mahlzeiten auch in zukünftige
Ernährungsstrategien zur Vorbeugung von Typ-2-Diabetes einfließt", so PD
Dr. Olga Ramich. Um zu verstehen, wie die innere Uhr im Detail mit dem
Lipidstoffwechsel interagiert und dabei möglicherweise die Empfindlichkeit
für das Hormon Insulin herabsetzt, sind jedoch noch weitere Studien
erforderlich.

Hintergrundinformationen:

Finanzierung: 

Die Studie wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG), der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) und dem Deutschen Zentrum
für Diabetesforschung (DZD) finanziert.

Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke (DIfE)
Das DIfE ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Es erforscht die Ursachen
ernährungsassoziierter Erkrankungen, um neue Strategien für Prävention,
Therapie und Ernährungsempfehlungen zu entwickeln. Zu seinen
Forschungsschwerpunkten gehören die Ursachen und Folgen des metabolischen
Syndroms, einer Kombination aus Adipositas (Fettsucht), Hypertonie
(Bluthochdruck), Insulinresistenz und Fettstoffwechselstörung, die Rolle
der Ernährung für ein gesundes Altern sowie die biologischen Grundlagen
von Nahrungsauswahl und Ernährungsverhalten. Das DIfE ist zudem ein
Partner des 2009 vom BMBF geförderten Deutschen Zentrums für
Diabetesforschung (DZD).

http://www.dife.de

https://www.leibniz-gemeinschaft.de

https://www.dzd-ev.de


Originalpublikation:

Kessler, K., Gerl, M. J., Hornemann, S., Damm, M., Klose, C., Petzke, K.
J., Kemper, M., Weber, D., Rudovich, N., Grune, T., Simons, K., Kramer,
A., Pfeiffer, A. F. H., Pivovarova-Ramich, O.: 

Shotgun lipidomics
discovered diurnal regulation of lipid metabolism linked to insulin
sensitivity in non-diabetic men. 

J Clin Endocrinol Metab., dgz176 (2019)

https://academic.oup.com/jcem/advance-article/doi/10.1210/clinem/dgz176/5611334

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution166

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke - 02.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





MEDIEN/1036: Literaturübersicht veröffentlicht - Ist Adipositas eine Frage des sozioökonomischen Status? (idw)


SRH Hochschule für Gesundheit - 03.12.2019

Ist Adipositas eine Frage des sozioökonomischen Status?

Systematische Literaturübersicht der SRH Hochschule für Gesundheit, des
Integrierten Forschungs- und Behandlungszentrum AdipositasErkrankungen und
des Instituts für Sozialmedizin, Arbeitsmedizin und Public Health der
Universität Leipzig klärt auf.



Adipositas gilt als globales Public Health Problem. Menschen mit
Adipositas sind dabei nicht nur von physischen Einschränkungen und
Folgeerkrankungen betroffen sondern auch von Stigmatisierung und
struktureller Diskriminierung in vielen Lebensbereichen, wie
beispielsweise im Gesundheitssystem, im Bildungssektor sowie auf dem
Arbeitsmarkt. In vorangegangenen Studien wurde insbesondere die
Perspektive der Betroffenen untersucht, wobei die Frage, durch wen
Stigmatisierung erzeugt wird, bisher noch nicht vollumfänglich untersucht
worden ist.

Sowohl die Erkrankung selbst als auch die Wahrnehmung von Adipositas
scheinen mit sozioökonomischen Faktoren, wie Bildung und Einkommen,
zusammenzuhängen. Zum einen zeigten Studien, dass insbesondere Menschen
mit einem niedrigeren sozioökonomischen Status von der Erkrankung
betroffen sind. Zum anderen wird Adipositas - je nach Region -
unterschiedlich wahrgenommen. In Entwicklungsländern galt ein erhöhter
Body Mass Index lange Zeit als Zeichen von Schönheit, Gesundheit und
Wohlstand, wohingegen Adipositas in hochentwickelten Industrienationen
negativ wahrgenommen wird. Folgt man den soziologischen Theorien Pierre
Bourdieus gelangt man zu der Hypothese, dass Menschen mit einem hohen
sozioökonomischen Status dazu tendieren, sich von Menschen mit einem
niedrigeren Status, der eben auch durch Adipositas gekennzeichnet sein
könnte, zu distanzieren.

Prof. Dr. habil. Claudia Luck-Sikorski, Vizepräsidentin der SRH Hochschule
für Gesundheit, Prof. Dr. Thomas Fankhänel, Studiengangsleiter
Gesundheitspsychologie (B. Sc.), und Marie Bernard, wissenschaftliche
Mitarbeiterin, veröffentlichen nun eine systematische Literaturübersicht
in der sie der Frage nachgingen ob Stigmatisierung und Diskriminierung vom
sozioökonomischen Status abhängig sind. Die systematische
Literaturübersicht fasst bisher veröffentlichte Studienergebnisse
zusammen. Dabei konnten keine eindeutigen Verbindungen zwischen
sozioökonomischen Status und Stigmatisierung bzw. Diskriminierung von
Menschen mit Adipositas festgestellt werden. Analysiert man allerdings die
Studienergebnisse nach ihrer Herkunft, lassen sich Unterschiede ausmachen,
je nachdem welche kulturellen und staatlichen Strukturen in den jeweiligen
Untersuchungsländern vorliegen.

Originalpublikation:

Bernard, Marie; Fankhänel, Thomas; Riedel-Heller, Steffi G.; Luck-Sikorski,
Claudia (2019b): 

Does weight-related stigmatisation and
discrimination depend on educational attainment and level of income? A
systematic review. 

In: BMJ open 9 (11), e027673. 

DOI: 10.1136/bmjopen-2018-027673.
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http://idw-online.de/de/institution2258
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STATISTIK/359: Junge Leute haben Angst vor psychischen Erkrankungen (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 3. Dezember 2019

Junge Leute haben Angst vor psychischen Erkrankungen

Studie der DAK-Gesundheit: 42 Prozent der 14- bis 29-Jährigen fürchten Depression oder Angststörung



Besonders junge Leute haben Angst vor psychischen Erkrankungen: 42
Prozent der 14- bis 29-Jähigen fürchten, an einer Depression,
Angststörung oder an anderen Seelenleiden zu erkranken. Zum Vergleich:
Über alle Altersgruppen hinweg sagen das 30 Prozent. Das zeigt eine
aktuelle und repräsentative Studie der DAK-Gesundheit. Die Analyse
macht darüber hinaus deutlich: Junge Menschen fürchten sich auch
häufiger vor anderen Krankheiten als andere Altersgruppen -
beispielsweise vor Diabetes oder schweren Augenerkrankungen. Krebs
bleibt bei allen Menschen mit Abstand der größte Angstmacher. Mehr als
zwei Drittel fürchten sich vor einer Tumorerkrankung. Trotz Krebsangst
gehen aber 42 Prozent der Menschen nicht zur Krebsvorsorge.

Seit 2010 untersucht das Forsa-Institut für die Krankenkasse
DAK-Gesundheit die Angst vor Krankheiten. Aktuell wurden bundesweit
rund 2.800 Männer und Frauen befragt. 69 Prozent der Befragten haben
am meisten Furcht vor einem bösartigen Tumor - im Vergleich zum
Vorjahr ein leichter Anstieg. Direkt nach Krebs kommt mit 49 Prozent
die Angst vor Alzheimer und Demenz. Es folgt die Sorge vor einem
Schlaganfall mit 45 Prozent. Etwa gleichgroß (43 Prozent) ist die
Furcht vor einem schweren Unfall. Einen Herzinfarkt fürchten 38
Prozent, schwere Augenerkrankungen 33 Prozent der Befragten. Bei den
jungen Leuten zwischen 14 und 29 Jahren sind es hier sogar 40 Prozent.
Auch bei anderen Erkrankungen ist die Angst je nach Altersgruppe sehr
unterschiedlich ausgeprägt: Vor allem junge Menschen zwischen 14 und
29 Jahren fürchten sich vor Krebs (74 Prozent), psychischen
Erkrankungen (42 Prozent), Diabetes (25 Prozent) und
Geschlechtskrankheiten (28 Prozent). Über 60-Jährige fürchten
besonders häufig, an Demenz oder Alzheimer zu erkranken oder einen
Schlaganfall zu erleiden.

Trotz der großen Angst vor einer Tumorerkrankung gehen 42 Prozent
nicht zur Krebs-Vorsorgeuntersuchung. Während 67 Prozent der Frauen
das kostenlose Angebot nutzen, sind es bei den Männern nur 48 Prozent.
Insgesamt schätzen 88 Prozent der Deutschen ihren aktuellen
Gesundheitszustand als gut bzw. sehr gut ein. Im Vergleich der
Bundesländer bewerten die Menschen in Schleswig-Holstein,
Baden-Württemberg und Bayern ihren Gesundheitszustand als besonders
gut. Schlusslicht ist Sachsen-Anhalt mit nur 80 Prozent.

 * 
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ENTWICKLUNG/1502: Biomechanik - Auxetische Membranen ... Paradoxes Ersatzgewebe für die Medizin (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 03.12.2019

Auxetische Membranen - Paradoxes Ersatzgewebe für die Medizin



Ein Material, das dicker wird, wenn man daran zieht, scheint den Gesetzen
der Physik zu widersprechen. Der sogenannte auxetische Effekt, der auch in
der Natur vorkommt, ist jedoch für eine Vielzahl von Anwendungen
interessant. Eine neue, vor kurzem im Fachblatt «Nature Communications»
veröffentlichte Studie der Empa zeigt nun, wie sich das erstaunliche
Materialverhalten weiter steigern lässt - und sogar für die Behandlung von
Verletzungen und Gewebeschäden genutzt werden kann.




[image: Bild: © Empa]

Die auxetischen Membranen zeigen eine rund 10-fache Dickenzunahme durch die Zugwirkung. (colorierte Aufnahme)

Bild: © Empa



Die Natur macht es vor: Ein Kälbchen, das am Euter der Mutterkuh Milch
saugt, nutzt eine faszinierende physikalische Eigenschaft der Kuhzitze:
Diese besteht nämlich aus einem auxetischen Gewebe. Paradoxerweise werden
derartige Gewebe nicht schmaler, wenn sie unter Zugwirkung stehen wie etwa
ein Gummiband, sondern breiter, und zwar quer zur Zugrichtung. Und so kann
die Kuhmilch ungehindert durch die Zitze strömen. Materialforscher der
Empa haben die erstaunlichen auxetischen Eigenschaften nun auch bei eigens
dafür entwickelten Membranen aus Nanofasern nachgewiesen. Die im Fachblatt
«Nature Communications» veröffentlichte Studie weist auf vielfältige
Anwendungen auxetischer Materialien hin. Eines davon ist der Einsatz der
Membranen zur Regeneration von menschlichem Gewebe nach Verletzungen.

Hauchzarte Fäden

Verletzungen der Haut oder Gewebeschäden an inneren Organen heilen, indem
unter anderem Zellen einwandern, sich niederlassen und ein gesundes
Ersatzgewebe bilden. Was bei einem kleinen Schnitt am Finger in Kürze
erledigt ist, kann jedoch bei komplexen Wunden, etwa Verbrennungen, oder
dort, wo ein voluminöserer Ersatz nötig ist, die Möglichkeiten des Körpers
übersteigen.

Doch der Geweberegeneration kann geholfen werden: Gibt man ein passendes
Gerüst vor, nisten sich die erwünschten Zellen leichter ein und wachsen
den vorgegebenen Strukturen entlang. Empa-Forscher des «Biomimetic
Membranes and Textiles»-Labors in St. Gallen haben nun neuartige
Matrixsysteme für Körperzellen entwickelt, die über auxetische
Eigenschaften verfügen. Mittels sogenanntem Elektrospinning werden gelöste
Polymere als hauchdünne Fäden in der Form ähnlich der menschlichen
extrazellulären Matrix versponnen. So lassen sich mehrschichtige Membranen
aus Nanofasern herstellen, die gut bioverträglich sind und sich in den
menschlichen Körper einsetzen lassen. «Verwendet man Biopolymere wie
Polymilchsäuren für den Spinnprozess, sind die Membranen sogar im Körper
abbaubar», erklärt Empa-Forscher Giuseppino Fortunato. Zudem lassen sich
Botenstoffe und Medikamente für eine kontrollierte und minimierte Abgabe
in die Fasern einlagern.

Attraktive Porengrösse

Eine der Herausforderungen war bisher, die Porengrösse in der gesponnenen
Membran möglichst attraktiv für die gewünschten Körperzellen zu gestalten.
Bei den ursprünglichen Membranen liessen die Polymerfäden lediglich
winzige Poren von wenigen Mikrometern frei. Eine Gewebezelle, die das
Gerüst besiedeln soll, ist mit ihren bis zu 20 Mikrometern jedoch deutlich
zu gross, um in der Membran optimal Platz zu finden.

Die Lösung bot das erstaunliche Polymernetzwerk, nachdem die
Spinnparameter optimiert wurden: Als die Membran sanften Zugkräften
ausgesetzt wurde, so dass sie sich um etwa 10 Prozent verlängerte, nahm
das Volumen des Materials, statt gleichzeitig dünner zu werden, auf das
5-fache, die Dicke gar um das 10-fache zu. «Ein auxetischer Effekt dieser
Grössenordnung ist geradezu weltrekordverdächtig», schwärmt Empa-Forscher
Alexander Ehret vom «Experimental Continuum Mechanics»-Labor. Ehret und
sein Team hatten den aussergewöhnlichen Effekt zunächst anhand einer
mechanischen Modellierung vorhergesagt und am Computer simuliert, bevor
sie die Membranproben experimentell analysierten. «Wir haben die
Simulationen am Computer mehrmals durchgespielt, weil die Ergebnisse so
überraschend waren», so Ehret. Der auxetische Effekt, der sich
mathematisch durch das Verhältnis von Querdehnung zu Längsdehnung - die
sogenannte Poisson-Zahl - quantifizieren lässt, resultiert in negativen
Werten für ebendiese Poisson-Zahl. «Bisher wurden Werte um -20 erreicht.
Unsere Ergebnisse lagen deutlich unter -100», sagt der
Biomechanik-Experte.

In den Zugversuchen verhielten sich die Polymermembranen dann tatsächlich
so wie zuvor simuliert. Erklärbar ist der Effekt durch Fasern, die sich
unter Zug neu ausrichten und dabei Druck auf ihre querliegenden Kollegen
im Netzwerk ausüben. Je nach Länge und Dicke knicken die bedrängten Fasern
darum gezwungenermassen nach unten und oben aus und führen so zur
Volumenzunahme.

"Expand on demand"

Grundsätzlich eignen sich elektro-gesponnene Membranen für die Behandlung
von Wunden und Gewebeschäden an so unterschiedlichen Orten wie auf der
Haut, in Blutgefässen und inneren Organen oder bei Knochenverletzungen.
Durch die geeignete Auswahl der Polymere und optimierte Spinnparameter
kann die Polymermembran an die Eigenschaften des Zielgewebes angepasst
werden. «Dank des grösseren Volumens durch den auxetischen Effekt sind die
Matrixstrukturen für die Körperzellen nun noch attraktiver und könnten den
Heilungsprozess begünstigen», sagt Giuseppino Fortunato.
Neben dem Einsatz in der Biomedizin lässt sich das bereits zum Patent
angemeldete Konzept aber auch in zahlreichen anderen Gebieten anwenden.
Durch Zug aktivierbare Membranen, die eingeschlossene Partikel bei Bedarf
freigeben, regulierbare Filter oder Füllmaterial, das sich erst am
Einsatzort auf sein volles Volumen «ziehen» lässt, also quasi «Expand on
demand», seien weitere Einsatzgebiete, so die Forscher.

Die Struktur von Nanofasern

Die innere Struktur der einzelnen Nanofasern hat einen grossen Einfluss
auf die Eigenschaften der Membranen. Behandelt man Nanofasern mit
bestimmten Lösungsmitteln, kann die Struktur der Nanofasern aufgeklärt
werden. Der Empa-Forscher Alexandre Morel hat nun herausgefunden, dass je
nach verwendeten Spinnparametern unterschiedliche Faserstrukturen wie
fibrilläre oder sogenannte Shish-Kebab-Phasen resultieren.
Shish-Kebab-Strukturen erscheinen im Elektronenmikroskop als gestapelte Schichten, die
einem Döner-Drehspiess ähneln. Sie haben einen grossen Einfluss auf die
mechanischen Eigenschaften der Membranen und somit auch auf den
auxetischen Effekt.


Originalpublikation:

S Domaschke, A Morel, G Fortunato and AE Ehret; Random auxetics from
buckling fibre networks; Nature Communications (2019)

doi.org/10.1038/s41467-019-12757-7

A Morel, SC Oberle, Ulrich, G Yazgan, F Spano, SJ Ferguson, G Fortunato
and RM Rossi; Revealing non-crystalline polymer superstructures within
electrospun fibers through solvent-induced phase rearrangements; Nanoscale
(2019)

doi:10.1039/C9NR04432A

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Autorin: Dr. Andrea Six, Empa Kommunikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1017
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ENTWICKLUNG/1501: 3D-Modell menschlichen Lebergewebes ermöglicht bessere Diagnose (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik - 02.12.2019

3D-Modell menschlichen Lebergewebes ermöglicht bessere Diagnose

Dresdner Forscher entwickeln geometrische und funktionelle Lebermodelle
für optimierte Diagnose von nichtalkoholischer Fettlebererkrankung



Die nicht-alkoholische Fettlebererkrankung (NAFLD) ist in den
Industrieländern eine der häufigsten chronischen Lebererkrankungen. Die
histologische Analyse des Lebergewebes ist die einzige anerkannte Methode
zur Diagnose und Abgrenzung verschiedener Stadien der Erkrankung. Die
herkömmliche Histologie liefert jedoch nur zweidimensionale (2D) Bilder
des Lebergewebes in niedriger Auflösung und vernachlässigt potenziell
wichtige dreidimensionale (3D) strukturelle Veränderungen. Forscher des
Max-Planck-Instituts für molekulare Zellbiologie und Genetik in Dresden
(MPI-CBG) und des Universitätsklinikums Carl Gustav Carus Dresden (UKD)
haben nun zusammen mit Kollegen der Technischen Universität Dresden (TUD)
dreidimensionale geometrische und funktionelle Modelle des menschlichen
Lebergewebes für verschiedene Stadien der NAFLD erstellt, die neue
krankheitsbedingte Gewebeveränderungen sichtbar machen. Sie liefern neue
Erkenntnisse über die NAFLD-Pathophysiologie und tragen zur
hochauflösenden medizinischen Diagnose bei. Die Ergebnisse wurden in der
Fachzeitschrift Nature Medicine veröffentlicht.

Die nicht-alkoholische Fettlebererkrankung (NAFLD) ist durch die Anhäufung
von Fett in der Leber in Verbindung mit einer Insulinresistenz
gekennzeichnet, die nicht auf Alkoholkonsum zurückzuführen ist. NAFLD
umfasst ein Spektrum von Lebererkrankungen, von einfacher Steatose
("nicht-progressiv" und reversibel) bis hin zu nicht-alkoholischer
Steatohepatitis (NASH), die zu Zirrhose, Leberkrebs oder Leberversagen
führen kann und letztendlich eine Transplantation erfordert. NAFLD ist die
häufigste Ursache chronischer Lebererkrankungen. Im Jahr 2017 waren
schätzungsweise 24 % der Weltbevölkerung von dieser Erkrankung betroffen.
Die klassische histologische Analyse von Lebergewebe ist der Goldstandard
zur Diagnose des Krankheitsverlaufes, hat aber mehrere Nachteile: Die
niedrig aufgelösten 2D-Bilder des Lebergewebes ermöglichen nur eine
semi-quantitative Auswertung, welche hängt von den Fähigkeiten des
untersuchenden Arztes abhängt und damit sehr subjektiv sein kann. Vor
allem liefern solche Bilder keine 3D-Informationen über Gewebestruktur und
-funktion.

Um diese diagnostischen Einschränkungen zu überwinden, entwickelte das
Forscherteam um MPI-CBG-Direktor Marino Zerial gemeinsam mit Kollegen aus
der Medizinischen Klinik I, Fachbereich Gastroenterologie und Hepatologie
am UKD, der Universitätskliniken Rostock und Kiel und dem Zentrum für
Informationsdienste und Hochleistungsrechnen (ZIH) an der TUD
dreidimensionale und räumlich aufgelöste geometrische und funktionelle
Modelle des menschlichen Lebergewebes in verschiedenen Stadien der NAFLD.
Die Leber hat eine komplexe dreidimensionale Gewebestruktur: Die Leber hat
eine komplexe dreidimensionale Gewebestruktur und besteht aus
funktionellen Einheiten, den Leberläppchen. Diese sind aus zwei
ineinandergreifenden Netzwerken zusammengesetzt, den Sinusoiden für den
Blutfluss sowie den Gallenkanälchen für die Gallensekretion und den
Gallenfluss. Ein solcher Aufbau erschwert es, die dreidimensionale
Organisation und die gesamte Gewebestruktur aus zweidimensionalen
histologischen Bildern zu erkennen.

Im Jahr 2017 entwickelte die Forschungsgruppe von Marino Zerial ein Modell
des Gallenkanalnetzwerks und des Gallenflusses der Mausleber durch eine
umfassende 3D-Analyse der Gewebestruktur. Nun hat das Team die
3D-Organisation von menschlichem Lebergewebe untersucht. Obwohl in 2D-Bildern
bereits einige Defekte zu erkennen sind, können die Veränderungen von
Gallenkanälchen und Sinusoiden erst bei einer 3D-Rekonstruktion erkannt
werden. Fabián Segovia-Miranda, der Erstautor der Studie, berichtet:
"Neueste Fortschritte in der Multi-Photonenmikroskopie sowie verbesserte
Methoden, um die Transparenz von Gewebe zu erhöhen, ermöglichten es
dickere Gewebeschnitte hochauflösend abzubilden und damit 3D-Informationen
zu gewinnen." Die digitale 3D-Rekonstruktion des Lebergewebes diente dann
als Grundlage, um die Dynamik der Gallenflüssigkeit durch ein vom ZIH
erstelltes Modell zu simulieren. Das erklärt Lutz Brusch von der Abteilung
"Innovative Methoden des Computing" am ZIH: "Während die Strömungsdynamik
des Blutflusses durch die vergleichsweise großen Kapillaren bereits
mittels Computersimulationen untersucht wurde, war dies für die Galle
bisher unmöglich, da es an exakten geometrischen Daten des menschlichen
Gewebes simultan über alle relevanten Skalen hinweg mangelte." Indem die
Forscher Mikroskopie, digitale Bildrekonstruktion und Computermodellierung
kombinierten, konnten sie eine Reihe von Zell- und Gewebeparametern
identifizieren, die mit dem Fortschreiten der NALFD in Zusammenhang
stehen. Fabián fügt hinzu: "Wir haben festgestellt, dass die Struktur des
3D-Gallenkanalnetzwerks im erkrankten Gewebe völlig anders ist. Solche
strukturellen Veränderungen haben auch entscheidende funktionelle
Auswirkungen. Durch eine personalisierte Simulation des Gallenflusses
haben wir herausgefunden, dass der Gallenfluss in einigen kleinen
Bereichen des Gewebes beeinträchtigt ist, was auch als Mikro-Cholestase
bezeichnet wird."

Marino Zerial, der auch dem Zentrum für Systembiologie Dresden (CSBD)
angehört, gibt einen Ausblick: "Die High-Definition-Medizin ebnet den Weg
für die Diagnose von Krankheiten wie NAFLD im Frühstadium, lange bevor
Symptome auftreten. Sie hilft uns auch, molekulare krankheitsbedingte
Mechanismen zu identifizieren, um neue Therapien zu entwickeln." Jochen
Hampe, Professor am UKD, ergänzt: "Hier erlaubt uns die dreidimensionale
Analyse des Lebergewebes völlig neue Einblicke in die
Krankheitsmechanismen. So verstehen wir damit viel besser, wie
beispielsweise der Gallenfluss und das Fortschreiten der Erkrankung
zusammenhängen. Hier ergeben sich auch neue Ansätze für Therapien."


Originalpublikation:

Fabián Segovia-Miranda, Hernán Morales-Navarrete, Michael Kücken, Vincent
Moser, Sarah Seifert, Urska Repnik, Fabian Rost, Mario Brosch, Alexander
Hendricks, Sebastian Hinz, Christoph Röcken, Dieter Lütjohann, Yannis
Kalaidzidis, Clemens Schafmayer, Lutz Brusch, Jochen Hampeand Marino
Zerial: 

"3D spatially-resolved geometrical and functional models of human
liver tissue reveal new aspects of NAFLD progression." 

Nature Medicine,
02. December 2019. 

Doi: 10.1038/s41591-019-0660-7
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FORSCHUNG/309: Hybride Nanofasern für beschädigte Knochen durch Osteoporose (idw)


Hochschule Rhein-Waal - 02.12.2019

Heilung für beschädigte Knochen aus dem Labor



Immer mehr und vor allem ältere Menschen leiden an der Krankheit
Osteoporose. Der Abbau der Knochendichte führt zu einer erhöhten
Anfälligkeit für Knochenbrüche. Nun wird an der Hochschule Rhein-Waal zu
Materialien geforscht, welche die Knochensubstanz schneller heilen lassen.

Kleve/Kamp-Lintfort, 2. Dezember 2019: Laut der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) gehört Osteoporose zu den zehn
häufigsten Erkrankungen weltweit und gilt daher als Volkskrankheit. In
Deutschland sind inzwischen etwa sechs Millionen Menschen davon betroffen
und leiden infolge dessen unter Knochenschwund.

An neuen Heilungsansätzen für diese Krankheit arbeiten jetzt
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an der Fakultät für Technologie
und Bionik im Rahmen des neugegründeten Netzwerks IP-OSTEO RISE. In dem
Verbund, finanziert durch ein Marie-Sklodowksa-Curie Programm innerhalb
des EU-Rahmenprogramms Horizon2020, kooperieren sieben Universitäten und
sieben Industriepartner aus insgesamt sieben EU-Ländern eng miteinander,
um neue Behandlungsmethoden für Osteoporose zu finden. Neben der
Hochschule Rhein-Waal sind beispielsweise das University College London
beteiligt, die ungarische Szecheny István Universität in Györ sowie die
Fraunhofer Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung in
München.

"Alle Teilnehmenden forschen an ganz neuen und innovativen Methoden, um
beispielsweise den Heilungsprozess bei Knochenbrüchen zu beschleunigen
oder die Knochensubstanz schneller regenerieren zu lassen", erklärt
Professor Dr. Amir Fahmi, Professor für Materialwissenschaften, der die
Gruppe von Forscherinnen und Forschern an der Hochschule Rhein-Waal
leitet. Geforscht wird an hybriden Nanofasern. Diese Fasern werden
künstlich hergestellt und an den betroffenen Stellen der Erkrankten
eingesetzt, um das brüchige Knochengewebe zu unterstützen. Das
knochenähnliche Material wird implantiert und regt direkt am betroffenen
Knochen das Zellenwachstum wieder an. Das künstliche Material baut sich
mit der Zeit von allein ab und der Knochen ist aus sich heraus wieder
erstarkt.

Die eingeworbenen Drittmittelgelder ermöglichen in erster Linie den
wichtigen und regelmäßigen Dialog zwischen den beteiligten Institutionen,
so besuchten kürzlich Industriepartner die Forscherinnen und Forscher an
der Hochschule Rhein-Waal. Die zukünftigen gegenseitigen Treffen dienen
daher dem Austausch der einzelnen Forschungsergebnisse. "Gemeinsam
erreichen wir wesentlich mehr als für eine einzelne Institution möglich
ist", betont Professor Fahmi. Im März 2020 werden sich die Mitglieder des
Forschungsprojekts an der Hochschule Rhein-Waal treffen, um über erste
Ergebnisse zu sprechen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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LABEL/5166: Warner Music Medien Newsletter KW 49 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 49

Hamburg, 5. Dezember 2019



Ab in den Süden: Der britische Weltstar Ed Sheeran veröffentlichte
kürzlich eine sinnliche neue Akustikversion [1] seiner aktuellen
Single "South Of The Border". Eine klangvoll, rhythmisch und mit viel
Gefühl gezupfte Gitarre ertönt gleich zu Anfang der neuen Version und
erinnert an eine Sommerbrise am Meer oder einen romantischen
Spaziergang durch eine mediterrane Altstadt. "She got the mmm,
brown eyes, caramel thighs / Long hair, no wedding ring, hey",
singt Ed Sheeran und wird von der geheimnisvollen Schönen, aka Camila
Cabello, erhört. Anders als in der auf Ed Sheerans aktuellem Album
"No.6 Collaborations Project" enthaltenen Single-Version ist Rapperin
Cardi B diesmal nicht mit von der Partie, was die Wirkung des Songs
jedoch keineswegs mindert. Das im UK bereits Platin-prämierte Album -
das sich allein in der ersten fünf Wochen nach Veröffentlichung
weltweit über zwei Mio. Mal verkaufte und in zahlreichen Ländern auf
Platz #1 katapultierte - wurde indes in der vergangenen Woche für
einen Grammy in der Kategorie "Best Vocal Pop Album" nominiert.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

ASHNIKKO

"If smashing the patriarchy had a sound, we're pretty sure it
would sound like Ashnikko", lobte Time Out die fulminante
Mischung aus Pop und Hiphop der US-Künstlerin Ashnikko, die sich mit
ihrer Musik dem globalen Patriarchat widersetzt.

Nach dem viralen Erfolg ihres Videos "STUPID (feat. Yung Baby Tate)"
enthüllte Ashnikko kürzlich das offizielle Musikvideo zu "Working
Bitch" [2] und vereint darauf die klanglichen Bestandteile von Punk
und Hiphop, ergänzt um scharf geschossene Zeilen über Sex Positivity.

Im Clip dazu wird der Country-R&B-Mashup des Songs einem
Alien-Cowgirl-Hoedown gegenübergestellt: "Ich fühlte mich beim
Schreiben des Songs wie ein Alien-Cowgirl, also könnt ihr euren Arsch
darauf verwetten, dass ich auch im Video eines bin", kommentiert
sie.


EMMA MCGRATH

Ende letzter Woche veröffentlichte die 19-jährige britische
Künstlerin Emmy McGrath ihre neue Single "Fall With You" und gab
damit - in Folge ihrer jüngsten Single "Other Side" - einen weiteren
vielversprechenden Vorgeschmack auf ihre im Januar 2020 erscheinende
EP "Keep Your Eyes Open (Silent Minds Part II)".

"Fall With You" ist eine gleißende Hymne, die davon handelt, Ängste
loszulassen und Risiken einzugehen. "Manchmal musst du fallen, um
herauszufinden, wo du hingehst. Wenn du fällst, realisierst du, dass
es in 99,9% der Fälle einen guten Ausgang nimmt", erklärt Emma
McGrath.

2014 legte die junge Britin ihre Debüt-EP "The Judgement" in
Eigenregie vor und erntete hervorragende Reaktionen. 2018 erschien
ihre zweite EP "Silent Minds".


WINONA OAK

Ihre 2018 in Kollaboration mit The Chainsmokers veröffentlichte
virale Hit-Single "Hope" zählt mittlerweile über 350 Mio. Streams. In
Folge ihrer Debüt-Single "He Don't Love Me" (15 Mio. Streams) und
ihrer zweiten Single "Break My Broken Heart" kündigte die in Schweden
geborene und heute in Los Angeles lebende Künstlerin Winona Oak vor
Kurzem ihre am 10.01.2020 erscheinende Debüt-EP "Closure" an.

Zeitgleich präsentierte sie eine alternative Version ihrer jüngsten
Single "Let Me Know" [3] im Johan Lenox Strings Mix, die das
treibende Original mit einem majestätischen und gefühlvollen
Streicherarrangement neu erstrahlen lässt.

Am 17.01. performt Winona Oak live bei ZDF Aspekte und steht am
selben Tag in Berlin für Interviews zur Verfügung.


WHY DON'T WE

Pünktlich zum 1. Advent beschert die fünfköpfige US-Formation Why
Don't We ihren Fans einen neuen Weihnachtssong und läutet damit die
Festzeit ein. "With You This Chrismas" [4] nennt sich der Neuling, in
dem sich einmal mehr alles um die Liebe dreht.

"Remember last December / When we kissed under the mistletoe",
singt Zach. "Baby can't you see / Can't you see that I want you? /
Yeah I just wanna be with you this Christmas", ergänzt Corbyn.
Kürzlich spielten die Jungs vor ausgewählten Fans im New Yorker
YouTube-Space eine Live-Session mit Titeln wie "What Am I" oder "8
Letters".

2017 hatten Why Don't We bereits ihre weihnachtliche "A Why Don't We
Christmas"-EP veröffentlicht und bewiesen, dass sie diese Disziplin
bestens beherrschen.


ALLY BROOKE

Die von einem wahren All-Star-Team geschriebene neue Single "No Good"
der Multiplatin-prämierten Sängerin und Songwriterin Ally Brooke ist
wie gemacht für den Dancefloor. Der Track sampelt den
Kelly-Charles-Klassiker "You're No Good For Me" - eine unverwüstliche
Hymne der Unabhängigkeit.

"No Good" [5] erschien kurz vor dem neulichen Staffelfinale der
amerikanischen Fernsehreihe "Dancing With The Stars", wo Ally Brooke
und ihr Pro-Partner Sasha Farber um die heiß begehrte
Mirrorball-Trophäe kämpften, sich aber leider knapp geschlagen geben
mussten.

2019 war nichtsdestotrotz ein unglaublich erfolgreiches Jahr für Ally
Brooke, die ihre Solokarriere lancierte und u.a. ihre explosive
Debüt-Single "Low Key (feat. Tyga)" vorlegte.


NINES

Sein 2017 veröffentlichtes Debütalbum "One Foot Out" katapultierte
den aus dem Nordwesten Londons stammenden Rapper Nines als rauen,
aufrichtigen und äußerst kreativen Künstler ins Scheinwerferlicht und
auch sein 2018 veröffentlichtes Album "Crop Circle" stellte einen
Meilenstein im UK-Underground-Rap dar.

Mittlerweile zählt Nines zu den wichtigsten Stimmen seiner Generation
und kehrte kürzlich mit seiner neuen Single "Pride" [6] zurück, auf
der er genau den Sound präsentiert, der ihn 2018 zum Rapper mit den
meisten Verkäufen im UK machte.

"Ich schrieb 'Pride' im Mai diesen Jahres", so Nines. "Ich
schrieb den Track, als ich über all das nachdachte, was ich erreicht
habe und zugleich darüber, was als Nächstes kommt."


FUSE ODG

Der britisch-ghanaische Afrobeats-Pionier Fuse ODG präsentiert seinen
brandneuen Track "Lazy Day", mit Feature des Latin-Superstars Danny
Ocean. "Lazy Day" kombiniert westafrikanische Gitarren und sonnige
Vibes mit karibischen Rhythmen, die direkt in die Beine gehen.

"Ich wollte diesen Track in einen klassischen Fuse-Track
verwandeln, so wie ihn die Leute lieben. Der Track ist tanzbar,
handelt aber davon einen entspannten Tag im eigenen Zuhause zu
verbringen, ohne dass irgendjemand dazwischenfunkt", so Fuse ODG.
"Ich liebe es, diese unterschiedlichen Genres miteinander zu
verbinden."

Auch der begleitende Clip [7] ruft noch einmal den Sommer in
Erinnerung - ein Plädoyer fürs süße Nichtstun und das perfekte
Pendant zum kalten Winter.


STORMZY

Am 13.12. erscheint mit "Heavy Is The Head" das zweite Album des
britischen #1-Rappers Stormzy, der damit seinen rechtmäßigen Platz
auf dem UK-Rapthron einnimmt - angeführt von der kürzlich
erschienenen Single "Own It" [8], mit Highlight-Features von Ed
Sheeran und Burna Boy.

Doch damit nicht genug: Denn vor Kurzem folgte noch die Ankündigung
einer Tour rund um den Globus, die Stormzy Ende Februar/Anfang März
2020 auch nach Deutschland führt: 20.02. Berlin, Columbiahalle |
24.02. Hamburg, Docks | 28.02. Köln, Carlswerk | 01.03. Mainz, Altes
Postlager.

"Heavy Is The Head" vereint von Stormzy selbst handverlesene
Gastauftritte einiger der spannendsten Musiker seiner Generation,
darunter Aitch, Headie One, H.E.R., Tiana Major und YEBBA.


TRACK OF THE WEEK • PINK SWEAT$ - This Christmas

Nach seiner Hit-Single "I Wanna Be Yours (feat. Crush)" liefert der
aus Philadelphia stammende R&B-Durchbruchskünstler Pink Sweat$
passend zur Jahreszeit eine mitreißende Neuinterpretation des 1970er
Weihnachts-Klassikers "This Christmas" [9], mit Unterstützung des
Grammy-ausgezeichneten Soulsängers und Songschreibers Donny Hathaway.
Die weihnachtliche Single folgt auf seine jüngst veröffentlichte
sowie von Fans und Kritik gleichermaßen begeistert empfangene EP
"VOLUME 2", welche u.a. die Hit-Singles "I Know" und "Coke & Henny,
Pt. 1" umfasst. Kürzlich wurde Pink Sweat$ außerdem zum "Best New
Artist" bei den diesjährigen Soul Train Awards nominiert.



[1] http://click.email.artistarena.com/?qs=2986c7ce05c69961a52028221a3b6107c622355755890e45fde546cba7af955df5a87dddab80767242742995cc796ea6

[2] http://click.email.artistarena.com/?qs=2986c7ce05c6996113a5a5219690a3b5793884af923b5e912a1f12efca1552d4a4099fc7649dfb703c28fbac6a1bafdd

[3] http://click.email.artistarena.com/?qs=2986c7ce05c69961930fd95933d7cef27c7a14037d0bf88242ee5cb6b790db52c2faf96fcfb4458d9f26ba3c1c570952

[4] http://click.email.artistarena.com/?qs=2986c7ce05c69961237a4f7e307f1d2e9a9729cd9e61e275d4e79c22de1172a350bf689f11349050f00863612d0dab3d

[5] http://click.email.artistarena.com/?qs=2986c7ce05c69961afb5abdfaecdcc5eba6202c8fa65507f882bf27a01b666703b26af580d32d40007a0613958ee2f80

[6] http://click.email.artistarena.com/?qs=2986c7ce05c699616850880cd679b7915758939898b28ea0fad557bc0aefaf447af8aa0f5787d7f1e73b3f4b0bc85f3b

[7] http://click.email.artistarena.com/?qs=2986c7ce05c69961a8c54a97370d502c128b084bf11c2da7e9de4fc924048e3bc8801b86e66313eda8e485203ad1aa0a

[8] http://click.email.artistarena.com/?qs=2986c7ce05c69961175b35ee901c0307798d322381cd28822c2ecf1c918b25b21199372e02fa91bbd46a9f4c9d379142

[9] http://click.email.artistarena.com/?qs=2986c7ce05c699618589451b45434db7cb5889f87f133bf08e39116c9855b39d776a6561c5e9886fc9d2f47911d3408d

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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KLASSIK/10270: Kassel - Auftritt! - Studierende der Musikakademie im Konzert, 19.12.19


documenta-Stadt Kassel

Auftritt! - Studierende der Musikakademie im Konzert



Das nächste Konzert der Veranstaltungsreihe "Auftritt!" findet statt
am Donnerstag, 19. Dezember, ab 19 Uhr im Konzertsaal der
Musikakademie. Studierende der Instrumental- und Gesangsklassen
spielen Werke von Benjamin Britten, Maurice Ravel und anderen.

Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei.

Telefonisch können Karten bei der Musikakademie unter 05 61/787 4180,
per Fax unter 05 61/787 4188 oder per E-Mail musikakademie@kassel.de
vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.12.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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KLASSIK/10269: Wertheim - Weihnachtskonzert der Musikschule, Ensembles und Solisten musizieren, 13.12.19


Wertheim

Weihnachtskonzert der Musikschule

Ensembles und Solisten musizieren



Wertheim. Die Städtische Musikschule Wertheim gibt ihr traditionelles
Weihnachtskonzert am Freitag, 13. Dezember. Es beginnt um 18 Uhr im
Arkadensaal des Rathauses. Schülerinnen und Schüler musizieren solo
und in Ensembles. Das Publikum darf sich auf ein vielfältiges Programm
mit weihnachtlichem Charakter freuen.

Auf das Konzert bereiten sich nicht nur die traditionellen Ensembles
der Musikschule vor, wie das Saxophon-Ensemble oder das
Streichorchester, das diesmal durch Schlagzeug verstärkt wird. Mit
dabei ist auch das Gitarren-Ensemble, das seit September die neue
Lehrkraft Amandine Affagard-Galiano unterrichtet. Es spielt gemeinsam
mit den Querflöten.

Solisten bereichern das Konzert an verschiedenen Instrumenten,
darunter Violine, Violincello, Harfe, Klavier, Klarinette und
Schlagzeug. Zum Ausklang spielt die Pop- und Rockband der Musikschule
Hits von Sting und Billie Eilish und zum guten Schluss erklingt ein
Weihnachtslied zum Mitsingen.

Der Elternbeirat sorgt in bewährter Weise für die Bewirtung der Gäste.
Der Eintritt zum Konzert ist frei. Spenden zugunsten des Fördervereins
sind willkommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.12.19

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSLAND/9245: Aus aller Welt - 06.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Aserbaidschan wählt neues Parlament

Der Präsident der Republik Aserbaidschan, Ilham Alijew, hat einen
Erlaß über die Auflösung des Parlaments verabschiedet und Neuwahlen
für den 9. Februar angesetzt. Wie weiter aus einem Bericht der
Nachrichtenagentur AFP hervorgeht, folgte der Staatschef damit einem
vorangegangenen Parlamentsbeschluß für vorgezogene Neuwahlen. In der
125sitzigen Nationalversammlung stellt die regierende Partei Neues
Aserbaidschan von Alijew mit 72 Abgeordneten bisher die Mehrheit. Die
ehemalige Sowjetrepublik im Südkaukasus verfügt über große Öl- und
Gasressourcen. Die Arbeitslosenrate liegt offiziell bei rund sechs
Prozent.
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JUSTIZ/9245: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Vermißte Frau wurde ermordet

Die Polizei hat die Leiche einer seit Anfang September vermißten
26jährigen Frau aus Duisburg in einem Waldgebiet gefunden. Wie die
Ermittlungsbehörden laut dpa-Angaben am Freitag in Duisburg
mitteilten, gestand der 28jährige Ehemann im Verhör, seine Frau im
Streit umgebracht und in dem Wald vergraben zu haben. Der Polizei
hatte er im September erzählt, daß seine Frau bei einer Freundin
übernachten wollte. Die Staatsanwaltschaft beantragte Haftbefehl
wegen Totschlags gegen den Mann.

6. Dezember 2019
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MILITÄR/9242: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



China weist NATO-Erklärung zurück

Die chinesische Führung hat eine Erklärung der NATO-Staaten
zurückgewiesen, wonach Chinas militärischer und wirtschaftlicher
Aufstieg die Allianz vor Herausforderungen stelle. Die größte
Bedrohung und Herausforderung, mit der die Welt heute konfrontiert
ist, sind Unilateralismus und Mobbing, von denen sogar US-Verbündete
Opfer geworden sind, sagte die Sprecherin des chinesischen
Außenministeriums Hua Chunying nach Angaben der South China Morning
Post. Von Chinas Wachstum gehe keine Bedrohung aus, erklärte die
Sprecherin.
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POLITIK/9244: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mützenich: SPD hat in der großen Koalition viel erreicht

Zum Auftakt des SPD-Parteitags in Berlin warb Fraktionschef Rolf
Mützenich für den Fortbestand der großen Koalition. Man habe bereits
mehr erreicht als im Koalitionsvertrag niedergelegt sei, sagte
Mützenich einem Bericht der Nachrichtenagentur AFP zufolge. Als
Beispiel nannte er die Details des Mindestlohns für Auszubildende.
Trotz der Zusammenarbeit mit der Union seien doch prinzipielle
Unterschiede geblieben, betonte der Fraktionschef. Dies habe sich
etwa bei den Verhandlungen über die geplante Grundrente gezeigt. Auf
dem Parteitag wurden die Bundestagsabgeordnete Saskia Esken und der
ehemalige Finanzminister Nordrhein-Westfalens, Norbert
Walter-Borjans, an die Parteispitze gewählt. Beide werden dem linken
Flügel der SPD zugerechnet.
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SONSTIGES/9242: Tragisches und Kurioses - 06.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Feuerring um Sydney

Die seit Wochen wütenden Buschfeuer nördlich von Sydney haben sich zu
einem riesigen Flächenbrand entwickelt. Allein das Feuer am Gospers
Mountain habe sich am Freitag mit zwei benachbarten Bränden zu einer
nicht mehr zu kontrollierenden 60 Kilometer breiten Front
zusammengeschlossen, berichtete die Tageszeitung The Sydney Morning
Herald. Wie der stellvertretende Brandschutzbeauftragte des
Bundesstaats New South Wales, Rob Rogers, am Freitag mitteilte,
stehen mehr als 300.000 Hektar in Flammen. Unterdessen warnen
Experten bereits vor den Folgen einer weitreichenden Dürre in der
Region.
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WISSENSCHAFT/8327: Aus Forschung und Technik - 06.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Dragon-Frachter bringt Nachschub zur Raumstation

Der unbemannte Raumfrachter Dragon ist Donnerstagnachmittag vom
Raketenstartkomplex Cape Canaveral in Florida zur Internationalen
Raumstation ISS aufgebrochen. Der ursprünglich für Mittwoch geplante
Missionsbeginn war wetterbedingt um einen Tag verschoben worden. Der
Start der Falcon-9-Trägerrakete vom Space Launch Complex 40 verlief
nach Informationen der US-Raumfahrtbehörde NASA reibungslos. An Bord
der Transportkapsel befinden sich 2.500 Kilogramm Nachschub und
Materialien für wissenschaftliche Experimente - darunter auch eines
mit Bier-Rohstoffen. Daneben bringt der Frachter des privaten
US-Raumfahrtunternehmens SpaceX auch den in Deutschland entwickelten
und modifzierten Astronautenassistenten CIMON-2 (Crew Interactive
MObile companioN) in die Umlaufbahn. Laut NASA-Angaben soll Dragon am
Sonntag an das Harmony-Modul andocken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8341: Aus aller Welt - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Peking und Washington erschweren Arbeit ihrer Diplomaten

Die Regierung der Volksrepublik China schreibt US-Diplomaten vor, daß
sie formelle Treffen mit örtlichen Behördenvertretern fünf Werktage
vorab beim Außenministerium anmelden. Die in Hongkong erscheinende
South China Morning Post berichtete, die Regelung gelte ab sofort für
Diplomaten in Peking, Shanghai, Guangzhou, Chengdu, Shenyang und
Wuhan. Die Außenamtssprecherin Hua Chunying erklärte am Freitag in
Peking, mit der Maßnahme reagiere man unmittelbar auf eine
Entscheidung der US-Regierung vom Oktober, als die Arbeit
chinesischer Diplomaten in den USA eingeschränkt wurde. Laut Hua kann
Washington seinen Fehler korrigieren und die entsprechenden Regeln
zurückzunehmen. Die chinesischen Gesandten in den USA müssen seit
Oktober das Statedepartment informieren, wenn sie innerhalb des
Landes mit staatlichen Vertretern sprechen oder Bildungs- und
Forschungseinrichtungen besuchen wollen. Die Führung in Washington
verlangt dies, weil seit geraumer Zeit ihre Vertreter in China öfter
keine Erlaubnis für Besuche von Behörden und Bildungs- oder
Forschungseinrichtungen bekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8296: Medizin und Gesundheitswesen - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Masern-Impfaktion auf Samoa

Bislang sind 62 Menschen im kleinen Pazifikstaat Samoa einem
Masern-Ausbruch zum Opfer gefallen. 4200 Erkrankungen wurden
registriert. Angesichts dessen wurde eine großangelegte Impfaktion
gestartet, die das ganze Land lahmlegte. So mußten laut Deutschem
Ärzteblatt die meisten öffentlichen Einrichtungen und Geschäfte auf
Anordnung der Behörden für zwei Tage geschlossen bleiben, damit
möglichst viele Menschen geimpft werden können. Auch wurde der
Fährverkehr der kleinen Inselgruppe unterbrochen und private
Autofahrten verboten. Begründet wurden die Impfkampagne damit, daß
die Impfrate in Samoa vor dem Masern-Ausbruch Mitte Oktober bei rund
30 Prozent gelegen hatte. Seit Start der Impfkampagne vor gut zwei
Wochen stieg sie bereits auf mehr als 55 Prozent. Und mit der gerade
laufenden Impfaktion soll die Rate sogar auf mehr als 90 Prozent
erhöht werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8329: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Hinrichtung nach 30 Jahren im Todestrakt von Tennessee

Im US-Bundesstaat Tennessee ist am Donnerstag der 52jährige Leroy
Hall mit dem elektrischen Stuhl hingerichtet worden. Hall war 1999
dafür zum Tode verurteilt worden, daß er seine Lebensgefährtin, die
ihn zuvor verlassen hatte, ermordete. Wegen der damals geltenden
Rechtslage konnte er jetzt wählen, wie er getötet werden sollte. Er
entschied sich gegen die Giftspritze.

Hall war in der Haft erblindet, da ein Glaukom schlecht behandelt
wurde. Mit Verweis auf seine Blindheit hatten seine Verteidiger ein
Gnadengesuch gestellt. Der republikanische Gouverneur des
Bundesstaats, Bill Lee, hatte am Mittwoch das Todesurteil für gültig
erklärt. Ein Eilantrag Halls gegen die Vollstreckung wurde vom
Obersten Gerichtshof zurückgewiesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8251: Sprache, Kunst und Medium - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Spektakulärster Kunstraub in der DDR kurz vor der Aufklärung?

Fast genau 40 Jahre nachdem aus dem Schloß Friedenstein fünf
hochklassige Alte Meister gestohlen wurden, die seitdem verschollen
waren, erklärte die Stiftung in Gotha heute, daß die Gemälde von
Anthonis van Dyck, Jan Brueghel dem Älteren, Hans Holbein dem Älteren,
Frans Hals und Jan Lievens bereits seit Wochen im Forschungslabor der
Staatlichen Museen in Berlin auf ihre Echtheit hin untersucht werden.

Nach dem Raub in Dezember 1979 war der Wert der fünf Bilder mit etwa
fünf Millionen DDR-Mark angegeben worden.

Wie Spiegel Online berichtete, laufen gleichzeitig Ermittlungen gegen
zwei Männer, wegen des Verdachts der Kunsthehlerei sowie Erpressung.
Offenbar wurde unter Einschaltung eines Anwalts bereits seit Monaten
über die Übergabemodalitäten für die oben genannten Gemälde
verhandelt.

Die Verjährungsfrist für den Einbruch im Schloß Friedenstein ist
allerdings seit Dezember 2009 abgelaufen.
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MILITÄR/8318: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Teheran besteht auf Recht zur Entwicklung von Raketentechnologie

Die Uno-Botschafter Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens
haben den Uno-Generalsekretär António Guterres schriftlich darüber
unterrichtet, daß die Islamische Republik Iran mehrere Trägerraketen
weiterentwickelt, welche technisch gesehen mit Nuklearsprengköpfen
bestückt werden könnten. Unter anderem berufen sich die Unterzeichner
auf im Internet veröffentlichte Video-Aufnahmen vom Test einer Rakete
des Typs Shabab-3. Eine Resolution des Uno-Sicherheitsrats aus dem
Jahr 2015 verbietet dem Iran die Entwicklung von Trägertechnologie
für Atomwaffen. Teheran hatte dies mit dem internationalen
Atomabkommen bestätigt. Dieses war jedoch 2018 von den USA einseitig
aufgekündigt worden.

Der iranische Außenminister Mohammed Dschwas Sarif wies die jüngsten
Vorwürfe der europäischen Vertragspartner zurück und betonte, nach
internationalem Recht sei sein Land befugt, ballistische Raketen und
Weltraumtechnik zu entwickeln. Daran werde man festhalten. Sarif warf
den Regierungen in Berlin, Paris und London vor, mit ihren
Bezichtigungen davon ablenken zu wollen, daß sie ihren
Verpflichtungen aus dem Atomabkommen nicht nachkämen. Laut Sarif
könnten die Vertragspartner nur dann weltweit glaubwürdig werden,
wenn sie sich nicht dem Druck der USA beugen.
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POLITIK/8332: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Ausweisung russischer Diplomaten wegen Tiergartenmord

Im August ist im Berliner Kleinen Tiergarten ein 40jähriger Georgier
erschossen worden. Als tatverdächtig wurde ein Mann mit russischem
Paß festgenommen. Die Bundesanwaltschaft zog den Fall an sich, weil
der Mord möglicherweise von staatlichen Stellen in Rußland oder der
Teilrepublik Tschetschenien in Auftrag gegeben wurde. Vor diesem
Hintergrund hat die Bundesregierung zwei russische
Diplomaten des Landes verwiesen. Der Fraktionsvorsitzende Der Linken
im Bundestag, Bartsch, forderte am Freitag in einem Interview des
Deutschlandfunks die russische Seite zur Zusammenarbeit bei der
Aufklärung des Falls auf. Damit, so Bartsch, könnte auch der Verdacht
ausgeräumt werden, daß staatliche Stellen bei dem Mord die Fäden
gezogen hätten. Die Ausweisung der Diplomaten lehnte Bartsch nicht
ab. Er riet dazu, vor weiteren Schritten die Ermittlungsergebnisse
abzuwarten. Außerdem könnte Bundeskanzlerin Merkel die Angelegenheit
am Montag im Gespräch mit dem russischen Präsidenten Putin
thematisieren.

Auch der Kanzleramtschef Braun (CDU) forderte Rußland im Gespräch mit
dem Nachrichtenmagazin Der Spiegel auf, die Klärung der Identität und
der Hintergründe zu der Person des mutmaßlichen Täters umfassend zu
unterstützen. Dem Spiegel zufolge hatte das Mordopfer im sogenannten
Zweiten Tschetschenienkrieg gegen Rußland gekämpft und dann jahrelang
georgischen und ukrainischen Antiterrorbehörden sowie US-Diensten
Informationen zugetragen.
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SONSTIGES/8301: Tragisches und Kurioses - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Hungrige Eisbären lähmen das Dorfleben im Nordosten Sibiriens

In der Nähe des Dorfes Ryrkaipij im Nordosten Rußlands wurden 56
hungrige und daher gereizte Eisbären gezählt. Noch trauen diese sich
nicht in die Siedlung, aber es kann nicht mehr lange dauern, bis sie
über die Abfälle im Freien herfallen werden. Die meisten Einwohner
bleiben deshalb zu Hause. Alle öffentlichen Veranstaltungen wurden in
dem Ort abgesagt. Man sieht draußen auch keine Kinder mehr, sie werden
nur noch mit dem Bus in die Schule oder den Kindergarten gebracht.

Wie die Umweltstiftung WWF mitteilte, sind die Bären sehr hungrig und
bereits ziemlich unterernährt. Um zu verhindern, daß die Tiere in die
Häuser eindringen, wurden auf der Tschuktschen-Halbinsel bewaffnete
Patrouillen zusammengezogen. Wie Einheimische sagten, seien Eisbären
bei ihnen zwar heimisch, aber gewöhnlich wäre es um diese Jahreszeit
viel kälter. Dann könnten die Bären auf Robbenjagd gehen. Jetzt trägt
das Eis die oft mehrere hundert Kilo schweren Tiere noch nicht.
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SOZIALES/8330: Arbeit, Soziales und Familie - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Bis zu 1,5 Millionen Franzosen protestieren gegen Rentenreform

Während des Auftakts zum tagelangen Generalstreik in Frankreich sind
am Donnerstag nach Angaben des Innenministeriums landesweit mehr als
800.000 Menschen auf die Straße gegangen. Gewerkschafter hatten 1,5
Millionen Kundgebungsteilnehmer und -teilnehmerinnen gezählt. Die
Bevölkerung protestiert gegen die Pläne von Präsident Macron, das
französische Rentensystem zu reformieren. Es steht zu befürchten, daß
die Lebensarbeitszeit der Lohnabhängigen deutlich verlängert wird.
Die Arbeitsniederlegungen am Freitag sorgten für massive
Verbindungsausfälle im Fern- und Regionalverkehr sowie bei der
Pariser U-Bahn. Verkehrsstaus im Großraum der Hauptstadt erreichten
eine Länge von 350 Kilometern. Der Flugverkehr war stark behindert.
Fast alle Ölraffinerien wurden bestreikt. Schulunterricht mußte
ausfallen.
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UMWELT/8307: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Zahl der Wolfsrisse wächst

Jäger und Schäfer hatten davor gewarnt. Jetzt bestätigen das die
Zahlen der Dokumentations- und Beratungsstelle des Bundes zum Thema
Wolf (DBBW). Nach deren Daten gab es letztes Jahr 639 gemeldete
Übergriffe von Wölfen mit insgesamt 2067 getöteten, verletzten oder
vermißten Nutztieren. Mit Abstand am stärksten sollen dpa zufolge
Schafe (1656 Tiere) betroffen gewesen sein. Die meisten Übergriffe 
gab es in Brandenburg (163) und Niedersachsen (151). Im Jahr davor 
hatte es in Deutschland 472 Übergriffe gegeben. Und 1667 Nutztiere 
waren betroffen. Somit ist die Zahl der Vorfälle von 2017 auf 2018 um 
rund 35 Prozent gestiegen. Angesichts dessen fordert der Deutsche
Bauernverband ein aktives und konsequentes Management des
Wolfsbestandes. Mit anderen Worten sollen die bisher streng
geschützten Tiere in Zukunft gejagt werden dürfen.
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WIRTSCHAFT/8318: Märkte und Finanzen - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Opec+ beschließt Förderkürzung für das erste Quartal 2020

Die Opec-Staaten und andere Ölförderländer haben bei einem Treffen in
Wien beschlossen, ihre tägliche Erdölproduktion im ersten Quartal
2020 um weitere 500.000 Barrel zu drosseln, um die Weltmarktpreise
hoch zu halten. Die Länder der Opec+ reagieren mit der Verknappung
unter anderem auf die exzessive Förderung von Fracking-Öl in den USA
sowie auf den für kommendes Jahr erwarteten Nachfrageeinbruch. Zur
Zeit fördert das Ölkartell rund 1,7 Millionen Barrel Öl mehr, als im
ersten Halbjahr 2020 benötigt werden. Zu dieser Einschätzung gelangte
die Internationale Energieagentur in Paris. Ein höherer Ölpreis würde
auch dem saudi-arabischen Staatskonzern Aramco nutzen, der einen
kleinen Teil von sich an die Börse bringen will.
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WISSENSCHAFT/8330: Aus Forschung und Technik - 06.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Leistungsstarkes Galaxy S10 Lite

Eigentlich war die Lite-Version von Samsungs High-End-Smartphones
der Galaxy S-Reihe angeboten worden, um eine Alternative im
niedrigeren Preissegmet zu haben. Beim neuen Galaxy S10 Lite kann man
jedoch nicht von einem abgespeckten Modell sprechen. Optisch und
technisch soll das Gerät nach Ansicht der Experten von Giga Online
sogar die bessere Wahl im Vergleich zum Galaxy S10 sein. Es verfügt
über ein komplett überarbeitetes und fast randloses Design. Um den
flachen Bildschirm sind im Grunde kaum noch Ränder vorhanden. Mittig
sitzt eine Frontkamera, die mit 32 MP auflösen soll. Außerdem ist es
mit einem 6,7 Zoll in der Diagonale messenden Display ausgestattet.
Im Inneren arbeitet der Snapdragon 855, dem 8 GB RAM und 128 GB
interner Speicher zur Seite stehen sollen. Damit wäre das Handy genau
so leistungsstark wie das S10 und besser ausgestattet als das S10e.
Der Akku mißt ganze 4500 mAh - und damit 400 mAh mehr als das Galaxy
S10plus. Android 10 mit One UI 2.0 ist bereits vorinstalliert. Man
muß also nicht auf ein Update warten.
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INSTRUMENTE/459: Schweizer Weltraumteleskop CHEOPS - Raketenstart voraussichtlich am 17. Dezember 2019 (idw)


Universität Bern - 05.12.2019

Schweizer Weltraumteleskop CHEOPS: Raketenstart voraussichtlich am 17.
Dezember 2019



Das Weltraumteleskop CHEOPS wird voraussichtlich am Dienstag, 17.
Dezember an Bord einer Sojus-Rakete vom europäischen Weltraumbahnhof in
Kourou, Französisch-Guayana, seine Reise ins All antreten. CHEOPS ist eine
gemeinsame Mission der Europäischen Weltraumorganisation (ESA) und der
Schweiz unter Leitung der Universität Bern in Zusammenarbeit mit der
Universität Genf.

CHEOPS (kurz für CHaracterising ExOPlanet Satellite) besteht aus einem
Weltraumteleskop, das von der Universität Bern in Zusammenarbeit mit der
Universität Genf entwickelt und zusammengebaut wurde, und einer
Satellitenplattform, die das Teleskop tragen und dessen Betrieb vom Boden
aus ermöglichen wird. CHEOPS, das von der Universität Genf betrieben
werden wird, ist die erste Mission unter gemeinsamer Leitung der Schweiz
und der Europäischen Weltraumorganisation ESA. Die Mission dient der
Untersuchung von Exoplaneten und wird Sterne beobachten, von denen bekannt
ist, dass Planeten um sie kreisen.

Dabei wird CHEOPS winzige Helligkeitsänderungen messen, die entstehen,
wenn ein Planet vor seinem Wirtsstern durchzieht. Da diese
Helligkeitsänderungen proportional sind zur Oberfläche des
Transitplaneten, wird CHEOPS die Grösse der Planeten messen können. Die
Mission zielt auf Sterne ab, um die Planeten im Grössenbereich von Erde
bis Neptun kreisen, und wird genaue Daten zu deren Grössen liefern. Diese
Daten, zusammen mit bereits vorhandenen Informationen zu den Massen der
Planeten, werden es ermöglichen, ihre mittlere Dichte zu bestimmen.

Das bedeutet, dass Forschende wichtige Informationen über die
Zusammensetzung und Struktur dieser Planeten erhalten können - zum
Beispiel, ob sie überwiegend felsig sind, aus Gasen bestehen oder ob sich
auf ihnen tiefe Ozeane befinden. Dies wiederum ist ein wichtiger Schritt,
um die Wahrscheinlichkeit der Bewohnbarkeit eines Planeten zu bestimmen.

«Jeder Raketenstart ist ein heikler Moment»

Im August 2019 hatte CHEOPS die letzten Tests bei Airbus in Madrid
bestanden. Willy Benz, Astrophysikprofessor an der Universität Bern und
Hauptverantwortlicher der CHEOPS-Mission, sagt: «Nach über sechs Jahren
intensiver Arbeit freue ich mich natürlich sehr, dass es nun endlich
losgeht.» CHEOPS soll nun voraussichtlich am Dienstag, 17. Dezember 2019
an Bord einer Sojusträgerrakete, kurz vor 10 Uhr unsere Zeit (6 Uhr
Ortszeit) seine Reise ins All antreten. Zuständig für den Raketenstart ist
das multinationale Unternehmen Arianespace. CHEOPS wird die Reise in den
Weltraum gemeinsam mit einem Satelliten antreten, der zum italienischen
Cosmo-SkyMed-Satellitenprogramm gehört. Die Trägerrakete wird zudem fünf
Kleinsatelliten, sogenannte «CubeSats», an Bord haben.

Willy Benz wird für den Raketenstart mit einer Schweizer Delegation nach
Kourou reisen, darunter Didier Queloz, Nobelpreisträger für Physik 2019,
Professor an den Universitäten Genf und Cambridge. «Ein Raketenstart ist
immer ein heikler und stressvoller Moment, in dem einiges schief gehen
kann. Zudem könnte beispielsweise schlechtes Wetter den geplanten Start
kurz vor Weihnachten verhindern», erklärt Willy Benz. Nach dem Start wird
es ca. 140 Minuten dauern, bis CHEOPS die Rakete verlassen und in rund 700
km Höhe die Erde umkreisen wird. Erste Daten werden dann Anfang 2020
erwartet.

Während sich das CHEOPS Mission Control Center in Madrid befindet, ist das
CHEOPS Science Operations Center an der Sternwarte der
Naturwissenschaftlichen Fakultät der Universität Genf, der zweiten
Schweizer Partneruniversität des Experiments, angesiedelt. David
Ehrenreich, CHEOPS-Projektwissenschaftler an der Universität Genf, sagt:
«Auch ich werde erst wieder wirklich ruhig schlafen können, wenn CHEOPS
seine Umlaufbahn erreicht haben wird und voll funktionstüchtig ist.»

Die Mission stelle eine ausgezeichnete Gelegenheit für Forschende weltweit
dar, erklärt Kate Isaak, ESA Projektwissenschaftlerin: «Mit 20 Prozent der
Beobachtungszeit, die durch das von der ESA geleitete Guest Observers
Programme zur Verfügung steht, werden Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus der ganzen Welt in der Lage sein, direkt von den
einzigartigen Fähigkeiten von CHEOPS zu profitieren.»

Der Start von CHEOPS werde ein grosser Moment für alle Beteiligten,
insbesondere aber auch für die Schweiz, wie David Ehrenreich betont:
«CHEOPS wurde dank einer guten Zusammenarbeit zwischen Schweizer
Hochschulen unter Leitung der Universität Bern und der Industrie
entwickelt - dies zeigt einmal mehr, dass die Schweiz eine Raumfahrtnation
ist.»

CHEOPS - Auf der Suche nach potenziell lebensfreundlichen Planeten

Die CHEOPS-Mission (CHaracterising ExOPlanet Satellite) ist die erste der
neu geschaffenen «S-class missions» der ESA (small class Missions mit
einem ESA-Budget unter 50 Mio) und widmet sich der Charakterisierung von
Exoplaneten-Transiten. CHEOPS wird hochpräzise Messungen von Sternen
vornehmen, und kleine Veränderungen in ihrer Helligkeit beobachten, die
durch den Transit eines Planeten vor dem Stern verursacht werden.

CHEOPS wurde im Rahmen einer Partnerschaft zwischen der ESA und der
Schweiz entwickelt. Unter der Leitung der Universität Bern und der ESA war
ein Konsortium mit mehr als hundert Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern, Ingenieurinnen und Ingenieuren aus elf europäischen
Nationen während fünf Jahren am Bau des Satelliten beteiligt. Eine 
Sojus-Rakete wird den Forschungssatelliten zusammen mit einem grösseren
italienischen Radarsatelliten auf eine Erdumlaufbahn in 700 Kilometer Höhe
bringen.

Der Bund beteiligt sich am CHEOPS-Teleskop im Rahmen des PRODEX-Programms
(PROgramme de Développement d'EXpériences scientifiques) der Europäischen
Weltraumorganisation ESA. Über dieses Programm können national Beiträge
für Wissenschaftsmissionen durch Projektteams aus Forschung und Industrie
entwickelt und gebaut werden. Dieser Wissens- und Technologietransfer
zwischen Wissenschaft und Industrie verschafft dem Werkplatz Schweiz
letztlich auch einen strukturellen Wettbewerbsvorteil - und er ermöglicht,
dass Technologien, Verfahren und Produkte in andere Märkte einfliessen und
so einen Mehrwert für unsere Wirtschaft erbringen.

Mehr Informationen:

https://cheops.unibe.ch/de/


Berner Weltraumforschung: Seit der ersten Mondlandung an der
Weltspitze 

Als am 21. Juli 1969 Buzz Aldrin als zweiter Mann aus der Mondlandefähre
stieg, entrollte er als erstes das Berner Sonnenwindsegel und steckte es
noch vor der amerikanischen Flagge in den Boden des Mondes. Dieses
Solarwind Composition Experiment (SWC), welches von Prof. Dr. Johannes
Geiss und seinem Team am Physikalischen Institut der Universität Bern
geplant und ausgewertet wurde, war ein erster grosser Höhepunkt in der
Geschichte der Berner Weltraumforschung.

Die Berner Weltraumforschung ist seit damals an der Weltspitze mit dabei.
In Zahlen ergibt dies eine stattliche Bilanz: 25mal flogen Instrumente mit
Raketen in die obere Atmosphäre und Ionosphäre (1967-1993), 9mal auf
Ballonflügen in die Stratosphäre (1991-2008), über 30 Instrumente flogen
auf Raumsonden mit, und mit CHEOPS teilt die Universität Bern die
Verantwortung mit der ESA für eine ganze Mission.

Die erfolgreiche Arbeit der Abteilung Weltraumforschung und Planetologie
(WP) des Physikalischen Instituts der Universität Bern wurde durch die
Gründung eines universitären Kompetenzzentrums, dem Center for Space and
Habitability (CSH), gestärkt. Der Schweizer Nationalsfonds sprach der
Universität Bern zudem den Nationalen Forschungsschwerpunkt (NFS) PlanetS
zu, den sie gemeinsam mit der Universität Genf leitet.

Exoplanetenforschung in Genf: 24 Jahre Expertise mit Nobelpreis
ausgezeichnet

CHEOPS wird wichtige Informationen über Grösse, Form und Entwicklung
bekannter Exoplaneten liefern. Die Einrichtung des «Science Operation
Center» der CHEOPS-Mission in Genf unter der Leitung von zwei Professoren
der Astronomieabteilung der UniGE ist eine logische Fortsetzung der
Forschungsgeschichte auf dem Gebiet der Exoplaneten - denn hier wurde 1995
der erste Exoplanet von Michel Mayor und Didier Queloz, den
Nobelpreisträgern für Physik von 2019, entdeckt. Mit dieser Entdeckung
positionierte sich die Astronomieabteilung der Universität Genf an der
Weltspitze auf diesem Gebiet, was unter anderem 2003 zum Bau und der
Installation von HARPS führte. Der Spektrograph auf dem 3,6m-Teleskop der
ESO in La Silla war zwei Jahrzehnte lang der weltweit effizienteste, wenn
es um die Bestimmung der Masse von Exoplaneten ging. In diesem Jahr wurde
HARPS jedoch von ESPRESSO übertroffen, einem weiteren Spektrographen, der
in Genf gebaut und auf dem VLT in Paranal installiert wurde.

CHEOPS ist somit das Ergebnis von zwei nationalen Expertisen: einerseits
dem Weltraum-Know-how der Universität Bern in Zusammenarbeit mit ihren
Genfer Kolleginnen und Kollegen, und andererseits die Bodenerfahrung der
Universität Genf in Zusammenarbeit mit ihrem Pendant in der Hauptstadt.
Zwei wissenschaftliche und technische Kompetenzen, die auch den Nationalen
Forschungsschwerpunkt (NFS) PlanetS ermöglichten.




Weitere Informationen unter:

https://tinyurl.com/CHEOPSStartDatum

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, 05.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2019 
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PLANET/695: Erster Riesenplanet um Weißen Zwerg gefunden (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network -
04.12.2019

Erster Riesenplanet um Weißen Zwerg gefunden



Erstmals haben Wissenschaftler mit dem Very Large Telescope der ESO
Beweise für einen riesigen Planeten gefunden, der in Verbindung mit einem
Weißen Zwergstern steht. Der Planet umkreist den heißen Weißen Zwerg, den
Überrest eines sonnenähnlichen Sterns, in geringer Entfernung, wodurch
seine Atmosphäre abgetragen wird und eine Gasscheibe um den Stern bildet.
Dieses einzigartige System deutet darauf hin, wie unser eigenes
Sonnensystem in ferner Zukunft aussehen könnte.




[image: Bild: © ESO/M. Kornmesser]

Künstlerische Darstellung des WDJ0914+1914-Systems

Bild: © ESO/M. Kornmesser



"Es war eine dieser zufälligen Entdeckungen", sagt der Forscher Boris
Gänsicke von der University of Warwick in Großbritannien, der die Studie
leitete, die heute in Nature veröffentlicht wurde. Die Forschungsgruppe
hatte etwa 7000 Weiße Zwerge inspiziert, die im Rahmen des Sloan Digital
Sky Survey beobachtet wurden. Sie fanden heraus, dass einer davon
einzigartig ist. Durch die Analyse der geringen Schwankungen des
Sternlichts fanden sie Spuren von chemischen Elementen in Mengen, die
Wissenschaftler noch nie zuvor bei einem Weißen Zwerg beobachtet hatten.
"Wir wussten, dass in diesem System etwas Außergewöhnliches vor sich gehen
musste, und spekulierten, dass es sich um eine Art planetarischen Überrest
handeln könnte."

Um eine bessere Vorstellung von den Eigenschaften dieses ungewöhnlichen
Sterns mit dem Namen WDJ0914+1914 zu bekommen, analysierte das Team ihn
mit dem X-Shooter-Instrument des Very Large Telescope der ESO in der
chilenischen Atacama-Wüste. Diese Folgebeobachtungen bestätigten die
Anwesenheit von Wasserstoff, Sauerstoff und Schwefel nahe des Weißen
Zwerges. Bei der Analyse der Details in den Spektren entdeckte die
Wissenschaftler, dass sich diese Elemente in einer Scheibe aus Gas
befinden, die auf den Weißen Zwerg einfällt und nicht vom Stern selbst
kommt.

"Es dauerte einige Wochen, bis wir herausfanden, dass der einzige Weg,
eine solche Scheibe zu erzeugen, das Verdampfen eines riesigen Planeten
ist", sagte Matthias Schreiber von der Universität Valparaiso in Chile,
der die vergangene und zukünftige Entwicklung dieses Systems berechnete.
Sowohl er als auch Gänsicke kommen aus Deutschland und haben dort
promoviert.

Die nachgewiesenen Mengen an Wasserstoff, Sauerstoff und Schwefel ähneln
denen in den tiefen atmosphärischen Schichten von eisigen, riesigen
Planeten wie Neptun und Uranus. Befände sich die Bahn eines solchen
Planeten in der Nähe eines heißen Weißen Zwerges, würde die extreme
ultraviolette Strahlung des Sterns seine äußeren Schichten abstreifen. Ein
Teil dieses abgetragenen Gases würde sich zu einer Scheibe verwirbeln, die
ihrerseits auf den Weißen Zwerg fällt. Das ist es, was Wissenschaftler um
WDJ0914+1914 herum sehen: der erste verdampfende Planet, der einen Weißen
Zwerg umkreist.

Durch die Kombination von Beobachtungsdaten mit theoretischen Modellen
konnte die Gruppe von Astronomen aus Großbritannien, Chile und Deutschland
ein klareres Bild von diesem einzigartigen System zeichnen. Der Weiße
Zwerg ist klein und mit 28 000 Grad Celsius (fünfmal so hoch wie die
Temperatur der Sonne) extrem heiß. Im Gegensatz dazu ist der Planet eisig
und groß - mindestens doppelt so groß wie der Stern. Da er den heißen
Weißen Zwerg aus nächster Nähe umkreist und ihn in nur 10 Tagen umrundet,
blasen die hochenergetischen Photonen des Sterns allmählich die Atmosphäre
des Planeten davon. Der größte Teil des Gases entweicht, aber ein Teil
wird in eine Scheibe gezogen, die mit einer Rate von 3000 Tonnen pro
Sekunde in den Stern strömt. Es ist diese Scheibe, die den sonst
verborgenen neptunähnlichen Planeten sichtbar macht.

"Das ist das erste Mal, dass wir die Mengen an Gasen wie Sauerstoff und
Schwefel in der Scheibe messen können, was Hinweise auf die
Zusammensetzung von Exoplaneten-Atmosphären gibt", sagt Odette Toloza von
der Universität Warwick, die ein Modell für die Gasscheibe um den Weißen
Zwerg herum entwickelte.

"Die Entdeckung eröffnet auch ein neues Fenster zum endgültigen Schicksal
der Planetensysteme", ergänzt Gänsicke.

Sterne wie unsere Sonne verbrennen den größten Teil ihres Lebens lang
Wasserstoff in ihren Kernen. Sobald ihnen dieser Treibstoff ausgeht,
blähen sie sich zu Roten Riesen auf, werden hundertmal größer und
verschlingen nahegelegene Planeten. Im Falle des Sonnensystems gehören
dazu Merkur, Venus und sogar die Erde, die alle von der Rote-Riesen-Sonne
in etwa 5 Milliarden Jahren verschlungen werden. Schließlich verlieren
sonnenähnliche Sterne ihre äußeren Schichten und hinterlassen nur noch
einen ausgebrannten Kern, einen Weißen Zwerg. Solche stellaren Überreste
können noch Planeten beherbergen, und man vermutet, dass viele dieser
Sternensysteme in unserer Galaxie existieren. Bislang hatten
Wissenschaftler jedoch noch nie Beweise für einen überlebenden
Riesenplaneten um einen Weißen Zwerg gefunden. Der Nachweis eines
Exoplaneten im Orbit um WDJ0914+1914, der sich etwa 1500 Lichtjahre
entfernt im Sternbild Krebs befindet, könnte der erste von vielen solcher
Sterne sein.

Nach Angaben der Forscher umkreist der Exoplanet, der nun mit Hilfe des
X-Shooters der ESO gefunden wurde, den Weißen Zwerg in einer Entfernung
von nur 10 Millionen Kilometern oder dem 15-fachen Sonnenradius. Der
Planet hätte sich daher inmitten des Roten Riesen befinden müssen. Die
ungewöhnliche Position des Planeten legt nahe, dass sich der Planet
irgendwann, nachdem der Wirtsstern zu einem Weißen Zwerg geworden ist,
näher an ihn herangearbeitet hat. Die Astronomen sind der Ansicht, dass
diese neue Umlaufbahn das Ergebnis von gravitativen Wechselwirkungen mit
anderen Planeten im System sein könnte, was bedeutet, dass mehr als ein
Planet den gewaltsamen Übergang seines Wirtssterns überlebt haben könnte.

"Bis vor kurzem dachten nur sehr wenige Astronomen über das Schicksal von
Planeten nach, die sterbende Sterne umkreisen. Diese Entdeckung eines
Planeten, der sich um einen ausgebrannten Sternenkern dreht, zeigt
eindrucksvoll, dass das Universum unseren Geist immer wieder
herausfordert, über unsere etablierten Ideen hinauszugehen", schließt
Gänsicke.


Weitere Informationen

Diese Forschung wurde in einem Artikel vorgestellt, der in der Zeitschrift
Nature erscheint.

Das Team besteht aus Boris Gänsicke (Department of Physics & Centre for
Exoplanets and Habitability, University of Warwick, Großbritannien),
Matthias Schreiber (Institute of Physics and Astronomy, Millennium Nucleus
for Planet Formation, Valparaiso University, Chile), Odette Toloza
(Department of Physics, University of Warwick, Großbritannien), Nicola
Gentile Fusillo (Department of Physics, University of Warwick,
Großbritannien), Detlev Koester (Institut für Theoretische Physik und
Astrophysik, Universität Kiel, Deutschland) und Christopher Manser
(Department of Physics, University of Warwick, Großbritannien).

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO führt ein ehrgeiziges Programm durch, das
sich auf die Planung, den Bau und den Betrieb leistungsfähiger
bodengebundener Beobachtungseinrichtungen konzentriert, die es Astronomen
ermöglichen, wichtige wissenschaftliche Entdeckungen zu machen. Auch bei
der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Astronomie
spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle. Die ESO verfügt über drei
weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in Chile: La Silla, Paranal
und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO das Very Large Telescope
(VLT) und das weltweit führende Very Large Telescope Interferometer sowie
zwei Durchmusterungsteleskope: VISTA im Infrarotbereich und das VLT Survey
Telescope (VST) für sichtbares Licht. Am Paranal wird die ESO zukünftig
außerdem das Cherenkov Telescope Array South beherbergen und betreiben,
das größte und empfindlichste Gammastrahlenobservatorium der Welt. Die ESO
ist zusätzlich einer der Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor,
APEX und ALMA, dem größten astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro
Armazones unweit des Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely
Large Telescope (ELT) mit 39 Metern Durchmesser, das einmal das größte
optische Teleskop der Welt werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Originalpublikation:
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MELDUNG/257: Wie sich Blüten an ihre Bestäuber anpassen (idw)


Universität Wien - 05.12.2019

Wie sich Blüten an ihre Bestäuber anpassen

Modularität ermöglicht rasche Anpassung einzelner Blütenteile an
unterschiedliche Bestäuber



Die ersten Blütenpflanzen sind bereits vor mehr als 140 Millionen Jahren
in der Kreidezeit entstanden. Mit zumindest 300.000 Arten sind diese damit
die mit Abstand größte Pflanzengruppe. EvolutionsbiologInnen um Agnes
Dellinger und Jürg Schönenberger von der Universität Wien haben nun in
einer aktuellen Studie in Communications Biology dreidimensionale
Blütenformen analysiert und herausgefunden, dass sich Blütenformen im
Laufe der Evolution modular an die unterschiedlichen Bestäuber angepasst
haben.

Blütenpflanzen sind durch eine erstaunliche Diversität an
unterschiedlichen Blütenformen und -größen gekennzeichnet. Diese
Diversität ist in Anpassung an unterschiedliche Bestäuber wie etwa Bienen,
Fliegen, Schmetterlinge, Kolibris oder Fledermäuse entstanden. Obwohl
einige Studien gezeigt haben, dass diese unterschiedlichen Bestäuber
jeweils starken Selektionsdruck auf Blüten ausüben können, ist das Wissen,
wie Blüten sich tatsächlich an diese Bestäuber anpassen, nach wie vor
lückenhaft. Passt sich zum Beispiel die ganze Blüte an einen Bestäuber an,
oder können sich einzelne Blütenteile unabhängig von anderen Blütenorganen
an unterschiedliche Bestäuber anpassen?

In einer aktuellen Studie untersuchten WissenschafterInnen um Agnes
Dellinger vom Department für Botanik und Biodiversitätsforschung der
Universität Wien die Blüten von 30 Pflanzenarten einer tropischen
Pflanzengruppe (Merianieae) aus den Anden. "Jede dieser Pflanzenarten hat
Anpassungen an entweder Bienen-, Vogel-, Fledermaus- oder Mäusebestäubung
entwickelt", erklärt Dellinger. Mittels hochauflösender
Computertomographie-Verfahren erzeugte das Forschungsteam 3D-Modelle der
Blüten und analysierte diese anschließend mittels
geometrisch-morphometrischer Methoden.

Die ForscherInnen konnten zeigen, dass sich die Blütenformen an die
jeweils unterschiedlichen Bestäuber angepasst haben, die Blütenevolution
jedoch nicht homogen über die gesamte Blüte verläuft. So weisen etwa die
auffällig bunten, sterilen Blütenblätter schnellere Anpassungen an die
unterschiedlichen Bestäuber auf als der Rest der Blüte: die reproduktiven
Organe der Blüte zeigen die langsamsten Anpassungen. "Diese Untersuchung
ist eine der ersten, die die gesamte dreidimensionale Blütenform
analysiert und es wird spannend zu sehen, ob auch in anderen
Pflanzengruppen eine ähnliche evolutionäre Entkopplung der Blütenorgane zu
finden ist", so die Biodiversitätsforscherin abschließend.


Publikation in Communications Biology:
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Almeda, W. Scott Armbruster, Yannick Staeder, Jürg Schönenberger;

in Communications Biology.
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FORSCHUNG/1647: Mit starken Lasern zur Fusion - Verschmelzung von Atomkernen quantenmechanisch anstoßen (idw)


Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 05.12.2019

Mit starken Lasern zur Fusion: HZDR-Wissenschaftler wollen die
Verschmelzung von Atomkernen quantenmechanisch anstoßen



Kernphysik ist üblicherweise die Domäne hoher Energien. Das wird zum
Beispiel in den Versuchen zur Beherrschung der kontrollierten Kernfusion
sichtbar. Ein Problem stellt die Überwindung der starken elektrischen
Abstoßung zwischen den zu verschmelzenden Atomkernen dar, die hohe
Energien erfordert. Fusionen könnten jedoch schon bei niedrigeren Energien
in Gang kommen: mit Energien und elektromagnetischen Feldern, wie sie
beispielsweise modernste Freie-Elektronen-Laser mit Röntgenlicht zur
Verfügung stellen. Das zeigen Wissenschaftler des Helmholtz-Zentrums
Dresden-Rossendorf (HZDR) in der Fachzeitschrift Physical Review C.

Bei der Kernfusion verschmelzen zwei Atomkerne zu einem neuen Kern. Im
Labor gelingt das zum Beispiel mit Teilchenbeschleunigern, wenn Forscher
Fusionsreaktionen zur Bildung schneller freier Neutronen für
weiterführende Experimente nutzen. In weit größerem Maßstab soll die
kontrollierte Fusion leichter Kerne Anwendung in der Energieerzeugung
finden. Vorbild ist die Sonne: Deren Energie speist sich aus einer Reihe
von im Innern ablaufenden Fusionsreaktionen.

Seit vielen Jahren arbeiten Wissenschaftler an Konzepten, mit denen sich
aus der Fusionsenergie Strom erzeugen ließe. "Zum einen ist es die
Aussicht auf eine praktisch unerschöpfliche Energiequelle. Zum anderen
sind es die vielen noch vorhandenen, technologischen Hürden, zu deren
Meisterung wir mit unserer Arbeit einen Beitrag leisten wollen",
beschreibt Prof. Ralf Schützhold, Direktor der Abteilung für Theoretische
Physik am HZDR, die Motivation seiner Forschung.

Tunneln auf hohem, aber demnächst zugänglichem Niveau
Um eine Kernfusion auszulösen, müssen die starken elektrischen
Abstoßungskräfte der miteinander zu verschmelzenden, gleichartig geladenen
Atomkerne überwunden werden. Dazu sind normalerweise hohe Energien
notwendig. Doch es gibt noch einen weiteren Weg, erläutert Dr. Friedemann
Queißer, Co-Autor der Studie: "Reicht die verfügbare Energie nicht aus,
kann die Fusion auch durch Tunneln ermöglicht werden, einen
quantenmechanischen Prozess. Dabei wird die von der Kernabstoßung
verursachte Energiebarriere bei niedrigeren Energien durchtunnelt."

Der Vorgang ist kein theoretisches Konstrukt, sondern Realität: So reichen
die im Sonnenkern anzutreffenden Temperaturen und Druckverhältnisse nicht
aus, um die Energiebarriere für eine Fusion von Wasserstoffkernen zu
überwinden. Die Fusion findet trotzdem statt: Die vorherrschenden
Bedingungen gestatten, über eine genügende Zahl von Tunnelprozessen die
Fusionsreaktion aufrecht zu erhalten.

In ihrer aktuellen Arbeit untersuchten die HZDR-Wissenschaftler, ob die
Unterstützung von Tunnelprozessen mittels Strahlung eine kontrollierte
Fusion erleichtern kann. Doch auch das ist eine Frage der Energie: Je
niedriger sie ist, desto unwahrscheinlicher wird das Tunneln. So war die
Leistung herkömmlicher Laserstrahlung für das Auslösen solcher Prozesse
bislang zu gering.

XFEL und Elektronenstrahlen zur Unterstützung von Fusionsreaktionen
Das könnte sich bald ändern: Mit Freie-Elektronen-Lasern mit Röntgenlicht
(XFEL, X-Ray Free-Electron Laser) lassen sich bereits Leistungsdichten in
einer Größenordnung von 10^20 Watt pro Quadratzentimeter erreichen. Das
entspricht in etwa dem Tausendfachen der auf die Erde einstrahlenden
Leistung unserer Sonne, gebündelt auf die Fläche einer 1-Eurocent-Münze.
"Damit stoßen wir in Bereiche vor, die eine Unterstützung solcher
Tunnelprozesse mit starken Röntgenlasern möglich erscheinen lassen", so
Schützhold.

Die Idee: Das die Abstoßung der Kerne verursachende, starke elektrische
Feld wird mit einem schwächeren, sich aber schnell ändernden
elektromagnetischen Feld überlagert, wie es mit Hilfe eines XFEL erzeugt
werden kann. Die Dresdner Wissenschaftler haben das anhand der Fusion der
Wasserstoff-Isotope Deuterium und Tritium theoretisch untersucht. Diese
Reaktion gilt heute als eine der aussichtsreichsten, wenn es um
erfolgversprechende Konzepte für künftige Fusionskraftwerke geht. Die
Ergebnisse zeigen, dass sich auf diesem Wege die Tunnelrate erhöhen lässt;
eine ausreichende Zahl ausgelöster Tunnelprozesse könnte schließlich eine
erfolgreiche und kontrollierte Fusionsreaktion ermöglichen.

Einige wenige Lasersysteme mit entsprechendem Potenzial gehören heute zu
den Flaggschiffen von Großforschungsanlagen weltweit, wie etwa in Japan
und den USA - oder in Deutschland, wo mit dem Röntgenlaser European XFEL
der weltstärkste Laser seiner Art steht. An der dortigen Helmholtz
International Beamline for Extreme Fields (HIBEF) sind Experimente mit
einzigartigen ultrakurzen und extrem lichtstarken Röntgenblitzen geplant.
HIBEF wird derzeit vom HZDR aufgebaut.

Als nächstes wollen die Dresdner Starkfeld-Physiker noch tiefer in die
Theorie eintauchen, um auch andere Fusionsreaktionen besser verstehen und
deren Potenzial für mittels Strahlung unterstützte Tunnelprozesse
abschätzen zu können. Solche wurden bereits bei Laborsystemen, wie
Quantenpunkten in der Festkörper-Physik oder Bose-Einstein-Kondensaten,
beobachtet, doch im Falle der Kernfusion steht der experimentelle Nachweis
noch aus. Perspektivisch halten die Autoren der Studie auch andere
Strahlungsquellen zur Unterstützung von Tunnelprozessen für möglich. Zu
Elektronenstrahlen liegen bereits erste theoretische Ergebnisse vor.



Das Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) forscht auf den Gebieten
Energie, Gesundheit und Materie. Folgende Fragestellungen stehen hierbei
im Fokus:

• Wie nutzt man Energie und Ressourcen effizient, sicher und
nachhaltig?

• Wie können Krebserkrankungen besser visualisiert,
charakterisiert und wirksam behandelt werden?

• Wie verhalten sich Materie und Materialien unter dem Einfluss
hoher Felder und in kleinsten Dimensionen?

Das HZDR entwickelt und betreibt große Infrastrukturen, die auch von
externen Messgästen genutzt werden: Ionenstrahlzentrum, Hochfeld-Magnetlabor
Dresden und ELBE-Zentrum für Hochleistungs-Strahlenquellen.
Es ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft, hat fünf Standorte (Dresden,
Freiberg, Grenoble, Leipzig, Schenefeld bei Hamburg) und beschäftigt knapp
1.200 Mitarbeiter - davon etwa 500 Wissenschaftler inklusive 170
Doktoranden.
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ENERGIE/1655: Bis zu 30 Prozent mehr Kapazität für Lithium-Ionen-Akkus (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 05.12.2019

Bis zu 30 Prozent mehr Kapazität für Lithium-Ionen-Akkus



Durch Untersuchungen struktureller Veränderungen während der Synthese von
Kathodenmaterialen für zukünftige Hochenergie-Lithium-Ionen-Akkus haben
Forscherinnen und Forscher des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT)
und kooperierender Einrichtungen neue und wesentliche Erkenntnisse über
Degradationsmechanismen gewonnen. Diese könnten zur Entwicklung von Akkus
mit deutlich erhöhter Kapazität beitragen, die etwa bei Elektrofahrzeugen
eine größere Reichweite möglich machen. Über die Ergebnisse berichtet das
Team in der Zeitschrift Nature Communications.

(DOI 10.1038/s41467-019-13240-z)

Ein Durchbruch der Elektromobilität wird bislang unter anderem durch
ungenügende Reichweiten der Fahrzeuge behindert. Helfen könnten
Lithium-Ionen-Akkus mit einer größeren Ladekapazität. "Wir sind dabei,
solche Hochenergie-Systeme zu entwickeln", sagt Professor Helmut Ehrenberg,
Leiter des Instituts für Angewandte Materialien - Energiespeichersysteme
(IAM-ESS). "Auf Basis eines grundlegenden Verständnisses der
elektrochemischen Vorgänge in den Batterien sowie durch den innovativen
Einsatz von neuen Materialien lässt sich die Speicherkapazität von
Lithium-Ionen-Akkus nach unserer Einschätzung um bis zu 30 Prozent
erhöhen." Am KIT läuft diese Forschung im Rahmen des Center for
Electrochemical Energy Storage Ulm & Karlsruhe (CELEST), der größten
deutschen Forschungsplattform für elektrochemische Speicher, deren
stellvertretender Sprecher Ehrenberg ist.

Die Hochenergievariante der Lithium-Ionen-Technologie unterscheidet sich
von der herkömmlichen durch ein spezifisches Kathodenmaterial: Während
bislang überwiegend Schichtoxide mit unterschiedlichen Verhältnissen von
Nickel, Mangan und Kobalt eingesetzt werden, kommen nun manganreiche
Materialien mit Lithium-Überschuss zum Einsatz, was die
Energiespeicherfähigkeit pro Volumen/Masse Kathodenmaterial deutlich
erhöht. Allerdings gibt es beim Einsatz dieser Materialien bislang noch
ein Problem: Bei der Ein- und Auslagerung von Lithium-Ionen - also der
grundlegenden Funktionsweise einer Batterie - degradiert das
Hochenergie-Kathodenmaterial. Das Schichtoxid wandelt sich nach einiger Zeit
in eine Kristallstruktur mit sehr ungünstigen elektrochemischen
Eigenschaften um. Als unerwünschte Folge sinkt die mittlere Lade- und
Entladespannung von Beginn an, was die Entwicklung von brauchbaren
Hochenergie-Lithium-Ionen-Akkus bislang verhinderte.

Neue Erkenntnisse über Degradation

Wie genau dieser Degradationsprozess abläuft, war noch nicht vollständig
verstanden. Ein Forscherteam aus Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
des KIT und kooperierender Einrichtungen hat den grundlegenden Mechanismus
nun in der Zeitschrift Nature Communications beschrieben: "Auf Basis von
detaillierten Untersuchungen des Hochenergie-Kathodenmaterials konnten wir
zeigen, dass die Degradation nicht direkt, sondern indirekt über die
Bildung einer bislang wenig beachteten lithiumhaltigen Kochsalzstruktur
abläuft", sagt Weibo Hua (IAM-ESS), einer der Hauptautoren der Studie.
"Außerdem spielt auch Sauerstoff bei den Reaktionen eine entscheidende
Rolle." Neben diesen Ergebnissen zeigt die Studie außerdem, dass neue
Erkenntnisse über das Verhalten einer Batterietechnologie nicht unbedingt
direkt aus dem Degradationsprozess stammen müssen: Ihre Entdeckung hatten
Weibo und die beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nämlich
anhand von Untersuchungen gewonnen, die während der Synthese des
Kathodenmaterials durchgeführt wurden.

Auf dem Weg zu Hochenergie-Lithium-Ionen-Akkus für Elektroautos stellen
die Forschungsergebnisse des KIT einen wichtigen Schritt dar: Sie machen
es möglich, nun neue Ansätze zur Minimierung der Degradation in den
Schichtoxiden zu testen und in die eigentliche Entwicklungsarbeit zu
diesem neuen Batterietyp einzusteigen.


Originalpublikation:

Weibo Hua, Suning Wang, Michael Knapp, Steven J. Leake, Anatoliy Senyshyn,
Carsten Richter, Murat Yavuz, Joachim R. Binder, Clare P. Grey, Helmut
Ehrenberg, Sylvio Indris, and Björn Schwarz:

Structural insights into the formation and voltage degradation of high-energy
lithium- and manganese-rich layered oxides.

Nature Communications, 2019.

DOI 10.1038/s41467-019-13240-z

https://www.nature.com/articles/s41467-019-13240-z#citeas

Über die Forschungsplattform CELEST mit dem Exzellenzcluster POLiS

Die Forschungsplattform CELEST (Center for Electrochemical Energy Storage
Ulm & Karlsruhe) wurde 2018 von den Partnern KIT, Universität Ulm und dem
Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg
(ZSW) zur strategischen Zusammenarbeit gegründet und zählt im
internationalen Vergleich zu den größten Aktivitäten in der
Batterieforschung. 45 Arbeitsgruppen aus 29 Instituten des KIT, der
Universität Ulm und des ZSW bringen ihre komplementäre Expertise in die
Plattform CELEST ein - von der Grundlagenforschung über die praxisnahe
Entwicklung bis zum Technologietransfer. CELEST ist in drei
Forschungsfeldern aktiv: Lithium-Ionen-Technologie, Energiespeicherung
jenseits von Lithium sowie alternative Techniken zur elektrochemischen
Energiespeicherung und -konversion.

Eingebunden in CELEST ist auch das Exzellenzcluster POLiS (Post Lithium
Storage Cluster of Excellence). Im Rahmen von POLiS forschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Karlsruhe und Ulm an der
Batterie der Zukunft. Das Cluster wurde Ende 2018 im Zuge der
hochkompetitiven Exzellenzstrategie des Bundes und der Länder eingeworben
und ist mit rund sieben Millionen Euro pro Jahr für zunächst sieben Jahre
ausgestattet. Partner sind das KIT, die Universität Ulm, sowie die
assoziierten Partner ZSW und Universität Gießen. Die rund 100 Forschenden
verteilen sich in etwa hälftig auf die Standorte Karlsruhe und Ulm.

Mehr zu CELEST:

https://www.celest.de/

Mehr zum Exzellenzcluster:

https://www.postlithiumstorage.org/

Details zum KIT-Zentrum Energie:

http://www.energie.kit.edu

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 05.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AGRAR/407: Chlorpyrifos-Verbot ist längst überfällig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Dezember 2019

Chlorpyrifos-Verbot ist längst überfällig



Zum heute beschlossenen EU-weiten Chlorpyrifos-Verbot erklärt Harald
Ebner, Sprecher für Gentechnik- und Bioökonomiepolitik:

Das Chlorpyrifos-Verbot ist längst überfällig. Zitrusfrüchte und alle
anderen Lebensmittel müssen endlich frei von diesem hirnschädigenden
Nervengift sein. Chlorpyrifos hätte niemals eine EU-Zulassung bekommen
dürfen, denn die Hinweise auf seine Gefahren lagen damals schon vor,
wurden aber von den Zulassungsbehörden 'übersehen'. Das zeigt erneut,
dass wir eine umfassende Reform hin zu wirklich herstellerunabhängigen
Pestizid-Zulassungsverfahren brauchen.

Es ist bezeichnend, dass Agrarministerin Klöckner auch in diesem Fall
wie schon bei den Bienengiften erst in allerletzter Minute von den
Blockierern ins Lager der Verbots-Befürworter gewechselt ist. Noch vor
einem Jahr stimmte sie einer Chlorpyrifos-Zulassungsverlängerung zu,
noch vor wenigen Wochen wollte sie sich auf unsere Anfrage nicht auf
das Verbot festlegen, obwohl die EU-Behörden es längst empfohlen
hatten. Nächster Schritt muss nun ein EU-weites Importverbot für
Mandarinen, Orangen und andere Lebensmittel mit
Chlorpyrifos-Rückständen sein.

Wenn Klöckner es wirklich ernst meint, muss Deutschland sich jetzt
auch für einen globalen Bann des Gifts einsetzen. Chlorpyrifos gehört
schleunigst auf die 'POP-Liste' der Stockholm Convention mit weltweit
geächteten Chemikalien. Die Bundesregierung muss dafür sorgen, dass
das Gift für die POP-Liste nominiert wird. Denn das Nervengift wurde
sogar schon im arktischen Eis nachgewiesen, weitab aller Einsatzorte.
Das belegt, dass Chlorpyrifos sich langfristig in der Umwelt
anreichert und damit zu den persistenten organischen Schadstoffen
(persistent organic pollutants, kurz POP) gehört.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AGRAR/406: Gekaufte Glyphosat-Gutachten - System mit Methode


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Dezember 2019

Gekaufte Glyphosat-Gutachten: System mit Methode



Zum Fall der verdeckt von Monsanto finanzierten Glyphosat-Studien des
Gießener Professors Michael Schmitz erklärt Harald Ebner, Sprecher für
Gentechnik- und Bioökonomiepolitik:

Der aufgedeckte Fall zeigt einmal mehr, mit welch haarsträubenden
Methoden Monsanto arbeitet. Es ist unsäglich, dass auch hier eine
Bundesbehörde des Agrarministeriums auf den Schmu hereingefallen ist
und die gekaufte Gefälligkeitsstudie durch Veröffentlichung mit dem
amtlichen Siegel geadelt hat. Wir fordern die Agrarministerin und auch
die Universität Gießen auf, sich klar zu diesem Fall zu positionieren.

Der Fall macht sehr deutlich, dass Bundesregierung und Behörden auf
allen Ebenen im besten Fall viel zu gutgläubig sind und vermeintlich
unabhängige wissenschaftliche Studien viel gründlicher auf
Interessenkonflikte prüfen müssen. Die aktuelle
EU-Glyphosat-Zulassung, die der deutsche Minister Schmidt 2017 in
letzter Minute in Brüssel durchgedrückt hat, hat dadurch weitere
Kratzer bekommen. Doch Agrarministerin Klöckner hält unbeirrt weiter
an Glyphosat fest. Selbst der versprochene und zuletzt auf 2024
verschobene Glyphosatausstieg ist im Prinzip schon wieder abgeblasen.
Klöckner versteckt sich dabei hinter EU-Recht, das angeblich kein
nationales Verbot zulasse. Doch Österreich beweist mit s einem
Glyphsoatverbot gerade, dass diese Ausrede nicht gilt. Neben dem
Glyphosatausstieg brauchen wir dringend unabhängige Forschung zu
Pestiziden und ihren Auswirkungen, finanziert über Gebühren und
Abgaben der Hersteller.

Dass auch der Bayer-Konzern sich erst jetzt auf Mediennachfrage von
den gekaufte Schmitz-Monsanto-Studien distanziert, zeigt einmal mehr,
wie wenig die Nachhaltigkeitssprüche wie "Wir haben verstanden" der
Monsanto-Mutter tatsächlich wert sind. Alle Aufklärungsankündigungen
des Konzerns sind offenbar nichts als leere Versprechungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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GESUNDHEIT/1050: BKK-Gesundheitsreport - Den Beschäftigten geht die Puste aus


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Dezember 2019

Den Beschäftigten geht die Puste aus



Zur heutigen Vorstellung des BKK-Gesundheitsreports zum Thema
"Psychische Gesundheit und Arbeit" erklären Beate Müller-Gemmeke,
Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik,
und Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für Gesundheitspolitik:

Psychische Erkrankungen nehmen in der Arbeitswelt immer stärker zu.
Fast jeder sechste Fehltag wird inzwischen durch sie ausgelöst. Den
Beschäftigten geht immer mehr die Puste aus. Denn psychische
Belastungen am Arbeitsplatz können nicht losgelöst von den
Arbeitsbelastungen und Arbeitszeiten gesehen werden. Die
Bundesregierung muss deshalb Rahmenbedingungen schaffen, die eine
gesunde Lebensweise und Zeiten des Miteinanders ermöglichen und
Arbeitsprozesse entschleunigen. Dazu gehören eine alters- und
alternsgerechte Gestaltung der Arbeitsplätze und eine weitergehende
Enttabuisierung psychischer Erkrankungen, in allen Branchen und allen
Lebensbereichen.

Neu ist diese Erkenntnis aber nicht. Wenn Schwarz-Rot darüber aber
immer nur redet, dann ist das zu wenig. Handeln ist angesagt, denn es
geht immerhin um die Gesundheit der Beschäftigten. Bundesminister Heil
muss endlich etwas gegen psychische Belastungen tun. Das
Arbeitsschutzgesetz muss mit einer Verordnung konkretisiert werden,
damit Arbeitgeber und Betriebs- und Personalräte ein Werkzeug an die
Hand bekommen, um gemeinsam geeignete Lösungen gegen jede Form von
Stress zu entwickeln. Zudem muss endlich Schluss sein mit prekären und
unsicheren Beschäftigungsverhältnissen. Die Beschäftigten brauchen
soziale Sicherheit und Arbeitsbedingungen, die nicht krank machen.

Gleichzeitig sind es nicht nur Erwerbstätige, die aufgrund psychischer
Erkrankungen ausfallen, auch unter Langzeitarbeitslosen ist die Anzahl
an Arbeitsunfähigkeits-tagen besonders hoch. Für die meisten Menschen
ist Arbeit ein wichtiger und sinnstiftender Teil ihres Lebens. Bei
Verlust des Arbeitsplatzes braucht es deshalb gezielte
gesundheitsbezogene Unterstützung und eine Beratung auf Augenhöhe. Das
System ist bisher allerdings nicht dafür ausgelegt, psychisch
erkrankten Menschen die Hilfe anzubieten, die sie benötigen. Ganz im
Gegenteil, Versäumnisse werden im System des Arbeitslosengeldes II mit
Sanktionierung finanziell noch bestraft - dies sorgt für zusätzliche
Belastun gen.

Die Bundesregierung muss deshalb endlich die gesetzlichen
Rahmenbedingungen im SGB II entsprechend reformieren. Es braucht
positive und passgenaue Hilfen zum Erhalt oder zur Wiedergewinnung von
Erwerbstätigkeit, eine respektvolle und wertschätzende Beratung sowie
einen stärkeren Fokus auf gesundheitsbezogene Maßnahmen, wie
Prävention, Früherkennung und Versorgung von psychischen Erkrankungen
bis hin zur begleiteten Wiedereingliederung. Um das zu erreichen, muss
Bundesarbeitsminister Heil vor allem die gesetzlichen
Rahmenbedingungen im SGB II so reformieren, dass sie eine Beratung und
Begleitung auf Augenhöhe ermöglichen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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AUSSEN/1937: Macron muss auf Dialog statt auf schwerbewaffnete Einsatzkräfte setzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Dezember 2019

Macron muss auf Dialog statt auf schwerbewaffnete Einsatzkräfte setzen



"Die Menschen in Frankreich streiken gegen die unsoziale Rentenreform
von Präsident Emmanuel Macron und seiner Regierung, weil sie nach
einem anstrengenden Arbeitsleben mit oftmals viel zu niedriger
Entlohnung zumindest im Alter auf Würde und Absicherung hoffen. Ihnen
gilt meine Solidarität. Die neoliberale Politik muss in Frankreich und
in Europa insgesamt ein Ende haben, denn die große Mehrheit der
Menschen sehnt sich schon lange nach einem sozialen Aufbruch", erklärt
Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. Nastic weiter:

"Die Mobilisierung beim Generalstreik in Frankreich ist wahrlich
bewundernswert. Rund zwei Drittel der französischen Bevölkerung
unterstützen den Streik, Hunderttausende Bürgerinnen und Bürger
protestieren aktiv im ganzen Land. Ich rufe den französischen
Präsidenten Emmanuel Macron auf, auf konstruktiven Dialog mit den
Streikenden zu setzen statt auf Tausende von schwerbewaffneten
Polizeikräften. Auch die Bundesregierung sollte auf ihre französischen
Partner Druck ausüben, um Gewalt gegen die Protestierenden zu
verhindern und Menschenrechte zu wahren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. Dezember 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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AUSSEN/1936: Solidarität mit den Protestierenden in Frankreich


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Solidarität mit den Protestierenden in Frankreich



Zu den Protesten gegen Emmanuel Macrons Rentenreformpläne erklärt
Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Der Generalstreik in Frankreich ist eine konsequente und notwendige
Reaktion auf die neoliberalen Reformpläne Emmanuel Macrons. Seine
Pläne atmen den Geist der Agenda 2010. Sie gleichen einer Blaupause,
für das, was die Franzosen erwartet: Erhöhung des
Renteneintrittsalters und Kürzung der Rentenansprüche. Dass dies nicht
unwidersprochen hingenommen wird, ist ein gutes und richtig Zeichen.
Diese Auswüchse des Neoliberalismus müssen gestoppt werden. Die LINKE
erklärt sich solidarisch mit den Protestierenden in Frankreich.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de
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BILDUNG/940: Weckruf an die Kultusministerkonferenz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Dezember 2019

Weckruf an die Kultusministerkonferenz



"Die vereinbarten Empfehlungen lesen sich so, als ob die
Kultusministerkonferenz den bildungspolitischen Schuss nicht gehört
hat: aufgewärmtes Allerlei mit wenig Substanz und Visionen zur
Umsetzung guter Sprachförderung für alle und vor allem keine
wirklichen Empfehlungen", erklärt Birke Bull-Bischoff,
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zu den heute von
der Kultusministerkonferenz verabschiedeten "Empfehlungen zur
Bildungssprache Deutsch und zum sprachsensiblen Unterricht an
beruflichen Schulen". Die Abgeordnete weiter:

"Es wäre schön, wenn die Länder zumindest bei den drängendsten und
mehr als offensichtlichen Problemen im deutschen Bildungssystem mit
einer Stimme sprechen würden. Stattdessen verlieren sie sich im
Kleinklein der Wortphrasen und dem, was in den Ländern sowieso schon
gemacht wird. Da ist es kein Wunder, dass sich Pädagoginnen und
Pädagogen, Erzieherinnen und Erzieher, Schülerinnen und Schüler,
Studierende, Azubis und Eltern mit den desolaten Zuständen in der
Bildung allein gelassen fühlen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. Dezember 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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GESUNDHEIT/1146: Stress und psychische Belastungen am Arbeitsplatz eindämmen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Dezember 2019

Stress und psychische Belastungen am Arbeitsplatz eindämmen



"Wir brauchen eine Kehrtwende in der Arbeitswelt. Psychische
Belastungen und Stress müssen eingedämmt werden. Dazu benötigen wir
eine Anti-Stress-Verordnung mit klaren und verbindlichen Richtlinien
für Arbeitgeber", erklärt Jutta Krellmann, Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE für Mitbestimmung und Arbeit, zum BKK-Gesundheitsreport
2019, aus dem hervorgeht, dass die psychisch bedingten Fehlzeiten sich
in den letzten zehn Jahren mehr als verdoppelt haben. Krellmann
weiter:

"Die psychische Gefährdungsbeurteilung ist kein Allheilmittel, das
zeigen die aktuellen Zahlen. Die Arbeitgeber drücken sich gekonnt um
ihre Pflichten herum. Denn nur in jedem vierten Betrieb wird eine
psychische Gefährdungsbeurteilung durchgeführt. Und der Staat setzt
weiterhin fahrlässig die Gesundheit der Beschäftigten aufs Spiel, weil
Unternehmen im Schnitt nur noch alle 20 bis 40 Jahre kontrolliert
werden.

Wir brauchen endlich flächendeckende Arbeitsschutzkontrollen und
außerdem starke Betriebsräte. Sie sind die Fachkräfte in ihren
Betrieben und können maßgeblich Einfluss nehmen auf den Arbeitsschutz.
Doch ihre Zahl nimmt ab. Deshalb müssen Betriebsräte besser geschützt
und ihre Wahl erleichtert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Dezember 2019

Deutscher Bundestag
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INNEN/5090: Rechte Hetzer durch Übernahme ihrer Forderungen zu bekämpfen, ist ein gefährlicher Holzweg


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Dezember 2019

Rechte Hetzer durch Übernahme ihrer Forderungen zu bekämpfen, ist ein gefährlicher Holzweg



"Die Herkunft eines Tatverdächtigen hat in einem Polizeibericht in der
Regel ebenso wenig zu suchen wie dessen Schuhgröße oder
Musikgeschmack. Rechten Hetzern wird damit leichtfertig ein Mittel in
die Hand gegeben, um durch das einseitige Herausgreifen nichtdeutscher
Tatverdächtiger rassistische Vorurteile und Hass auf Flüchtlinge und
Migranten zu schüren", erklärt Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Beratungen auf der
Innenministerkonferenz, ob die Polizei in Zukunft bei jeder Tat die
Herkunft des Tatverdächtigen nennen soll. Jelpke weiter:

"Geradezu absurd ist es, dass NRW-Innenminister Reusch seinen Vorstoß
damit begründet, auf diese Weise sogenannten Rechtspopulisten den Wind
aus den Segeln nehmen zu wollen. Das Lob für seinen Vorschlag durch
den AfD-Fraktionsvorsitzenden Gauland sollte Reusch eigentlich zeigen,
dass er hier auf dem Holzweg ist. Durch Entgegenkommen und die
Übernahme ihrer Forderungen konnten die extremen Rechten noch nie
bekämpft werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Dezember 2019
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SICHERHEIT/2029: Kein Töten per Fernbedienung für die Bundeswehr


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Kein Töten per Fernbedienung für die Bundeswehr



Zur Diskussion um die Einführung bewaffneter Drohnen erklärt Tobias
Pflüger, stellvertretender Parteivorsitzender und
verteidigungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Bundestag:

"Während darüber diskutiert wird, den Afghanistan-Einsatz zu beenden,
will Annegret Kramp-Karrenbauer wohl noch schnell die Gelegenheit
nutzen und bewaffnete Dohnen einführen. Die Linke ist grundsätzlich
gegen bewaffnete Drohnen bei der Bundeswehr. Bewaffnete Drohnen
verändern Einsatzszenarien grundlegend, sie ermöglichen das Töten per
Fernbedienung. In der Gesellschaft wird das niemals Akzeptanz finden."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Bundesgeschäftsstelle
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SOZIALES/2696: Weihnachtsgeld für alle


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Weihnachtsgeld für alle



Katja Kipping fordert einen Rechtsanspruch auf Weihnachtsgeld:

Morgen ist Nikolaus und das ist auch dieses Jahr ein deutliches
Zeichen: Weihnachten steht vor der Tür. Nicht nur die Kinder freuen
sich schon auf einen Baum in der Wohnung, leckeres Essen,
gegenseitiges Beschenken und an mancher Stelle zu viel Süßes.
Allerdings bedeutet Weihnachten für Menschen in Armut häufig auch,
dass die Ausgrenzung besonders deutlich zu spüren ist. Wenn Baum oder
Geschenke eben einfach nicht zu bezahlen sind.

In diesem Jahr bekommen 47 Prozent der Beschäftigen wieder kein
Weihnachtsgeld. Die überwiegende Mehrheit dieser Menschen ist in
Beschäftigungsverhältnissen ohne den Schutz einer Tarifbindung. Hinzu
kommen Sozialleistungsbeziehende. Auch sie gehen mit Blick auf das
Weihnachtsgeld leer aus. Doch gerade für diese Menschen sind
Extraausgaben besonders schwer zu stemmen.

Deshalb fordern wir: Weihnachtsgeld für alle. Die Weihnachtszeit ist
eine Zeit des Zusammenkommens und der Solidarität. Mit einem
Rechtsanspruch auf Weihnachtsgeld in Höhe von 50 Prozent des
monatlichen Einkommens, anrechnungsfrei, würden wir ein starkes
Zeichen für den Zusammenhalt setzen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9226: Heute im Bundestag Nr. 1374 - 06.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1374

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 11.10 Uhr

1. Betriebsrentenentwurf der Regierung

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

3. Uniter derzeit kein Beobachtungsobjekt

4. AfD erkundigt sich nach Jugendämtern

5. Familienpolitischer Handlungsbedarf

6. Maßnahmen gegen Fake-Bewertungen



1. Betriebsrentenentwurf der Regierung

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Der von den Regierungsfraktionen eingebrachte
Gesetzentwurf (19/15438) zur Einführung eines Freibetrages in der
gesetzlichen Krankenversicherung zur Förderung der betrieblichen
Altersvorsorge liegt nun gleichlautend auch als Vorlage der
Bundesregierung (19/15659) vor. Das Gesetz soll bereits zum 1. Januar
2020 in Kraft treten und ist im Bundesrat nicht zustimmungspflichtig.

 * 

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im September dieses Jahres 21
Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/15356) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/14924) hervor.

Danach wurden für September 2019 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt
735 solcher Straftaten gemeldet, darunter 28 Gewalttaten. Die Zahl der
zu diesen Delikten ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut
Vorlage auf 323. 13 Tatverdächtige seien vorläufig festgenommen
worden. Wie es in der Antwort weiter heißt, wurde kein Haftbefehl
erlassen.

 * 

3. Uniter derzeit kein Beobachtungsobjekt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um den Verein "Uniter e.V." geht es in der Antwort
der Bundesregierung (19/15355) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/13893). Darin schrieb die Fraktion, dass der Verein
"laut Presseberichten momentan wegen mutmaßlicher Verstrickungen in
ein militantes, rechtes Netzwerk im Umfeld der Sicherheitsbehörden in
der Kritik" stehe. Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort ausführt,
ist Uniter derzeit kein Beobachtungsobjekt des Verfassungsschutzes.
Hinweisen auf extremistische Bestrebungen gingen die
Sicherheitsbehörden weiterhin nach.

 * 

4. AfD erkundigt sich nach Jugendämtern

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über die
Ausstattung von Jugendämtern. In einer Kleinen Anfrage (19/15460) will
sie von der Bundesregierung wissen, ob ihr die in der bundesweiten
Studie "Zur Situation des ASD im Jugendamt: Soziale Arbeit in
strukturellen Zwängen" vom November 2018 benannten Probleme bekannt
sind und seit wann. Der Studie zufolge könnten nur 6,5 Prozent der
Jugendämter bedarfsgerechte Maßnahmen anbieten, 29 Prozent der Ämter
fehlten geeignete Träger und 54 Prozent hätten kein Geld für die
erforderlichen Maßnahmen. Zudem möchte die Fraktion erfahren, welche
Maßnahmen die Bundesregierung zur Lösung dieser Probleme plant.

 * 

5. Familienpolitischer Handlungsbedarf

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Nach etwaigem familienpolitischen Handlungsbedarf
aufgrund der Ergebnisse einer vom Bundesministerium für Justiz und
Verbraucherschutz eingesetzten Arbeitsgruppe erkundigt sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/15594). Ziel der
Arbeitsgruppe "Sorge- und Umgangsrecht, insbesondere bei gemeinsamer
Betreuung nach Trennung und Scheidung" war laut Ministerium eine
Reform, die auch moderne Betreuungsmodelle besser als bisher abbildet.
Die Abgeordneten fragen unter anderem, warum nur Juristen als
Sachverständige für die Arbeitsgruppe ausgewählt worden seien und
nicht auch Experten aus der Familienpolitik, dem Gutachterwesen und
der Psychologie. Weiter wollen sie wissen, wie die Bundesregierung die
Kritik an den Vorschlägen der Expertengruppe bewertet, ob sie zeitnah
einen Gesetzentwurf zur Reform des Sorge- und Umgangsrechts plant und
ob sie den Fragestellern zustimmt, dass eine solche Reform zeitgleich
mit der Reform des Unterhaltsrechts erfolgen sollte, um
kindeswohlfremde Fehlanreize zu vermeiden.

 * 

6. Maßnahmen gegen Fake-Bewertungen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Ob die Bundesregierung in Fake-Bewertungen auf
touristischen Online-Buchungs- und Bewertungsplattformen ein Problem
für Unternehmen und Verbraucher sieht, will die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/15597) wissen. Einerseits könnten negative
Falschbehauptungen Unternehmen Schaden zufügen, andererseits könnten
positive Falschbehauptungen für Verbraucher nachteilig sein. Fraglich
sei nach Ansicht der Fragesteller, inwiefern die Bundesregierung gegen
gekaufte Falschbehauptungen auf touristischen Online-Buchungs- und
Bewertungsplattformen vorgehen möchte, inwiefern der aktuelle
EU-Richtlinienvorschlag zur besseren Durchsetzung und Modernisierung
der EU-Verbraucherschutzvorschriften das Problem gekaufter
Fake-Bewertungen wirksam adressiert und inwiefern der Vorschlag
Auswirkungen auf die geplanten Maßnahmen der Bundesregierung haben
wird.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9225: Heute im Bundestag Nr. 1373 - 06.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1373

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 10.15 Uhr

1. Finanzrisiken sollen minimiert werden

2. Bedingung für Wiederaufbauhilfe Syriens

3. Ausstattung des Afghanistan-Beauftragten

4. Reformvorschläge für die Ärztevergütung

5. 9,05 Milliarden Euro Kfz-Steueraufkommen

6. AfD fragt nach Schadstoffbelastung

7. FDP fragt nach Rolle der Regionalflughäfen



1. Finanzrisiken sollen minimiert werden

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Risiken durch zentrale Gegenparteien (Central
Counterparty - CCP), die bei Transaktionen mit verschiedenen
Finanzinstrumenten zwischen die Vertragsparteien treten, sollen in
Zukunft besser abgedeckt werden. Der von der Bundesregierung
eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von
Sondervorschriften für die Sanierung und Abwicklung von zentralen
Gegenparteien und zur Anpassung des Wertpapierhandelsgesetzes an die
Unterrichtungs- und Nachweispflichten nach den Artikeln 4a und 10 der
Verordnung (EU) Nummer 848/2012 (19/15665) sieht entsprechende
Maßnahmen vor. Zu diesen Maßnahmen zählt unter anderem die Einrichtung
eines Ausfallfonds. Daneben soll jede zentrale Gegenpartei ausreichend
vorfinanzierte Eigenmittel bereithalten.

Ziel müsse es sein, Maßnahmen festzulegen, die die Finanzstabilität
bewahren und gleichzeitig die Kosten eines Ausfalls einer CCP für die
Steuerzahler minimieren. Aufsichts- und Abwicklungsbehörden müssten
mit Befugnissen ausgestattet sein, die sie in die Lage versetzen
würden, auf eine mögliche Abwicklung einer CCP und auf den
koordinierten Umgang mit einer in Schieflage geratenen CCP reagieren
zu können, schreibt die Bundesregierung in dem Gesetzentwurf.

 * 

2. Bedingung für Wiederaufbauhilfe Syriens

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung finanziert keine Maßnahmen, die
dem Wiederaufbau Syriens dienen. Das geht aus der Antwort (19/14984)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/13968) hervor. Gemäß der
von den 28 EU-Mitgliedsstaaten vertretenen Position werde die
Bundesregierung erst dann zu einer Beteiligung am Wiederaufbau Syriens
bereit sein, wenn ein von den syrischen Konfliktparteien auf der
Grundlage der Resolution 2254 (2015) des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen (VN) und des Genfer Kommuniqués von 2012
ausgehandelter umfassender, echter und alle Seiten einbeziehender
politischer Übergang stabil im Gange sei. Diese Bedingungen seien
gegenwärtig nicht erfüllt.

 * 

3. Ausstattung des Afghanistan-Beauftragten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Dem Sonderbeauftragte der Bundesregierung für
Afghanistan und Pakistan stehen keine zusätzliche Ausstattung, keine
eigenen Haushaltsmittel und kein zusätzliches Personal zur Verfügung.
Wie aus der Antwort (19/15562) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/14593) hervorgeht, ist der Sonderbeauftragte,
Botschafter Markus Potzel, in Personalunion Leiter der Unterabteilung
Südasien im Auswärtigen Amt. Die Bundesregierung verweist unter
anderem auf eine frühere Antwort (19/2270) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion.

 * 

4. Reformvorschläge für die Ärztevergütung

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Wissenschaftliche Kommission für ein modernes
Vergütungssystem (KOMV) soll bis Ende dieses Jahres ihre Vorschläge
vorlegen. Die Kommission arbeite an einer Reform der ambulanten
Honorarordnung für Ärzte (EBM) in der Gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) und der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) in der
Privatversicherung (PKV), heißt es in der Antwort (19/14715) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/14227) der FDP-Fraktion.

Ob die Vorschläge umgesetzt werden, wird anschließend entschieden. Die
Kommission habe am 22. August 2018 ihre Arbeit aufgenommen und arbeite
unabhängig und vertraulich. Die Mitglieder der Kommission erhalten für
ihre Mitwirkung an der Erstellung des Berichts eine Vergütung von
insgesamt 562.632 Euro.

 * 

5. 9,05 Milliarden Euro Kfz-Steueraufkommen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über die Kfz-Steuer wurden im Jahr 2018 nach Angaben
der Bundesregierung 9,05 Milliarden Euro eingenommen. Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/15228) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/14164) hervor. Nach dem Gesamtdeckungsprinzip dienten
alle Einnahmen als Deckungsmittel für alle Ausgaben, heißt es in der
Antwort weiter. Das umfasse auch das Aufkommen aus der Kfz-Steuer.
"Insofern lässt sich nicht aufschlüsseln, wie viel aus dem
Kfz-Steueraufkommen in den Erhalt von Straßen und Brücken geflossen
ist", schreibt die Bundesregierung.

 * 

6. AfD fragt nach Schadstoffbelastung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) In einer Kleinen Anfrage (19/15585) erkundigt sich
die AfD-Fraktion nach der Schadstoffbelastung durch in der
Seenotrettung tätige Schiffe mit Hauptsitz in Deutschland. Die
Abgeordneten wollen erfahren, wie hoch der Anteil von insgesamt 19
Schiffen verschiedener Organisationen durch Schadstoffausstoß ist.
Außerdem wollen sie wissen, ob die Regierung das Ziel, die
Treibhausgase langfristig zu reduzieren, durch diese Schiffe gefährdet
sieht und ob diese beabsichtigt, die Organisationen zu verpflichten,
künftig andere Antriebsarten als Verbrennungsmotoren zu nutzen.

 * 

7. FDP fragt nach Rolle der Regionalflughäfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Auswirkungen die Erhöhung der
Luftverkehrssteuer bei Kurzstreckenflügen auf die Regionalflughäfen
hat, möchte die FDP-Fraktion von der Bundesregierung wissen. In einer
Kleinen Anfrage (19/15359) erkundigen sich die Abgeordneten zudem,
welche Rolle nach Ansicht der Regierung Regionalflughäfen für die
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse spielen und ob die
Bundesregierung die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse durch die
Mehrbelastung der Regionalflughäfen als gefährdet ansieht.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9224: Heute im Bundestag Nr. 1372 - 06.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1372

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Beschleunigte Visavergabe in Indien

2. Keine Reisewarnungen für Deutschland

3. Hilfe für Opfer der Leningrader Blockade

4. 618.000 Zugriffe bei Informationskampagne

5. Fluchtbedingte psychische Erkrankungen

6. Einordnungen von Demonstrationen

7. Ressourceneffizienz-Programm in Erarbeitung

8. Ladesäulen in Baden-Württemberg



1. Beschleunigte Visavergabe in Indien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) In den ersten drei Quartalen 2019 sind an den fünf
deutschen Auslandsvertretungen in Indien (Bangalore, Chennai,
Kalkutta, Mumbai, Neu Delhi) insgesamt 166.718 Visumanträge gestellt
und bearbeitet worden. Davon wurden 150.870 Visa erteilt, wie es in
der Antwort (19/14985) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion heißt
(19/14229). Mit Ausnahme Kalkuttas könnten Studenten unter bestimmten
Bedingungen ihren Antrag über einen externen Dienstleistungserbringer
abgeben. Zu ihnen gehörten Doktoranden, Stipendiaten, Studenten mit
unbedingter Zulassung zu einem Master-Studiengang, Schulabgänger mit
zwölfjährigem Sekundarabschluss und Schulabschluss mit mindestens 90
Prozent der maximal erreichbaren Punktzahl oder mit einem
TestAS-Zertifikat (Test für ausländische Studierende) mit einem
Standardwert von 100 oder höher.

 * 

2. Keine Reisewarnungen für Deutschland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat keine Kenntnis von
Reisewarnungen durch Drittstaaten für Deutschland. Das geht aus der
Antwort (19/14710) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion hervor
(19/14198).

 * 

3. Hilfe für Opfer der Leningrader Blockade

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Rahmen einer humanitären Geste für die Opfer der
Leningrader Blockade sollen medizintechnische Ausstattung für das
Staatliche Krankenhaus für Kriegsveteranen und Blockadeopfer in St.
Petersburg bereitgestellt werden. Wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/14708) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14195) hervorgeht, soll zudem ein deutsch-russisches
Begegnungszentrum etabliert werden, das in Form von
Begegnungsveranstaltungen den Austausch von Überlebenden der Blockade
mit verschiedenen russischen und deutschen Vertretern vor allem der
jüngeren Generation organisieren soll. Die Förderung ist den Angaben
zufolge für den Zeitraum 2019 bis 2024 vorgesehen und mit Mitteln in
Höhe von zwölf Millionen Euro unterlegt.

 * 

4. 618.000 Zugriffe bei Informationskampagne

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Ziel der Informationskampagne "Rumours about
Germany" des Auswärtigen Amtes ist es, Migrantinnen und Migranten und
ihr Umfeld darüber zu informieren, dass irreguläre Migration
gefährlich sein kann, kostenintensiv und oft keine Bleibeperspektive
bietet. "Außerdem werden Informationen über Möglichkeiten legaler
Migration und über Bleibeperspektiven vor Ort sowie zu Rückführungen
und Möglichkeiten freiwilliger Rückkehr angeboten", schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/14709) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/14197). Die Zugriffe auf die Kampagnenseite im
Internet beziffert die Bundesregierung mit dem Stand 18. Oktober
dieses Jahres auf insgesamt rund 618.000 Besuche. Die meisten Zugriffe
erfolgten demnach aus Deutschland, dem Iran, Nigeria, den USA und
Ägypten.

 * 

5. Fluchtbedingte psychische Erkrankungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) "Fluchtbedingte psychische Erkrankungen" sind ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/15351) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/14807). Darin verweist die
Bundesregierung darauf, dass die medizinische sowie psychosoziale und
psychotherapeutische Versorgung von Flüchtlingen in den
Zuständigkeitsbereich der Bundesländer falle. Gleichwohl nehme sie das
Thema "fluchtbedingte psychische Erkrankungen" sehr ernst, führt die
Bundesregierung weiter aus. Sie unterstütze die Länder daher durch
Modellprojekte in ihren Anstrengungen, "frühzeitig psychosozialen
Unterstützungs- und Hilfebedarf zu erkennen und manifeste Erkrankungen
zu verhindern beziehungsweise zu behandeln".

 * 

6. Einordnungen von Demonstrationen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Probleme bei Einordnungen von Demonstrationen als
"linksextremistisch" sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/14711) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14201). Wie
die Bundesregierung darin ausführt, ist die eindeutige Zuordnung als
linksextremistische Demonstration häufig dadurch erschwert, "dass bei
Demonstrationen die Teilnahme grundsätzlich jedermann offensteht und
im Linksextremismus die Mobilisierung vielfach gerade auf die
Beteiligung von Teilnehmern aus nicht-extremistischen
Gesellschaftsbereichen ausgerichtet wird". Dies gelte insbesondere für
überregional beworbene Demonstrationen, die Themen von
gesamtgesellschaftlicher Relevanz zum Inhalt haben.

 * 

7. Ressourceneffizienz-Programm in Erarbeitung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Maßnahme "Potenziale der Digitalisierung für
Ressourceneffizienz" aus der Digitalstrategie der Bundesregierung
befindet sich in der Erarbeitung. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/14776) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14291), in der sich die Abgeordneten nach dem Stand der Umsetzung
erkundigt hatten. Das deutsche Ressourceneffizienzprogramm III werde
unter Federführung des Umweltministeriums in Abstimmung mit anderen
Ressorts erarbeitet. Die Beteiligung von Stakeholdern sei wie bereits
bei den Vorgängerprogrammen "ein wichtiger Bestandteil des
Erarbeitungsprozesses", schreibt die Regierung weiter. Diese
Beteiligung sei noch nicht abgeschlossen.

 * 

8. Ladesäulen in Baden-Württemberg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mit Stand vom 16. Oktober 2019 sind 3.111
Normalladepunkte und 435 Schnellladepunkte an öffentlich zugänglichen
Ladesäulen in Baden-Württemberg gemeldet. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/15321) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/14726) hervor. Nach Kenntnis der Bundesregierung existiere mit dem
Standort Ulm bislang eine LNG-Tankstelle in Baden-Württemberg, heißt
es in der Antwort. Nach Angaben von Zukunft Erdgas gebe es in
Baden-Württemberg 101 CNG-Tankstellen, schreibt die Regierung.
Zugleich seien zwölf Wasserstoff-Tankstellen in Baden-Württemberg in
Betrieb.

Entlang der Bundesautobahnen gebe es in Baden-Württemberg 43
bewirtschaftete Rastanlagen, die über eine Tankmöglichkeit mit einem
Benzin- und Dieselangebot verfügen, heißt es weiter. An den
Bundesstraßen würden keine bewirtschafteten Rastanlagen mit
Tankmöglichkeit in der Baulast des Bundes vorgesehen. Darüber hinaus
gebe es in Baden-Württemberg neben den Bundesautobahnen 23 private
Autohöfe und zahlreiche private Tankstellen. Seit 2010 ist der Vorlage
zufolge in Baden-Württemberg "keine neue bewirtschaftete Rastanlage
mit Tankstelle entlang der Bundesautobahnen gebaut worden".

 * 
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BUNDESTAG/9223: Heute im Bundestag Nr. 1371 - 06.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1371

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. Bundesweite Wohnungslosenstatistik

2. Definition von versicherungsfremd

3. Lehrstühle für Arbeitsmedizin

4. Digitales Elterngeld im Fokus der AfD

5. AfD-Fragen zum digitalen Ministerium

6. AfD fragt nach Familienetat 2020



1. Bundesweite Wohnungslosenstatistik

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf
(19/15651) zur Einführung einer bundesweit einheitlichen
Wohnungslosenstatistik vorgelegt. Darin schreibt sie, dass
Wohnungslosigkeit eng mit gravierender Armut und sozialer Ausgrenzung
verbunden sei. Die Einschätzungen über die Größe des Problems und die
Frage, wer davon betroffen sei, würden jedoch weit auseinandergehen.
So würden auf Bundesebene und für die meisten Bundesländer keine
belastbaren Zahlen vorliegen. Dies soll mit der Statistik geändert
werden. Die Berichterstattung soll jährlich zum Stichtag 31. Januar,
erstmals für das Jahr 2022, durchgeführt werden.

 * 

2. Definition von versicherungsfremd

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Welche Leistungen der Rentenversicherung als
"versicherungsfremd" zu bezeichnen sind, darüber gibt es keine
allgemeine Definition. Nicht zuletzt, weil die gesetzliche
Rentenversicherung als Sozialversicherung auch Elemente des sozialen
Ausgleichs enthalte, gebe es keine konsensfähige Abgrenzung in
Wissenschaft und Praxis darüber, was "versicherungsfremd" sei,
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14706) auf eine
Kleine Anfrage (19/14161) der AfD-Fraktion.

 * 

3. Lehrstühle für Arbeitsmedizin

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Frage nach der Zahl der Lehrstühle für
Arbeitsmedizin beantwortet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14707) auf eine Kleine Anfrage (19/14190) der Fraktion Die Linke
nicht. Die Regierung verweist stattdessen auf eine bereits gegebene
Antwort (19/13693).

 * 

4. Digitales Elterngeld im Fokus der AfD

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion will über die Weiterentwicklung des
digitalen Elterngeldes im Rahmen der Strategie "Digitalisierung
gestalten" der Bundesregierung informiert werden. In einer Kleinen
Anfrage (19/15422) will sie unter anderem wissen, ob die für 2019
geplanten Freischaltungen des Antragsassistenten weiterer Bundesländer
und der Schnittstellen zu den Fachverfahren der Elterngeldstellen
erfolgt sind. Zudem möchte sie erfahren, ob das Nutzerkonto des Bundes
implementiert wurde und ob die Entwicklung von Lösungen zur
Übermittlung von Nachweisen begonnen hat.

 * 

5. AfD-Fragen zum digitalen Ministerium

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD will über Umsetzung der Maßnahme "Digitales
Familienministerium" im Rahmen der Strategie "Digitalisierung
gestalten" der Bundesregierung informiert werden. In einer Kleinen
Anfrage (19/15420) will sie wissen, ob die Planung zum digitalen
Kinderzuschlag und anderen familienbezogenen Leistungen abgeschlossen
beziehungsweise deren Realisierung bereits begonnen wurden. Zudem
möchte sie erfahren, ob der digitale Gleichstellungsatlas weiter
aktualisiert sowie das interaktive Datentool und das Infotool Familie
weiter ausgebaut wurden.

 * 

6. AfD fragt nach Familienetat 2020

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über Zuschüsse und
Leistungen aus dem Bundeshaushalt 2020 an Träger der Familienpolitik.
In einer Kleinen Anfrage (19/15459) will sie erfahren, warum lediglich
die Vereine "Deutsche AG für Jugend- und Eheberatung" und "Verband
alleinerziehender Mütter und Väter" als Empfänger aus dem
Haushaltposten "Zuschüsse für Träger und für Aufgaben der
Familienpolitik" im Familienetat genannt werden. Ebenso will sie
wissen, wie sich die Gelder in Höhe von rund 16,5 Millionen Euro auf
die Träger verteilen.

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 1371 - 6. Dezember 2019 - 09.10 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9222: Heute im Bundestag Nr. 1370 - 06.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1370

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 09.10 Uhr

1. Finanzausgleich soll zielgenauer werden

2. FDP: Entwicklungshilfe für China beenden

3. Arktis Brennpunkt des Klimawandels

4. AfD-Fragen zur Virtualisierung der BAKS

5. AfD fragt nach Cyber-Cluster an Universität



1. Finanzausgleich soll zielgenauer werden

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Der sogenannte Risikostrukturausgleich (RSA) zwischen
den Krankenkassen soll zielgenauer und weniger anfällig für
Manipulationen ausgestaltet werden. Das sieht der Entwurf eines
Gesetzes für einen fairen Kassenwettbewerb in der gesetzlichen
Krankenversicherung (19/15662) vor, den die Bundesregierung in den
Bundestag eingebracht hat.

Seit 2009 berücksichtigt der 1994 eingeführte Finanzausgleich auch die
jeweiligen Krankheiten (Morbidität) der Versicherten, denn manche
Kassen haben besonders viele kranke Mitglieder. Der Morbi-RSA soll
einen auf Risikoselektion ausgerichteten Wettbewerb der Kassen
zulasten der Versicherten verhindern. Für Versicherte mit bestimmten
Krankheiten erhalten die Kassen höhere Zuweisungen aus dem
Gesundheitsfonds als für gesunde Versicherte.

Nun wird der RSA erneut weiterentwickelt. Durch eine
Regionalkomponente sollen Über- und Unterdeckungen abgebaut und eine
Marktkonzentration von Kassen verhindert werden. Künftig soll auch das
gesamte Krankheitsspektrum (bisher 50 bis 80 Krankheiten) im RSA
berücksichtigt werden.

Für sehr kostspielige Fälle wird ein Risikopool eingerichtet. So
sollen Kassen für jeden Leistungsfall, der über 100.000 Euro pro Jahr
hinausgeht, 80 Prozent der Ausgaben erstattet bekommen. Die Prävention
wird durch eine Vorsorgepauschale gestärkt. Kassen sollen einen Anreiz
erhalten, dafür zu sorgen, dass ihre Versicherten die
Präventionsangebote auch in Anspruch nehmen. Mit einer
versichertenindividuellen Berücksichtigung von Arzneimittelrabatten
sollen Über- und Unterdeckungen vermieden werden.

Mit der Novelle sollen auch Versuche von Kassen unterbunden werden,
die Diagnosen der Ärzte mit Blick auf den Morbi-RSA zu beeinflussen.
Wenn sich Diagnosekodierungen bei bestimmten Krankheiten auffällig
erhöhen, sollen die Kassen dafür keine Zuweisungen mehr bekommen.
Zudem soll das Bundesversicherungsamt (BVA) mehr Prüfkompetenzen
erhalten mit einer Umkehr der Beweislast rückwirkend ab 2013. Neu
eingerichtet wird eine Vertragstransparenzstelle für Selektivverträge
der Krankenkassen.

Krankenhäuser erhalten 2020 einmalig 250 Millionen Euro für etwaige
nicht refinanzierte Tarifsteigerungen in der Pflege in den Jahren 2018
und 2019. Die Mehrausgaben für die Krankenkassen werden aus der
Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds ausgeglichen.

Das Gesetz soll im Frühjahr 2020 in Kraft treten. Es ist im Bundesrat
nicht zustimmungspflichtig.

 * 

2. FDP: Entwicklungshilfe für China beenden

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) China ist nach Auffassung der FDP-Fraktion weit
davon entfernt, noch ein Entwicklungsland zu sein. Das Land sei auf
den globalen Güter- und Finanzmärkten nicht nur zu einem der
wichtigsten Akteure geworden, sondern steht auch in direkter
Konkurrenz zu den Industriestaaten wie Deutschland, betont die
Fraktion in ihrem Antrag (19/15567). Darin fordert die Fraktion, alle
Bereiche der deutschen bilateralen Entwicklungszusammenarbeit mit
China zu überprüfen und sich gegenüber den europäischen Partnern und
auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass dies für die europäische
Entwicklungszusammenarbeit mit China ebenfalls erfolgt.

Ferner soll die Bundesregierung darauf hinwirken, dass alle
derzeitigen durch die deutschen staatseigenen Banken KfW und DEG
gewährten Kredite an China bis spätestens zum 31.12.2020 vorzeitig
beendet werden. Dies soll für alle der Volkrepublik gewährten Kredite
gelten, deren Zinssatz nicht dem Marktniveau entsprechen und die ODA-
anrechenbar, also als öffentliche Entwicklungsleistung anrechenbar
sind, und zur Förderung der beruflichen Bildung in China in
Schlüsselbranchen der deutschen Wirtschaft eingesetzt werden. Dazu
gehören nach Ansicht der FDP vor allem die Automobilindustrie, der
Maschinenbau, die Elektroindustrie sowie die Chemieindustrie.

Die Abgeordneten unterstreichen, dass die bis heute geltende
Einstufung als Entwicklungsland und die damit verbundenen
Handelspräferenzen im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO) daraus
resultieren, dass sich die Mitgliedsstaaten der WTO entsprechend ihres
Entwicklungsstandes selbst einstufen.

 * 

3. Arktis Brennpunkt des Klimawandels

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung sieht nach eigenen Angaben in
der Arktis einen Brennpunkt des globalen Klimawandels, "dessen
Relevanz unter anderem aus wichtigen Kopplungsprozessen zwischen den
Eismassen und Schneeflächen über Land und Meer mit Prozessen in
Atmosphäre und Ozeanen resultiert". So heißt es in der Antwort der
Regierung (19/15326) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/13193). Die Arktis sei zu einer Schlüsselregion der Weltpolitik
geworden. Ihre ökologische, ökonomische und politische Bedeutung für
die internationale Gemeinschaft steige stetig. Sie gelte als
Frühwarnsystem für die globale Erderwärmung und die Folgen des
Klimawandels.

Die Arktis erwärme sich derzeit etwa doppelt so schnell wie der Rest
der Erde. Rückkopplungsprozesse beeinflussten auch Klima und
Wettergeschehen in Europa und in Deutschland, schreibt die Regierung.
Bis Ende dieses Jahrhunderts werde von einem Meeresspiegelanstieg von
bis zu einem Meter oder mehr ausgegangen - "mit gravierenden Folgen
auch für Europa", heißt es in der Antwort.

Der kürzlich erschienene Sonderbericht des Weltklimarates
("Intergovernmental Panel on Climate Change"/IPCC) über den Ozean und
die Kryosphäre habe diese Erkenntnisse noch einmal bekräftigt und
deutlich gemacht, dass die Auswirkungen der globalen Erwärmung in
vielen Bereichen "gravierender sind als bisher angenommen", heißt es
in der Vorlage. In den polaren Regionen bedrohe das Schrumpfen der
Kryosphäre und der damit verbundene Permafrostrückgang bis Ende des
Jahrhunderts weite Teile der arktischen Infrastruktur und habe Folgen
für Ernährungssicherheit, Wasserressourcen und die Lebensgrundlagen
der dort lebenden vier Millionen Menschen.

Der Bericht gehe aber auch darauf ein, dass entschiedener Klimaschutz
die Auswirkungen abfedern könne, teilt die Regierung mit. Eine
entsprechend klimaresiliente Entwicklung erfordere jedoch eine
umgehende, koordinierte und konsequente Umsetzung von ambitionierten
Klimaschutzmaßnahmen. Vor diesem Hintergrund habe die Bundesregierung
am 21. August 2019 neue Leitlinien deutscher Arktispolitik beschlossen
und damit die Kernziele der deutschen Arktispolitik dargelegt, heißt
es in den Vorbemerkungen zu der Antwort.

 * 

4. AfD-Fragen zur Virtualisierung der BAKS

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über die Umsetzung
der Maßnahme "Virtualisierung Bundesakademie für Sicherheitspolitik
(BAKS)" im Rahmen der Strategie "Digitalisierung gestalten" der
Bundesregierung. In einer Kleinen Anfrage (19/15417) will sie wissen,
ob der für Anfang 2019 angestrebte detaillierte Arbeitszeitplan
erstellt wurde, ob die bis April 2019 geplante Festlegung von zehn
Arbeitspaketen zur schrittweisen Umsetzung erfolgt ist und ob deren
Umsetzung bereits begonnen hat.

 * 

5. AfD fragt nach Cyber-Cluster an Universität

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über die Umsetzung
zur Maßnahme "Cyber-Cluster der Universität der Bundeswehr München" im
Rahmen der Strategie "Digitalisierung gestalten" der Bundesregierung.
In einer Kleinen Anfrage (19/15415) will sie wissen, ob bereits
Berufungsverfahren für zusätzliche Professuren durchgeführt wurden und
ob die Forschungs- und Lehr-Infrastruktur für den Betrieb des
Cyber-Clusters fertiggestellt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/9221: Heute im Bundestag Nr. 1369 - 06.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1369

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 08.50 Uhr

1. Länder verwalten die ELER-Fördermittel

2. Fachkräftesicherung im Agrarsektor

3. Keine Korrekturbitten des TI im Juli

4. Potenziale der Digitalisierung im Verkehr

5. Digitalisierung und Klimaschutz

6. Digitalisierung und nachhaltiger Konsum



1. Länder verwalten die ELER-Fördermittel

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Verwaltung der Fördermittel aus dem Europäischen
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)
erfolgt in Deutschland auf der Ebene der Bundesländer. Die damit
zusammenhängenden Kosten werden von den Ländern getragen, erläutert
die Bundesregierung in einer Antwort (19/15533) auf eine Kleine
Anfrage (19/15033) der AfD-Fraktion zur Umsetzung der
ELER-Förderperiode 2014 bis 2020. Weiter heißt es dazu, dass die
Länder auch die Entscheidungen über die Bewilligung, Kontrolle und
Auszahlung von ELER-Fördervorhaben verantworten. Informationen zur
Höhe der Kosten würden deshalb auf der Bundesebene nicht vorliegen.

 * 

2. Fachkräftesicherung im Agrarsektor

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Agrarbereich zählt aktuell nicht zu den
Wirtschaftsbereichen mit einem wesentlichen Fachkräftemangel.
Untersuchungen würden bestätigen, dass dies auch für die nächste Zeit
nicht zu erwarten sei, erklärt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/15535) auf eine Kleine Anfrage (19/15090) der AfD-Fraktion.
Allerdings würden auch keine belastbaren Untersuchungen zu den
tatsächlichen Zahlen des Nachwuchsbedarfs bei Fachkräften in den
land- und forstwirtschaftlichen Berufen vorliegen, heißt es weiter.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des TI im Juli

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Johann Heinrich von Thünen-Institut (TI) hat im
Juli 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/14271) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/13935) der AfD-Fraktion
hervor. Das TI gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

4. Potenziale der Digitalisierung im Verkehr

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Maßnahme "Potenziale der Digitalisierung für
umweltverträgliches Leben in Stadt und Land" der Umsetzungsstrategie
Digitalisierung wird durch das Bundesumweltministerium in Form von
Ressortforschungsvorhaben umgesetzt. Diese sind noch nicht
abgeschlossen. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/14774)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14283) hervor. Darin
wollten die Abgeordneten erfahren, ob bereits ein Dialog über die
Potenziale im Verkehr geführt wurde und eine ökologische Bewertung
stattgefunden habe. Die Veröffentlichung der Forschungsergebnisse
werde angestrebt, schreibt die Bundesregierung weiter und verweist
darauf, dass das Thema sowie geeignete Rahmenbedingungen auch
Gegenstand der Beratungen einer Arbeitsgruppe der Nationalen Plattform
Zukunft der Mobilität seien.

 * 

5. Digitalisierung und Klimaschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Richtlinie zum Förderprogramm "Dekarbonisierung
in der Industrie" wurde im Bundesumweltministerium erarbeitet und
befindet sich derzeit in der Ressortabstimmung. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14773) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/14282), in der sich die Abgeordneten nach dem
Stand der Umsetzung erkundigt hatten. Hinsichtlich der Maßnahme
"Potenziale der Digitalisierung für den Klimaschutz" verweist die
Bundesregierung auf die am 9. Oktober 2019 vom Kabinettausschuss
aktualisierte Fassung der Umsetzungsstrategie.

 * 

6. Digitalisierung und nachhaltiger Konsum

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Hinsichtlich der Maßnahme "Nachhaltiger Konsum im
Kontext der Digitalisierung" verweist die Bundesregierung auf die am
9. Oktober 2019 vom Kabinettausschuss aktualisierte Fassung der
Umsetzungsstrategie. Die Umsetzungsstrategie werde "in regelmäßigen
Abständen aktualisiert", heißt es in der Antwort der Bundesregierung
(19/14775) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14284). Darin
hatten sich die Abgeordneten erkundigt, ob bereits eine
Innovationsallianz zur Digitalisierung und nachhaltigem Konsum
gebildet wurde und eine pilothafte Umsetzung von Maßnahmen
stattgefunden habe.

 * 
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BUNDESTAG/9220: Heute im Bundestag Nr. 1368 - 06.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1368

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 08.30 Uhr

1. Maßnahmen zur energetischen Sanierung

2. Bilanz von Klimaschutzprogrammen

3. Umsetzung der Digitalisierungsstrategie

4. Nachteile durch Einfuhrumsatzsteuer

5. Auswirkung der neuen Grundsteuer C

6. Nichtanwendungserlasse des BMF



1. Maßnahmen zur energetischen Sanierung

Finanzen/Verordnung

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat die Verordnung (19/15312)
zur Bestimmung von Mindestanforderungen für energetische Maßnahmen bei
zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden nach Paragraph 35 C des
Einkommensteuergesetzes vorgelegt. Die Verordnung enthält unter
anderem detaillierte Vorschriften zur Dämmung von Wänden, von
Dachflächen und zur Wärmedämmung von Geschossdecken. Außerdem sind
Regelungen zur Erneuerung der Fenster, Außentüren und Heizungsanlagen
enthalten.

 * 

2. Bilanz von Klimaschutzprogrammen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie die Bundesregierung die Effektivität der
Programme des Energie- und Klimafonds misst, will die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/14812) erfahren. Gefragt wird unter anderen
nach einer Begründung für die Erhöhung der Förderung von Maßnahmen zur
energetischen Stadtsanierung und danach, welche zusätzliche
CO2-Einsparung im kommenden Jahr durch die Erhöhung des Titels zu
erwarten ist.

 * 

3. Umsetzung der Digitalisierungsstrategie

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach dem Stand der Umsetzung der Umsetzungsstrategie
der Bundesregierung "Digitalisierung gestalten" erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/15426). Die Fragen betreffen
die Einführung eines IT-gestützten ressortübergreifenden Beteiligungs-
Monitoring- und Informationssystems.

 * 

4. Nachteile durch Einfuhrumsatzsteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Einfuhrumsatzsteuer in Deutschland ist Thema
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/15261). Die Bundesregierung
soll das deutsche Einfuhrumsatzsteuersystem mit dem in anderen Ländern
vergleichen und darlegen, welche Ergebnisse eine angekündigte
Überprüfung des Systems gebracht habe. Wie die Abgeordneten in der
Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage erklären, verursache das in
Deutschland angewandte Steuermodell beim Import von Gütern aus
Drittstaaten eine unnötige Bindung von Liquidität und erhöhe die
administrativen Kosten für Unternehmen.

 * 

5. Auswirkung der neuen Grundsteuer C

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Auswirkungen der im Zusammenhang mit der
Grundsteuerreform eingeführten Grundsteuer C zur Mobilisierung von
baureifen Grundstücken für die Bebauung interessiert sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/15208). Die Bundesregierung
soll unter anderem die Frage beantworten, welche Kosten anfallen
werden, um die baureifen Grundstücke zu ermitteln. Außerdem wird nach
Schätzungen der Zahl baureifer Grundstücke gefragt sowie nach den zu
erwartenden Mehreinnahmen durch die Grundsteuer C. Wissen wollen die
Abgeordneten unter anderem auch, wie sich das Ziel der Mobilisierung
von Grundstücken mit der Tatsache vereinbaren lässt, dass Bauherren
auch während der Bauphase mit der Grundsteuer C belastet werden,
obwohl sie ganz offensichtlich nicht mit dem Grundstück spekulieren
wollten.

In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage weisen die Abgeordneten darauf
hin, dass die Grundsteuer C bereits 1961 in der Bundesrepublik
Deutschland eingeführt, aber bereits nach drei Jahren wieder
abgeschafft worden sei. Ein Grund dafür sei gewesen, dass die Steuer
zu einer Konzentration der Grundstücke bei wohlhabenden
Bevölkerungsgruppen geführt habe, da finanzschwache Bürger ihre
Grundstücke aufgrund der höheren Steuer hätten verkaufen müssen.

 * 

6. Nichtanwendungserlasse des BMF

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um Nichtanwendungserlasse des
Bundesfinanzministeriums (BMF) geht es in einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/15202). Gefragt wird unter anderem, wie viele
Nichtanwendungserlasse das Bundesministerium der Finanzen seit Beginn
der Legislaturperiode erlassen hat. In der Vorbemerkung zur Kleinen
Anfrage wird erläutert, dass mit einem sogenannten
Nichtanwendungserlass des Bundesministerium der Finanzen angeordnet
werde, dass die Finanzämter eine vom Bundesfinanzhof getroffene
Entscheidung nicht über den konkret entschiedenen Einzelfall hinaus
anwenden dürfen.

 * 
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BUNDESTAG/9219: Heute im Bundestag Nr. 1367 - 06.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1367

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 08.11 Uhr

1. Steuervergünstigungen für die Schifffahrt

2. Kennzeichnung touristischer Routen

3. Bahn-Beraterverträge mit Ex-Vorständen

4. Innerdeutscher Luftverkehr bei elf Prozent

5. Eigenkapitalerhöhung bei der DB AG

6. Digitalisierung im Tourismus



1. Steuervergünstigungen für die Schifffahrt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Kreuzschifffahrt und Handelsschifffahrt sind nach
Auffassung der Bundesregierung hinsichtlich der Subventionen und
Steuervergünstigungen ähnlich zu bewerten. Das geht aus der Antwort
der Regierung (19/15323) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/14810) hervor. Die Handelsschifffahrt befinde sich in einem
schwierigen und, wie die Kreuzschifffahrt, sehr wettbewerbsintensiven
Marktumfeld, schreibt die Regierung. Deshalb gelte es, die
Wettbewerbssituation deutscher Reeder im internationalen Verkehr zu
erhalten und zu verbessern. Insbesondere sollten deutsche Reeder im
Verhältnis zu ausländischen Konkurrenten nicht benachteiligt werden.
Dies gelte umso mehr, als die angesprochenen Regelungen überwiegend
weltweiter, aber insbesondere europäischer Standard seien.

Vor diesem Hintergrund sei die von den allgemeinen Grundsätzen
abweichende Form der Gewinnermittlung nach der Tonnage (Paragraf 5a
EStG) ab 1999 eingeführt worden, heißt es in der Antwort. Für
Kreuzfahrtschiffe gelte diese aber nur insoweit, "als der Gewinn auf
die reine Transportleistung entfällt". Der Gewinn, der auf die
Unterbringung (Hotelleistungen), die Verpflegung der Passagiere und
auf die Durchführung der immer zahlreicheren Veranstaltungsprogramme
und Nebenleistungen während der Kreuzfahrt entfällt, unterliege der
regulären Besteuerung, schreibt die Regierung.

 * 

2. Kennzeichnung touristischer Routen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Möglichkeit der Kennzeichnung eines
Straßenverlaufs als "touristische Route" (Ferienstraße oder
Touristikstraße) liegt nach Angaben der Bundesregierung
"ausschließlich im Zuständigkeitsbereich der Länder". Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/14515) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/13815) hervor. In der Antwort heißt es außerdem: Die
Entscheidung über die Anordnung von touristischen Unterrichtungstafeln
sei durch die jeweils zuständige Straßenverkehrsbehörde zu treffen.

Im Rahmen der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW) seien die Errichtung und
Erweiterung öffentlicher Einrichtungen des Tourismus sowie die
Geländeerschließung für den Tourismus förderfähig, schreibt die
Regierung in der Antwort. Zu den förderfähigen Maßnahmen zählten auch
der Bau und die Sanierung von Wander-, Rad- und Reitwegen. Auch
Lehr-, Erlebnis- und Naturpfade einschließlich Beschilderung,
Möblierung, Schutzhütten und Beobachtungsständen in Schutzgebieten
könnten mit GRW-Mitteln gefördert werden. Unterstützt würden kommunale
und private Projekte. Die Auswahl der Förderprojekte, die Auszahlung
der Fördermittel und die Kontrolle der Mittelverwendung sei Aufgabe
der Länder, heißt es in der Vorlage. An der Finanzierung der GRW seien
Bund und Länder je zur Hälfte beteiligt.

 * 

3. Bahn-Beraterverträge mit Ex-Vorständen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Seit dem 22. Februar 2017 wurden von der Deutschen
Bahn AG (DB AG) 16 Beraterverträge mit ehemaligen Vorstandsmitgliedern
der DB AG oder Vorstandsmitgliedern beziehungsweise Geschäftsführern
ihrer Tochtergesellschaften abgeschlossen. Das geht aus der Antwort
der Bundesregierung (19/15319) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/13965) hervor. Die Regierung beruft sich dabei auf
Angaben der DB AG. Danach sind seit dem 22. Februar 2017 keine
Beraterverträge mit ehemaligen Bundesministern, Staatssekretären,
Bundestagsabgeordneten oder Landtagsabgeordneten abgeschlossen worden.
Es gebe zudem keine Anhaltspunkte dafür, dass derartige Verträge mit
ehemaligen Mitgliedern der Interessenvertretungen der Arbeitnehmer der
DB AG oder ihrer Tochtergesellschaften bestehen, heißt es in der
Antwort.

 * 

4. Innerdeutscher Luftverkehr bei elf Prozent

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der innerdeutsche Luftverkehr hat nach Angaben der
Bundesregierung einen Anteil von elf Prozent am gesamten deutschen
Luftverkehr. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/14650) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/14230) hervor. In Europa habe
der Inlandsluftverkehr einen durchschnittlichen Anteil von 16 Prozent,
heißt es in der Antwort weiter.

Im Jahr 2018 habe der innerdeutsche Luftverkehr 23.625.940 Passagiere
verzeichnet. Davon hätten 3.895.889 Passagiere Deutschland als
Drehkreuz genutzt, was einem Anteil von etwa 17 Prozent entspräche,
teilt die Regierung mit.

Auf die Frage, welchen Effekt sich die Bundesregierung von der
Anhebung der Luftverkehrsabgabe erhofft, heißt es in der Antwort: Die
Anhebung der Luftverkehrsteuer sei Bestandteil des
Klimaschutzprogramms 2030 zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050. "Es
sollen Anreize geschaffen werden, um den Ausstoß von klimaschädlichen
Treibhausgasen zu verringern und die Bürgerinnen und Bürger zu
klimafreundlichem Handeln zu ermuntern", schreibt die Regierung.
Dadurch sollten die bereits gesetzten Anreize für ein umweltgerechtes
Verhalten im Verkehr verstärkt werden.

 * 

5. Eigenkapitalerhöhung bei der DB AG

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die geplante Kapitalerhöhung bei der Deutschen Bahn
AG (DG AG) thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/15341). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, welche Ziele sie mit der
"Maßnahme 21" des Klimaschutzpakets verfolgt, der Deutschen Bahn von
2020 bis 2030 jährlich eine Milliarde Euro zusätzlichen Eigenkapitals
zur Verfügung zu stellen. Gefragt wird auch, ob Vorgaben des Bundes
oder Nebenabreden für die Verwendung der Mittel aus der
Kapitalerhöhung bestehen.

 * 

6. Digitalisierung im Tourismus

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion interessiert sich für den
Digitalisierungs-Stand in der Tourismuswirtschaft. Die Abgeordneten
fragen die Bundesregierung, in welchen Zweigen entsprechendes
Potenzial ruht. Sie erkundigen sich in der Kleinen Anfrage (19/15572)
darüber hinaus nach Unterstützung für kleinere Betriebe bei der
digitalen Transformation.

 * 
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BUNDESTAG/9218: Heute im Bundestag Nr. 1365 - 06.12.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1365

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 6. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 07.45 Uhr

1. Sozial-Kredit-System in China

2. Biometrische Daten bei Hilfsprogrammen

3. Programm zur EU-Ratspräsidentschaft

4. Angriffe auf Parteirepräsentanten

5. Aufnahme von aus Seenot Geretteten

6. Erteilte Visa zum Familiennachzug



1. Sozial-Kredit-System in China

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Angesichts des frühen Entwicklungsstadiums des
Sozial-Kredit-Systems und der undurchsichtigen Prozesse auf
chinesischer Seite lassen sich zu vielen Aspekten des geplanten
Systems noch keine belastbaren Aussagen treffen. Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/14643) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/14643) weiter schreibt, sieht sie
allerdings potentielle negative Auswirkungen auf die Interessen
deutscher und europäischer Unternehmen, politischer Stiftungen und
deutscher Staatsbürger.

Die Überlegungen auf chinesischer Seite würden mittlerweile weit über
ein System zur Erfassung der wirtschaftlichen Bonität von natürlichen
und juristischen Personen hinausgehen. Ziel sei nun die Erfassung und
Bewertung politischen, sozialen und ökonomischen Wohl- und
Fehlverhaltens. Laut einer Studie der EU-Handelskammer Peking von
August 2019 sei vorgesehen, dass zahlreiche über Bürger und
Unternehmen vorhandenen Daten aus verschiedenen Bereichen an zentraler
Stelle gesammelt werden, um diese anschließend mittels nicht
offengelegter Algorithmen bewerten zu können. "Damit wäre es möglich,
Unternehmen oder Personen für das gezeigte Gesamtverhalten zu belohnen
(zum Beispiel Steuervorteile) oder zu bestrafen (zum Beispiel
Geldbußen). Schon heute existierten landesweit mehrere, verschieden
ausgestaltete Pilotprojekte, mit denen Bürger und Unternehmen bewertet
werden. Dabei würden teilweise Maßnahmenkataloge zur Belohnung und
Bestrafung bestimmter Verhaltensweisen aufgestellt und angewendet und
die wechselseitige Anerkennung der einzelnen Systeme durch eine
Vielzahl von "Memorandums of Unterstanding" zwischen den beteiligten
Behörden sichergestellt. "Ein gesamtchinesisches, übergreifendes
Sozial-Kredit-System steht indes noch aus, ebenso wie ein
entsprechendes Gesetz. Es ist daher noch nicht erkennbar, wie das
Gesamtsystem, welches Ende 2020 an den Start gehen soll, tatsächlich
ausgestaltet sein wird", schreibt die Bundesregierung. Insbesondere
die konkrete Ausgestaltung von Bewertungskriterien und ihre
Gewichtung, der Algorithmen, möglicher Sanktionen oder
Rechtsschutzmöglichkeiten seien nach wie vor unklar. Die
Bundesregierung thematisiere ihre auch von der EU geteilten Bedenken
deutlich und regelmäßig auf allen Ebenen gegenüber der chinesischen
Seite.

 * 

2. Biometrische Daten bei Hilfsprogrammen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Kenntnis der Bundesregierung werden in
Vorhaben, die die Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ)
im Auftrag der Bundesregierung durchführt, keine biometrischen Daten
schutzbedürftiger Personen, Geflüchteter sowie Migrantinnen und
Migranten verarbeitet. Das geht aus der Antwort (19/14653) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke hervor (19/13496). Auch werde
deren Sammlung und Verarbeitung durch Behörden des Gastlands von der
GIZ nicht unterstützt.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, hat das Welternährungsprogramm
(WEP) der Vereinten Nationen in 32 Ländern biometrische Informationen
von Begünstigten erhoben und dabei biometrische Informationen von 11,4
Millionen Begünstigten gesammelt, davon Fingerabdrücke von neun
Millionen Begünstigten. "Eine Erfassung biometrischer Daten wird
ausschließlich durchgeführt, wenn dies zur Verifikation oder
Identifikation der Begünstigten notwendig ist und alternative
Identifikationsmittel (zum Beispiel Personalausweis) nicht vorhanden
sind." Die Bundesregierung sei an entsprechenden Maßnahmen nicht mit
eigenem Personal oder eigener Ausrüstung beteiligt. Durch das
Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen (UNHCR) seien mit dem
Stichtag September 2019 außerdem biometrische Daten von 8,2 Millionen
Erwachsenen und Kindern erfasst und gespeichert worden.

 * 

3. Programm zur EU-Ratspräsidentschaft

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Für einen Programmentwurf, der konkrete Maßnahmen zu
einzelnen Themenbereichen im Zeitraum der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 enthält, ist es aus
Sicht der Bundesregierung noch zu früh. "Der turnusgemäß nächste
Vorsitz im Rat stellt sein Programm üblicherweise kurz vor Übernahme
des sechsmonatigen Vorsitzes vor", schreibt sie in der Antwort
(19/15236) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/die Grünen
(19/14408). Die Prioritäten für das Programm der deutschen
Ratspräsidentschaft würden derzeit erarbeitet.

 * 

4. Angriffe auf Parteirepräsentanten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Angriffe auf Repräsentanten und Einrichtungen
von Parteien berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15352)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14808). Danach wurden im
dritten Quartal dieses Jahres mit Stand vom 19. November 278
Straftaten mit dem Angriffsziel "Parteirepräsentant/Parteimitglied"
gemeldet. Davon waren den Angaben zufolge Vertreter der AfD in 127
Fällen betroffen, Vertreter der CDU in 72 Fällen und Vertreter der SPD
in 36 Fällen. In 28 Fällen waren laut Vorlage Vertreter von Bündnis
90/Die Grünen betroffen, in 16 Fällen Vertreter der Linken, in acht
Fällen Vertreter der FDP und in zwei Fällen Vertreter der CSU.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, wurden zudem im dritten Quartal
dieses Jahres 52 Straftaten gemeldet, die dem Angriffsziel
"Parteigebäude/Parteieinrichtung" zugeordnet werden. Davon waren in 26
Fällen die AfD betroffen, im jeweils sieben Fällen die SPD und Die
Linke, in fünf Fällen die Grünen, in vier Fällen die CDU und in einem
Fall die FDP.

 * 

5. Aufnahme von aus Seenot Geretteten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Aufnahme von aus Seenot geretteten Flüchtlingen
ist Thema der Antwort der Bundesregierung (19/14637) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/13975). Darin verweist die
Bundesregierung darauf, dass der beim Innenministertreffen am 23.
September 2019 auf Malta gemeinsam mit Frankreich, Malta und Italien
erarbeitete Textvorschlag für einen temporären kontrollierten
Notfallmechanismus ausschließlich Seenotrettungsfälle betreffe. Eine
Verpflichtung zur Aufnahme von 25 Prozent aller in Italien
ausgeschifften Seenotgeretteten oder aller in Italien auf dem Seeweg
angelandeten Migranten bestehe nicht.

Der Mechanismus sei zudem zeitlich auf sechs Monate befristet, führt
die Bundesregierung weiter aus. Sie rechne für diesen Zeitraum damit,
"dass die Zahl der aus Italien nach Deutschland überstellten
Seenotgeretteten sich in der gleichen Größenordnung bewegt wie im
letzten Jahr".

 * 

6. Erteilte Visa zum Familiennachzug

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In der ersten Hälfte dieses Jahres sind laut
Bundesregierung weltweit 53.435 Visa zum Familiennachzug nach
Deutschland erteilt worden. Die Zahl der im vergangenen Jahr weltweit
erteilten Visa zum Familiennachzug belief sich auf 107.354 'wie aus
der Antwort der Bundesregierung (19/14640) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/13525) weiter hervorgeht.

 * 
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FINANZEN/2253: Soli gemeinsam mit der Union vor das Bundesverfassungsgericht bringen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Dezember 2019

DÜRR: Soli gemeinsam mit der Union vor das Bundesverfassungsgericht
bringen



Zur Entscheidung der Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen,
Einsprüche von Steuerzahlern gegen den Soli vorerst ruhen zu lassen,
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Die Entscheidung der Oberfinanzdirektion zeigt, dass die Erhebung
des Soli ab dem 01.01.2020 verfassungsrechtlich äußerst fragwürdig
ist. Ein Gutachten des ehemaligen Präsidenten des
Bundesverfassungsgerichtes Papier hält sie sogar für
verfassungswidrig. Der Soli wurde als befristete Sonderabgabe
eingeführt und muss mit dem Ablauf des Solidarpakts II enden. Wir
brauchen jetzt dringend rechtliche Klarheit für die Steuerzahler. Der
schnellste Weg ist eine direkte Überprüfung im Rahmen einer
abstrakten Normenkontrolle. Die FDP-Fraktion fordert daher die Union
auf, den Soli gemeinsam vor das Bundesverfassungsgericht zu bringen.
Dann könnten CDU und CSU zeigen, dass sie Entlastung nicht nur
versprechen, sondern auch liefern."

 * 
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INNEN/4813: Miri darf kein prominenter Einzelfall bleiben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Dezember 2019

THOMAE: Miri darf kein prominenter Einzelfall bleiben



Zu den Medienberichten über eine geplante Verschärfung des
Aufenthaltsgesetzes erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Der Vorstoß von Bundesinnenminister Seehofer ist unzureichend. Wenn
ein verurteilter Straftäter oder ein Gefährder trotz verlängerter
Einreisesperre wie im Fall Miri wieder nach Deutschland kommt, sollte
er in Haft genommen werden können, während sein Asylantrag geprüft
wird. Deutschland darf sich von solchen Leuten nicht auf der Nase
rumtanzen lassen. Eine generelle Haft bei Wiedereinreise ist jedoch
flüchtlingsrechtlich problematisch und scheitert in der Praxis an der
geringen Zahl der Haftplätze. Es muss hinzukommen, dass die
Bundesregierung zügig reagiert und Rückführungen bundesweit und
einheitlich regelt. Im Fall Miri war es möglich, dass die Prüfung des
Asylantrags und die Abschiebung in wenigen Tagen erfolgten. Das darf
kein prominenter Einzelfall bleiben, sondern muss zur Regel werden."

 * 
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HAMBURG/4968: Hygiene für Obdachlose - Senat sieht zu, Engagierte handeln (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Dezember 2019

Hygiene für Obdachlose: Senat sieht zu, Engagierte handeln



Die Initiative GoBanyo hat heute einen Duschbus vorgestellt, um für
obdachlose Menschen einen besseren Zugang zu Hygiene und Würde zu
schaffen. "Das ist eine gute und wichtige Initiative, denn in Hamburg
gibt es bisher gerade mal 17 frei zugängliche Duschen für rund 2.000
Obdachlose - das bedeutet eine Dusche für mehr als 100 Menschen",
kommentiert die sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft, Cansu Özdemir. "Die hygienische
Versorgung von Obdachlosen ist also dramatisch knapp und macht es den
Menschen unmöglich, ihre täglichen hygienischen Bedürfnisse zu
erfüllen. Das führt zu weiterer Verelendung und gesellschaftlicher
Ausgrenzung. Aber statt aktiv zu werden, sieht die Behörde seit Jahren
einfach zu, wie der Bedarf wächst."

So gibt es zum Beispiel keine einzige Dusche in der Wärmestube, auf
die viele Obdachlose verwiesen werden, die vom Winternotprogramm
abgewiesen werden, kritisiert die Abgeordnete: "Ohne das freiwillige
Engagement vieler Hamburger_innen, sei es im Winternotprogramm oder
jetzt bei der Bereitstellung des Duschbusses, wäre die Stadt
aufgeschmissen."

 * 
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HAMBURG/4967: Todesfall Tonou-Mbobda - Viele wichtige Fragen bleiben offen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Dezember 2019

Todesfall Tonou-Mbobda: Viele wichtige Fragen bleiben offen



Am 21. April 2019 war William Tonou-Mbobda von Security-Kräften auf
dem Gelände des UKE mit Gewalt fixiert worden und einige Tage darauf
verstorben. In der gestrigen Sitzung des Wissenschaftsausschusses
erklärte Staatsanwalt Mahnke, dass ursächlich für den Tod Mbobdas im
strafrechtlichen Sinne das Vorgehen von Mitarbeitern des
Sicherheitsdienstes des UKE in Form eines repressiven Eingriffs
gewesen sei. Der 34-jährige Kameruner habe einen Kollaps erlitten, für
den die repressive Maßnahme der Security-Mitarbeiter ursächlich
gewesen sei. Er habe zudem einen Herzfehler gehabt. Die
Staatsanwaltschaft ermittelt wegen Körperverletzung mit Todesfolge
gegen drei Sicherheitsdienst-Mitarbeiter und eine Stationsärztin.

"Zu unserem großen Bedauern hat die Selbstbefassung des
Wissenschaftsausschusses kaum einen Beitrag zur Aufklärung geleistet",
erklärt Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Viele wichtige Fragen
bleiben auch nach sieben Monaten unbeantwortet. Zum Beispiel ob und
wenn ja, weshalb Mbobda entgegen der S3-Leitlinie zur Vermeidung von
Zwang und der Empfehlung von Expert_innen mit dem Gesicht nach unten
auf den Boden gedrückt und womöglich getreten wurde. Es ist auch nicht
nachvollziehbar, dass das UKE scheinbar keine Konsequenzen aus dem
Fall zieht und Securities die Anwendung von Zwang an Patient_innen
nicht endlich strikt untersagt."

Mehrere Zeug_innen hatten gegenüber Rechtsanwältin Heinecke erklärt,
dass Mbobda ruhig auf einer Bank vor dem Krankenhaus saß, als er vom
Sicherheitsdienst weggezerrt und brutal auf dem Bauch liegend
festgehalten wurde. Ihm sei mehrfach mit dem Knie in die Nierengegend
gestoßen worden. Drei Menschen hätten auf ihm gesessen, ihm sei der
Mund zugehalten worden. Mbobda habe mehrfach gerufen: "Lasst mich los,
ich kriege keine Luft mehr." "Die weiteren Umstände müssen nun im
Ermittlungsverfahren und vor Gericht geklärt werden", erklärt Martin
Dolzer, wissenschaftspolitischer Sprecher der Fraktion. "Fraglich ist
unter Anderem, ob und wenn ja warum ein 'lagebedingter Erstickungstod'
als Todesursache ausgeschlossen werden kann."

Für die Obduktion war laut Staatsanwalt die Rechtsmedizin des UKE
unter Leitung von Prof. Dr. Püschel zuständig, eine Rechtsmedizinerin
aus Rostock sei zugeordnet worden. "Wir fragen uns, ob es nicht einen
objektiven Interessenskonflikt gibt, wenn bei einem Todesfall
federführend ein Forensiker aus dem Haus des Geschehens für die
Obduktion verantwortlich ist", so Celik und Dolzer. Sie fordern eine
trialogische Enquete-Kommission, um für die Psychiatrie
Rahmenbedingungen zu schaffen, die derartige Tragödien soweit möglich
verhindern. Zudem müsse ein Monitoring eingerichtet werden, das
Diskriminierung in Psychiatrien systematisch erfasst.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019
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HAMBURG/4966: Arbeit für die Stadt führt hunderte Menschen in die Altersarmut (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Dezember 2019

Arbeit für die Stadt führt hunderte Menschen in die Altersarmut



Mindestens 1.300 Menschen arbeiten allein im Wach- und
Sicherheitsgewerbe für die Stadt Hamburg zu Niedriglöhnen, die in die
Altersarmut führen: Jeden Monat beauftragt der Senat über 191.000
Einsatzstunden bei privaten Unternehmen, die ihren Mitarbeiter_innen
nur zwölf, teilweise sogar nur zehn Euro pro Stunde bezahlen. Das
zeigt die Antwort auf eine Anfrage (Drs. 21/19105) der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Dieses Auftragsvolumen
entspricht ungefähr 1.300 Vollzeitstellen, tatsächlich dürften
wesentlich mehr Menschen davon betroffen sein.

"Laut Bundesregierung führen Stundenlöhne unter 12,63 Euro direkt in
die Grundsicherung im Alter", erklärt dazu der gewerkschaftspolitische
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft,
Deniz Celik. "Durch die Praxis des Senats ist für viele hundert
Mitarbeiter_innen der von ihm beauftragten Sicherheitsfirmen
Altersarmut programmiert. Arbeit, von der man im Alter leben kann,
sollte bei der Vergabe von städtischen Aufträgen an private
Unternehmen eine entscheidende Voraussetzung sein. Deshalb werden wir
uns für die Festschreibung eines armutsfesten Landesmindestlohns im
Vergabegesetz einsetzen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019
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HAMBURG/4965: Die Lage der Kinderrechte in Hamburg ist ernüchternd (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Dezember 2019

"Die Lage der Kinderrechte in Hamburg ist ernüchternd"



Die aktuelle Studie des Deutsche Kinderhilfswerks zeichnet ein
ernüchterndes Bild zur Lage der Kinderrechte in Hamburg. Gemeinsam mit
Hessen, Saarland und Sachsen-Anhalt landet die Hansestadt mit dem
Prädikat "unterdurchschnittlich" am Ende der Skala. So kommen im
Bereich "Recht auf Ruhe und Freizeit, Spiel und Erholung" zwar auf
1.000 Kinder rund 2,8 Einrichtungen der Offenen Arbeit. "Aber sie sind
schlecht ausgestattet, weil Hamburg für Jugendarbeit nur 0,3 Prozent
seines Etats ausgibt", kritisiert die jugendpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Sabine
Boeddinghaus. "Das ist ein jämmerlicher Wert für eine so reiche
Stadt."

Im Bereich "Kindergesundheit" kommt Hamburg laut der Studie mit 11,5
Kinderärzt_innen auf 100.000 Einwohner_innen zwar auf den
zweithöchsten Wert - aber die Ärzt_innen sind sehr ungleich über die
Stadt verteilt, wie eine Untersuchung der Fraktion vom November zeigt.

Das Gesamtergebnis der Studie für Hamburg ist ernüchternd, so
Boeddinghaus: "Hamburg kommt in drei der fünf untersuchten Bereiche
nur auf unterdurchschnittliche Noten: beim Recht auf Bildung, beim
Recht auf angemessenen Lebensstandard und beim Recht auf Ruhe,
Freizeit, Spiel und Erholung. Lediglich beim Recht auf Beteiligung und
beim Recht auf Gesundheit schneidet Hamburg besser ab."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019
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HAMBURG/4964: Luftreinhaltung - Die nächste Klatsche für SPD und Grüne (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Dezember 2019

Luftreinhaltung: Die nächste Klatsche für SPD und Grüne



Das Oberverwaltungsgericht Hamburg hat entschieden, dass der
Luftreinhalteplan von 2017 überarbeitet werden muss. "Schon wieder hat
der Senat mit seiner Minimalstrategie eine Abfuhr bekommen", erklärt
dazu Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Es ist ja auch nicht zu
rechtfertigen, dass SPD und Grüne immer nur da handeln, wo
Bürger_innen das gerichtlich erzwingen - und da, wo das nicht
passiert, eben auch nicht gehandelt wird, zum Beispiel an der
Habichtstraße. Daher begrüße ich es, dass unser parlamentarische
Kritik nun auch gerichtlich bestätigt wurde. Ich hoffe, dass das
Gericht eine zeitnahe Fortschreibung des Luftreinhalteplans einfordern
wird."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/4963: Totalüberlastung bei fördern&wohnen in Eimsbüttel (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Dezember 2019

Totalüberlastung bei fördern&wohnen in Eimsbüttel



Die Mitarbeiter_innen des Unterkunfts- und Sozialmanagements (UKSM)
von fördern&wohnen haben wegen Personalmangels in den Wohnunterkünften
eine gemeinsame Überlastungsanzeige für den gesamten Bereich
Eimsbüttel gestellt. Dies bringt eine Anfrage (Drs. 21/19013) der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft zutage. "Wenn
Mitarbeiter_innen zu einem solchen Mittel greifen, dann bedeutet das
Alarmstufe Rot", kritisiert Carola Ensslen, Eimsbütteler
Bürgerschaftsabgeordnete und Fachsprecherin für Integration der
Fraktion. "Das offenbart, dass fördern&wohnen ziemlich nachlässig mit
seinen Fürsorgepflichten umgeht. Hier hätte viel eher für personelle
Entlastung gesorgt werden müssen. Und natürlich hat das auch
Auswirkungen auf die Geflüchteten und Wohnungslosen in den
Unterkünften. Integration bleibt so auf der Strecke."

Die Situation in Eimsbüttel ist nur eine Zuspitzung der
Personalsituation bei fördern&wohnen. Das Unternehmen wächst nach wie
vor, die Besetzung von vakanten Stellen geht nicht schnell genug.
Neben Überlastungsanzeigen drückt sich die schwierige Situation für
die Mitarbeiter_innen auch in einer hohen Zahl von fast 1.000
Überstunden beim UKSM in diesem Jahr und einer sehr hohen
krankheitsbedingten Fehlzeitenquote von 11,5 Prozent im
Mitarbeiter_innenschnitt aus. "Im Normalfall liegt der Krankenstand im
Schnitt bei vier bis fünf Prozent", so Ensslen. "Da liegt also bei
fördern&wohnen etwas richtig schief. Das verwundert nicht: Wenn für
Sozialarbeit, Beratung und Mitmenschlichkeit nicht genug Zeit ist,
bringt das Mitarbeiter_innen an ihre physischen und psychischen
Belastungsgrenzen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019
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HAMBURG/4962: Klimaplan - Zu viele Versprechungen, zu wenig reale Taten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Dezember 2019

Klimaplan: Zu viele Versprechungen, zu wenig reale Taten



In einer Regierungserklärung hat Bürgermeister Tschentscher seine
Vorstellungen zum Klimaschutz vor der Hamburgischen Bürgerschaft
dargelegt. In ihrer Antwort sagte die Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE, Cansu Özdemir, unter anderem:

"Verbal ist Rot-Grün das Klima wichtig. Aber real ist der CO2-Ausstoß
im Verkehr weiter angestiegen: von knapp 4,3 Millionen Tonnen im Jahr
2011 auf gut 4,6 Millionen Tonnen 2017. Herr Tschentscher, meinten Sie
das, als Sie gestern sagten, Sie hätten viel erreicht?

(...) Der Bürgermeister konnte gestern nicht beantworten, warum der
Beitrag der Industrie so gering ausfällt. Ich kann Ihnen die Frage
beantworten: Weil Sie die Industrie verschonen! Die wirklich
anstrengenden Maßnahmen sollen in Hamburg private Haushalte, Gewerbe,
Handel, Dienstleistungen und Verkehr schaffen, aber nur zu 13,7% die
Industrie. Obwohl sie der größte Emittent von CO2 ist. Wir kommen
nicht weiter, wenn sie vor der Industrie kuschen. Wem machen sie denn
hier eigentlich etwas vor? Es braucht auch hier klare Vorgaben, klare
Bestimmungen.

(...) Alle ernstzunehmenden Wisenschaftler_innen sagen, dass der
Autoverkehr sofort reduziert werden muss. Doch Sie setzen treuherzig
darauf, dass die Menschen von selbst auf Bus und Bahn, auf Fuß und Rad
umsteigen, wenn in ein paar Jahren oder einem Jahrzehnt das Angebot
ausgebaut ist. Herr Tschentscher, die Zeit haben wir nicht! Wer jetzt
nicht bereit ist, den Autoverkehr einzuschränken, wird keine
Verkehrswende für Hamburg hinbekommen, geschweige denn eine
Klimawende.

(...) Die Wortklauberei von einer 'umsetzungsorientierten
Machbarkeitsstudie' mit der Wohnungswirtschaft zeigt krass auf, was
ihre Maßnahmen sind: Zu viele Versprechungen, zu wenig reale
Maßnahmen, zu wenig reale Ziele.

(...) Hamburg kann sicher sein, dass wir als Linke sehr genau
kontrollieren werden, ob die Versprechungen des Senats eingehalten
werden! Die Klimaziele müssen erreicht werden. Und sie müssen sozial
erreicht werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3438: Russlandtag ist Erfolgsgeschichte (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 6. Dezember 2019

Russlandtag ist Erfolgsgeschichte



Anlässlich der Medienberichte über den Außenhandel des Landes und den
Russlandtag erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Ich fordere den Koalitionspartner auf, endlich damit aufzuhören, mit
dem Russlandtag die erfolgreichste wirtschaftspolitische
Veranstaltungsreihe unseres Landes kleinreden zu wollen. Nur Zwerge
müssen Angst haben, von dem Erfolg anderer in den Schatten gestellt zu
werden. Das hat die CDU wohl nicht nötig.

Der Russlandtag mit zuletzt mehr als 800 Teilnehmern ist eine
einzigartige Erfolgsgeschichte, die weit über die Landesgrenzen auch
international Beachtung gefunden hat und weiterhin findet. Auch wenn
der Russlandtag und die daraus folgenden wirtschaftlichen und
politischen Aktivitäten nicht auf Initiative der CDU entwickelt
wurden, sondern dem Engagement des früheren Ministerpräsidenten Erwin
Sellering und der SPD zu verdanken sind, sollte inzwischen auch der
letzte in der Landes-CDU seinen Frieden mit dieser Erfolgsgeschichte
gemacht haben.

Zu einer Zeit, in der eine erneute Verschärfung mit weiteren
Sanktionen im Deutsch-russischen Verhältnis droht, ist es das
definitiv falsche Signal, den Russlandtag in Frage zu stellen. Der
Dialog muss vielmehr intensiviert werden. Die SPD-Landtagsfraktion
wird diesen Dialog mit unseren russischen Partnern gemeinsam mit der
gesamten Landesregierung unter Führung von Manuela Schwesig weiter
betreiben. Eine CDU-Fraktion, die diesen Weg konstruktiv begleitet,
ist dabei willkommen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3437: Perspektiven für junge Menschen weiterhin verbessern (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. Dezember 2019

Perspektiven für junge Menschen weiterhin verbessern



Zur heutigen abschließenden Anhörung im Rahmen der Reihe "Jung sein in
Mecklenburg-Vorpommern" erklärt die kinder- und jugendpolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Nadine Julitz:

"Zunächst danke ich den beteiligten Jugendlichen, die in der
Anhörungsreihe stellvertretend für alle jungen Menschen
Mecklenburg-Vorpommerns konstruktiv mitgearbeitet haben. Es sind viele
gute Ideen vorgeschlagen worden, die die Lebensbedingungen von Kindern
und Jugendlichen im Land verbessern würden. Dazu gehören u. a. bessere
Regeln zur Jugendbeteiligung auf kommunaler Ebene, das Wahlalter mit
16, mehr Unterstützung bei ehrenamtlichem Engagement und nicht zuletzt
gute Mobilitätsangebote. Die vielen Ideen werden wir jetzt in der
Fraktion und anschließend im Ausschuss noch einmal intensiv erörtern.
Klar ist aber schon jetzt: Wir wollen die Perspektiven und Chancen für
junge Menschen in Mecklenburg-Vorpommern weiterhin verbessern. Unser
Land braucht das Engagement junger Menschen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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RHEINLAND-PFALZ/5308: GRÜNE gewinnen auch kommunalpolitisch an Gewicht (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 06.12.2019

GRÜNE gewinnen auch kommunalpolitisch an Gewicht



Zur Wahl von Wolfgang Treis zum stellvertretenden Vorsitzenden des
rheinland-pfälzischen Städtetages gratuliert Dr. Bernhard Braun,
Fraktionsvorsitzender der GRÜNEN Landtagsfraktion:

"Ich gratuliere Wolfgang Treis herzlich zu seiner Wahl zum
stellvertretenden Vorsitzenden des Städtetages. Die Wahl ist eine
logische Folge der Ergebnisse der Kommunalwahl im Frühjahr dieses
Jahres. Spätestens seit der vergangenen Kommunalwahl hat sich die
GRÜNE Partei auch flächendeckend im Land zu einem wichtigen
politischen Gewicht entwickelt. Mit der Wahl von Wolfgang Treis
gewinnen Themen wie der Klimaschutz und die Verkehrswende auch in dem
kommunalen Spitzengremium an Bedeutung. Auch dem neu gewählten
Vorsitzenden Michael Ebling und seinem Stellvertreter Thomas Hirsch
gilt mein herzlicher Glückwunsch zu ihrer Wahl."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5307: Das Land braucht dringend eine waldbauliche Strategie (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
05.12.2018

Waldzustandsbericht

Christian Baldauf: Rheinland-Pfalz braucht dringend eine waldbauliche
Strategie. Wir stehen vor einer Jahrhundertaufgabe.



"Die neuen Zahlen belegen, dem heimischen Wald geht es so schlecht
wie seit Jahren nicht. Forstverwaltungen und Kommunen brauchen
mehr Hilfe und Unterstützung vom Land, um Anpassungsstrategien zu
entwickeln", so der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Christian
Baldauf, zum aktuellen Waldzustandsberichts.

"Wir brauchen schnell gute Lösungen. Es ist eine gesellschaftliche
Herausforderung, die Erhaltung des Waldes zu gewährleisten. Förster
und Waldbesitzer arbeiten hart an den Grenzen ihrer Möglichkeiten. Sie
sind auf hinreichende und vor allem unbürokratische Hilfe angewiesen,
um die sinkenden Holzpreise und die wirtschaftlichen Verluste
abzufedern. Es ist unerlässlich, die geschädigten Wälder rasch wieder
aufzuforsten und an den Klimawandel anzupassen. Ein wichtiger Schritt
wäre, die Pflicht zur Ersatzaufforstung in Rheinland-Pfalz wieder
einzuführen."

Christian Baldauf erneuert folgende Forderungen an die Landesregierung
und Umweltministerin Höfken:

Die Landesregierung muss mehr Gelder bereitstellen - etwa aus Mitteln
der Wasserabgabe - denn der Wald ist unser größter Wasserspeicher. Die
Landesregierung muss vorhandene GAK-Mittel, die nicht verwendet
wurden, umschichten. Ministerin Höfken muss die Rettung unserer Wälder
zum Spitzenthema machen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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INNEN/3082: Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans als SPD-Vorsitzende gewählt


SPD-Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans als SPD-Vorsitzende gewählt



Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans wurden heute auf dem
Ordentlichen SPD-Bundesparteitag in Berlin zu den Vorsitzenden der
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands gewählt.

Wahlergebnis Saskia Esken:

Abgegebene Stimmen 626

davon gültige Stimmen 610

Ja-Stimmen 463 (75,9%)

Nein-Stimmen 116

Enthaltungen 31

Wahlergebnis Norbert Walter-Borjans:

Abgegebene Stimmen 626

davon gültige Stimmen 611

Ja-Stimmen 545 (89,2%)

Nein-Stimmen 47

Enthaltungen 19

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507
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Internet: www.spd.de
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GEWERKSCHAFT/337: Bildungsgewerkschaft zur Lehrkräfteprognose der Kultusministerkonferenz (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 6. Dezember 2019

GEW: "Bedarf ist deutlich höher"

Bildungsgewerkschaft zur Lehrkräfteprognose der KMK



Frankfurt a.M. - Der Bedarf an Lehrkräften ist deutlich höher als die jetzt
von der Kultusministerkonferenz (KMK) vorgelegten Zahlen. Darauf hat die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hingewiesen. "Wenn die
politischen Vorhaben wie Inklusion und Ganztag umgesetzt werden sollen,
müssen deutlich mehr Lehrkräfte ausgebildet und eingestellt werden als von
der KMK prognostiziert. Die am Dienstag veröffentlichten PISA-Ergebnisse
haben zudem gezeigt, dass fast 20 Jahre nach dem PISA-Schock das
Kardinalproblem des deutschen Bildungssystems, die enge Kopplung von
Bildungserfolg und sozialer Herkunft, immer noch nicht gelöst ist. Im
Gegenteil: Der Lehrkräftemangel verschärft das Problem", betonte
GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am Freitag in Frankfurt a.M. "Um hier voran zu
kommen, ist eine länderübergreifende Anstrengung notwendig. Dass die Länder
dem im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD vereinbarten 'Nationalen
Bildungsrat' eine Absage erteilt haben, ist ein falsches Signal und deutet
auf ein völlig inakzeptables 'Weiter so' hin."

Grundsätzlich sei jedoch zu begrüßen, dass die KMK ihre Prognose bereits
nach einem Jahr korrigiert. "Das zeigt: Länder und KMK haben erkannt, dass
es dringenden Handlungsbedarf gibt", sagte Tepe. Trotzdem dürfe man nicht
aus den Augen verlieren, dass der von den Ländern gemeldete "Bedarf"
letztlich nichts anderes ist als die addierte Personalplanung der 16
Länder. Die GEW-Vorsitzende machte deutlich, dass es problematisch sei, für
die Grundschulen ab 2023 Entwarnung zu geben. "Damit wird der Erfolg der
jetzt endlich ergriffenen Maßnahmen, mehr Menschen für ein Studium des
Grundschullehramts zu gewinnen, in Frage gestellt. Denn wer heute mit dem
Studium anfängt, kommt frühestens 2025 oder 2026 an die Schulen. Um das
Lehramt an Grundschulen attraktiver zu machen, müssen sich die Länder ein
Beispiel etwa an Berlin nehmen und die Grundschullehrkräfte nach A13
(Beamte) und E13 (Angestellte) bezahlen - und an den Schulen zusätzlich
Sozialarbeiter und Erzieherinnen einstellen." Dies gelte auch für
Lehrkräfte an Haupt-, Real- oder Gesamtschulen beispielsweise in 
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen, die ebenfalls schlechter bezahlt werden als
etwa Lehrkräfte an Gymnasien.

Dass es relativ zu viele Gymnasiallehrkräfte gibt, während in den übrigen
SEK-I-Schulen tendenziell Lehrkräfte fehlen, zeige den dringenden
Reformbedarf in der Lehrkräftebildung. "Zudem sollte allen
Gymnasiallehrkräften, die bisher nicht zum Zug gekommen sind, eine Stelle
an der Grundschule mit einer entsprechenden Zusatzqualifikation angeboten
werden", unterstrich Tepe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Dezember 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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WEITERBILDUNG/166: Förderung der Weiterbildung bleibt Schlüsselthema (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 5.12.2019

Karliczek: UNESCO-Studie zur Weiterbildung bestärkt uns

Förderung der Weiterbildung bleibt Schlüsselthema



Die UNESCO hat jetzt einen Weltbericht zur Erwachsenenbildung
veröffentlicht. Deutschland ist dabei unter den Ländern, die sich nach
Auffassung der Organisation nachdrücklich auf diesem Gebiet engagieren.
Dazu erklärt Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Nach dem eher durchmischten PISA-Ergebnis ist das eine gute Nachricht: Das
Ergebnis der UNESCO-Studie zeigt, dass Deutschland zu Recht einen starken
Fokus auf die Erwachsenenbildung richtet. Dies wird in den nächsten Jahren
noch wichtiger werden. Unsere Anstrengungen dürfen deshalb nicht
nachlassen, sondern wir müssen diese noch verstärken.

Denn Berufsbilder ändern sich durch die Digitalisierung immer schneller und
auch die Anforderungen am Arbeitsplatz wachsen von Jahr zu Jahr. Die
Bundesregierung und speziell mein Haus reagieren auf diese Entwicklung und
geben der beruflichen Weiterbildung noch mehr Gewicht. Zum einen mit der
von mir mit initiierten Nationalen Weiterbildungsstrategie, die wichtige
neue Impulse zur Zukunftsfestigkeit der beruflichen Weiterbildung setzt.
Zum anderen durch aktuelle konkrete Maßnahmen meines Hauses: Wir arbeiten
zum Beispiel an einer Plattform, die den Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern den Überblick über alle Weiterbildungsangebote erleichtern
soll. Mit der Novelle des Berufsbildungsgesetzes haben wir gerade weitere
Möglichkeiten geschaffen, die berufliche Fortbildung noch attraktiver zu
machen. Dazu zählt auch, dass wir durch die neuen Fortbildungsbezeichnungen
die internationale Vergleichbarkeit von Berufsabschlüssen nach einer
Qualifikation im Beruf besser sichtbar machen. Zudem bringen wir gerade die
Novelle des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes auf den Weg. Mit dem
neuen Aufstiegs-BAföG erhalten mehr Teilnehmerinnen und Teilnehmer von
Maßnahmen der beruflichen Aufstiegsfortbildung deutlich mehr finanzielle
Unterstützung. All dies zeigt: Wir unterstützen die Menschen, die mit
Bildung in ihre Zukunft investieren."


Weitere Informationen:

https://www.bmbf.de/de/weiterbildung-71.html

https://www.bmbf.de/de/nationale-weiterbildungsstrategie-8853.html

https://www.bmbf.de/de/wissenswertes-zum-aufstiegs-bafoeg-8942.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 151/2019 vom 05.12.2019

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Web: https://www.bmbf.de
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FORSCHUNG/1245: Stadtgärten - Zwischen Gemüseanbau und Politik (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 05.12.2019

Stadtgärten: Zwischen Gemüseanbau und Politik



Besonders in dicht besiedelten Gebieten Deutschlands ist Gärtnern ein
wachsender Trend. Genauer das Gärtnern in sogenannten Gemeinschaftsgärten.
Ihre Zahl hat sich in den letzten fünf Jahren verdoppelt. Eine Studie von
Wissenschaftlerinnen der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg in
Zusammenarbeit mit der Fachhochschule Münster zeigt, dass die Mitglieder
viel voneinander lernen und es um mehr geht als Gemüse. Der Garten ist
eine Möglichkeit der Teilhabe und Mitbestimmung. Ist die Gruppe allerdings
sehr bunt, wird es schwieriger.

Die meisten Städter haben wenig Bezug zur Herkunft der Produkte auf ihrem
Teller. Doch eine wachsende Anzahl Menschen insbesondere in dicht
besiedelten Gebieten Deutschlands buddelt wieder freiwillig in der Erde.
"Wir haben uns gefragt, woher das kommt", sagt Insa Theesfeld, Professorin
für Agrar-, Umwelt- und Ernährungspolitik am Institut für Agrar- und
Ernährungswissenschaften der MLU. "Dafür haben wir uns angeschaut, was in
diesen Gebieten knapp ist." Laut Theesfeld mangelt es weder an ökologisch
angebauten Lebensmitteln noch geht es primär darum, Brachflächen wieder zu
bewirtschaften. "Was vielen fehlt ist das Soziale, also die Teilhabe an
gesellschaftlichen Entwicklungen, die Mitbestimmung", so Theesfeld.

Für die aktuelle Studie, welche in der Fachzeitschrift Learning, Culture
and Social Interaction erschien, wurden 433 Gemeinschaftsgärten
deutschlandweit angeschrieben. 123 füllten den kompletten Fragebogen aus,
darunter auch zwei Gärten aus Halle. Die Forscherinnen beschäftigte
insbesondere die Frage, inwiefern beim Gärtnern Soziales Lernen
stattfindet, also das Lernen durch soziale Interaktion. Dazu gehören
beispielsweise auch Kommunikationsfähigkeit und Empathie. Das Lernen
beschränkt sich laut den Ergebnissen der Studie bei weitem nicht auf
Gartenbau. "Die gärtnerischen Tätigkeiten sind natürlich das Wichtigste,
also das erlangte Wissen dazu, aber auch das Erfahren und Erleben", sagt
Nicole Rogge, Erstautorin der Studie. Sie schreibt ihre Doktorarbeit zu
dem Thema in Halle und Münster. Daneben spiele aber auch Politik eine
große Rolle, wenn etwa mit der Stadt über Nutzungsrechte für Brachflächen
verhandelt wird. Viele Gärten haben nur kurze Verträge für die
Landnutzung. "Das ist auch der große Unterschied zu Schrebergärten, die
Bestandssicherheit haben", so Rogge. "Zusätzlich gärtnert man in
Schrebergärten jeweils auf seiner Parzelle allein und nicht in
Gemeinschaft." Auch Selbstorganisation und Businesskenntnisse spielen
demnach in Gemeinschaftsgärten eine wichtige Rolle.

Die Mitglieder lernen dabei vor allem voneinander. Das dürfte auch der
Grund sein, warum die Gruppenzusammensetzung eine wichtige Rolle für den
Lernerfolg spielt. Grundsätzlich sind in Gemeinschaftsgärten viele
verschiedene soziale aber auch kulturelle Gruppen aktiv, von Studenten
über Berufstätige und Arbeitssuchende, Familien und Geflüchtete. Ebenso
durchmischt sind die Altersgruppen, der Bildungsgrad und das Einkommen.
Insbesondere ein sehr unterschiedlicher Bildungsstand und eine hohe
kulturelle Heterogenität wirken sich laut der Studie jedoch negativ auf
das Soziale Lernen aus. "Eine hohe Heterogenität verkompliziert soziale
Prozesse, weil sehr unterschiedliche Interessen vorliegen", erklärt Rogge
das Ergebnis. "Letztendlich ist das Überwinden von Konflikten aber auch
Teil des Sozialen Lernprozesses." Doch die Gründe seien komplex und
stünden auch in Zusammenhang mit anderen Faktoren wie der Gesamtanzahl der
Mitglieder, welche von 8 bis über 400 reichte.

Generell seien die Leute sehr zufrieden mit ihren Gärten, sagt Theesfeld.
"Das ist auch ein Signal für Stadtplaner", sagt sie. Es gehe darum, durch
solche Projekte der Bevölkerung die Möglichkeit zur Teilhabe
zurückzugeben. "In Zeiten von Politikverdrossenheit halte ich das für sehr
wichtig."


Originalpublikation:

Rogge, Theesfeld, Strassner.

The potential of social learning in community gardens and the impact of
community heterogeneity.

Learning, Culture and Social Interaction (2019).

https://doi.org/10.1016/j.lcsi.2019.100351

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 05.12.2019
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FORSCHUNG/1244: Zusammenhang zwischen Körpergewicht und globalem Kalorienbedarf (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 04.12.2019

Göttinger Forscher untersuchen Zusammenhang zwischen Körpergewicht und
globalem Kalorienbedarf



Wie viel Essen gebraucht wird, um die Weltbevölkerung künftig zu
ernähren, untersuchte die Wissenschaft bisher in Kombination mit der Frage,
wie viel Essen sich die Menschen wirtschaftlich überhaupt leisten können
oder wie viel gesund und nachhaltig ist. Forscher der Universität Göttingen
haben hingegen nun analysiert, wie sich der tatsächliche Bedarf an Essen
entwickeln wird. Ein steigender Body Mass Index (BMI), der das Gewicht im
Verhältnis zur Körpergröße bewertet, und eine steigende Körpergröße führen
demnach zu einem markanten Anstieg des globalen Kalorienbedarfs. Die
Ergebnisse sind in der Fachzeitschrift PLOS ONE erschienen.

(pug) In den meisten Ländern nehmen die durchschnittliche Körpergröße
sowie der BMI zu. Um das Gewicht zu halten, wird mehr gegessen. Der
Entwicklungsökonom Prof. Stephan Klasen, Ph.D., von der
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Göttingen und sein
damaliger Doktorand Lutz Depenbusch haben ein Szenario entworfen, wie sich
die Kalorienaufnahme zwischen den Jahren 2010 und 2100 entwickeln könnte.
Als Maßstab wurden die bisherigen Entwicklungen in den Niederlanden und
Mexiko herangezogen. "Die Entwicklungen sind in diesen Ländern zwar sehr
ausgeprägt", sagt Depenbusch, "sie stellen aber durchaus ein realistisches
Szenario dar." Allein für den Fall, dass der BMI und die Körpergröße
konstant blieben, würde der globale Kalorienbedarf bis ins Jahr 2100
bereits um über 60 Prozent zunehmen. Bei steigendem BMI, wie in Mexiko
beobachtet, und steigender Körpergröße, wie in den Niederlanden
beobachtet, kämen noch einmal über 18 Prozentpunkte hinzu.

Sollte die globale Lebensmittelproduktion dem nicht entsprechen, würde
sich dieses Problem nicht über einen sinkenden BMI selbst regulieren,
fürchten die Forscher. Während reichere Personen ihre
Ernährungsgewohnheiten beibehalten könnten, würde die arme Bevölkerung
stark unter den höheren Preisen aufgrund der vermehrten Nachfrage leiden.
"Dies würde zum erhöhten Konsum von günstigen Nahrungsmitteln führen, die
oft reich an Kalorien, aber arm an Nährstoffen sind", sagt Depenbusch. "In
der Folge könnte auch unter den Armen das Körpergewicht weiter steigen
während die Mangelernährung zunimmt."


Originalpublikation:

Lutz Depenbusch, Stephan Klasen.

The effect of bigger human bodies on the future global calorie
requirements.

PLOS ONE (2019).

Doi: 10.1371/journal.pone.0223188

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 04.12.2019
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DEMOSKOPIE/851: 64 Prozent der Deutschen wünschen sich einen Fortbestand der Großen Koalition (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. Dezember
2019

ARD-DeutschlandTrend

64 Prozent der Deutschen wünschen sich einen Fortbestand der Großen
Koalition



Zwei Drittel der Deutschen (68 Prozent) sind mit der Arbeit der
Bundesregierung aktuell weniger bzw. gar nicht zufrieden. Trotzdem
wünscht sich eine Mehrheit der Deutschen, dass die Bundesregierung aus
CDU/CSU und SPD bis zum Ende der Legislaturperiode 2021
weiterarbeitet. 64 Prozent der Bürger fänden das gut. Anhänger aller
im Bundestag vertretenen Parteien mit Ausnahme der AfD befürworten
einen Fortbestand der Großen Koalition. Ein Drittel der Bürger (32
Prozent) fände das nicht gut. Das hat eine Umfrage von infratest dimap
für den ARD-DeutschlandTrend von Montag bis Dienstag dieser Woche
ergeben.

Die designierten Parteivorsitzenden der SPD, Norbert Walter-Borjans
und Saskia Esken, hatten angekündigt, den Verbleib in der Großen
Koalition an Bedingungen knüpfen zu wollen. 56 Prozent der Deutschen
haben Sorge um die politische Stabilität in Deutschland, wenn die
Koalition aus Union und SPD vorzeitig endet; 42 Prozent haben diese
Sorge nicht. Neuwahlen halten in der jetzigen politischen Situation 28
Prozent für das Beste; mehr als zwei Drittel (70 Prozent) teilen diese
Einschätzung nicht.

Obwohl die Zustimmung für einen Fortbestand des Regierungsbündnisses
groß ist, sehen die Bürger die Arbeit der Bundesregierung durchaus
kritisch: 85 Prozent der Befragten meinen, die Regierungsparteien
beschäftigten sich zu sehr mit sich selbst und ihrem Personal, anstatt
ihre Arbeit zu machen. Bei einem Blick auf einzelne Politikfelder
stellen die Bürger der Koalition insbesondere bei der Schaffung
bezahlbaren Wohnraums ein schlechtes Zeugnis aus. Drei Viertel der
Bürger (77 Prozent) sind mit der Arbeit in diesem Bereich weniger bzw.
gar nicht zufrieden. In Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern ist
diese Unzufriedenheit mit 84 Prozent etwas höher als in Gemeinden mit
weniger als 20.000 Einwohnern (73 Prozent). Auch mit der Klimapolitik
sind drei Viertel der Deutschen (76 Prozent) weniger bzw. gar nicht
zufrieden. Jeweils zwei Drittel der Deutschen sind weniger bzw. gar
nicht zufrieden mit der Digitalisierung (68 Prozent), im Bereich der
Gesundheitspolitik und Pflege (66 Prozent) sowie der Renten- und
Sozialpolitik (65 Prozent). 64 Prozent der Deutschen sind weniger bzw.
gar nicht zufrieden mit der Asyl- und Flüchtlingspolitik. In anderen
Politikfeldern sind die Deutschen gespalten: Mit der Haushalts- und
Finanzpolitik sind 52 Prozent der Deutschen weniger bzw. gar nicht
zufrieden; 43 Prozent sind sehr zufrieden bzw. zufrieden. Mit der
Außen- und Sicherheitspolitik sind 51 Prozent weniger bzw. gar nicht
zufrieden; 45 Prozent sind sehr zufrieden bzw. zufrieden. Mehrheitlich
positiv bewerten die Deutschen die Arbeit in der Wirtschafts- und
Außenpolitik, mit der 55 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden sind,
und in der Familienpolitik, mit der 54 Prozent sehr zufrieden bzw.
zufrieden sind.

Den neuen Parteivorsitzenden der SPD traut nur eine Minderheit der
Bürger zu, der Partei zu einem Aufschwung zu verhelfen. 22 Prozent
glauben, unter Norbert Walter-Borjans und Saskia Esken werde es der
Partei gelingen, wieder mehr Bürger von sich zu überzeugen; 70 Prozent
glauben das nicht. Die SPD-Anhänger sind in dieser Frage geteilter
Meinung: 51 Prozent glauben daran, 46 Prozent glauben daran nicht.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.007 Befragte

	Erhebungszeitraum: 02.12.2019 bis 03.12.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%



Die Frage im Wortlaut:

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Sind Sie mit den bisherigen Anstrengungen der aktuellen
Bundesregierung (...) sehr zufrieden, zufrieden, weniger zufrieden,
gar nicht zufrieden?

In der Haushalts- und Finanzpolitik

In der Familienpolitik

Bei der Digitalisierung

Bei der Klimapolitik

In der Renten- und Sozialpolitik

In der Asyl- und Flüchtlingspolitik

Bei der Gesundheitspolitik und der Pflege

Bei der Schaffung bezahlbaren Wohnraums

In der Außen- und Sicherheitspolitik

In der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik

Die SPD-Parteimitglieder haben sich in einem Mitgliederentscheid dafür
ausgesprochen, dass Norbert Walter-Borjans und Saskia Esken künftig
den SPD-Parteivorsitz übernehmen sollen. Glauben Sie, dass es der SPD
unter Norbert Walter-Borjans und Saskia Esken gelingt, wieder mehr
Bürger von sich zu überzeugen oder glauben Sie das nicht?

Fänden Sie es gut, wenn die jetzige Bundesregierung aus CDU/CSU und
SPD bis zum Ende der Legislaturperiode 2021 weiterarbeiten würde oder
fänden Sie das nicht gut?

Bitte geben Sie zu den folgenden Aussagen zur Bundesregierung aus
CDU/CSU und SPD an, ob Sie ihnen eher zustimmen oder eher nicht
zustimmen.

Die Regierungsparteien beschäftigen sich zu sehr mit sich selbst und
ihrem Personal, anstatt ihre Arbeit zu machen.

Wenn die Koalition aus CDU/CSU und SPD vorzeitig endet, habe ich Sorge
um die politische Stabilität Deutschlands.

Neuwahlen sind in der jetzigen politischen Situation das Beste.

 * 

Quelle:
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DEMOSKOPIE/850: Olaf Scholz bei Politikerzufriedenheit gleichauf mit Angela Merkel (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. Dezember
2019

ARD-DeutschlandTrend

Olaf Scholz bei Politikerzufriedenheit gleichauf mit Angela
Merkel



Wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre, würden 25 Prozent der Deutschen
der CDU/CSU ihre Stimme geben (-1 Prozentpunkt im Vgl. zu November).
Die SPD kommt auf 13 Prozent (-1), die AfD auf 15 Prozent (+1). Die
FDP verbessert sich im Vergleich zum Vormonat auf 9 Prozent (+1). Die
Linke kommt auf 8 Prozent (-1). Die Grünen landen in der Sonntagsfrage
bei 23 Prozent (+1) und wären damit weiterhin zweitstärkste Kraft. Für
die Sonntagsfrage des ARD-DeutschlandTrends hat das
Meinungsforschungsinstitut infratest dimap von Montag bis Mittwoch
dieser Woche 1.507 Wahlberechtigte bundesweit befragt.

Kein Bundespolitiker überzeugt derzeit eine Mehrheit der Deutschen.
Die größten Zugewinne und einen persönlichen Bestwert verzeichnet
Finanzminister Olaf Scholz (SPD). 47 Prozent der Bürger sind mit
seiner Arbeit aktuell sehr zufrieden bzw. zufrieden (+7 im Vgl. zu
November). Scholz, der im SPD-Mitgliederentscheid um den Parteivorsitz
zusammen mit Klara Geywitz gegen Norbert Walter-Borjans und Saskia
Esken verloren hat, gewinnt im Dezember vor allem bei Anhängern
anderer Parteien an Zustimmung: So sind 69 Prozent der Anhänger des
Koalitionspartners Union mit seiner Arbeit zufrieden, aber nur 49
Prozent der Anhänger seiner SPD. Insgesamt liegt Scholz im Dezember
gleichauf mit Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU). Auch mit ihrer
Arbeit sind 47 Prozent der Bürger sehr zufrieden bzw. zufrieden (-2 im
Vgl. zu November). Mit der Arbeit von Außenminister Heiko Maas (SPD)
sind 44 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (+/-0).
Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) kommt auf 42 Prozent
Zufriedenheit (+3). Jeweils 41 Prozent der Bürger sind sehr zufrieden
bzw. zufrieden mit der Arbeit des Grünen-Parteivorsitzenden Robert
Habeck (+5) sowie des Innenministers Horst Seehofer (CSU) (+2). Mit
dem FDP-Partei- und Fraktionsvorsitzenden Christian Lindner sind 35
Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (+5), mit der
Grünen-Parteivorsitzenden Annalena Baerbock 30 Prozent (+5);
allerdings kennen 44 Prozent Annalena Baerbock nicht oder können sie
nicht beurteilen. Mit der Arbeit von CDU-Parteichefin und
Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer sind 24 Prozent der
Bürger sehr zufrieden bzw. zufrieden (+6). Zwei Drittel (65 Prozent)
sind mit ihr weniger bzw. gar nicht zufrieden. Umweltministerin Svenja
Schulze (SPD) erreicht 23 Prozent Zufriedenheit (+3); 43 Prozent
kennen sie nicht oder können sie nicht beurteilen. Mit der
Linken-Parteivorsitzenden Katja Kipping sind 22 Prozent sehr zufrieden
bzw. zufrieden (+3); 41 Prozent kennen sie nicht oder können sie nicht
beurteilen. Mit dem AfD-Parteivorsitzenden Jörg Meuthen sind 14 Prozen
t sehr zufrieden bzw. zufrieden (+3 im Vgl. zu Mai); 35 Prozent kennen
ihn nicht oder können ihn nicht beurteilen.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.007 Befragte

	Erhebungszeitraum: 02.12.2019 bis 03.12.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%



Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von (...) sehr zufrieden, zufrieden, weniger zufrieden, gar nicht
zufrieden?

 * 
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DEMOSKOPIE/849: Mehrheit der Deutschen zweifelt nicht an der NATO (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. Dezember
2019

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit der Deutschen zweifelt nicht an der NATO



70 Jahre nach Gründung der NATO haben die Deutschen mehrheitlich
keinen Zweifel an der Existenzberechtigung des Militärbündnisses. Nur
13 Prozent halten die NATO für überflüssig und meinen, sie sollte
aufgelöst werden. Fünf von sechs Deutschen (84 Prozent) stimmen dieser
Aussage nicht zu. Das hat eine Umfrage von infratest dimap für den
ARD-DeutschlandTrend von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben.

Auch die militärische Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten wird
von der Mehrheit der Bürger nicht in Frage gestellt. Zwei Drittel der
Bürger (66 Prozent) meinen, es sei im europäischen Interesse, ein
gemeinsames Militärbündnis mit den USA zu bewahren; 29 Prozent stimmen
dieser Aussage nicht zu. Den Aufbau einer eigenen
Verteidigungsorganisation in Europa sehen die Deutschen mehrheitlich
kritisch: 53 Prozent sind nicht der Meinung, dass Europa sich von der
NATO unabhängiger machen und ein europäisches Militärbündnis aufbauen
sollte; 41 Prozent hingegen stimmen dieser Aussage zu.

Eine knappe Mehrheit der Deutschen findet es richtig, mehr Geld für
Verteidigung auszugeben. 52 Prozent befürworten es, dass Deutschland
einem Beschluss der NATO-Mitgliedsländer folgt und seine
Verteidigungsausgaben schrittweise auf 2 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes erhöht. 43 Prozent lehnen diese Anhebung der
Verteidigungsausgaben ab. Damit fällt die Zustimmung in dieser Frage
geringfügig größer aus als zur letzten Befragung. Im August hatten
sich 50 Prozent für und 46 Prozent gegen eine Erhöhung ausgesprochen.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.007 Befragte

	Erhebungszeitraum: 02.12.2019 bis 03.12.2019

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%



Die Frage im Wortlaut:

Die NATO-Mitgliedsländer haben beschlossen, 2 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts für Verteidigung auszugeben. Deutschland plant,
diesen Beschluss umzusetzen und seine Verteidigungsausgaben
entsprechend schrittweise zu erhöhen. Befürworten Sie das oder lehnen
Sie das ab?

Ich lese Ihnen nun einige Aussagen zum Militärbündnis NATO vor. Geben
Sie bitte jeweils an, ob Sie diesen Aussagen eher zustimmen oder eher
nicht zustimmen.

Es ist im europäischen Interesse, ein gemeinsames Militärbündnis mit
den USA zu bewahren.

Wir sollten uns von der NATO unabhängiger machen und ein europäisches
Militärbündnis aufbauen.

Die NATO ist überflüssig und sollte aufgelöst werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. Dezember 2019
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ENERGIE/2388: Bundesnetzagentur bestätigt Szenariorahmen für den Netzentwicklungsplan Gas 2020-2030 (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 05.12.2019

Bundesnetzagentur bestätigt Szenariorahmen für den Netzentwicklungsplan 
Gas 2020-2030


Präsident Homann: "Bundesnetzagentur legt Grundlage für eine
vorausschauende Gasnetzplanung"



Die Bundesnetzagentur hat heute den Szenariorahmen für den
Netzentwicklungsplan Gas 2020-2030 mit Änderungen bestätigt.


"Die Fernleitungsnetzbetreiber wollen im Netzentwicklungsplan
Gas 2020-2030 zum ersten Mal die Auswirkungen geplanter
Grüngas-Projekte auf die Netzinfrastruktur betrachten. Wir wollen
Transparenz herstellen, was solche Projekte für die Netzinfrastruktur
bedeuten. Deswegen sollen sie zusätzlich zur regulären Gasnetzplanung
betrachtet werden", sagt Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur. "Die Neuerrichtung von Wasserstoffleitungen fällt
nicht in den verbindlichen Anwendungsbereich des
Netzentwicklungsplans. Er kann jedoch als Transparenzplattform für
eine entstehende Wasserstoffinfrastruktur dienen", so Homann weiter.

Grüne Gase und Versorgungssicherheit im Fokus des Szenariorahmens

Die Fernleitungsnetzbetreiber betrachten im diesjährigen
Szenariorahmen erstmalig Projekte zu Wasserstoff und synthetischem
Methan. Um die Auswirkungen der Projekte auf die Netzinfrastruktur
besser bewerten zu können und bestehenden Unsicherheiten Rechnung zu
tragen, gibt die Bundesnetzagentur den Fernleitungsnetzbetreibern auf,
den möglichen Ausbaubedarf für diese Projekte in einer separaten
Modellierungsvariante zu ermitteln.

Weiterhin wird im Netzentwicklungsplan Gas 2020-2030 anstehende
Zusammenlegung der beiden deutschen Marktgebiete eine wichtige Rolle
spielen. Auch der europäischen Versorgungssicherheit wird in
besonderer Weise Rechnung getragen werden. Die
Fernleitungsnetzbetreiber werden in diesem Zusammenhang zusätzliche
Transportbedarfe bei der Erstellung des Plans berücksichtigen.

Grundlage für Gasnetzentwicklung

Der Szenariorahmen bildet die Grundlage für die Gasnetzplanung bis zum
Jahr 2030. Er wurde von den Fernleitungsnetzbetreibern erarbeitet, mit
der Öffentlichkeit konsultiert und dann der Bundesnetzagentur zur
Bestätigung vorgelegt.

Auf der Grundlage des Szenariorahmens erarbeiten die
Fernleitungsnetzbetreiber nunmehr den Entwurf des
Netzentwicklungsplans Gas 2020-2030. Auch dieser wird mit der
Öffentlichkeit konsultiert werden und bedarf der Prüfung durch die
Bundesnetzagentur.


Der Szenariorahmen für den Netzentwicklungsplan Gas 2020-2030 und
die Entscheidung der Bundesnetzagentur sind auf der Internetseite der
Bundesnetzagentur veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/NEPGas2020.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 05.12.2019
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MELDUNG/894: Trotz Aufschwung - Trübe Aussichten für junge Generationen in OECD-Ländern (idw)


Bertelsmann Stiftung - 05.12.2019

Trotz Aufschwung: Trübe Aussichten für junge Generationen in
OECD-Ländern



Viele Industrieländer haben sich in den letzten Jahren buchstäblich aus
der Krise gearbeitet. Das Ergebnis: Die Daten für Arbeit und Beschäftigung
erreichen in fast allen EU- und OECD-Staaten wieder bessere Werte als auf
dem Höhepunkt der Finanzkrise. Dennoch ist das Armutsrisiko kaum gesunken.
Stillstand herrscht auch bei der Generationengerechtigkeit, was für die
Jugend teuer werden könnte. Deutschland belegt im internationalen Ranking
des Social Justice Index den 10. Platz.

Gütersloh, 05.12.2019. Weltweit haben sich die Arbeitsmärkte im Vergleich
zu den Krisenjahren nach 2008 deutlich erholt. Rund zehn Jahre nach
Ausbruch der globalen Finanzkrise liegt die durchschnittliche
Arbeitslosenquote in den 41 untersuchten EU- und OECD-Ländern mit 5,3
Prozent erstmals leicht unterhalb des Vorkrisenniveaus von 2008 (5,7
Prozent). Doch der Aufschwung am Arbeitsmarkt hat bisher keine
entscheidenden Auswirkungen auf die Armutsquoten. In 25 der 41
untersuchten Staaten stagniert das Armutsrisiko oder ist sogar gestiegen.
Dabei sind Kinder oftmals häufiger von Armut bedroht als ältere Menschen.
Allgemein wird laut den Autoren zu wenig für die Gerechtigkeit zwischen
den Generationen getan, und das trotz Herausforderungen wie Erderwärmung
oder demografischer Wandel. Das sind die Ergebnisse aus dem aktuellen
Social Justice Index der Bertelsmann Stiftung, der jährlich anhand von
umfassenden Datenauswertungen für Bereiche wie Arbeitsmarkt,
Armutsvermeidung oder Bildung für insgesamt 41 EU- und OECD-Staaten die
Dimensionen sozialer Gerechtigkeit erfasst.

"Der Aufschwung am Arbeitsmarkt könnte zum Bumerang werden und muss mit
politischen Maßnahmen einhergehen, um die Armutsrisiken zu minimieren", so
Aart De Geus, Vorstandsvorsitzender der Bertelsmann Stiftung, zu den
Ergebnissen.

Arm trotz Arbeit? Aufschwung geht an vielen Menschen vorbei

Mit Island und Norwegen stehen erneut die nordischen Länder auf den
Spitzenpositionen in puncto sozialer Gerechtigkeit. Hier sind laut
Untersuchung die Teilhabechancen für alle Menschen am besten ausgeprägt.
Deutschland landet an zehnter Stelle. Die USA hingegen gehören mit dem 36.
Platz klar zu den Schlusslichtern.

Auffallend an der Gesamtbilanz ist das Missverhältnis zwischen
Arbeitsmarkt- und Armutsdaten. 2018 waren in fast allen Staaten deutlich
mehr Menschen beschäftigt als 2013, als die Auswirkungen der Finanzkrise
sich vielerorts am stärksten in den Arbeitsmarktdaten widerspiegelten.
Auch die Arbeitslosigkeit ist in diesem Zeitraum in fast allen Ländern
zurückgegangen. Spitzenreiter ist hier Tschechien mit einer
Arbeitslosenquote von nur 2,3 Prozent. In Griechenland hingegen ist, trotz
positiver Entwicklung, immer noch knapp jeder Fünfte arbeitslos (19,5
Prozent). Ungeachtet der insgesamt positiven Trends an den Arbeitsmärkten,
hält sich das Armutsrisiko in vielen Ländern hartnäckig oder ist sogar
gestiegen. So ist beispielsweise in Spanien die Beschäftigungsquote
zwischen 2013 und 2018 von rund 55 auf 62 Prozent geklettert. Gleichzeitig
ist das Armutsrisiko im selben Zeitraum um fünf Prozent auf 14,6 Prozent
gestiegen. Am häufigsten von Armut bedroht sind Menschen in Israel (17,9
Prozent) und den USA (17,8 Prozent).

Kinder sind in vielen Ländern häufiger von Armut bedroht als ältere
Menschen

Sorgen bereitet den Autoren auch die Kluft zwischen Jung und Alt. Kinder
und Jugendliche bis 18 Jahre sind in 27 der 41 EU- und OECD-Staaten - zum
Teil deutlich - häufiger von Armut bedroht als die über 65-Jährigen.
Interessanterweise gilt dieser Befund auch für Staaten mit ausgeprägten
sozialen Sicherungssystemen. In Schweden ist das Armutsrisiko für Kinder
und Jugendliche mit 12,3 Prozent mehr als doppelt so hoch wie das von
Älteren (4,8 Prozent), in Norwegen sind Kinder und Jugendliche sogar
sechsmal häufiger von Armut bedroht (7,2 Prozent) als Menschen im
Rentenalter (1,2 Prozent). Darüber dürfe laut Autoren jedoch nicht
vergessen werden, dass Altersarmut weiterhin in vielen EU- und
OECD-Staaten ein weit verbreitetes Problem ist. Dabei stehen die Regierungen
vor der Herausforderung, ältere Menschen sozial abzusichern und
gleichzeitig ihre Rentensysteme zukunftsfähig zu machen. Zusätzlich
kritisieren die Autoren eine zu zaghafte Klima- und Umweltpolitik, was
auch bei der Nutzung erneuerbarer Energien deutlich wird: "Lediglich drei
der 41 EU- und OECD-Länder decken Ihren Energiebedarf zu über 50 Prozent
aus erneuerbaren Energien. Gerade die Industrieländer sollten hier ihrer
Vorbildrolle besser gerecht werden", so Thorsten Hellmann, Mitautor der
Studie von der Bertelsmann Stiftung.

Deutschland: Boom am Arbeitsmarkt verdeckt Mangel bei
Generationengerechtigkeit

Deutschlands gute Platzierung im Gesamtranking beruht vor allem auf der
anhaltenden Erfolgskurve am Arbeitsmarkt. Neben der stetig sinkenden
Arbeitslosenquote gehört die Jugendarbeitslosigkeit mit 6,2 Prozent im
internationalen Vergleich zu den niedrigsten. Lediglich in Japan und
Island ist die Quote noch geringer. Dennoch gilt auch für Deutschland das
Paradox: Mehr Arbeit führt nicht automatisch zu weniger Armut. Während die
Beschäftigungsrate zwischen 2013 und 2018 von 73,5 auf 75,9 Prozent
gestiegen ist, hat sich das Armutsrisiko im selben Zeitraum von 9,4 auf
9,8 Prozent erhöht. Anders als in der Mehrzahl der Länder ist das
Armutsrisiko in Deutschland für ältere Menschen mit 9,7 Prozent leicht
höher als das für Kinder und Jugendliche (7,6 Prozent) und der höchste
Stand seit zehn Jahren.

Insgesamt gelingt der Ausgleich der Interessen zwischen jüngeren und
älteren Generationen in Deutschland nur durchschnittlich gut, legt man
neben sozialen auch andere Kriterien an. Vergleichsweise fortschrittlich
zeigt sich die Bundesrepublik bei den Ausgaben für Forschung und
Entwicklung. So investiert Deutschland 0,83 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) in diesem Bereich, nur in vier Ländern ist
dieser Wert höher. Auf der anderen Seite monieren die Autoren die fehlende
Vorbildrolle Deutschlands in Bezug auf die Umwelt- und Klimapolitik. Zwar
konnte Deutschland im vergangenen Jahr seine Nutzung erneuerbarer Energien
weiter auf einen Anteil von 14,2 Prozent ausbauen, liegt damit im
Ländervergleich jedoch nur auf Rang 24. Auch die hohen
Treibhausgasemissionen von rund 11 Tonnen pro Kopf (Rang 30) zeigen, dass
Deutschland beim Klimaschutz hinterherhinkt.


Zusatzinformationen

Mit dem sozialen Gerechtigkeitsindex untersucht die Bertelsmann Stiftung
anhand von 46 quantitativen und qualitativen Kriterien die Teilhabechancen
in den 41 EU- und OECD-Staaten. Der Index betrachtet sechs Dimensionen
sozialer Gerechtigkeit: Armut, Bildung, Arbeitsmarkt,
Generationengerechtigkeit, Gesundheit sowie Soziale Inklusion und
Nicht-Diskriminierung. Der Social Justice Index 2019 berücksichtigt
international verfügbare Daten bis zum 28. Oktober 2019.


Originalpublikation:


https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/social-justice-in-the-eu-and-oecd/

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/soziale-gerechtigkeit-in-der-eu-und-oecd-das-wichtigste-in-kuerze/

Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 05.12.2019
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MELDUNG/893: Tätigkeitsberichte Telekommunikation und Post 2018/2019 (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 03.12.2019

Tätigkeitsberichte Telekommunikation und Post 2018/2019



Heute [3.12.2019] stellt die Bundesnetzagentur ihre Tätigkeitsberichte
2018/2019 aus den Bereichen Telekommunikation und Post vor.


Telekommunikation

"Wir schaffen die nötigen Rahmenbedingungen für den Netzausbau im
Festnetz und Mobilfunk," sagt Dr. Wilhelm Eschweiler, Vizepräsident
der Bundesnetzagentur. "Unsere Tätigkeit basiert auf drei Säulen: Wir
wollen Investitionen fördern, Wettbewerb sichern und Verbraucher
schützen."

Breitbandausbau

Die Breitbandversorgung in Deutschland wurde durch Investitionen von
Marktteilnehmern in den vergangenen Jahren sukzessive verbessert. Die
Anzahl der mit mindestens 50 Mbit/s versorgten Haushalte hat sich seit
2010 mehr als verdoppelt. Ende 2018 waren für rund 36 Millionen bzw.
88% der deutschen Haushalte Übertragungsraten von mindestens 50 Mbit/s
verfügbar.

Bei der Versorgung mit Übertragungsraten bis 100 Mbit/s, die von
Kunden hauptsächlich nachgefragt werden, wird in Deutschland eine
Abdeckung von 66% (EU28-Durchschnitt: 60%) erreicht. Mit
Downloadgeschwindigkeiten von 400 Mbit/s sind fast 60% der Haushalte
versorgt.

Um auf diesem Weg zügig voran zu kommen, hat die Bundesnetzagentur im
Frühjahr 2019 die Marktanalyse für den Zugang zu Kupfer- und
Glasfaseranschlussnetzen, die sog. "letzte Meile", vorgelegt. Auf
dieser Grundlage können nun die erforderlichen Maßnahmen ergriffen
werden. Hierfür wurden im Juli Eck- und Diskussionspunkte
veröffentlicht. Auf deren Basis können zeitnah entsprechende
Regelungen getroffen werden, die - soweit der Markt dies hergibt
- einen profitablen privatwirtschaftlichen Netzausbau ermöglichen und
den Wettbewerb bzw. die Auswahlmöglichkeiten der Endkunden absichern.

Mobilfunk

Der Mobilfunk wird in Zukunft einen erheblichen Beitrag zur
Verfügbarkeit schneller Breitbandanschlüsse in Deutschland leisten.
"Mit der im Juni 2019 abgeschlossenen Frequenzauktion konnte die
Bundesnetzagentur dazu beitragen, die Weichen im Mobilfunk in Richtung
5G-Ausbau zu stellen", sagt Eschweiler.

Mit Frequenzen für lokale "5G-Campus-Netze" können innovative lokale
5G-Lösungen für Start-Ups, landwirtschaftliche Betriebe, kleine und
mittlere Unternehmen sowie Industrieunternehmen verwirklicht werden.
Unternehmen bekommen auf diese Weise Wahlfreiheit, ob sie selbst
private autonome Netze errichten oder ob sie Dienste der Netzbetreiber
nutzen wollen.

Das Antragsverfahren für lokale "5G-Campus-Netze" ist am 21. November
gestartet. Aktuell liegen fünf Anträge vor, eine Zuteilung an die BASF
wurde bereits erteilt. Die Frequenzen können unmittelbar nach der
Zuteilung genutzt werden.


Post

Sowohl der Brief- als auch der Bereich der Kurier-, Express- und
Paketdienstleistungen (KEP) profitieren von einer guten
wirtschaftlichen Entwicklung insgesamt. Maßgeblich für die Entwicklung
in den letzten beiden Jahren sind die tiefgreifenden strukturellen
Veränderungen aufgrund der voranschreitenden Digitalisierung, die sich
in beiden Bereichen fortgesetzt haben.

Briefbereich: Sendungsmengen- und Umsatzrückgänge

Mit 14,2 Mrd. Sendungen wurden im Jahr 2018 im gesamten Markt fast
5 Prozent weniger Briefe befördert als im Vorjahr (2017 ca. 14,9 Mrd.
Stück). Die Umsätze gingen ebenfalls deutlich zurück. Sie lagen im
Jahr 2018 bei 8,4 Mrd. Euro. Das entspricht einem Minus von 4,7
Prozent gegenüber 2017 (2017 rund 8,8 Mrd. Euro). Damit waren im
lizenzpflichtigen Bereich im Berichtszeitraum erkennbare
Sendungsmengen- und Umsatzrückgänge zu verzeichnen.

Die Wettbewerbsverhältnisse im Briefbereich blieben vom generellen
Rückgang unberührt. Die Deutsche Post AG ist und bleibt eindeutig
marktbeherrschend. Ihr Marktanteil betrug im Jahr 2018 knapp
87 Prozent (auf den Umsatz bezogen). Der Marktanteil der Wettbewerber
lag konstant bei gut 13 Prozent.

"Die fortschreitende Digitalisierung führt zu Änderungen des
Kommunikationsverhaltens sowohl im gesellschaftlichen als auch im
geschäftlichen Leben", erläutert Peter Franke, Vizepräsident der
Bundesnetzagentur. "Dennoch ist der physische Brief für Gesellschaft
und Wirtschaft weiterhin unerlässlich und von besonderer Bedeutung",
ergänzt Franke.

Wachstum
im Bereich der Kurier-, Express- und Paketdienstleistungen

Der boomende Online-Handel führt zu ungebrochen hohem Wachstum im
KEP-Bereich. Im Jahr 2018 wurden Umsätze von 17,7 Mrd. Euro
erwirtschaftet und 3 Mrd. Express- und Paketsendungen befördert.

Die Zahl der im Inland beförderten Pakete stieg um rund 100 Mio., von
2,4 Mrd. Stück im Jahr 2017 auf 2,5 Mrd. Stück im Jahr 2018. Das
entspricht einem Anstieg von 7,1 Prozent. Das Umsatzplus im
Paketbereich fiel mit 6,6 Prozent ebenfalls deutlich aus. Der Umsatz
stieg von 8,0 Mrd. Euro in 2017 auf 8,6 Mrd. Euro in 2018.

Verbraucherservice Post

Im Berichtszeitraum verzeichnete der Verbraucherservice Post der
Bundesnetzagentur deutlich steigende Beschwerdezahlen. Im Jahr 2018
erreichten den Verbraucherservice Post 12.615 Beschwerden (2017: 6.100
Beschwerden). Bis Ende September 2019 gingen insgesamt 12.950
Beschwerden ein - das sind bereits mehr als im Jahr 2018. Es bleibt
daher eine wichtige Aufgabe, die Qualität im Postbereich aufmerksam zu
überwachen.



Die Tätigkeitsberichte sind auf den Webseite der Bundesnetzagentur
veröffentlicht unter:

www.bundesnetzagentur.de/berichte

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.12.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)
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UNTERNEHMEN/2803: Deka Investments - Kohle und Krieg im Portfolio (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Deka Investments: Kohle und Krieg im Portfolio

- Aktuelle Recherche: Investitionen in Kohlekraftwerksbau und Atomwaffen

- Selbst in Nachhaltigkeitsfonds finden sich Kohlefirmen 

- Aktion Freitag: urgewald schickt Knecht Ruprecht zur Fondsgesellschaft



Frankfurt - Die Umwelt- und Menschenrechtsorganisation urgewald protestiert
am Nikolausmorgen (Freitag, 6.12.) vor der Zentrale der 
Sparkassen-Fondsgesellschaft Deka Investments in Frankfurt. Mit dabei ist "Knecht
Ruprecht", der statt Geschenken eine Forderung an den Finanzdienstleister
im Gepäck hat: "Raus aus Kohle und Rüstung!" Nach aktuellen
urgewald-Recherchen investiert Deka noch immer Hunderte Millionen Euro in
Unternehmen, die neue Kohlekraftwerke bauen, Waffen für laufende Kriege
liefern oder Atomwaffen herstellen. urgewald verlangt Ausschlusskriterien
für solche Firmen.

Deka Investments hält 309 Millionen US-Dollar in Aktien und Anleihen von
Unternehmen, die neue Kohlekraftwerke planen. Darunter Firmen wie Uniper,
die 2020 mit Datteln 4 in Nordrhein-Westfalen einen neuen Kohlemeiler ans
Netz bringen will, und das indische Unternehmen NTPC, der weltgrößte
Entwickler von neuen Kohlekraftwerken. Diese Investitionen verstoßen klar
gegen das Pariser Klimaabkommen.

Auch andere Kohlegiganten wie RWE befinden sich im Deka-Portfolio. Selbst
in den sogenannten Nachhaltigkeitsfonds des Finanzhauses sind
Kohleunternehmen zu finden: im "Deka Nachhaltigkeit Balance Fonds" zum
Beispiel die australische AGL Energy Ltd, die Kohlekraftwerke mit einer
Kapazität von über 6.850 Megawatt betreibt und zusätzlich 30 Millionen
Tonnen Kohle jährlich im Bergbau fördert.

Kathrin Petz, Finanzexpertin bei urgewald, meint dazu: "Während immer mehr
Investoren komplett aus Kohleinvestitionen aussteigen und ihr Portfolio
Paris-kompatibel ausrichten, steckt die Deka noch tief in der Kohle. Mit
ihrer Gemeinwohlorientierung lässt sich das angesichts der Klimakrise nicht
vereinbaren. Immer mehr Menschen fordern kompromisslosen Klimaschutz,
darauf muss ein öffentlich-rechtlicher Vermögensverwalter wie Deka
reagieren."

Auch im Rüstungsbereich sieht es nicht besser aus. Stichproben zu neun
führenden Rüstungsexporteuren in Kriegsregionen bzw. Atomwaffenherstellern
ergaben, dass Deka aktuell Aktien und Anleihen von über einer Milliarde
US-Dollar an Unternehmen wie Airbus, BAE Systems, Northrop Grumman oder
Rheinmetall hält. Wettbewerber sind da weiter: Union Investment,
Fondsanbieter der Genossenschaftsbanken, hat vor Kurzem
Atomwaffenhersteller aus seinen Publikumsfonds aussortiert.

Barbara Happe, Rüstungs-Campaignerin bei urgewald, sagt dazu: "Die Deka
verschläft aktuelle Trends für mehr Klima- und Menschenrechtsschutz in der
Geldanlage. Mit Blick auf die sich anbahnende Klimakatastrophe und das
weltweite Wettrüsten ist es unverantwortlich, dass Deka weiter auf
unverbindliche Unternehmensdialoge setzen will. Sie muss zukunftsfeindliche
Geschäfte aus ihren Fonds werfen."


Details zur urgewald-Finanzrecherche:

https://urgewald.org/sites/default/files/FS-Zahlen-Deka-Kohle-Ru%CC%88stung-2019.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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ARBEITSRECHT/278: Keine Arbeitgeber-Kündigung bei Abkehrwillen des Mitarbeiters (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. Dezember 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Keine Arbeitgeber-Kündigung bei Abkehrwillen des Mitarbeiters



Siegburg/Berlin (DAV). Kündigt der Mitarbeiter, darf der Arbeitgeber
in der Regel nicht mit einer Gegenkündigung mit kürzerer
Kündigunsfrist reagieren. Das berichtet die Arbeitsgemeinschaft
Arbeitsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) und verweist auf eine
Entscheidung des Arbeitsgerichts Siegburg vom 17. Juli 2019
(AZ: Ca 500/19).

Der Steuerungstechniker war bei seinem Arbeitgeber als Leiter des
dreiköpfigen Teams "Steuerungstechnische Hardwareplanung" eingesetzt,
für das neue Mitarbeiter nicht leicht zu finden sind. Am 22. Januar
2019 kündigte er zum 15. April des Jahres. Als Reaktion kündigte ihm
das Unternehmen am 31. Januar bereits zum 28. Februar 2019 wegen des
Abkehrwillens, der sich in der Kündigung ausdrückte.

Die Kündigungsschutzklage des Mannes war erfolgreich. Die Kündigung
sei sozial ungerechtfertigt und daher unwirksam. Die Kündigung sei
insbesondere nicht durch den genannten Abkehrwillen des Mitarbeiters
begründet. Zwar könne dieser im Ausnahmefall eine betriebsbedingte
Kündigung rechtfertigen. Dies gelte aber nur dann, wenn
Schwierigkeiten mit der Nachbesetzung der Stelle zu erwarten seien,
und der Arbeitgeber eine sonst schwer zu findende Ersatzkraft gerade
an der Hand habe.

Ein solcher Fall liegt aber hier nicht vor. Der Arbeitgeber habe
nämlich gerade nicht auf dem Arbeitsmarkt einen schwierig zu findenden
Nachfolger suchen müssen, sondern habe auf eine Mitarbeiterin
zurückgreifen können. Auch sei klar gewesen, wann genau der
Steuerungstechniker ausscheiden würde.

Information: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 15/19 vom 3. Dezember 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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ARBEITSRECHT/277: Mitbewerber darf keine dienstliche Beurteilung geben (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. Dezember 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Mitbewerber darf keine dienstliche Beurteilung geben



Düsseldorf/Berlin (DAV). Bewerben sich ein Mitarbeiter und sein
Vorgesetzter auf dieselbe Stelle, darf der Vorgesetzte für den
Untergebenen keine dienstliche Beurteilung schreiben. Darauf weist die
Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) mit
Blick auf eine Entscheidung des Arbeitsgerichts Siegburg vom
18. September 2019 hin (AZ: 3 Ca 985/19).

Die Sachbearbeiterin bewarb sich auf eine von ihrer Behörde
ausgeschriebene Teamleiterstelle. An dem Bewerbungsverfahren nahmen
insgesamt zwölf Kollegen teil, die mit der Gesamtnote "B" beurteilt
waren. Ihre Vorgesetzte übergab der Sachbearbeiterin eine
Stichtagsbeurteilung mit der Gesamtnote "C". Auch die Vorgesetzte
bewarb sich auf die ausgeschriebene Teamleiterstelle. Die
Sachbearbeiterin klagte und forderte, die Behörde zu verurteilen, ihre
Beurteilung aus den Personalakten zu entfernen.

Das Gericht gab ihr Recht. Es sah einen schweren Verfahrensfehler. Der
Dienstherr habe die Pflicht, seine Mitarbeiter unvoreingenommen und
möglichst objektiv zu beurteilen. Wer sich selbst um eine Stelle
beworben habe, wolle die Stelle auch haben und gerade nicht, dass
seine Mitbewerber den Zuschlag erhalten. Das schließe aus, dass der
Vorgesetzte eine Beurteilung für einen Mitbewerber erstelle. Die
Beurteilung diene ja als Grundlage für die Entscheidung bei der
Vergabe der Stelle nach dem Grundsatz der Bestenauslese.

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig.

Information: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 14/19 vom 3. Dezember 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)
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AUSLAND/061: Justizreformen in Polen - Anwaltsverbände drängen auf Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. Dezember 2019

Justizreformen in Polen: Anwaltsverbände drängen auf Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit



Berlin/Paris (DAV). Der Deutsche Anwaltverein (DAV) sowie die Pariser
und Warschauer Anwaltskammern rufen die polnischen Behörden dazu auf,
das Prinzip der Rechtstaatlichkeit zu achten und die Unabhängigkeit
der Justiz und Selbstverwaltung der Anwaltschaft wieder herzustellen.

Im Zuge eines ersten Treffens im sogenannten "Weimarer Dreieck der
Anwaltschaft" in Paris am 29. November 2019 hat DAV-Präsidentin Edith
Kindermann zusammen mit dem Präsidenten der Warschauer Anwaltskammer,
Mikolaj Pietzrak, sowie der Präsidentin der Pariser Anwaltskammer,
Marie-Aimée Peyron, folgende Erklärung unterzeichnet, die an die
polnischen Behörden adressiert ist.

In der Erklärung zeigen sich die drei Verbände zutiefst besorgt in
Anbetracht der Justizreformen in Polen, die in den vergangenen vier
Jahren umgesetzt worden sind. Diese untergraben nicht nur das Prinzip
der Rechtstaatlichkeit als einer der Stützpfeiler einer demokratischen
Gesellschaft. Sie werden zunehmend auch für Straf- bzw.
Disziplinarmaßnahmen gegenüber Richtern, Staatsanwälten und zuletzt
auch Anwälten genutzt. Seit dem 27. November 2019 hat die
Disziplinarkammer des Obersten Gerichts nun die Kompetenz, alle
Entscheidungen seitens der polnischen Anwaltskammern zu überprüfen -
auch solche, die zur Einstellung des Verfahrens gegen Anwälte geführt
haben. Zuvor konnte die Disziplinarkammer nur solche Entscheidungen
überprüfen, in denen es um die Frage ging, ob ein angebliches
Fehlverhalten einem Anwalt zurechenbar ist. Die neuen Kompetenzen
gehen einher mit der Zuständigkeit des polnischen Justizministers,
Beschwerde gegen eine Entscheidung einer polnischen Anwaltskammer vor
der Disziplinarkammer des Obersten Gerichts einzulegen.

Die drei Verbände planen, ihre Zusammenarbeit im Rahmen des Weimarer
Dreiecks zu vertiefen und die Entwicklungen der Situation in Polen
weiter zu beobachten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 24/19 vom 3. Dezember 2019
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INTERNATIONAL/302: Honduras - Ein halbes Jahrhundert Gefängnis für die Mörder von Berta Cáceres (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Honduras: ein halbes Jahrhundert Gefängnis für die Mörder 
von Berta Cáceres

Von Riccardo Noury, 5. Dezember 2019



Am 3. Dezember verurteilte ein Gericht in Honduras die Mörder der
Umweltaktivistin Berta Cáceres zu 50 Jahren Haft. Berta war 2016 wegen
der Führung der Kampagne gegen das verheerende Agua Zarca
Wasserkraftwerk, das durch einen Großstaudamm das Gebiet des
Lenca-Volkes überflutet hätte, kaltblütig ermordet worden.

Vier Angeklagte, die als physische Täter des Mordes an Berta
identifiziert wurden, sind zu 34 Jahren Haft verurteilt worden. Dazu
kommen jeweils weitere 16 Jahre und vier Monate für den versuchten
Mord an Gustavo Castro, einem mexikanischen Umweltschützer, der sich
im Haus von Berta befand und der den Hinterhalt überlebt hatte.

Zwei weitere Angeklagte, die mit dem Hersteller des Großstaudamms Desa
und einem ehemaligen leitenden Offizier der honduranischen
Streitkräfte in Verbindung standen, wurden zu 30 Jahren Gefängnis
verurteilt.

Berta Cáceres hatte den Civic Council of Popular and Native
Organizations of Honduras (COPINH) gegründet und die Bedrohung durch
illegale Abholzung und Zugeständnisse an Minenunternehmen in den
Heimatgebieten indigener Völker angeprangert.

Damit ist es natürlich nicht getan. Nach drei Jahren fehlen immer noch
die Namen der Personen, die die Ermordung von Berta angeordnet haben,
aber die Mauer der Straflosigkeit ist zumindest durchbrochen.


Die Übersetzung aus dem Italienischen wurde von Evelyn
Rottengatter vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam
erstellt.

Weitere Artikel zum Fall Berta Cáceres:

Mord an der Menschenrechts- und Umweltaktivistin Berta Cáceres
schockiert die Welt

https://www.pressenza.com/de/2016/03/mord-an-der-menschenrechts-und-umweltaktivistin-berta-caceres-schockiert-die-welt/

Honduras: Berta ist nicht gestorben, sie hat sich multipliziert

https://www.pressenza.com/de/2017/03/honduras-berta-ist-nicht-gestorben-sie-hat-sich-multipliziert/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/634: Haftentschädigung für Justizopfer - DAV fordert mindestens 100 Euro pro Hafttag (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. Dezember 2019

Haftentschädigung für Justizopfer: DAV fordert mindestens 100 Euro pro Hafttag



Am Mittwoch, 04. Dezember 2019, steht ein Antrag der Länder Hamburg,
Thüringen und Berlin auf der Tagesordnung des Rechtsausschusses des
Bundesrats. Sie fordern, die Pauschale für die Haftentschädigung auf
50 Euro anzuheben.

Berlin (DAV). Ein Rechtsstaat bemisst sich daran, wie er mit seinen
Fehlern umgeht - und mit den Menschen, die unter diesen Fehlern
leiden. Am 4. Dezember diskutiert der Rechtsausschuss des Bundesrats,
ob die Entschädigung für zu Unrecht Inhaftierte auf 50 Euro angehoben
werden soll. Der Deutsche Anwaltverein (DAV) begrüßt den Vorstoß,
fordert aber, dass Justizopfer mindestens 100 Euro je Hafttag
erhalten.

Der Wert von Freiheit lässt sich materiell nicht quantifizieren. Hat
der Staat einem Menschen diese Freiheit entzogen, muss er aber
versuchen, diesen Verlust zumindest symbolisch aufzuwiegen.

Der DAV hat deshalb bereits 2018 die Initiative der Länder Hamburg und
Thüringen begrüßt, die Haftentschädigungspauschale von 25 Euro auf 50
Euro zu verdoppeln. "Wir sind jedoch der Auffassung, dass die
Initiative der Länder nicht ausreicht", sagt Rechtsanwältin und
Notarin Edith Kindermann, Präsidentin des DAV. Der DAV bekräftigt
deshalb seine Forderung, die immaterielle Entschädigung für zu Unrecht
Inhaftierte auf einen Betrag von mindestens 100 Euro pro Hafttag
anzuheben.

Die derzeitige Entschädigungshöhe von 25 Euro ist deutlich niedriger
als jene in anderen Ländern und bildet im europäischen Vergleich das
Schlusslicht. Für Freiheitsverluste, an denen der Staat nicht schuld
war, haben Betroffene auch in Deutschland in der Vergangenheit sogar
deutlich mehr als die im Antrag geforderten 50 Euro erhalten. In einem
Fall wurde sogar eine zivilrechtliche Entschädigung von 92 Euro pro
Tag gezahlt - und das trotz Mitverschulden des Inhaftierten. Der Staat
darf in der Entschädigungshöhe nicht hinter dem zurückstehen, was
Privatpersonen an Wiedergutmachung zuzumuten ist.

Die fiskalische Belastung des Haushalts beziehungsweise des
Steuerzahlers wäre zudem auch bei angemessener Gestaltung des
Haftentschädigungsrechts gegenüber anderen sozialen Ausgaben eine
vernachlässigbare Größe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 23/19 vom 3. Dezember 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin
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SOZIALRECHT/082: Sportvereine - Kein Unfallversicherungsschutz für Mitglieder bei Baumfällarbeiten (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 2. Dezember 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Sozialrecht

Sportvereine: Kein Unfallversicherungsschutz für Mitglieder bei Baumfällarbeiten



Celle/Berlin (DAV). Das Mitglied eines Sportvereins, das während der
Instandhaltung des Vereinsgeländes einen Unfall erleidet, kann nicht
ohne weiteres einen Arbeitsunfall geltend machen. Gehört die Arbeit zu
den üblichen Pflichten als Vereinsmitglied, etwa im Rahmen
verpflichteter Leistungsstunden, geht dies nicht. Darüber informiert
die Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV).
Sie bezieht sich auf eine Entscheidung des Landessozialgerichts
Niedersachsen-Bremen vom 28. August 2019 (AZ: L 6 U 78/18).

Der Segelflieger wollte mit anderen Mitgliedern des Segelsportvereins
im Rahmen der Winterarbeit einen Baum fällen. Dieser war in die
Landebahn des Flugplatzes hineingewachsen. Dabei wurde er von einem
schweren Ast getroffen und erlitt ein Polytrauma. Der Mann war der
Meinung, es liege ein Arbeitsunfall vor und er stehe unter dem Schutz
der gesetzlichen Unfallversicherung. Er sei als so genannter
"Wie-Beschäftigter" versichert gewesen. Schließlich seien die Arbeiten
sehr gefährlich gewesen und hätten eine besondere Fachkunde erfordert.
Die gesetzliche Unfallversicherung lehnte einen Arbeitsunfall ab. Die
Tätigkeit sei als satzungsgemäße Arbeitsstunde des Vereinsmitglieds zu
bewerten.

Die Klage des Manns scheiterte. Das Baumfällen sei mitgliedschaftlich
und nicht arbeitnehmerähnlich geprägt gewesen. Die Arbeiten hätten den
normalen Pflichten eines Vereinsmitglieds entsprochen. Nach der
Vereinssatzung hätten die Mitglieder 60 Arbeitsstunden pro Jahr unter
anderem für Platz- und Wegearbeiten auszuführen. Dazu gehöre
ausdrücklich auch der Rückschnitt von Büschen sowie das Fällen und
Zersägen von Bäumen. Solche Arbeiten erledigten auch mehrere
Mitglieder zusammen.

Ein Anspruch kann aber dann bestehen, wenn die Tätigkeit eine
Sonderaufgabe ist, so die DAV-Sozialrechtsanwälte. Dafür müsste die
Arbeit aber über die in der Vereinssatzung geregelten Aufgaben
hinausgehen.

Information: www.dav-sozialrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung SozR 08/19 vom 2. Dezember 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)
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VERKEHR/794: Bei Unfallflucht nicht immer Führerscheinverlust (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 6. Dezember 2019

Bei Unfallflucht nicht immer Führerscheinverlust



Hamburg/Berlin (DAV). Wer Unfallflucht begeht, verliert meist auch
seinen Führerschein. Der Fahrer zeigt sich damit ungeeignet, um am
Straßenverkehr teilzunehmen. Dies muss aber nicht immer der Fall sein.
War der Betroffene vorher nicht auffällig und ebenso über einen
längeren Zeitraum nach der Tat nicht, muss der Führerschein nicht
entzogen werden. Eine weitere Ausnahme kann sein, wenn der Fahrer sich
in einer psychischen Ausnahmesituation befunden hat. Die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Hamburg vom
27. Juli 2018 (AZ: 2 Rev 50/18).

Die Frau hatte sich am 24. Juli 2016 unerlaubt von einem Unfallort
entfernt, wo sie einen Schaden von rund 2.000 Euro verursacht hatte.
Im Februar 2017 erhielt sie einen Strafbefehl. Es wurde eine
Geldstrafe angeordnet und der Führerschein eingezogen. Das Amtsgericht
in Hamburg sprach sie jedoch frei. Das Landgericht Hamburg wiederum
verurteilte sie im Januar 2018 und zog erneut den Führerschein ein.
Dagegen wehrte sich die Frau mit Erfolg.

Nach Auffassung des Oberlandesgerichts hätte berücksichtigt werden
müssen, dass die Frau vor der Unfallflucht im Straßenverkehr nicht
auffällig war. Auch fuhr sie seit dieser Unfallflucht seit einem Jahr
und sieben Monaten weiter Auto, ohne auffällig zu werden. Sie habe
sich daher nicht als ungeeignet zum Führen eines Kraftfahrzeugs
erwiesen. Seit der Tat sei eine geraume Zeit vergangen und die Frau
sei nicht mehr auffällig. Hinzu komme, dass sie sich während der Tat
in einer psychischen Ausnahmesituation befunden habe. Sie habe erst
kurz zuvor erfahren, dass ihr in der Türkei lebender Ehemann ins
Krankenhaus eingeliefert worden sei. Sie sei gedanklich und praktisch
mit der Organisation ihrer Reise dorthin beschäftigt gewesen. Auch sei
ein Schaden von rund 2.000 Euro nicht zu hoch.

Information: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 49/19 vom 6. Dezember 2019

Pressedienst der Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht
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VERKEHR/793: "Lappen" weg? Nur bei Verkehrsstraftaten! (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. Dezember 2019

"Lappen" weg? Nur bei Verkehrsstraftaten!

Statement von Rechtsanwältin Lea Voigt, Vorsitzende des Ausschusses Gefahrenabwehrrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)



Fahrverbote und die Entziehung der Fahrerlaubnis sind keine
Universal-Sanktionen für unerwünschtes Verhalten. Zuvor schon für
Steuersünder oder Unterhaltsschuldner diskutiert, werden
führscheinbezogene Sanktionen nun in einem weiteren verkehrsfremden
Bereich erwogen: für Straftäter bei Sportveranstaltungen. So hat es
die Innenministerkonferenz diese Woche im Kontext der Sicherheit von
Fußballspielen auf der Agenda.

Fahrverbote und die Entziehung der Fahrerlaubnis als allgemeine
Sanktionsmöglichkeit jenseits von Verkehrsstraftaten sind abzulehnen -
auch unter dem Aspekt der Gleichbehandlung: Der Berufskraftfahrer wäre
besonders von einer solchen Regelung betroffen. Aber auch die
Pendlerin aus der Provinz träfe diese Konsequenz ungleich härter als
den Großstädter mit guter ÖPNV-Vernetzung. Finanzstarke Täter würden
indes privilegiert: Sie hätten die Möglichkeit, auf Taxi oder
Fahrdienste auszuweichen.

Dabei ist besonders zu bedenken: Menschen, die keine Alternative zum
Auto haben, könnten verleitet werden, ohne Führerschein zu fahren und
damit eine Straftat zu begehen - womöglich ohne zuvor je gegen
verkehrsrechtliche Regeln verstoßen zu haben. Diese rechtliche und
faktische Absurdität muss unbedingt vermieden werden.

 * 

Quelle:

Statement vom 4. Dezember 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)
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STELLUNGNAHME/087: Extinction Rebellion - Klimaschutz ist kein Verbrechen (XR-D)


Extinction Rebellion - Berlin, 02.12.2019

Klima-Aktivist saß zwei Monate in Untersuchungshaft 

Extinction Rebellion: "Klimaschutz ist kein Verbrechen!"



Berlin - Seit dem Morgen des 8. Oktober saß ein Aktivist von Extinction
Rebellion (XR) in Berlin in der JVA Moabit in Untersuchungshaft. Nach dem
Prozess, der Anfang Dezember am Amtsgericht Tiergarten stattfand, wurde er
freigelassen. Extinction Rebellion kritisiert die Haft und erklärt, dass in
Anbetracht der katastrophalen Klimakrise das Mittel des zivilen Ungehorsams
legitim und notwendig ist.

Der Aktivist wurde nach der Räumung der friedlichen Blockade des Potsdamer
Platzes am 8. Oktober 2019 in Gewahrsam genommen. Er wurde beschuldigt,
sich durch ein sogenanntes Lock-on, also eine Befestigungsvorrichtung, an
einer Badewanne der Räumung durch die Polizei widersetzt zu haben. Daher
lautete die Anklage auf Widerstand gegen Vollstreckungsbeamt:innen. Da der
Aktivist seine Identität gegenüber den Behörden nicht preisgab, dauerte die
Untersuchungshaft an. Im Prozess am 2. Dezember 2019 am Amtsgericht
Tiergarten wurde er zu 60 Tagessätzen verurteilt, die er fast vollständig
in der Haft bereits verbüßt hat, und freigelassen. Vor dem Gerichtsgebäude
fand eine Mahnwache der Berliner Ortsgruppe von Extinction Rebellion statt.

"Das Urteil ist aus unserer Sicht unverhältnismäßig hoch", lautet die
Einschätzung des XR-Legalteams. "Es dient nur dazu, die lange U-Haft zu
rechtfertigen. Wir sehen das als Versuch der Justiz, uns von unserem
legitimen und dringend notwendigen Protest abzuhalten. Wir werden uns davon
nicht einschüchtern lassen und weiter gegen die Klimapolitik der
Bundesregierung auf die Straße gehen und uns für den Erhalt der
Lebensgrundlagen aller Tiere und Pflanzen auf unserem Planeten einsetzen."

"Der zweimonatige Freiheitsentzug des friedlichen Aktivisten ist
skandalös", sagt Maximilian Hierhammer aus dem Presseteam von Extinction
Rebellion. "Wir nutzen Aktionsformen des zivilen Ungehorsams, um auf die
existenzielle Klimakrise hinzuweisen, in der wir uns befinden. Ziviler
Ungehorsam ist ein wichtiger Teil der Demokratie. Hier wurde ein
friedlicher Aktivist dafür bestraft, dass er sich für eine bessere Zukunft
für alle eingesetzt hat - und das schon vor einem Prozess. Viele Menschen,
die sich an den Protesten von Extinction Rebellion beteiligen, geben ihre
Identität gegenüber der Polizei an. Aber wir erkennen auch an, dass
Menschen sich entscheiden, das nicht zu tun. Das ist keine Rechtfertigung
dafür, wochenlang eingesperrt zu werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 02.12.2019

Extinction Rebellion

E-Mail: presse@extinctionrebellion.de

Internet: www.extinctionrebellion.de
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SCHACH-SPHINX/07111: Personenbezogene Signatur (SB)


In den 1920er Jahren untersuchten die Psychologen Djakow, Petrowski
und Rudik ein Dutzend Großmeister auf ihren individuellen und damit
einhergehend auf ihren diffenzierenden Spieltyp hin. Interessant ist
nun, daß sie neben der Einteilung in Pedanten und Phantasten bzw. in
positive und poetische Naturen herausfanden, daß im wesentlichen nicht
die kombinatorischen Fähigkeiten den Ausschlag ihrer jeweiligen
Meisterstärke gaben, sondern vielmehr die Befolgung und Anwendung
gewisser Prinzipien, die sie durch eine jahrelange Schmiedearbeit für
sich entwickelt hatten. Die Taktik war also immer nur das technische
Beiwerk einer in strategischen Bahnen geläuterten Spielauffassung. Man
kann daher durchaus von einer charakterlichen Ausprägung sprechen, die
sich durch das Spiel zumal der Großmeister zieht. Gewinnfolgen zu
berechnen, gehört zur Schulung des Verstandes und des Auges. Aber die
Spielführung selbst und das Ersinnen der strategischen Pläne gründen
sich nahezu unverwechselbar auf dem empirischen Wissen von
Einzelpersönlichkeiten, die kein Richtmaß einigen und keine Doktrin
fassen kann. So ist in jeder Partie, wie dominant auch immer, die
Signatur jedes Spielers enthalten. Erst im taktischen Bereich gleichen
sich die Denkprozesse an. Und so ist es auch leicht möglich, die
Gewinnkombination von Schwarz im heutigen Rätsel der Sphinx aus der
Stellung herauszulesen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07111: Personenbezogene Signatur (SB)]



Müllner - Monostori

Fernpartie 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zweckreinheiten sind menschlos geworden im Idealen, das menschlich
Unvollkommene ist greifbar nur im Banalen: Nach 1.f3-f4? folgte 1...c3-
c2+! 2.Kb1xc2 Dd6-c6+ 3.Kc2-d3 Tb8-c8 und Weiß gab auf wegen der
denkbaren Folge 4.Te4-e2 Dc6-c4+ 5.Kd3-d2 Dc4-b4+ 6.Kd2-d3 e5-e4+
7.Te2xe4 Db4-c4+ usw.



Erstveröffentlichung am 16. November 2006

6. Dezember 2019
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SCHULE/586: Soziale Herkunft wird erst nach der Grundschule entscheidend für Bildungserfolg (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 05.12.2019

"Soziale Herkunft wird erst nach der Grundschule entscheidend für
Bildungserfolg": Hintergründe zur PISA-Studie



Die gerade erschienene PISA-Studie bescheinigt den Schülerinnen und
Schülern hierzulande zwar überdurchschnittliche Leistungen. Die Ergebnisse
zeigen aber auch, dass gerade in Deutschland der Schulerfolg im
internationalen Vergleich stärker von der sozialen Herkunft abhängt als in
anderen Ländern. "Dabei wird selten ein empirischer Befund wahrgenommen:
Die Spreizung der Leistungen abhängig von der Herkunft nimmt erst nach der
Grundschule richtig Fahrt auf", erklärt Prof. Dr. Krassimir Stojanov,
Inhaber des Lehrstuhls für Bildungsphilosophie und Systematische Pädagogik
an der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt (KU).

Dies sei erstaunlich, weil eine gängige Erklärung für die Unterschiede
darin bestehe, dass vor allem Kinder mit schlechten Deutschkenntnissen
weniger Erfolg in der Schule hätten. "Demnach müssten die Leistungen aber
bereits in der Grundschule stärker differieren. Die Schere geht aber erst
nach dem Übertritt auf die weiterführenden Schulen richtig auseinander,
danach wird die Herkunft immer wichtiger". Stojanov ist Mitglied einer
Expertengruppe des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, die
derzeit ein Förderprogramm für Forschungsprojekte auf dem Themengebiet
Bildungsgerechtigkeit konzipiert.

Die Unterschiede im Bildungserfolg führt der Wissenschaftler insbesondere
auf das dreigliedrige Schulsystem mit Haupt- bzw. Mittelschule, Realschule
und Gymnasium zurück. "Aus empirischen Untersuchungen wissen wir, dass
insbesondere Gymnasien die elterliche Unterstützung voraussetzen. Zudem
wird bei Übertrittsempfehlungen unbewusst auch nach Herkunft selektiert,
nicht nur nach Leistungen", so Stojanov. Dies erfolge nicht aufgrund
bestimmter Vorurteile, sondern weil man wohl davon ausgehe, dass ein Kind
mit guten Leistungen in der Grundschule nicht erfolgreich in der
weiterführenden Schule sein werde, wenn geringe elterliche Unterstützung
vermeintlich absehbar scheine. "Einige Bildungsforscher sprechen in diesem
Zusammenhang mittlerweile von einer 'Parentokratie' im deutschen
Bildungssystem, in dem die Rolle der Eltern in vielerlei Hinsicht immer
stärker wird."

Zwar erhielten Schülerinnen und Schüler etwa in skandinavischen Ländern
oder Kanada mehr Unterstützung in einem Ganztagessystem. Ganztagesschulen
allein seien jedoch noch nicht hilfreich, wenn sie nicht mit einem
kompetenten pädagogischen Konzept arbeiten würden. "Immer wieder dienen
Ganztagesschulen der reinen 'Aufbewahrung' von Kindern am Nachmittag - das
ist nicht der Sinn der Sache."

Die jüngste PISA-Studie stellt fest, dass hierzulande jeder Fünfte
Schwierigkeiten damit habe, selbst grundlegende Anforderungen an das
Leseverständnis zu bewältigen. Dies etwa an einem gestiegenen Anteil von
Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund fest zu machen, greift
für Stojanov zu kurz: "Statistisch betonen muss man, dass zwar der Anteil
von Kindern mit Migrationshintergrund steigt, dieser ist jedoch nicht
höher als etwa in Kanada. In diesem Land schneiden solche Schülerinnen und
Schüler häufig sogar besser als die einheimischen ab. Das Problem sind
nicht die Kinder, sondern das Schulsystem. Gerade das Bildungssystem neigt
dazu, seine eigenen Defizite nach außen zu delegieren."

Das deutsche Schulsystem sei nach wie vor sehr darauf ausgerichtet, mit
homogenen Klassen umzugehen, Heterogenität hingegen werde als Problem
angesehen. Um Heterogenität begegnen zu können, bräuchte man laut Stojanov
jedoch mehr Personal und eine Lehramtsausbildung, die auf die Arbeit mit
heterogenen Gruppen vorbereitet.

Die grundlegende Kritik am Konzept der PISA-Studie teilt der Forscher
nicht: "Man kann zwar über Detailfragen der Methodik diskutieren, aber die
PISA-Studie verfolgt von Beginn an eine Abkopplung von nationalen
Lehrplänen und orientiert sich an grundlegenden Kompetenzstufen, die
unabhängig von Schulprogrammen definiert sind. Die Studie arbeitet mit
sehr grundlegenden bildungstheoretischen Konzepten - etwa zu
Lesekompetenzen oder Sinnkonstruktion; ähnlich ist es bei mathematischen
und naturwissenschaftlichen Kompetenzen."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, 05.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/257: Ideenkonzept für Kampnagel-Sanierung (Kampnagel)


Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Presseinformation vom 5. Dezember 2019

Ideenkonzept für Kampnagel-Sanierung

Kampnagel neu denken

Erste Ideen für die Sanierung und Weiterentwicklung des internationalen
Produktionszentrums vorgestellt



Kampnagel wird umfangreich modernisiert. Die Stadt plant, die Gebäude
und das Gelände im Rahmen des Mieter-Vermieter-Modells grundlegend zu
sanieren und zu erweitern. Mitte November hat der Bund beschlossen,
die Sanierung Kampnagels mit bis zu 60 Millionen Euro zu unterstützen,
die in gleicher Höhe von der Stadt kofinanziert werden. Mit dieser
Unterstützung kann das internationale Produktionshaus als weltweit
renommiertes Zentrum für aktuelle Kunst unterschiedlicher Sparten
grundlegend weiterentwickelt werden. Die Behörde für Kultur und
Medien, Kampnagel und die städtische Sprinkenhof GmbH haben heute
hierfür erste Ideen präsentiert.

Dr. Carsten Brosda, Senator für Kultur und Medien: "Kampnagel ist das
Zentrum für genreübergreifende, zeitgenössische Kunst in Hamburg mit
internationaler Ausstrahlung. An diesem herausragenden Produktionsort
werden immer wieder wichtige Impulse für unseren gesellschaftlichen
Diskurs gesetzt. Schon lange planen wir, Kampnagel zu sanieren. Mit
der Unterstützung des Bundes können wir das Kampnagel Gelände jetzt
ganz neu denken. Wir möchten hier nicht nur zeitgemäße
Produktionsbedingungen schaffen, sondern diesen historischen Ort noch
weiter in den Stadtteil öffnen und zu einem zentralen Ankerplatz für
Produktionen aus der ganzen Welt entwickeln. Wir wollen damit die
Voraussetzungen dafür schaffen, dass Kampnagel sich auf dem gewohnt
hohen künstlerischen Niveau als Spiel- und Produktionsstätte für die
freie Szene, als Labor für spartenübergreifende Gegenwartskunst und
als Raum für Begegnung der Stadtgesellschaft weiterentwickeln kann."

Prof. Monika Grütters, Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und
Medien: "Die freie Szene spielt in der Kulturlandschaft Deutschlands
eine große Rolle, denn ästhetische Innovationen finden oft außerhalb
etablierter Kulturorganisationen statt. Von diesem Innovationsgeist
profitieren auch die Stadt- und Staatstheater. Nicht zuletzt deshalb
fördern wir Orte der freien Szene - wie hier auf Kampnagel, dessen
Bedeutung weit über Hamburg hinausgeht."

Amelie Deuflhard, Intendantin Kampnagel: "Das historische
Kampnagel-Fabrikgelände hat das Potenzial, ein weiterer
architektonischer Leuchtturm in Hamburg zu werden und als Ort
internationale Strahlkraft zu erlangen. Die umfangreichen finanziellen
Mittel für die Sanierung ermöglichen uns, neue Maßstäbe zu setzen und
beispielgebend zu sein sowohl hinsichtlich der Nutzung industrieller
Bauten als auch für die räumliche Gestaltung eines zeitgenössischen
Spiel- und Produktionsortes. Die anstehende Sanierung ist ein Prozess,
der von innen heraus gestaltet werden muss, in sehr engem Austausch
mit den Mitarbeiter*innen, Künstler*innen, dem Publikum und den
ausführenden Architekten. Wir haben jetzt die Chance bekommen, neue
Räume für künstlerische Visionen zu bauen und ein Zukunftsmodell des
internationalen Theaters für die diverse Stadtgesellschaft zu
entwickeln."

Sabine Stenzel, Kaufmännische Direktorin Kampnagel: "Die hohe
internationale Wahrnehmung Kampnagels als Ort der politischen
Avantgardekunst wird zukünftig auch eine architektonische Entsprechung
finden. Neben einer hohen Funktionalität der Räumlichkeiten und
verbesserter Infrastruktur für Künstler*innen, Publikum und
Mitarbeiter*innen, wird es um die größtmögliche Flexibilität in der
Nutzung hinsichtlich zukünftiger Anforderungen gehen sowie um den
Erhalt der besonderen Atmosphäre eines Ortes, an dem so Vieles möglich
ist. Wir streben an, sowohl hinsichtlich ökologischer Baustandards als
auch in Sachen Barrierefreiheit zukunftsweisende Maßstäbe zu setzen."

Martin Görge, Geschäftsführer Sprinkenhof GmbH: "Um in der
Kulturfabrik Kampnagel auch zukünftig einem breiten Publikum ein
vielfältiges, spartenübergreifendes kulturelles Programm an einem
unkonventionellen Ort anbieten zu können, freuen wir uns, die
Sanierung und Modernisierung realisieren zu können. Diese besondere
bauliche Herausforderung werden wir mit unserer langjährigen Erfahrung
partnerschaftlich auf den Weg bringen und so einen Ort schaffen, der
auch zukünftig den Rahmen für eine renommierte Produktions- und
Spielstätte bildet. Wir hoffen, damit einen bedeutenden Beitrag für
den Standort zu leisten."

Die zum Teil denkmalgeschützten Gebäude und Anlagen auf dem Gelände
der ehemaligen Kranfabrik Kampnagel, auf dem sich seit Anfang der
1980er Jahre das gleichnamige internationale Produktionszentrum
befindet, müssen in den nächsten Jahren grundlegend saniert und
modernisiert werden. Die Stadt Hamburg plant, dies im Rahmen des
Mieter-Vermieter-Modells durch die städtische Sprinkenhof GmbH zu
realisieren, die den grundlegenden Sanierungsbedarf in einem
Vorgutachten ermittelt hat.

Nach einem Beschluss des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestags
beteiligt sich der Bund mit bis zu 60 Millionen Euro an der
Modernisierung Kampnagels. In gleicher Höhe durch die Stadt
kofinanziert, stehen damit bis zu 120 Millionen Euro zur Verfügung.
Damit hat Kampnagel die Möglichkeit, räumlich und konzeptionell eines
der führenden internationalen Produktionshäuser zu werden.

Das renommierte Pariser Architekturbüro Lacaton & Vassal hat vor dem
Hintergrund der industriellen und künstlerischen Geschichte des
Geländes in einer Konzeptstudie Ideen für den Um- und Ausbau der zum
Teil denkmalgeschützten Gebäude und des Geländes entwickelt und die
Machbarkeit der Weiterentwicklung im Bestand geprüft. Auf Grundlage
dieses Konzepts wird es durch die ausführende Sprinkenhof GmbH eine
europaweite Ausschreibung im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens für
die Planungsleistungen geben. Erst im weiteren Zeitverlauf nach
Abschluss der Ausschreibung können Angaben zu Kosten und Zeitplan
gemacht werden.

Die Konzeptstudie für die Sanierung und Erweiterung umfasst mehrere
Bereiche:

- Sanierung des Bestandes und Modernisierung der Gebäude- und
Bühnentechnik auf einen Stand, der für einen modernen Produktions- und
Veranstaltungsort notwendig ist. Dadurch sollen die Arbeitsbedingungen
verbessert und für die Besucherinnen und Besucher die
Aufenthaltsqualität erhöht werden. Ziel sind dabei auch die
Barrierefreiheit und eine höhere Nachhaltigkeit des Gebäudes.

- Neben der Sanierung sieht das Konzept auch den Neubau von zwei
Gebäuden auf dem Gelände vor. Hier sollen unter anderem zusätzliche
Probenräume und temporäre Künstlerwohnungen entstehen, so dass künftig
Gästen aus der ganzen Welt auch günstige und produktionsnahe
Unterbringung geboten werden kann.

- Bessere Proben- und Arbeitsbedingungen für Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sowie für Künstlerinnen und Künstler sind notwendig, um
das hohe künstlerische Niveau zu halten. Mit adäquaten Räumen für
Proben und Produktion sollen Künstlerinnen und Künstler zukünftig auch
vor Ort eigene Produktionen entwickeln können.

- Zudem sieht das Konzept die mögliche Öffnung der Hallen zum
Stadtteil und der während des Sommerfestivals bereits als
"Avant-Garten" genutzten Flächen zum Osterbekkanal vor.

- Auch für Forschung, Bildung und Partizipation sollen neue Räume
geschaffen werden, um mehr interdisziplinäre Formate zu ermöglichen
und ein möglichst breites und diverses Publikum anzusprechen. Hierzu
sollen neben dem neuen Workshop-/ Probengebäude auch sogenannte
Kreativ-Oasen direkt am und auf dem Osterbekkanal realisiert werden.

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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TANZ - PERFORMANCE/255: Essen - "Sizilien und die Spuren der Vergangenheit" von Eszter Salamon, 7.12.2019


PACT Zollverein - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Sizilien und die Spuren der Vergangenheit - Eszter Salamon setzt
"Monument"-Reihe fort


"MONUMENT 0.6: HETEROCHRONIE / Palermo 1559-1920"

Performance / A-Cappella-Oper


FR 06.12. | 20 Uhr


SA 07.12. | 20 Uhr


Uraufführung / Koproduktion


VVK 14 € / erm. 9€; AK 17 € / erm. 12 €

(inkl. VRR-Ticket)



Mit dem jüngstem Werk von Salamons weltweit beachteter
"MONUMENT"-Serie steht am 06.12. die letzte Uraufführung des Jahres
bei PACT an. (Folgeaufführung am 07.12.).

Wie verweben sich einzelne Geschichten zu Geschichte? Und welchen
Nachklang finden einschneidende Ereignisse in der Kultur? 2014 begann
die Choreographin Eszter Salamon unter dem Titel "MONUMENT" an einer
Reihe zu arbeiten, die den Umgang mit Monumenten und die Praxis der
"Neuschreibung" von Geschichte und Tanzgeschichte untersucht. Mit
"MONUMENT 0.6: HETEROCHRONIE / Palermo 1559-1920" präsentiert sie nun
eine neue Arbeit der vielbeachteten Serie als Uraufführung.

Eszter Salamon begreift in ihrer Praxis Choreographie als Möglichkeit,
zwischen verschiedenen Medien wie Sound, Text, Stimme, Bild, Bewegung
und Aktion zu navigieren. Ihre Recherchen für "MONUMENT 0.6:
HETEROCHRONIE / Palermo 1559-1920" (06.12. & 07.12.) führten sie nun
nach Sizilien. Im jüngsten Werk der "MONUMENT"-Serie, mit der die
Choreographin international tourte und auf zahlreichen Festivals
vertreten war, erforscht sie Momente des Umbruchs, ebenso wie den
kulturellen Umgang mit Leben und Tod. Dabei knüpft sie Verbindungen
zwischen den Erinnerungen an die sizilianische Revolution 1848, der
daraus hervorgegangenen Musik und den Mumifizierungsritualen, die in
der Kapuziner-Katakomben Palermos praktiziert wurden. Während sie die
eindrucksvollen Lieder der sizilianischen Revolution singen, lassen
die acht Performer*innen auf der Bühne ein imaginäres Feld zwischen
Vergangenheit und Gegenwart entstehen. "MONUMENT 0.6: HETEROCHRONIE /
Palermo 1559-1920" imaginiert ein Kontinuum zwischen Leben und Tod,
ein Zusammenleben der Lebenden mit den Toten und erschafft daraus
einen eigenen utopischen Körper in Gestalt eines tanzenden,
akustischen Körpers. Durch das Übereinanderlegen verschiedener
historischer Zeitstränge, Praktiken und Erinnerungen ruft Salamons
"A-Cappella-Oper" Erinnerungen an vergangene kollektive Kämpfe auf und
fragt, welche Formen von Widerstand oder Transformationswünschen uns
heute inspirieren.

Eszter Salamon zeigt ihre Soli und Gruppenarbeiten international in
Theatern und Museen sowie im Rahmen von Festivals. Ihre Produktionen
waren im Centre Pompidou (Paris), dem Museum of Modern Art (New York)
und dem Witte de With (Rotterdam) zu sehen, ebenso wie auf der
Ruhrtriennale, dem Kunstenfestivaldesarts (Brüssel), dem steirischen
herbst (Graz), Tanz im August (Berlin) und an zahlreichen Theatern,
wie dem Tanzquartier Wien oder Kampnagel (Hamburg). Bei PACT zeigte
Eszter Salamon u.a. "MONUMENT 0: HAUNTED BY WARS (1913-2013)" im
Rahmen der Ruhrtriennale 2014 und 2015 die Uraufführung des zweiten
Stückes ihrer "MONUMENT"-Serie, "MONUMENT 0.1: Valda & Gus", sowie den
dritten Teil "Wars & Dances" 2017 im SANAA-Gebäude auf Zollverein. Im
Rahmen der Tanzplattform in Deutschland 2018 zeigte sie "MONUMENT 0.5:
The Valeska Gert Monument".

Tickets

Online:

www.pact-zollverein.de

tickets@theater-essen.de

Ticket-Hotline:

+49 (0) 201.81 222 00

An allen VVK-Stellen der Theater und Philharmonie Essen.

Choreographisches Zentrum NRW GmbH wird gefördert vom Ministerium für
Kultur und Wissenschaft des Landes NRW und der Stadt Essen.
Tanzlandschaft Ruhr ist ein Projekt der Kultur Ruhr GmbH und wird
gefördert vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

PACT Zollverein

Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

Telefon: +49 (0)201.289 47 00, Fax +49 (0)201.289 47 01

E-Mail: info@pact-zollverein.de

Internet: www.pact-zollverein.de

www.tanzplattform2018.de
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BODEN/203: Böden in Deutschland sind bunt und vielfältig (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 05.12.2019

Böden in Deutschland sind bunt und vielfältig

Wissenschaftler veröffentlichen Fotobuch über Böden, die im Rahmen der
Bodenzustandserhebung Landwirtschaft am Thünen-Institut untersucht
wurden



Deutschland macht nur 0,3 Prozent der globalen Landfläche aus,
beheimatet aber mehr als die Hälfte aller Bodentypen, die weltweit
vorkommen. Die Bodenkartierer des Thünen-Instituts für
Agrarklimaschutz haben alle diese Bodentypen zu Gesicht bekommen. Sie
haben mehr als 3.000 Böden unter Acker und Grünland in ganz
Deutschland aufgegraben, um sie für die bundesweite
Bodenzustandserhebung Landwirtschaft zu beproben. "Eine Gelegenheit,
die sich nicht jedem Bodenkartierer in Deutschland bietet", erklärt
Roland Prietz, der die Feldarbeiten der Bodenzustandserhebung von 2012
bis 2018 geleitet hat.




[image: Abb.: © Thünen Institut / AK]

Beispiele für Böden in Deutschland: Marschboden im Landkreis
Dithmarschen, Zebraboden (Treposol) im Landkreis Emsland, Braunerde im
Landkreis Stade

Abb.: © Thünen Institut / AK



Jeder Boden, seine Lage in der Landschaft und auch bodenkundliche
Besonderheiten wurden dabei fotografisch festgehalten. So entstand
eine riesige Bilddatenbank mit mehr als 20.000 Fotos. Eine Auswahl
dieser Fotos findet sich in dem neu erschienenen Buch "Unsere Böden
entdecken", das Axel Don und Roland Prietz vom Thünen-Institut
geschrieben haben. Zu den Bodenbildern werden die Entstehung und die
Geschichte der Böden beschrieben.

"Böden haben ein langes Gedächtnis", erklärt Axel Don,
stellvertretender Leiter des Thünen-Instituts für Agrarklimaschutz,
"wenn man Böden richtig lesen kann, erzählt jeder Boden eine
Geschichte." Die Geschichten handeln vom Klima und der Pflanzenwelt
längst vergangener Tage oder davon, wie Böden beackert wurden, um
Nahrungsmittel anzubauen. Neben Klassikern unter den Bodentypen wie
der Braunerde sind in dem Buch auch Exoten abgebildet, wie der
Zebraboden, der durch Tiefpflügen entstanden ist, oder die
Marschböden, die es nur an der Küste gibt. Kleine Textboxen in jedem
Kapitel enthalten Informationen zu bodenkundlichen Besonderheiten.

"Wir wollten kein Lehrbuch schreiben, sondern ein Geschichtenbuch über
Böden", sagt Axel Don. Durch weitgehenden Verzicht auf Fachvokabular
sollen auch Laien von den Bodengeschichten erfahren können. Die
beeindruckende Bodenvielfalt, die die Bodenkartierer gesehen haben,
war der Ausgangspunkt für dieses Buch. Die aufgegrabenen Bodenprofile
sind alle längst wieder sorgfältig zugeschüttet worden. Übrig
geblieben sind, neben einer Menge Daten, die Fotos der Böden. Sie
sollen allen, die nicht im Feld dabei waren, einen Einblick in die
(Unter)Welt der Böden in Deutschland geben.

Das Buch mit dem Titel "Unsere Böden entdecken - Die verborgene
Vielfalt unter Feldern und Wiesen" ist im Springer Verlag erschienen
und ist schon jetzt als E-Book und ab 16. Januar 2020 als Printausgabe
erhältlich. Es hat 145 Seiten, enthält über 100 Bodenfotos und kostet
14,99 (E-book) bzw. 19,99 Euro (Hardcover+ E-book).

Originalpublikation:

"Unsere Böden entdecken - Die verborgene Vielfalt unter Feldern und
Wiesen" 

Axel Don / Roland Prietz

Springer Verlag, 145 Seiten

https://www.springer.com/de/book/9783662597279

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news728476

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 05.12.2019

WWW: http://idw-online.de
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AGRARINDUSTRIE/038: Monsanto finanzierte verdeckt Glyphosat-Studien zur Lobbyarbeit (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Monsanto finanzierte verdeckt Glyphosat-Studien zur Lobbyarbeit

Von Dr. Christina Deckwirth, LobbyControl, 5. Dezember 2019



Nach Recherchen von LobbyControl hat Monsanto in der Debatte um
Glyphosat mit verdeckt finanzierten Studien versucht, die öffentliche
und politische Debatte in Deutschland und der EU zu beeinflussen. Der
Konzern finanzierte dazu zwei Studien des Instituts für Agribusiness
in Gießen. Diese Studien wurden ohne Nennung von Monsanto
veröffentlicht und fanden so Eingang in wissenschaftliche Aufsätze,
Medienberichte und Lobby-Materialien. Der Studienautor hatte noch vor
wenigen Wochen behauptet, die Studien zu Glyphosat seien ohne
Unterstützung durch Dritte entstanden. LobbyControl liegen nun
Protokolle vor, die die Finanzierung durch Monsanto belegen. Bayer als
heutiger Monsanto-Eigentümer räumte LobbyControl gegenüber inzwischen
ein, dass Monsanto die Studien beauftragt und finanziert habe.

Ein Glyphosat-Verbot würde in der EU Wohlstandsverluste in
Milliardenhöhe verursachen. Außerdem sei Glyphosat ökologisch
vorteilhaft. Mit diesen Botschaften warben Monsanto und andere
Glyphosat-Hersteller für die Wiederzulassung des Unkrautvernichters.
Als Beleg dienten dabei zwei Studien vom Institut für Agribusiness
(IAB) aus Gießen. Die Ergebnisse der Studien wurden auch in
anerkannten wissenschaftlichen Journalen publiziert. In keiner der
Veröffentlichungen wurde benannt, dass die Studien von Monsanto
finanziert wurden. Die Studien tauchten deshalb in Medienberichten und
Bundestags-Reden als neutrale Wissenschaft auf.

Ulrich Müller von LobbyControl kritisiert das Verschleiern der
wirtschaftlichen Interessen hinter den Studien:

"Monsanto benutzte Kronzeugen mit Professorentitel, um den eigenen
Botschaften Glaubwürdigkeit zu verleihen und sich mehr Gehör in der
Öffentlichkeit und Politik zu verschaffen. Das Verschleiern der
wirtschaftlichen Interessen erschwert das kritische Hinterfragen und
Einordnen der Studien. Diese Form von verdeckter Einflussnahme ist
inakzeptabel."

Die Ergebnisse der Studien wurden u.a. im Journal für Kulturpflanzen
publiziert. Diese Fachzeitschrift wird vom Julius-Kühn-Institut
herausgegeben, dem Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen. Das
Institut ist eine öffentliche Einrichtung, das dem
Bundeslandwirtschaftsministerium unterstellt ist. Außerdem wird als
Kontakt die Universität Gießen angegeben, an der der IAB-Leiter einen
Lehrstuhl hatte. Es handelte sich aber nicht um Universitätsforschung,
sondern um Auftragsforschung des privaten Institut für Agribusiness.
Das Journal sagte auf Anfrage von LobbyControl, dass die Nicht-Nennung
von Monsanto ihrer Publikationsethik und ihrem Anspruch an
wissenschaftliche Veröffentlichungen widersprächen. Die
Veröffentlichungen sollen geprüft werden. Wenn sich der Verdacht
bestätige, würden die Aufsätze bis zum 31.12.2019 zurückgezogen. "Es
ist gut und wichtig, dass die Aufsätze geprüft werden. Monsantos
Wissenschaftslobbyismus muss nun umfassend aufgeklärt werden", so
Müller weiter.

"Bayer als neuer Monsanto-Eigentümer muss offenlegen, welche
Wissenschaftler und Studien Monsanto für Lobbyzwecke finanzierte",
fordert Müller. "In der Debatte um die erneute Glyphosat-Zulassung
dürfen nicht erneut Studien als neutrale Wissenschaft verwendet
werden, die in Wirklichkeit von der Industrie beauftragt und bezahlt
wurden. Wir erwarten hier eine klare Zusage von Bayer und den anderen
Glyphosat-Herstellern, bei allen Studien im jetzt beginnenden Prozess
zur Wiederzulassung von Glyphosat 2022 die Finanzierung klar zu
benennen." Dies müsse gerade für die Studien gelten, die für die
Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit angefertigt werden.

Bayer steht hier in einer doppelten Verantwortung für Aufklärung zu
sorgen, so Müller. Denn Bayer CropScience war selbst im Vorstand des
IAB-Trägervereins vertreten und arbeitete lange Jahre mit dem Institut
und Prof. Schmitz zusammen.

Auch die Universität Gießen prüft den Fall. Die Universität hat in
ihrer Satzung zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis bislang
keine Regeln zur Angabe von Finanzierungsquellen in der
Auftragsforschung. Der Fall soll nun zum Anlass genommen werden, um
"dahingehende mögliche Anpassungen der Satzung in der Universität zu
diskutieren."

LobbyControl begrüßt das: "Universitäten und
Wissenschaftseinrichtungen haben eine Verantwortung dafür, den
Missbrauch von wissenschaftlicher Reputation für Lobbyzwecke zu
unterbinden. Sie sollten klare Regeln haben, die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler auf die Offenlegung ihrer Finanziers verpflichten.
Dies muss auch bei in Nebentätigkeit durchgeführten
Forschungsprojekten gelten. Private Neben-Institute wie das Institut
für Agribusiness dürfen nicht als Maskerade für interessengeleitete
Auftragsforschung dienen und dabei Reputation und Ressourcen der
Universitäten nutzen."


Hintergrund

Das Institut für Agribusiness, aus dem die Glyphosat-Studien stammen,
ist ein privates Institut, das von dem Gießener Agrarökonomen Prof.
Michael Schmitz in den 1990er Jahren gegründet wurde. Das Institut
konnte Räume von der Universität Gießen mieten und das Renommee der
Universität Gießen für sich nutzen. Formal bestand allerdings keine
Verbindung zur Universität. Aber nach außen wurde die Grenze zwischen
Institut und Universität Gießen vielfach nicht klar gezogen. Bereits
bei der Gründung war ein Mitglied im dreiköpfigen Vorstand ein
Industrievertreter, damals von BASF. Zur Zeit der Glyphosat-Studien
saß ein Vertreter von Bayer CropScience im Vorstand des Instituts.
Bayer war also direkt an der Struktur beteiligt, über die
Auftragsforschung zu Lobbyzwecken als vermeintliche unabhängige
Forschung in die Öffentlichkeit gespeist wurde.

Noch im September 2019 schrieb Prof. Schmitz, der Leiter des IAB, auf
Anfrage von LobbyControl, die Glyphosat-Studien seien ohne finanzielle
Beteiligung durch Dritte entstanden. LobbyControl liegen nun
Protokolle des IAB-Trägervereins vor, nach denen beide Studien durch
Monsanto finanziert wurden.

Im Dezember 2019 plant die Glyphosate Task Force (GTF2), das
Konsortium der Glyphosat-Hersteller, den Antrag auf Wiederzulassung
von Glyphosat in 2022 zu stellen. Eine erste Webseite der GTF2 ist
bereits online [1], die volle Webseite soll im Dezember 2019 folgen.
Dort ist auch eine Rubrik "Benefits of Glyphosate" vorgesehen. In der
letzten Zulassungsrunde wurden in dieser Rubrik die Studien des IAB
als Quellen benutzt, ohne die Finanzierung durch Monsanto
offenzulegen.

Es ist nicht der erste heikle Fall von Wissenschaftslobbyismus durch
Monsanto. In den USA und Frankreich gab es bereits mehrere
ausführliche Berichte, wie Monsanto über Wissenschaftler versucht hat,
die öffentliche Meinung pro Glyphosat und pro Gentechnik zu
beeinflussen. Die Wissenschaftler wurden offiziell als unabhängig
dargestellt, erhielten aber vorformulierte Textentwürfe und
Projektgelder. Nun gibt es Belege, dass Monsanto auch in Deutschland
in größerem Umfang verdeckt Wissenschaftler finanziert und deren
Forschungsergebnisse zu Lobbyzwecken verwendet hat. In früheren
Berichten über Monsantos Verbindungen zu Wissenschaftlern tauchte
bereits der Toxikologe Helmut Greim auf.


Über die Autorin

Dr. Christina Deckwirth, Politikwissenschaftlerin, vertritt
LobbyControl in deren Berliner Büro gegenüber Politik und Medien.

Weitere Details
zu dem Fall finden Sie auf der LobbyControl-Webseite:

Verdeckte Finanzierung: Monsantos Lobbystudien zu Glyphosat

http://www.lobbycontrol.de/2019/12/monsanto-glyphosatstudien

Für Wissenschaftslobbyismus von Monsanto in den USA siehe u.a. den
Bericht der New York Times von 2015: Food Industry Enlisted Academics
in GMO Lobbying, Emails show

https://www.nytimes.com/2015/09/06/us/food-industry-enlisted-academics-in-gmo-lobbying-war-emails-show.html

Zu Greim und den französischen Enthüllungen über die "Monsanto Papers"
siehe etwa einen Bericht der Zeit: Hat Monsanto Wissenschaftler
gekauft?

https://www.zeit.de/wissen/umwelt/2017-10/glyphosat-monsanto-wissenschaftler-bestechung-eu-kommission/

Erstveröffentlichung:

https://www.lobbycontrol.de/2019/12/monsanto-finanzierte-verdeckt-glyphosat-studien-zur-lobbyarbeit/


Anmerkung:


https://glyphosate.eu/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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ASIEN/131: Klimawandel bedroht bei indischen Subsistenzbauern ein Drittel des Wohlstands (idw)


Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
gGmbH - 05.12.2019

PM des MCC: Klimawandel bedroht bei indischen Subsistenzbauern ein
Drittel des Wohlstands



Rund 1,4 Milliarden Menschen leben derzeit in Indien, dem nach
Bevölkerung zweitgrößten Land der Erde, davon 270 Millionen unterhalb
der Armutsgrenze - überwiegend in ländlichen, landwirtschaftlich
geprägten Gegenden. Wenn der globale Klimawandel nicht durch
ambitionierte Politik begrenzt wird, könnte er vor allem den Wohlstand
von armen, im Agrarsektor beschäftigten Indern schmälern und sie gegen
Ende dieses Jahrhunderts ein Drittel ihres Konsums kosten. Das ist das
Ergebnis einer aufwendigen statistischen Analyse unter Federführung
des Berliner Klimaforschungsinstituts MCC (Mercator Research Institute
on Global Commons and Climate Change).

Die Studie wurde jetzt in der Fachzeitschrift Economics of Disasters
and Climate Change veröffentlicht. Für die Untersuchung hat das
Autorenteam zunächst aus historischen Daten errechnet, wie der Konsum
in ländlichen Gegenden Indiens gemeinhin mit den örtlichen Werten von
Temperatur und Niederschlag zusammenhängt. Basis sind zwei Erhebungen
mit hoher geografischer Auflösung: die Indien-Daten des Europäischen
Zentrums für mittelfristige Wettervorhersage sowie die repräsentative
Panel-Umfrage India Human Development Survey, die in zwei Wellen
2004/05 und 2011/12 rund 42 000 repräsentativ ausgewählte Haushalte
nach ihrer sozialen und wirtschaftlichen Lage befragte.

"Dabei kommt zum Beispiel heraus, dass arme indische Bauern von einem
heißeren Frühjahr und einem trockeneren Sommer empfindlich getroffen
werden, ein milderer Winter hingegen positiv auf den Konsum wirken
kann", berichtet Barbora Sedova, Leitautorin der Studie und Forscherin
in der MCC-Arbeitsgruppe Wirtschaftswachstum und menschliche
Entwicklung. "Unsere Untersuchung zeigt aber auch, dass Haushalte
oberhalb der Armutsgrenze im Hinblick auf Temperatur und Niederschlag
wesentlich robuster sind. Sie können negative Einflüsse besser
ausgleichen, etwa durch Zugang zu Bankkrediten oder Rückgriff auf
Vermögen und Landbesitz."

In einem zweiten Schritt kombinierte das Forscherteam schließlich die
ermittelten statistischen Zusammenhänge zwischen Wetter und Konsum mit
dem Repräsentativen Konzentrationspfad RCP8.5 des Weltklimarats IPCC.
Bei diesem im jüngsten IPCC-Sachstandsbericht präsentierten 
"Business-as-usual-Szenario", in dem die globale Klimapolitik keine 
weiteren ambitionierten Maßnahmen beschließt, steigt die globale
Mitteltemperatur im Verlauf des 21. Jahrhundert um 3,7 Grad.

"Bei den aus diesem Szenario resultierenden örtlichen Temperaturen und
Niederschlägen läge der Konsum indischer Subsistenzbauern gegen Ende
des 21. Jahrhunderts um ein Drittel niedriger als in einer Welt ohne
Klimawandel", fasst Sedova das Kernergebnis der Studie zusammen.
"Dagegen könnten die Haushalte oberhalb der Armutsgrenze ihren Konsum
um 3 Prozent steigern." Die Angaben beziehen sich nur auf den
Klimawandel, unabhängig vom allgemeinen Wohlstandsgewinn durch
Wirtschaftswachstum, betont Sedova. "Wie der Klimawandel die
Ungleichheit innerhalb eines Landes beeinflusst, wurde bislang kaum
ausgeleuchtet - entsprechende Studien konzentrierten sich auf die
Ungleichheit zwischen verschiedenen Ländern."

Originalpublikation:

Sedova, B., Kalkuhl, M., Mendelsohn, R., 2019, Distributional Impacts
of Weather and Climate in Rural India, Economics of Disasters and
Climate Change

https://dx.doi.org/10.1007/s41885-019-00051-1

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mcc-berlin.net

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news728511

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1851
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Mercator Research Institute on Global Commons and Climate Change (MCC)
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FORSCHUNG/803: Neue Klimadaten dank kompaktem Alexandritlaser (idw)


Fraunhofer-Institut für Lasertechnik ILT - 05.12.2019

Neue Klimadaten dank kompaktem Alexandritlaser



Höhere Atmosphärenschichten werden für Klimaforscher immer
interessanter. Bereiche oberhalb von 40 km sind allerdings nur mit
Höhenforschungsraketen direkt zugänglich. Ein LIDAR-System (Light
Detection and Ranging) mit einem diodengepumpten Alexandritlaser
schafft jetzt neue Möglichkeiten. Wissenschaftler des
Leibniz-Instituts für Atmosphärenphysik (IAP) und des
Fraunhofer-Instituts für Lasertechnik ILT entwickeln ein System, das
leicht zu transportieren ist und autark arbeitet. Damit kann in
Zukunft ein LIDAR-Netzwerk kontinuierlich und weiträumig Daten aus der
Atmosphäre liefern.

Der Klimawandel ist in diesen Tagen ein heißes Thema. Eine wichtige
wissenschaftliche Grundlage zum Verständnis der Phänomene sind valide
Modelle zur Temperatur- und Windverteilung in der Atmosphäre.
Messungen in der oberen Stratosphäre bis zur Thermosphäre (30-120 km)
sind dabei nur schwer zu erfassen. Ein bodengestütztes LIDAR-System
bietet nun einen neuen Zugang.

Seit den neunziger Jahren leistet das IAP in Kühlungsborn mit
selbstentwickelten LIDAR-Systemen Pionierarbeit in der Erforschung der
Mesosphäre. Mit einem blitzlampengepumpten Alexandritlaser füllte das
System allerdings einen kompletten Schiffscontainer. Sein Einsatz war
auch durch hohen Energieverbrauch und eine komplexe Justage limitiert.

Durchbruch mit einem diodengepumpten Alexandritlaser

In langjährigen bilateralen Projekten und mit einer Förderung durch
das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt DLR im Projekt ALISE
haben die Experten vom IAP gemeinsam mit dem Fraunhofer ILT in Aachen
ein neues LIDAR-System entwickelt. Es hat die Größe einer
Waschmaschine und arbeitet dank des innovativen Laserdesigns praktisch
wartungsfrei. Neben dem Volumen wurde auch der Energieverbrauch um den
Faktor 100 gesenkt und liegt jetzt unter 500 Watt.

Kernstück des neuen Systems ist ein diodengepumpter Alexandritlaser,
der am Fraunhofer ILT entwickelt wurde. Das System liefert Pulse mit
bis zu 1,7 mJ bei 500 Hz Repetitionsrate und bietet damit eine hohe
räumliche sowie zeitliche Auflösung. Mit einer Puls-zu-Puls-Stabilität
von 0,2 Prozent und einer hohen Strahlqualität (M² besser als 1,1)
sind präzise Messungen in den anvisierten Höhen möglich. Besonders
wichtig für die LIDAR-Anwendung ist zudem die geringe Linienbreite von
unter 4 MHz, die der Laser im gepulsten Einzelfrequenzbetrieb liefert.

Im Rahmen des DLR-Projekts haben Experten bei Airbus die
Weltraumtauglichkeit des Lasers bewertet. Das Gesamtsystem wurde
erfolgreich auf Laborlevel getestet und auf das Technology Readiness
Level (TRL) 4 eingestuft. Die Komponenten des Lasers, die kompatibel
mit der am Fraunhofer ILT entwickelten FULAS-Plattform für Laser im
Weltraumeinsatz sind, erfüllen sogar TRL 6 - was einer Validierung
unter realistischen Einsatzbedingungen entspricht.

Mit 3D-Druck zum LIDAR-Netzwerk

Die ersten zwei Generationen des neuen Alexandritlasers waren noch
Laboraufbauten, mit denen bereits Messergebnisse aus der Atmosphäre
gewonnen wurden. Die dritte Generation ist kompakter und angepasst für
die Integration in ein transportables System für den Außeneinsatz.

Außerhalb des Lasers wurde zur Halterung der optischen Komponenten
eine neue Technologie angewandt, die zum Patent angemeldet ist: Die
Optiken werden dabei in spezielle Kunststoffhalter geklemmt. Diese
sind Teile ganzer Module, die mit einem 3D-Drucker besonders
kostengünstig hergestellt werden. Die Module sind in einen
Instrumententräger integriert, der sich ebenfalls zu großen Teilen
additiv fertigen lässt.

Das erste der kompakten LIDAR-Systeme bauten die Wissenschaftler im
Oktober 2019 auf. Bis Ende 2020 werden drei weitere Systeme
fertiggestellt. Ziel ist der Aufbau eines Netzwerks von LIDAR-Systemen
für das VAHCOLI-Projekt - VAHCOLI steht dabei für »Vertical And
Horizontal COverage by LIdar«. Mit dem LIDAR-Netzwerk sollen in dem
Projekt erstmals dreidimensional zeitaufgelöst Wind- und
Temperaturfelder in der mittleren Atmosphäre vermessen werden.

Weltweit sind Messkampagnen geplant

Für die weitere Entwicklung der LIDAR-Systeme mit dem Alexandritlaser
wurde am IAP im September 2019 eine neue Halle eingeweiht. Dort lassen
sich nicht nur mehr Systeme der VAHCOLI-Reihe bauen, sondern auch
weiterentwickelte Strahlquellen vom Fraunhofer ILT - zum Beispiel mit
einem erweiterten Wellenlängenbereich für UV-Messungen - erproben.

Mit dem am IAP entwickelten Verfahren für Temperaturmessungen anhand
von Eisenatomen (386 nm) wurden erstmals Temperaturen im polaren
Sommer in der Antarktis genau bestimmt. Aufgrund der Möglichkeit, die
Wellenlänge des Lasers über einen weiteren Bereich (ca. 720-810 nm)
durchzustimmen, lassen sich zukünftig viele weitere wichtige
Mess-Wellenlängen erreichen.

Gegenwärtig wird mit den kompakten LIDAR-Systemen die Kaliumlinie bei
770 nm für die Messungen in der Atmosphäre genutzt. Damit sind
Messkampagnen unter anderem in den Polarregionen geplant. Mit der
neuen, besonders stabilen Lasertechnik wird darüber hinaus eine
Vielzahl von Messungen möglich, zum Beispiel auf Flugzeugen, um die
Verteilung von Vulkanstaub in der Atmosphäre zu messen oder
mittelfristig auch satellitenbasiert, um globale Klimadaten zu
sammeln.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ilt.fraunhofer.de/

https://www.iap-kborn.de/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news728491

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution160
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STIMMEN/158: Halbzeitbilanz zur UN-Klimakonferenz - Lieber keine als schlechte Ergebnisse (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. Dezember
2019

NABU-Halbzeitbilanz zur Klimakonferenz: Lieber keine als schlechte
Ergebnisse

Krüger: Erfolge bei Eindämmung von Treibhausgasen noch nicht erkennbar



Madrid - Der NABU und seine Jugendorganisation NABU ziehen eine
verhaltene Halbzeit-Bilanz zur 25. UN-Weltklimakonferenz, die unter
chilenischem Vorsitz in Madrid stattfindet. Nach der ersten
Verhandlungswoche ist noch nicht erkennbar, wie die Klimaziele aus dem
Pariser Abkommen erreicht werden können.

NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger: "Das wichtigste Verhandlungsthema
der diesjährigen Klimakonferenz sind die Regeln für ein
Emissionshandelssystem. Bisher liegen noch Optionen auf dem Tisch, die
sowohl den Transfer alter Zertifikate aus dem Kyoto-Protokoll als auch
Doppelzählungen von Emissionsminderungen in mehreren Ländern
ermöglichen. Das Offenhalten beider Möglichkeiten gefährdet das Ziel,
die globalen Treibhausgas-Emissionen wie erforderlich einzudämmen.
Keine der diskutierten Optionen ist tatsächlich ein Hebel, um die
Erderhitzung auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen, wie 2015 im Pariser
Abkommen beschlossen."

Die Verabschiedung eines Kompromisses, der nicht sicherstellt, dass
Handelsmechanismen tatsächlich zu Absenkungen der gesamten globalen
Treibhausgas-Emissionen beitragen, muss in der kommenden Woche
unbedingt verhindert werden. NABU-Klimaexperte Sebastian Scholz:
"Einmal beschlossene Regeln sind für die nächsten Jahre gültig und
können im schlechtesten Fall über Jahre hinweg für den Anstieg von
Treibhausgasemissionen sorgen. Als Erfolg wird Ende der nächsten Woche
nur gewertet werden können, wenn gute Regeln verhandelt werden. Lieber
keine als schlechte Ergebnisse."

Kurz vor Beginn der zweiten Woche unter Anwesenheit vieler
Ministerinnen und Minister und Regierungschefs irritieren
Ankündigungen der neuen EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der
Leyen, dass die europäischen Klimaschutzziele erst im Oktober des
kommenden Jahres erhöht werden sollen. Wenn es tatsächlich so käme,
sei die EU viel zu spät dran, um die Klimaschutzziele bei der
kommenden Klimakonferenz in Glasgow einzubringen. NAJU-Klimaexpertin
Janine Wohlers: "Damit würde die EU den Prozess zur Steigerung der
weltweiten Klimaschutzambitionen torpedieren und schwer beschädigen.
Das ist inakzeptabel. Deshalb haben sich die europäischen Jugendlichen
vernetzt, um die Verschärfung der Klimaziele voranzutreiben! Nächste
Woche, zur Vorstellung des Green Deals der EU, werden wir genau
hinschauen, wann welche Klimaziele verabschiedet werden sollen."

Mehr Infos:

www.nabu.de/COP25

 * 
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BILDUNG/3423: Hamburg, 11.12. - Schadstoffe in Innenräumen (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg e.V. - 2. Dezember 2019

Schadstoffe in Innenräumen

Kostenloser Vortrag in der Verbraucherzentrale



Den größten Teil des Lebens verbringen Menschen in Innenräumen und
besonders viel Zeit in der eigenen Wohnung. Doch leider ist saubere
Luft in Wohnräumen keine Selbstverständlichkeit. Schädliche Stoffe aus
Wandfarben, Bodenbelägen und Möbeln, aber auch Spielzeug oder
Elektrogeräte sowie Feuchteschäden und Staub können die Raumluft
belasten und körperliche Beschwerden nach sich ziehen. In einem
kostenlosen Vortrag der Verbraucherzentrale Hamburg erhalten
Interessierte einen Überblick zum Thema und praktische Tipps für den
Alltag.

Die Teilnehmer der Veranstaltung erfahren, welche Arten von Emissionen
es in Innenräumen gibt, woher sie stammen können und welche Gefahren
damit verbunden sind. Darüber hinaus werden Maßnahmen vorgestellt, mit
denen sich die Schadstoffbelastung gänzlich vermeiden oder zumindest
reduzieren lässt.

Termin:

Mittwoch, 11. Dezember 2019,

16.00 bis 17.30 Uhr

Referent:

Tristan Jorde, Diplom-Ingenieur und Umweltberater

Ort:

Verbraucherzentrale Hamburg

Kirchenallee 22, Ecke Ernst-Merck-Straße

Kosten:

unentgeltlich

Anmeldung:

erforderlich unter www.vzhh.de

oder Tel. (040) 24 832-108

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.12.2019

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Tel. (040) 24832-0, Fax (040) 24832-290

E-Mail: info@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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